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  GEFAHR/013: Brandsatz Fukushima - vom eingesperrten Sonnenlicht ... (SB)


  

  Verhältnisse im zerstörten Akw Fukushima Daiichi sind nicht unter Kontrolle


  Katastrophenbewältigung erzeugt immer neue Katastrophen


  
    [image: Grafische Darstellung der Strahlenausbreitung von Fukushima im gesamten Pazifischen Ozean, hinterlegt mit dem Symbol für Radioaktivität und der Überschrift: 'Noch 10 Jahre?' - Grafik: © 2013 by Schattenblick]


    Brandsatz Fukushima

    Grafik: © 2013 by Schattenblick

  


  Mit einer seeseitig errichteten Stahlspundwand wollte die Betreibergesellschaft Tepco die permanente radioaktive Kontamination des Pazifischen Ozeans durch das zerstörte Atomkraftwerk Fukushima Daiichi begrenzen. Der Schuß ging nicht einfach nur nach hinten los, man hat sich damit selbst in den Fuß geschossen. Noch vor der Kaimauer des Hafenbeckens errichtet, sollte die knapp 800 Meter lange, 30 Meter tief in den Boden gerammte Stahlwand verhindern, daß täglich rund 400 Tonnen (t) Grundwasser, die in die sprichwörtlich fundamental zerstörten vier der sechs Reaktorgebäude eindringen und dort mit hochradioaktiven Partikeln angereichert werden, ungehindert unterirdisch ins Meer strömen.


  Über Brunnen, die landseitig vor der Stahlwand angelegt wurden, sollte das aufgestaute, verstrahlte Grundwasser abgepumpt werden, so daß es dekontaminiert und anschließend ins Meer entlassen werden konnte. Wie berichtet, hat sich das Wasser als zu salzhaltig für die Dekontaminationsanlage erwiesen. Zudem war die Menge an Grundwasser größer und stärker strahlend als angenommen - ein Hinweis darauf, daß auch die Zahlenangabe 400 t pro Tag untertrieben sein könnte. [1]


  Aufgrund der Zunahme an radioaktiv verstrahltem Grundwasser müssen nun weitere Tanks gebaut werden, berichtete Naohiro Masuda, der von Tepco für die Dekontamination des Akw Fukushima Daiichi eingesetzte Direktor, im vergangenen Monat auf einer Pressekonferenz. [2]


  Tepco hat nicht die Erlaubnis, verstrahltes Wasser ins Meer zu leiten. Deshalb sah sich das Unternehmen genötigt, nun einen eigenen kleinen Kreislauf aufzubauen: Es pumpt das abgefangene Grundwasser zurück in die havarierten Meiler! Da dieses Wasser, das die Meiler quasi schon einmal durchströmt hat, aber inzwischen besonders salzhaltig ist, fördert es die Korrosion der Stahleinrichtungen in der Anlage. Daraus ergeben sich weitere, sicherheitsrelevante Probleme. So könnten deswegen Rohrverbindungen rascher korrodieren, bersten und Radioaktivität freigeben.


  Als die Feuerwehr nach Beginn der Fukushima-Katastrophe am 11. März 2011begann, als letzten Notbehelf Meerwasser in die havarierten Reaktoren zu pumpen, damit sich dort keine Explosion des Nuklearmaterials ereignet, warnten Experten vor den Folgen, die sich insbesondere aus der wachsenden Salzverkrustung der meerwassergekühlten Brennstäbe ergeben. Ausgerechnet durch die Kühlung würde also die Kühlung geschwächt.


  Fast fünf Jahre nach Beginn der Fukushima-Katastrophe sind die Kraftwerksblöcke 1 bis 3 alles andere als unter Kontrolle. Sie müssen noch immer gekühlt werden. Tag für Tag werden die drei Meiler mit rund 325 t Wasser geflutet, das aber nicht aus dem Meer, sondern aus dem oberhalb der Meiler abgepumpten Grundwasser entnommen wird. Außerdem wird das Kühlwasser, das durch eine Dekontaminationsanlage gelaufen ist und mit Ausnahme des Tritiums weitgehend von Radionukliden gereinigt sein soll, erneut zur Kühlung verwendet.


  In Anbetracht der langen Fristen von vielen Jahrzehnten, die für die Sicherung und den Rückbau des zerstörten Akw Fukushima Daiichi geplant sind, ist die zusätzliche Korrosionsgefahr nicht zu unterschätzen. Tepco hat sogar eigens das Beckenwasser in den Blöcken 2, 3 und 4 mit mobilen Anlagen entsalzt, um die Korrosionsgefahr zu verringern. Jetzt wird erneut Meerwasser in die Gebäude gepumpt. Da auf dem Akw-Gelände bereits Entsalzungsanlagen permanent im Einsatz sind, ist damit zu rechnen, daß Tepco es zu keinem Dauerzustand werden läßt, Grundwasser vor der Stahlspundwand abzupumpen und in die Reaktorgebäude zu leiten.


  Dennoch zeigt ein solches Einzelbeispiel aus der mutmaßlichen Bewältigung der Dauerkrise, daß ein (vielleicht gar nicht so kleiner) Teil der von dem Unternehmen verbreiteten Fortschritts- und Erfolgsmeldungen darin besteht, technisches wie menschliches Versagen, Konzeptlosigkeit ebenso wie konzeptionelle Fehleinschätzungen mit einem immer größeren Aufwand korrigieren zu müssen.


  Der Versuch, das nukleare Feuer zu bändigen, erinnert frappant an den sagenhaften Versuch, das Sonnenlicht einsperren zu wollen ... es ist zweifellos schon besorgniserregend genug, sich vorzustellen, was Tepco erklärtermaßen noch nicht unter Kontrolle gebracht hat. Aber noch viel mehr Anlaß zur Besorgnis bietet das, was das Unternehmen meint, unter Kontrolle gebracht zu haben ...


  

  Fußnoten:


  [1]http://schattenblick.de/infopool/umwelt/brenn/ubge0012.html


  [2]http://mainichi.jp/english/articles/20151231/p2a/00m/0na/022000c
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  KOHLEALARM/230: Klimakampf und Kohlefront - Augenwischerei ... (BUND NRW)


  

  BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 4. Januar 2016


  Quecksilber aus Kohlekraftwerken: BUND fordert Genehmigungs-Stopp für Datteln und Lünen



  Düsseldorf, 04.01.2016 | Anlässlich der Veröffentlichung der aktuellen Ökopol-Quecksilber-Studie durch die Grüne Bundestagsfraktion fordert der NRW-Landesverband des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) die Behörden auf, keine neuen Kohlekraftwerke mehr zu genehmigen. Dies gelte insbesondere auch für das Eon/Uniper-Steinkohlekraftwerk Datteln 4. "Der aufgrund der BUND-Klagen von den Gerichten gestoppte Neubau Datteln 4 würde keineswegs die strengeren US-amerikanischen Grenzwerte für Quecksilberemissionen einhalten", sagte der stellvertretende BUND-Landesvorsitzende Thomas Krämerkämper. "Der Neubau würde gegenüber den Altkraftwerken sogar deutlich mehr Quecksilber ausstoßen."


  In der Ökopol-Studie war das inzwischen abgeschaltete Altkraftwerk Datteln 1-3 als einziges Steinkohlekraftwerk in Deutschland genannt, welches laut Angaben des damaligen Betreibers Eon in 2013 die weitaus strengeren US-amerikanischen Quecksilbergrenzwerte einhielt. An dem Beispiel des Quecksilbers wird nach Ansicht des BUND somit deutlich, dass der mittels Klagen aufgehaltene Neubau Datteln 4 weitaus dreckiger ist, als das abgeschaltete Alt-Kraftwerk Datteln 1-3, das es angeblich bloß ersetzen sollte. Das "Märchen von der Umweltentlastung durch den Ersatz von Alt-Kraftwerken" könne damit nicht mehr aufrechterhalten werden.


  Auch durch weitere technische Minimierungsmaßnahmen können nach BUND-Auffassung die europarechtlichen Vorgaben zur Einstellung von Quecksilbereinträgen in die Gewässer bis 2028 nicht erfüllt werden. "Hier hilft nur, keine Neu-Kraftwerke mehr zu genehmigen und die dreckigsten existierenden Kohlemeiler abzuschalten", so der BUND-Experte Krämerkämper. Dies gelte zum Beispiel auch für das Trianel-Kohlekraftwerk Lünen, gegen das der BUND ebenfalls prozessiert. Trotz Verbesserungen gegenüber anderen Projekten, führe auch dieses Kraftwerk zu weiteren zusätzlichen Quecksilbereinträgen in die Umwelt.


  Die NRW-Kohlekraftwerke stießen im Jahr 2013 mehr als 2.160 Kilogramm des Nervengiftes Quecksilber aus. Das sind mehr als 40 Prozent der bundesweiten Quecksilberemissionen durch Kraftwerke.


  *


  Quelle:

  Presseinformation, 04.01.2016
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  RAUBBAU/090: Fracking nicht mit uns - Atempause ... (Pressenza)


  

  Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin


  Umstrittenes Fracking-Gesetz tritt erst nach 2017 in Kraft


  von Sabine Bock, 5. Januar 2016



  Witten - 05.01.2016. Mitglieder der Bürgerinitiative STOP Fracking haben mit den für Witten zuständigen Bundestagsabgeordneten Dr. Ralf Brauksiepe (CDU) und Ralf Kapschack (SPD) gesprochen. Die Bürgerinitiative wollte sich bei beiden Politikern für ein umfassendes Fracking-Verbot einsetzen. Die Bundesregierung hatte Rechtsänderungsgesetze zur Ermöglichung von Fracking auf den Weg gebracht. Ein Inkrafttreten der Gesetze sollte verhindert und ein umfassendes Fackingverbot erreicht werden.


  "Die Gespräche verliefen in großer Offenheit und geprägt von gegenseitigem Respekt. Ralf Kapschack kann Fracking im Moment nicht verantworten. Fracking sollte aus seiner Sicht auf absehbare Zeit verboten sein, wenn Chemikalien dabei zum Einsatz kommen", erläutert Richard Stanek das erste Gespräch. "Leider befürwortet Herr Kapschack (SPD) Forschungsbohrungen. Es ist nicht einzusehen, warum die Gasförderung mit der umstrittenen Fracking-Technologie mit Steuermitteln erforscht werden soll, wenn aus Klimaschutzgründen das geförderte Gas nie verbrannt werden sollte", resümiert Richard Stanek von der Bürgerinitiative STOP Fracking das erste Gespräch.


  Eindeutiger äußerte sich Dr. Brauksiepe auf die Fragen der Bürgerinitiative STOP Fracking. "Aus Sicht von Herrn Dr. Brauksiepe (CDU) ist das Thema Fracking in dieser Legislaturperiode vom Tisch. Der Gesetzentwurf wird aus seiner Sicht bis September 2017 nicht mehr behandelt werden. U. a. die im Gesetz geplante Kommission zur Entscheidung über umstrittene Bohrungen im Schiefergestein und im Kohleflöz flacher als 3000 Meter sei nicht akzeptabel. Dr. Brauksiepe will diese wichtigen Entscheidungen im Parlament beraten und abstimmen und nicht einer Kommission überlassen", erläutert Melanie Kalle von der Bürgerinitiative STOP Fracking. "Zudem hat uns gefreut, dass Herr Dr. Brauksiepe Fracking, wenn überhaupt, nur als Zwischenlösung akzeptieren könnte," fasst Melanie Kalle die Gespräche zusammen. Aus Sicht der Bürgerinitiative wird durch die Weiterentwicklung der regenerativen Energien das mit Fracking gewonnene Gas noch nicht einmal als Zwischenlösung benötigt.


  Die Bürgerinitiative "STOP Fracking - Bürgerinitiative Witten für sauberes Wasser" ist mit den Ergebnissen der Gespräche sehr zufrieden. "Unser kontinuierlicher Kampf gegen Fracking trägt erste Früchte. Wir können bis zur nächsten Bundestagswahl im Herbst 2017 etwas aufatmen und neue Kräfte sammeln, um Fracking dann endgültig zu stoppen. In der Zwischenzeit werden wir selbstverständlich weiter Aktionen machen und Unterschriften sammeln", schließt Melanie Kalle von der Bürgerinitiative STOP Fracking.


  

  Über den Autor


  Sabine Bock ist Sportfachwirtin, Vereinsmanagerin, Kommunalpolitikerin und freiberufliche Journalistin mit Abschluss der Freien Journalisten Schule in Berlin. Sie ist als Sozialdemokratin in der Bezirksverordnetenversammlung von Berlin in Treptow-Köpenick. Ihre journalistischen Themenschwerpunkte sind regional bezogen auf die Gebiete Schule, Bildung und Sport sowie international auf Themen wie die Einhaltung der Friedens- und Menschenrechte, den Umweltschutz und die Ökologie. Aktiv ist sie auch im Solidaritätskomitee "Ecua Soli". Sie schreibt für Pressenza Berlin sowie SPD-Zeitungen.


  

  Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

  http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


  

  Weitere Informationen:

  STOP Fracking - Bürgerinitiative Witten für sauberes Wasser

  www.gegen-gasbohren.de/initiativen/bi-witten


  *


  Quelle:

  Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

  Johanna Heuveling

  E-Mail: johanna.heuveling@pressenza.com

  Internet: www.pressenza.com/de
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  KOHLEALARM/229: Klimakampf und Kohlefront - Wachsamkeit scheut nicht Wetter und Streit ... (Grüne Liga Cottbus)


  

  GRÜNE LIGA Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 3.01.2016


  Berliner Politik an der Seite der Lausitzer Tagebaukritiker


  Neunter Sternmarsch gegen Kohlepläne der brandenburgischen Landesregierung

  



  
    [image: Blick auf den Demonstrationszug angeführt von einem Fahrzeug der freiwilligen Feuerwehr mit Transparent 'Kerkwitz sagt Nein - kein Tagebau Jänschwalde-Nord' - Foto: © www.kein-weiteres-dorf.de]


    Kerkwitz - 9. Sternmarsch gegen neue Tagebaue

    Foto: © www.kein-weiteres-dorf.de

  


  Grabko/Kerkwitz/Atterwasch, 03.01.2016. Mit der Staatssekretärin für Justiz und Verbraucherschutz Sabine Toepfer-Kataw (CDU) hat erstmals ein Mitglied der Berliner Landesregierung auf einer Protestkundgebung gegen neue Braunkohle-Tagebaue in der Lausitz gesprochen. Beim Sternmarsch der von Abbaggerungsplänen der brandenburgischen Landesregierung bedrohten Dorfbewohner aus Atterwasch, Grabko und Kerkwitz am heutigen Sonntag forderte Toepfer-Kataw, in der für 2016 geplanten Neufassung des gemeinsamen Landesentwicklungsplans neue Tagebaue verbindlich auszuschließen. Trotz eisiger Temperaturen nahmen erneut hunderte Lausitzer an dem Protestmarsch teil, darunter Vertreter aller demokratischen Parteien in der Lausitz.


  Sabine Töpfer-Kataw: "Wir Berliner stehen an Ihrer Seite. Wir wollen den Erfolg der Energiewende. Dazu muss die Strukturwende jetzt beginnen. Wir wollen blühende Landschaften statt trostloser Abraumhalden. Eine Landesplanung, die Ihre Dörfer zerstört und unser Trinkwasser verdreckt und damit verteuert, kann es mit uns nicht geben."


  Toepfer-Kataw verwies darauf, dass in Berlin über alle Parteigrenzen hinweg neue Braunkohle-Tagebaue abgelehnt würden. Das reiche aber nicht aus: "Die Berliner CDU will die für 2016 anstehenden Verhandlungen über den Landesentwicklungsplan nutzen, um einen mittelfristigen sozialverträglichen Ausstieg aus der Braunkohle festzuschreiben. Dabei sind die genehmigten Tagebaufelder unsere Schmerzgrenze. Alles andere passt nicht zu unseren Klimazielen."


  Andreas Stahlberg (parteilos), Kreistagsabgeordneter aus der betroffenen Gemeinde Schenkendöbern sagt mit Blick auf Äußerungen des brandenburgischen Wirtschaftsministers: "Wer wie Wirtschaftsminister Gerber nach den Klima-Beschlüssen der letzten Monate noch einen Tagebau Jänschwalde-Nord anstrebt, leidet entweder an völligem Realitätsverlust oder will den Klimaschutz in Deutschland bewusst sabotieren."


  "Potentielle Käufer der Braunkohlesparte von Vattenfall müssen sich auf weiteren Widerstand einstellen. Gegen alle Tagebauplanungen in der Lausitz sind Klagen von Bürgern und Umweltverbänden eingereicht oder in Vorbereitung", erklärt René Schuster vom Umweltverband GRÜNE LIGA.


  Vattenfall will seine Braunkohlesparte bis Mitte des Jahres 2016 verkaufen. Potentielle Bieter, wie die tschechischen Konzerne CEZ, EPH und Czech-Coal-Group dürften inzwischen erste Angebote eingereicht haben. Wie die Westfälische Allgemeine Zeitung berichtete, will auch die deutsche STEAG mitbieten, jedoch statt der von Vattenfall angestrebten zwei bis drei Milliarden nur einen niedrigen dreistelligen Millionenbetrag investieren.


  Klagen gegen den Braunkohlenplan Welzow-Süd II in Brandenburg sind beim Oberverwaltungsgericht, gegen den Tagebau Nochten 2 in Sachsen sogar schon beim Bundesverwaltungsgericht anhängig. Die energiepolitische Begründung für beide Tagebaue ist spätestens mit den Entscheidungen der letzten Monate in sich zusammengebrochen. Die beschlossene Abschaltung zweier Blöcke des Kraftwerkes Jänschwalde und das Klimaschutzabkommen von Paris zeigen, dass die Landesregierungen in ihren Plänen völlig illusorische Kohleverbräuche gerade in den ältesten und klimaschädlichsten Braunkohlekraftwerken der Lausitz vorausgesetzt haben.


  Neben dem Protest gegen Jänschwalde-Nord wurden auf dem Sternmarsch auch Bürgereinwendungen gegen den auf der polnischen Seite der Neiße geplanten Tagebau Gubin gesammelt. Das Vorhaben wird von den Menschen auf beiden Seiten der Grenze abgelehnt, wie eine Vertreterin der polnischen Bürgerinitiative in ihrem Redebeitrag deutlich machte.


  Veranstalter des Sternmarsches ist der Arbeitskreis Öffentlichkeitsarbeit der Agenda 21 der Gemeinde Schenkendöbern. Der Marsch findet regelmäßig am ersten Sonntag des Jahres statt, seit Vattenfall und die brandenburgische Landesregierung im Herbst 2007 gemeinsam die Absicht verkündeten, Grabko, Kerkwitz und Atterwasch umzusiedeln. Der Sternmarsch entwickelte sich in dieser Zeit zu einem festen Treffpunkt der Bürger, vor allem aus der Stadt Guben und den umliegenden Orten.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung vom 3. Januar 2016

  GRÜNE LIGA Umweltgruppe Cottbus

  c/o Eine-Welt-Laden

  Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

  Telefon: 0355-4837815

  E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

  Internet: www.kein-tagebau.de
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  AKTION/6826: Arnsberg - Akademie 6 bis 99 auf Entdeckungstour im Handwerk, 16.1.2016


  

  Akademie 6 bis 99 auf Entdeckungstour im Handwerk


  Besichtigung des bbz Arnsberg am Samstag, 16. Januar



  Arnsberg. Die Akademie 6 bis 99 startet im neuen Jahr eine Entdeckungstour ins Handwerk: Am Samstag, 16. Januar, geht es von 10.30 Uhr bis 12 Uhr ins bbz Arnsberg, das Berufsbildungszentrum der Handwerkskammer Südwestfalen (Im Alten Feld 20).


  Das Programm bietet mit dem Besuch verschiedener Werkstätten einen interessanten Einblick in modernes Handwerk: Wer schon immer einmal wissen wollte, was sich hinter den drei Buchstaben CNC versteckt, wird diese computergestützte Programmiertechnik nun kennenlernen.


  Wenn sprühende Funken auf hartes Metall treffen, dann ist Schweißen angesagt. Welche Herausforderungen diese Technik an das Handwerk stellt, erfahren die Akademiemitglieder bei Vorführungen vor Ort. Im Rahmen der Veranstaltung bekommen die großen und kleinen Gäste zudem die Gelegenheit, selbst zum Handwerker zu werden und das Dübeln vor Ort zu erlernen und auszuprobieren.


  Über 600 Teilnehmer besuchen täglich die Lehrgänge im bbz. Das Angebot ist auf die betriebliche Praxis ausgerichtet und wendet sich an Auszubildende, Fach- und Führungskräfte sowie an Unternehmer. Meisterkurse werden in 14 Berufen angeboten.


  "Wir freuen uns über das Interesse der Akademie 6 bis 99 am Handwerk", begrüßt der stellvertretende Hauptgeschäftsführer der Handwerkskammer Südwestfalen, Christoph Dolle, diese Initiative.


  Aus organisatorischen Gründen wird um eine vorherige Anmeldung gebeten. Diese nimmt Michael Möseler, Berufskolleg am Eichholz, Telefon 02931/ 945555, entgegen.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung von Dienstag, 5. Januar 2016

  Stadt Arnsberg

  Pressestelle

  E-Mail: pressestelle@arnsberg.de



  veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Januar 2016


  

  Zurück zum Inhaltsverzeichnis

  

  



  [image: Schattenblick Logo]

  



  INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN

  



  AUSSTELLUNG/4165: Braunschweig - "Papier ist nicht geduldig" vom 13.1.-31.3.2016


  

  Ausstellung im Stadtarchiv "Papier ist nicht geduldig"


  Eröffnungsveranstaltung am 13. Januar - "Restaurierungspaten" gesucht



  Braunschweig. Unter dem Titel "Papier ist nicht geduldig" präsentiert das Stadtarchiv im Schloss eine Wanderausstellung des Arbeitskreises Nordrhein-Westfälischer Papierrestauratoren e.V. Sie wird am Mittwoch, 13.Januar, um 17 Uhr im Roten Saal mit anschließender Führung durch die Ausstellung in den Räumen des Stadtarchivs offiziell eröffnet.


  Auf elf Schautafeln nimmt die Ausstellung eine bedeutende Aufgabe der Archive in den Blick - die Erhaltung wertvollen schriftlichen Kulturgutes. Sie ist bis zum 31. März zu sehen und zeigt eindrücklich, welche Schäden an den Archivalien auftreten können. Die Ausstellung behandelt Themenfelder wie die Restaurierung von Papier, Pergament, Siegeln, Einbänden und Akten, die Erhaltung von Fotografien und das Notfallmanagement in öffentlichen Einrichtungen. Sie möchte auf leicht verständliche Weise das Bewusstsein der Öffentlichkeit für die Bedeutung der Erhaltung von Schriftgut und Grafik fördern.


  Ergänzt werden die Schautafeln mit schadhaften Objekten aus den Beständen des Stadtarchivs Braunschweig. Vier Vitrinen zeigen Schriftgutbei-spiele mit verschiedenen Schadensbildern, wie etwa Tintenfraß, Papierzerfall oder Beschädigungen an Einbänden. Ebenso sind restaurierungsbedürftige Fotomaterialien zu sehen.


  In einer Vitrine werden mehrere beschädigte Archivalien präsentiert, für deren Restaurierung das Stadtarchiv Sponsoren ("Restaurierungspaten") sucht. Unter dem Motto "Geben Sie dem Gedächtnis eine Zukunft und werden sie Restaurierungspate!" können Patenschaften für einzelne Objekte übernommen oder aber mit Teilspenden zur Rettung der restaurierungsbedürftigen Archivalien beigetragen werden. Auch kleine Beträge helfen und sind willkommen. Im Internet unter www.braunschweig.de/stadtarchiv sowie mit einem Faltblatt (siehe Anlage) informiert das Stadtarchiv über Einzelheiten der Aktion und die Möglichkeiten, zu helfen.


  Programm zur Eröffnung


  Begrüßung durch Dr. Henning Steinführer, Leiter des Stadtarchivs. Anschließend Grußwort von Dr. Anja Hesse, Dezernentin für Kultur und Wissenschaft der Stadt Braunschweig. Um 17.20 Uhr Eröffnungsvortrag des Ersten Vorsitzenden des Arbeitskreises Nordrhein-Westfälischer Papierrestauratoren e. V., Matthias Frankenstein, Münster. Gegen 17.45 Uhr: Führung durch die Ausstellung im Stadtarchiv und durch die Restaurierungswerkstatt.


  Die Ausstellung ist zu den üblichen Öffnungszeiten des Stadtarchivs zu sehen: dienstags bis donnerstags von 10 bis 18 Uhr, montags und freitags von 10 bis 13 Uhr.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung von Mittwoch, 6. Januar 2016

  Stadt Braunschweig

  Pressestelle

  Platz der Deutschen Einheit 1

  38100Braunschweig

  Telefon: (0531) 470 - 37 73

  Telefax: (0531) 470 - 29 94

  E-Mail: pressestelle@braunschweig.de

  Internet: www.braunschweig.de
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  LESUNG/3597: Kiel - "Geschlafen wird am Monatsende" am 9. Januar 2016


  

  Geschlafen wird am Monatsende


  Lesung am Samstag, 09. Januar 2016, 19.30 Uhr


  Mit Jochen Dieckmann (Journalist und schreibender Trucker)



  Wenn man an LKW denkt, kommen Assoziationen von Staus auf Autobahnen, Elefantenrennen und schweren Unfällen auf, und wenn von Fernfahrern geredet wird, ist es oft nicht weit zu einer Truckerromantik, die eher auf Hollywoodfilmen und Countrysongs beruht, denn auf der Wirklichkeit.


  Nicht viele kennen die rauhe Realität dieses Jobs an der Hauptschlagader der Wirtschaft zwischen Onlinehandel und Just-in-Time-Produktion. Kaum ein anderer Beruf ist so radikalen und für die Betroffenen negativen Veränderungen unterworfen. War man früher meist fern vom Chef, hat man ihn heute per GPS und Handy im Nacken, und gehörte der Kapitän der Landstraße vor wenigen Jahrzehnten zu den bestbezahlten Arbeitern im Lande, ist es heute ein Beruf mit prekären Arbeitsbedingungen. Ein Ende der Verschlechterungen ist nicht in Sicht.


  Das Buch GESCHLAFEN WIRD AM MONATSENDE liefert kenntnisreiche Beschreibungen der Realität im Transportgewerbe und die Auswirkungen einer zynischen Verkehrspolitik, ohne auf die Form trockener Sachliteratur zurückzugreifen und es wird auf das mitleidsvolle Herunterbeugen zu den Ausgebeuteten eines Günter Wallraff verzichtet.


  Der Journalist und schreibende Trucker Jochen Dieckmann nimmt den Leser mit auf die Fahrten quer durch Europa und ihm gelingt es die Bitterkeit der Verhältnisse mit Humor und einem warmherzigen Blick auf die Menschen zu verbinden, bis das Buch einen wie ein spannendes Roadmovie auf große Tour mit offenem Ausgang mitnimmt.


  Eine Veranstaltung in Kooperation mit dem ZAPATA und der FAU Kiel


  Ort: Buchladen Zapata, Kiel, Wilhelmplatz 6, 24116 Kiel


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung vom 5. Januar 2016

  Rosa Luxemburg Stiftung

  Regionalbüro Schleswig-Holstein

  Exerzierplatz 34, 24103 Kiel

  Ulrich Schippels

  Tel.: 0431 260 70 43

  E-Mail: schippels@rosalux.de

  Internet: www.sh.rosalux.de
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  LESUNG/3596: Berlin - Studio LCB, Dzevad Karahasanh, Der Trost des Nachthimmels, 26.01.2016


  

  Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Januar 2016


  20.00 Uhr, 26.01.2016

  Studio LCB

  Lesung: Dzevad Karahasanh

  Gesprächspartner: Lothar Müller und Katharina Raabe

  Moderation: Maike Albath



  Wie kommt es zum Niedergang einer blühenden Kultur? In seinem neuen Roman "Der Trost des Nachthimmels", der in diesem Frühjahr in Katharina Wolf-Grießhabers deutscher Übersetzung bei Suhrkamp erscheint, erzählt der große bosnische Schriftsteller Dzevad Karahasan, wie religiöser Fundamentalismus eine vitale, von geistiger Vielfalt und Toleranz geprägte Epoche zerstört. Es geht um das Reich der Seldschuken im 11. Jahrhundert. In der Hauptstadt Isfahan stirbt völlig überraschend ein angesehener Mann. Der Sohn des Verstorbenen will wissen, was dahinter steckt. Er sei vergiftet worden, vermutet der Hofastronom, und kurze Zeit später zerreißen Intrigen und soziale Spannungen das Reich, während Kreuzritter und Mongolen es von außen angreifen. Mit eindrucksvoller epischer Kraft zeichnet Dzevad Karahasan die Geschichte eines Zerfalls nach.


  Gleichermaßen in der mitteleuropäischen und islamischen Kultur verwurzelt, prägen den 1953 im bosnisch-herzegowinischen Duvno als Sohn einer gläubigen Muslimin und eines überzeugten Kommunisten geborenen Schriftsteller seit jeher ganz unterschiedliche Welten. Der Frühzeit des Islams hatte sich Karahasan, 2004 mit dem Leipziger Buchpreis zur Europäischen Verständigung ausgezeichnet und Verfasser zahlreicher erzählerischer und essayistischer Werke, in seinem arabeskenreichen Roman "Der östliche Diwan" (1993) zugewandt. Ob sich seine Wahrnehmung geändert hat, wird Gegenstand des Gesprächs mit der Osteuropaexpertin und Lektorin des Suhrkamp Verlags Katharina Raabe und dem Literaturredakteur der Süddeutschen Zeitung Lothar Müller sein.


  In Zusammenarbeit mit dem Deutschlandfunk.

  Sendetermin: Samstag, 30. Januar 2016, 20:05 Uhr.

  Sendefrequenzen und Livestream


  Eintritt 8 EUR / 5 EUR


  *


  Quelle:

  LCB-Newsletter

  Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

  Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

  Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

  E-Mail: mail@lcb.de

  Internet: www.lcb.de
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  TREFF/744: Berlin - "Andere Welten - andere Ichs?", Salon Sophie Charlotte am 23.1.2016


  

  idw - Pressemitteilung: Die Junge Akademie an der Berlin-Brandenburgischen Akademie der Wissenschaften und der Deutschen Akademie der Naturforscher Leopoldina


  Andere Welten - andere Ichs?


  Beim Salon Sophie Charlotte der Berlin-Brandenburgischen Akademie der Wissenschaften am 23. Januar lädt die Junge Akademie BesucherInnen zur aktiven Mitgestaltung möglicher Welten ein - sowohl in Diskussionen und Gedankenspielen, als auch in einer inszenierten Konfrontation und in einer Installation zum Mitmachen.



  Wie sähe die Welt aus, wenn die Evolution anders verlaufen wäre?

  Wie, wenn Kriege nie stattgefunden hätten?

  Oder wenn das Rad nie erfunden worden wäre?

  Wenn Tintenfische fliegen könnten?

  Wenn alles perfekt wäre?

  Welche andere(n) Welt(en) wäre(n) dann möglich - und wie sähen sie aus?


  Beiträge für den Salon gewünscht!


  Unter dem Stichwort "Utopia. Spiegel der Möglichkeiten" ruft die Junge Akademie alle Interessierten auf, noch bis zum 21. Januar 2016 Bilder, Collagen, Fotos und Zeichnungen von möglichen Welten einzusenden (http://www.diejungeakademie.de/utopia). Die eingereichten Beiträge werden beim Salon Sophie Charlotte am 23. Januar 2016 Bestandteil einer Installation von Miriam Akkermann, einem Mitglied der Jungen Akademie. Die besten Einsendungen werden darüber hinaus "mit utopischer Lektüre" honoriert.


  Im Raum nebenan wandeln Mitglieder der Jungen Akademie zunächst unter der Überschrift "Andere Welten - andere Ichs" auf den Spuren von Leibniz? Palast der Möglichkeiten und entwerfen alternative Gegenwarten in verschiedenen "Was wäre wenn?"- Gedankenexperimenten. Anschließend inszenieren sie "Das beste aller möglichen Ichs" in einer interaktiven Konfrontation zwischen Anspannen und Loslassen, Selbstoptimierung und Meditation.


  Im Rahmen des Salons Sophie Charlotte lädt die Junge Akademie seit mehreren Jahren als Gastgeberin zu Diskussionen und Performances an der Schnittstelle von Wissenschaft, Kunst und Gesellschaft ein.


  Die Türen des Akademiegebäudes am Gendarmenmarkt werden geöffnet


  Der Salon Sophie Charlotte der Berlin-Brandenburgischen Akademie der Wissenschaften wird einmal jährlich unter einem jeweils anderen thematischen Schwerpunkt ausgerichtet. Zu diesem Anlass wird das Akademiegebäude am Gendarmenmarkt auf allen Etagen mit Gesprächsrunden, Vorträgen und künstlerischen Beiträgen von Akademiemitgliedern, Mitarbeitern der Akademie und prominenten Gästen bespielt. Im Leibniz-Jahr 2016 lautet das Thema: "Leben wir in der besten aller möglichen Welten?"


  Die Einladung zur Teilnahme an der Installation "Utopia. Spiegel der Möglichkeiten" findet sich hier: http://www.diejungeakademie.de/utopia


  Das vollständige Programm des diesjährigen Salons Sophie Charlotte, einschließlich der Beiträge der Jungen Akademie, findet sich hier:

  http://www.bbaw.de/veranstaltungen/2016/januar/salon-sophie-charlotte-programm


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution829


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

  Die Junge Akademie an der Berlin-Brandenburgischen Akademie der

  Wissenschaften und der Deutschen Akademie der Naturforscher

  Leopoldina, Dr. Verena Bopp, 05.01.2016

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  VORTRAG/7919: Greifswalder Universität im Rathaus - Diaspora-Tourismus, 11.1.2016


  

  idw - Pressemitteilung: Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald


  Greifswalder Universität im Rathaus: Diaspora-Tourismus


  Universität im Rathaus: Diaspora-Tourismus, eine akademische Spinnerei oder lukrative Marktnische für die Tourismusindustrie?
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  INFOPOOL / BUCH / MEINUNGEN

  



  BUCHBESPRECHUNG/090: "Denk mal! 2015" von R. Willemsen, C. Emcke, N. Pauer (Anthologie) (Klaus Ludwig Helf)


  

  "Denk mal! 2015"

  Anregungen von Roger Willemsen, Carolin Emcke, Nina Pauer, Harald Welzer, Stefan Klein, u.a.



  Vorstellung der Anthologie von Klaus Ludwig Helf, Januar 2016



  Unter dem Motto "Ein guter Text kann uns die Augen öffnen und unsere Art, die Welt wahrzunehmen, für immer auf den Kopf stellen ..." hat der Fischer Verlag dreizehn seiner Autorinnen und Autoren in einem schmalen Band zu Wort kommen lassen; sie gehören zu unseren wichtigsten, produktivsten, originellsten und kreativsten zeitgenössischen Vor- und Nachdenkern. Die ausgewählten Texte blättern wie in einem Kaleidoskop brennende, aktuelle Fragen und Probleme unserer Gegenwart auf und bieten anregende und bedenkenswerte Ideen und Impulse an. Der Band eignet sich hervorragend als inspirierendes und aufmunterndes Vademecum in schwierigen Zeiten wie diesen.


  Roger Willemsen reflektiert über den Ernst des Lebens anhand seiner Kindheits- und Jugendjahre, der lebenslang prägenden Kraft seiner Mutter und seines Kampfes gegen deren atemberaubende, erdrückende Stärke und Fürsorge:


  
    Diese Mütter ahnen ja nicht, wie sie uns mit ihrer Güte ruinieren. Und wie lange litt ich an diesem Mutter-Prinzip ... Das schlimmste an meiner Mutter aber, das waren ihre Blicke. So indigniert, so vorwurfsvoll und missbilligend ... Manchmal schaute ich sie mir einfach an. Da sitzt sie, dachte ich, meine Mutter, ein Massiv, eine Institution, eine Behörde. Ja, meine Mutter ist eine Behörde.  (S. 28/29).

  


  Nina Pauer, Jahrgang 82, schreibt über die Liebe und die Angst ihrer Generation; sie blickt zurück auf ein lebensfrohes, unbeschwertes, unkompliziertes, weithin selbstbestimmtes Studentenleben, in dem "wir alle noch komplett anders drauf" waren. Heute sei es ein verkopftes, sorgenvolles, kompliziertes, mit Ansprüchen überladenes Erwachsenendasein: "Wir haben unsere Erwartungen immer höher gesteckt. An den anderen, ans Zusammensein. Und an uns selbst ... Es geht um nichts Geringeres als unseren eigenen, riesigen, erdrückenden Anspruch herauszufinden, was und wer genau zu uns passt" (S. 33). Es müsse nun Schluss sein mit der anstrengenden, eigenen Kompliziertheit, mit dem Gehemmtsein und mit dem verzweifelten, einsamen Warten und mit der Furcht vor Bindungen, mit der schnellen Bereitschaft abzuspringen, mit der ewigen Unzufriedenheit: "All das hängt uns zum Halse raus. Und deshalb wollen wir es jetzt endlich einmal anders machen. Wir wollen am Ball bleiben. Wir wollen uns wagen" (S. 43).


  Carolin Emcke räsoniert über den latenten Rassismus in unserer Gesellschaft:


  
    Die Gefahr für das Erbe der Aufklärung sind nicht Andersgläubige, sondern Ideologen, die politische oder soziale Fragen in religiöse oder ethnische umdeuten. Rassismus und Fremdenfeindlichkeit sind ebenso Feinde der europäischen Idee wie Glaubensfuror und Terrorismus. 

    (S. 228/229)

  


  Bei den Debatten um Migration, Flucht und Terrorismus sieht sie in Europa mit Recht den Rationalismus der Aufklärung und den liberalen Individualismus in Gefahr: "Nicht Kirche, nicht soziale Klasse, nicht Herkunft sollen über das moderne Subjekt bestimmen dürfen, sondern die autonome, freie Wahl des Einzelnen muss vom Staat geschützt und verteidigt werden" (S. 226).


  Harald Welzer analysiert gewohnt scharfsinnig die Probleme des Klimawandels und wehrt sich zu Recht gegen ausschließlich technisch und naturwissenschaftlich orientierte Lösungsstrategien:


  
    Die Erde plant so wenig wie das Meer, und auch wenn die Menschen verschwunden sind, wird die Biosphäre weiterexistieren. Deshalb sind alle ökologischen Fragen nie etwas anderes als soziale und kulturelle Fragen: Sie betreffen immer die Existenzbedingungen menschlicher Überlebensgemeinschaften.  (S. 210).

  


  Außer dem Klimawandel gebe es mindestens genauso gravierende ökologische Probleme wie Bodenzerstörung, Trinkwassermangel und Überfischung, die alle auf den völlig übermäßigen Ressourcenverbrauch und -handel, den "Extraktivismus", zurückzuführen seien. Diesem könne man nicht allein durch internationale Abkommen oder Schaffung neuer Märkte beikommen, sondern unbedingt auch durch die Umstellung der persönlichen Ernährungs-, Mobilitäts- und Konsumgewohnheiten: "Er [der Extraktivismus] lässt sich nur durch Reduktion von Verbrauch bekämpfen. Da er eine soziale Praxis ist, kann er durch nicht nichts ersetzt werden als durch eine andere soziale Praxis. Genau an diesem Punkt wird es politisch" (S. 219).


  Robert Pfaller lästert über die grassierende zeitgenössische Lustfeindlichkeit in unserer Gesellschaft; neoliberale Ökonomie und postmoderne Ideologien hätten die Menschen um den Genuss elementarer Lebensqualitäten gebracht; Mäßigung, Sicherheit, Gesundheit, Nachhaltigkeit und Kosteneffizienz seien prioritäre Maßstäbe unserer Lebensgestaltung geworden, statt danach zu fragen, wofür wir leben. Wir hätten kein vernünftiges Verhältnis mehr zum Genuss, die Lust werde in neurotische Unlust verkehrt: "Auch die Mäßigung, die unser profanes Leben reguliert, kann zur Maßlosigkeit werden. Genau in dieser Situation leben wir gegenwärtig. Wir mäßigen uns maßlos" (S. 177). In seinen materialistisch und psychoanalytisch inspirierten philosophischen Betrachtungen animiert er uns zu mehr Genuss und Lebensfreude.
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  INFOPOOL / BUCH / SACHBUCH

  



  REZENSION/653: Hans Joachim Schellnhuber - Selbstverbrennung (Klimawandel) (SB)


  

  Hans Joachim Schellnhuber



  Selbstverbrennung: Die fatale Dreiecksbeziehung zwischen Klima, Mensch und Kohlenstoff

  



  Die meisten Menschen, die sich selbst verbrennen, wollen damit ein Zeichen setzen. Sie wollen auf einen aus ihrer Sicht gravierenden Mißstand und ihre eigene Verzweiflung, kein anderes Mittel als das des finalen Schritts der Selbsttötung zu kennen, aufmerksam machen. Daran knüpft der Physiker Hans Joachim Schellnhuber mit dem Buchtitel "Selbstverbrennung" an. Er setzt auf die Wirkung dieses Begriffs, ohne die damit beschriebene Tat selber zu vollziehen, um seine Mitmenschen wachzurütteln und ihnen vor Augen zu führen, daß eigentlich sie es sind, die sich zur Zeit selbst verbrennen.


  Indem die Menschen seit Beginn der Industrialisierung vor rund 200 Jahren in verstärktem Umfang fossile Energieträger (Kohle, Erdöl, Erdgas) verbrennen, dabei die Erdatmosphäre als ungeregeltes Endlager für klimawirksame Abgase wie Kohlenstoffdioxid (CO2) benutzen und zugleich, beispielsweise durch die Abholzung tropischer Regenwälder oder die Trockenlegung von Mooren, die natürliche Aufnahmekapazität für CO2 verringern, haben sie sich auf einen Weg der langsamen, aber sicheren Selbstverbrennung begeben. Die Erde heizt sich auf. Es können gänzlich neue Klimazonen entstehen, in denen niemand mehr leben kann.



  
    [image: Auf dem Podium mit Mikrofon sitzend - Foto: © 2014 by Schattenblick]


    Prof. Hans Joachim Schellnhuber auf der "Climate Engineering Conference 2014: Critical Global Discussions" am 18. August 2014 in Berlin

    Foto: © 2014 by Schattenblick

  


  Schellnhuber erzählt die Geschichte, wie alles anfing mit jener "Selbstverbrennung" oder, um einen gebräuchlicheren Begriff zu wählen, mit dem anthropogenen (menschengemachten) Klimawandel, und es ist zugleich die Geschichte des beruflichen Werdegangs des Autors in einer Zeit internationaler Bemühungen, dieser fatalen Entwicklung entgegenzutreten ... oder sie zu verharmlosen, nicht zuletzt weil die unternehmerische und staatliche Verfügungsgewalt über die strategischen Rohstoffe, die fossilen Energieträger, äußerst profitabel ist. Schellnhuber ordnet dies dem Kapitel 24 "Diktatur des Jetzt" (S. 613) zu. (Hinweis: Alle Seitenangaben beziehen sich auf das E-Book.)


  Als Gründungsdirektor des PIK (Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung) und Mitglied des WBGU (Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung Globale Umweltveränderungen) - beides seit 1992- berät Schellnhuber die Bundesregierung seit nunmehr fast einem Vierteljahrhundert in Fragen der Klimapolitik. Ein wichtiger biographischer Eckpunkt war dabei sicherlich die erste Vertragsstaatenkonferenz (Conference of the Parties, COP) zur Klimarahmenkonvention, die sogenannte COP 1, die 1995 in Berlin stattfand.


  Damals hat Gastgeber Deutschland unter Kanzler Helmut Kohl und mit einer Umweltministerin namens Angela Merkel Geschichte geschrieben - zumindest auf dem Gebiet der Klimapolitik. Denn erstmals hatte sich ein Industriestaat zu einer starken Reduktion seiner Treibhausgasemissionen verpflichtet (wozu sicherlich nicht unwesentlich die weitgehende Elimination der ostdeutschen Industrie beigetragen hat), und es war eigenem Bekunden nach der Autor selbst, der mit der sogenannten 2-Grad-Umgrenzung bzw. 2-Grad-Leitplanke einen griffigen, das heißt für Politik und Öffentlichkeit einfach zu kommunizierenden Terminus in die Klimadebatte einbringen konnte.


  Hintergrund dieser politischen Leitplanke: Wenn die globale Durchschnittstemperatur um nicht mehr als zwei Grad Celsius gegenüber dem vorindustriellen Niveau steigt, ist das eine für "die Menschheit" noch einigermaßen erträgliche Temperaturerhöhung. Von diesem Wert ausgehend läßt sich rückwärts rechnen, wieviel Treibhausgase noch emittiert werden dürfen und welche Mengen an fossilen Energieträgern in der Erde bleiben müssen, da ihre Verbrennung das selbstgesteckte Limit überträfe. Wobei sich der Autor darüber im klaren ist, daß die 2-Grad-Leitplanke ein politischer Grenzwert ist, bei dessen Einhaltung Menschen aufgrund verstärkter Naturkatastrophen zu Schaden kommen oder als Folge des Meeresspiegelanstiegs ihre Heimat verlieren. Allerdings, ohne diese Leitplanke und bei einem Weiter-so-wie-bisher würde die globale Durchschnittstemperatur sehr viel höher steigen, so daß die Verluste um so größer ausfielen.


  Man muß es dem Autor danken, daß endlich jemand einige kritische Worte über die für Klimasimulationen und die darauf bezogenen politischen Antworten häufig verwendeten Zeitangaben "bis Ende des Jahrhunderts" oder "bis zum Jahr 2100" verliert. Denn die globale Erwärmung endet nicht in 85 Jahren, sondern würde, sofern ihr nicht entschieden entgegengewirkt wird, weiter steigen. Das beträfe vielleicht schon die Kinder, auf jeden Fall aber die Enkel der jetzigen Generation - so wie das heutige Klima auch von dem bestimmt wurde, was unsere Großeltern gemacht haben.


  Das Buch ist nicht nur in naturwissenschaftlicher Hinsicht anregend und lehrreich geschrieben (wenig überraschend angesichts der Reputation des Autors), da es äußerst fundiert und systematisch aufgebaut die Leserschaft an eine Reihe von Kernfragen innerhalb des Klimadiskurses heranführt, sondern auch, weil es den Voyeur in uns mit einigen schmackhaften, teilweise recht pfeffrigen Charakterbeschreibungen und Anekdoten aus der Klimawissenschaft und -politik beliefert. (Etwas überraschend, könnte man doch meinen, man sähe hinter den Fenstern des in attraktiver Lage im Einsteinpark auf dem Telegrafenberg in Potsdam gelegenen PIK, an dem Schellnhuber arbeitet, nur gräuliche "Eierköpfe", die tagein, tagaus von frühmorgens bis spät in die Nacht gewaltige Datenmengen zu Kurvendiagrammen aufkonzentrieren ...)


  Einen Themenschwerpunkt bilden die bereits erwähnten COPs, die in Berlin ihren Anfang nahmen und zuletzt im Dezember 2015 in Paris (COP 21)ausgetragen wurden, also nach Erscheinen dieses Buchs im November 2015.Insofern weiß man nicht, ob nach Ansicht des Autors die manchmal süffisanten Schilderungen der Kongreßscharaden auch auf den vorläufig letzten Gipfel dieser Art zutreffen: "Ich habe persönlich an mehr als der Hälfte dieser Klimagipfel teilgenommen und sie mehrfach öffentlich als die Höchststrafe der Natur für die menschlichen Umweltfrevel bezeichnet. (...) COPs dauern üblicherweise volle zwei Wochen, aber in der ersten davon geschieht rein gar nichts - zumindest in der Wahrnehmung derjenigen, die nicht Teil des unmittelbaren, im Kern winzigen Verhandlungsapparates sind." (S. 71-72)


  "Noch die kleinste Information, welche versehentlich oder durch gezielte Indiskretion aus den geschlossenen Gesellschaften an die Konferenzöffentlichkeit dringt, wird begierig von den Analysten und Lobbyisten, vor allem aber von den Tausenden von Journalisten aufgegriffen, die wie Drogensüchtige auf Zwangsentzug in den trostlosen Korridoren, Cafés, Hotels und Pressezentren herumlungern. So entsteht eine wirre Atmosphäre aus Gerüchten und Pseudosensationen, welche jeden Tag eine neue diplomatische Wetterlage vorgaukelt."


  Auch in der zweiten Verhandlungswoche passiere fast nichts, plaudert Schellnhuber munter aus dem Nähkästchen. Erst wenn die völlig erschöpften Delegierten in die Verlängerung gehen - "die Finalspieler haben seit Tagen nicht mehr das Licht der Sonne erblickt und nichts anderes geatmet als die hundertfach umgewälzte Konferenzluft, angereichert mit den Düften aus museumsreifen Teppichböden und Cafeterien mit Gruselkabinettcharme" - strebt das Treffen "seinem kafkaesken Höhepunkt zu ...". (S. 76-77)


  Dieses ausführlich und wohl auch mit einem Schuß Galgenhumor beschriebene "COP-Theater" erinnert Schellnhuber an eine Farce - wohingegen er das Schauspiel auf der berüchtigten COP 15 im Jahr 2009 in Kopenhagen als "Tragödie" bezeichnet (S. 78). Wir sparen uns hier, abgesehen von einem kurzen Zitat, ausführlicher auf die lesenswerten Ein- und Auslassungen des im übrigen nicht nur von Schellnhuber kritisierten Klimagipfels in der dänischen Hauptstadt einzugehen - "so entschieden am Ende nur noch fünf Personen über die vorläufige Umweltzukunft der Erde" (S. 123-124) -, möchten aber nicht versäumen, darauf hinzuweisen, daß auf keiner anderen COP vor und nach "Kopenhagen" derart unverhohlen deutlich geworden ist, daß hegemoniale Absichten von Politik und Wirtschaft das Verhandlungsgeschehen zum Klimaschutz bestimmen. Demnach könnte man sagen, daß das eigentliche Versagen des dänischen Organisationsteams vor allem darin bestand, diese Interessenlage nicht genügend verschleiert zu haben ...


  Hier könnte das Märchen "Des Kaisers neue Kleider" des dänischen Schriftstellers Hans Christian Andersen von hinten nach vorne erzählt werden: 2009 hat die Weltöffentlichkeit noch gemerkt, daß der Kaiser gar keine Kleider trägt. Der wesentliche Erfolg des Klimagipfels 2015 in Paris bestand darin, diese Scharte ausgewetzt zu haben. Hochgejubelt als "historischen Wendepunkt in der globalen Klimapolitik" (Angela Merkel [1]), "Wunder von Paris" (Spiegel online [2]) oder gar, in aller Unbescheidenheit, "Sieg für den ganzen Planeten und zukünftige Generationen" (John Kerry [3]) erweist sich das "Abkommen von Paris" als Konvolut unverbindlicher Absichtserklärungen und bloßer Vorhaben. [4]
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    Das PIK - Forschungsstandort mit Panoramablick

    Foto: © 2012 by Schattenblick

  


  Doch von solcher Selbstüberschätzung zurück zum Buch "Selbstverbrennung", dem der Autor manchmal eine sehr persönliche, ja, familiäre Note verleiht. So schreibt er von seinem 2008 geborenen Sohn Zoltan, dem er ein glückliches Leben wünsche. Dies zum Anlaß nehmend, formuliert der Autor seine Gedanken zu "Glück", das für ihn mit Teilen zu tun hat: "Die Vorzüge des Egoismus werden ohnehin stark überschätzt: Wer einen Ort mit wunderbarem Panoramablick kennt, wer ein erlesenes Kunstobjekt besitzt, wer eine besonders tiefe Erkenntnis gewonnen hat, wird all dies für eine Weile exklusiv beanspruchen und genießen wollen. Doch die Aussicht, die Ansicht, die Einsicht werden uns selbst noch größere Freude bereiten, wenn wir sie mit anderen teilen können." (S. 812/813)


  Der Begriff "teilen" hat einen zentralen Stellenwert im Klimaschutz und auch für Schellnhuber, der sich vorstellt, über "Verteilungsgerechtigkeit" (S. 313) der sozialen Folgen des Klimawandels Herr werden zu können. Eine Hoffnung, die sich wohl kaum auf die gegenwärtige Verteilung und praktizierte Gerechtigkeit der vorherrschenden Weltordnung berufen kann, hat diese doch rund 800 Millionen Hungernde und etwa zwei Milliarden Unterernährte hervorgebracht. Die Frage lautet somit, wer verteilen darf - was im höchsten Maße eine politische Frage ist und zeigt, wie eng Klimaforschung und Gesellschaftsordnung zusammengehen.


  Selbst der Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit, Gerd Müller, rekurriert im Februar 2014 in einem Artikel mit dem Titel "Gemeinsames Ziel - Geteilte Verantwortung" auf die Idee des Teilens in der Klimapolitik [5]. Jenes gemeinsame Ziel wurde im Pariser Abkommen mit der 2-Grad-Leitplanke ausgewiesen. Zugleich wurde darin die Absicht der Vertragsstaaten formuliert, möglichst die 1,5-Grad-Leitplanke einhalten zu wollen. Doch wer darf noch wie viele Treibhausgase emittieren? Geteilte Verantwortung bedeutet, daß die Industriestaaten zu ihrer historischen Verantwortung für Treibhausgasemissionen stehen, die Schwellenländer aber, auf die inzwischen der überwiegende Teil der Emissionen entfällt, sich ebenfalls zu CO2-Reduktionen verpflichten.


  Was die Sache komplizierter macht, als auch von Schellnhuber beschrieben, wird daran deutlich, daß ein Land wie China als "Werkbank der Welt" in erheblichem Umfang für die Aufrechterhaltung des anspruchsvollen westlichen Konsumstils produziert. Müßten dafür nicht eigentlich die hiesigen Verbraucherinnen und Verbraucher in die Verantwortung genommen werden? Andererseits profitiert natürlich auch China von seiner Exportstärke, und so weiter und so fort.


  Der Einfluß der sogenannten Klimaskeptiker oder Klimaleugner, die, je nach Couleur, entweder leugnen, daß ein Klimawandel stattfindet, oder den menschlichen Einfluß auf die Klimaentwicklung in Frage stellen, auf die öffentliche Wahrnehmung der Klimawissenschaft ist anscheinend sehr hoch. Bemüht sich doch Schellnhuber sehr darum, die wichtigsten Schritte nachzuzeichnen, wie die Wissenschaft entdeckt hat, daß CO2 ein klimarelevantes Gas ist, warum es also immens wichtig ist, an dieser Stelle den CO2-Emissionen gegenzusteuern, und wie dieses Anliegen von Lobbyisten der Erdölindustrie hintertrieben wird.


  Die simulationsgestützten Klimaprojektionen werden in diesem Buch ebensowenig ausgespart wie die desaströsen gesellschaftlichen Konsequenzen, die eintreten können, sollte die globale Erwärmung nicht oder nicht rechtzeitig gebremst werden. Betroffen wären vor allem die ärmeren Länder, die am wenigsten zum Klimawandel beigetragen haben, und in den Tropen und Subtropen liegen. "Insofern stellt der Klimawandel auch in dieser Hinsicht das Verursacherprinzip auf den Kopf." (S. 165)


  Der Klimawandel ist ein "großer sozialer Scharfrichter" (S. 169), stellt der Autor fest, der zwar ganz und gar unverdächtig ist, sozialistischem Gedankengut anzuhängen, aber erfreulicherweise auch keine Hemmung hat, einen Autor wie Mike Davis zu zitieren. Der US-amerikanische Marxist hat nämlich mit "Die Geburt der Dritten Welt - Hungerkatastrophen und Massenvernichtung im imperialistischen Zeitalter" (2004) ein fulminantes Werk vorgelegt [6]. Darin argumentiert er laut Schellnhuber "auch für Klimaexperten überzeugend" (S. 306-307), daß in der zweiten Hälfte des 19. und Anfang des 20. Jahrhunderts drei Phasen extremer Hungerkatastrophen unter anderem in Indien und China vom Klimaphänomen El Niño beeinflußt wurden. Schellnhuber zollt Davis' Ausführungen höchsten Respekt, wenn er schreibt:


  "Im 19. Jahrhundert schlug El Niño in den 'Kolonien' und anderen vom Imperialismus [Anm. d. SB-Rezensenten: gemeint ist hier vornehmlich das British Empire] kontrollierten Teilen der Welt zu. Die Choreographie der dadurch vor allem in Indien und China in Gang gesetzten Totentänze wird von Mike Davis in besagtem Buch mit fast unerträglicher Faktenkenntnis enthüllt." (S. 308-309)


  Die Kolonialherren ließen zig Millionen Menschen verhungern. An den Bahngleisen, über die in Zeiten der Dürre noch immer Getreidezüge in Richtung der Häfen rollten, um Nahrungsmittel nach Großbritannien zu verschiffen, verreckten die Menschen in Massen. Schellnhuber konstatiert: "Aber wie im Fall der irischen Tragödie der 1840er-Jahre bringen nicht allein die Klimamächte Tod und Verderben, sondern vor allem auch die unbarmherzigen politischen Ideologien der herrschenden Regimes - oft im Verein mit neuartigen Wirtschaftsinteressen auf der Grundlage technischer Fortschritte." (S. 309-310)


  Für Davis hätten insbesondere die Briten klimatische Desaster genutzt, um in den "spätviktorianischen Holocausts" (Der Originaltitel des Buchs lautet: Late Victorian Holocausts: El Nino Famines and the Making of the Third World) die "Unterentwicklung" der sogenannten Dritten Welt überhaupt erst hervorzubringen. "Dieser tollkühnen These einer politischen Ökologie des Hungers muss man keineswegs folgen", zeigt sich Schellnhuber vorsichtig, "aber unbestreitbar fielen die Kolonien und Protektorate des Westens während jener Jahre in ihrer Entwicklung weit zurück." (S. 312-313)


  Das Verhältnis zwischen Mensch und Klima sei in der Wissenschaft "nicht immer angemessen" reflektiert worden, schreibt der Autor, der sich sowohl gegen den Klimadeterminismus ausspricht, wonach die menschliche Gesellschaft wesentlich vom Klima bestimmt wird, als auch gegen die Vorstellung, daß das "'soziale Konstrukt' des gesellschaftlichen Verständnisses von Klima und Klimawandel wichtiger sei als die physikalischen Realitäten selbst" (S. 314).


  Der Klimaexperte spricht sich deutlich gegen Konzepte des Geoengineerings aus, bei denen beispielsweise die Einstrahlung des Sonnenlichts durch schnellwirksame Maßnahmen wie die regelmäßige Injektion von Schwefelpartikeln in der Stratosphäre verringert werden soll, aber er befürwortet die Abscheidung, Verflüssigung und Speicherung (CCS, Carbon Capture and Storage) von Kohlendioxid aus Kraftwerken und anderen Quellen. Denn: "Im Grunde genommen handelt es sich bei dieser Überlegung gar nicht um einen Geoengineering-Ansatz, sondern um einen technischen Verbesserungsvorschlag, mit dem man das fossile Betriebssystem wesentlich klimafreundlicher betreiben könnte. Das Ersetzen von Kohle durch Erdgas würde man ja auch nicht als Klimamanipulation bezeichnen. Die breite Einführung von CCS wäre somit ähnlich zu sehen wie die Installierung von Schwefelfiltern in fossilen Kraftwerken." (S. 685)



  
    [image: Der Ingenieur steht neben den übermannshohen Installationen des Bohrlochs Ktzi 201 zur CO2-Einspeisung und dem Zuleitungsrohr - Foto: © 2015 by Schattenblick]


    Dipl.-Ing. Fabian Möller erklärt am 21. Mai 2015 beim Tag der offenen Tür des Pilotstandorts zur geologischen CO2-Speicherung in Ketzin, Brandenburg, die Installationen, mit denen in Deutschland Grundlagenforschung für CCS (Carbon Capture and Storage) betrieben wird.

    Foto: © 2015 by Schattenblick

  


  Im Unterschied zu Schellnhuber ("revolutionär", S. 402-403) und vielen Umweltexperten kann der Rezensent der Einschätzung nur sehr bedingt folgen, daß das internationale Montrealer Protokoll zum Schutz der Ozonschicht aus dem Jahr 1989 ein großartiger Erfolg war. Denn erstens fand das Protokoll vermutlich nur deshalb die Zustimmung der US-Delegation, weil bestimmte Patentrechte des US-Chemieriesen DuPont bald abliefen und es von daher keinen triftigen Grund gab, gegen ein Verbot des "Ozonkillers" FCKW zu votieren, zweitens war auch mit den Ersatzstoffen (die teils ebenfalls "klimaschädlich" sind) und der technologischen Umrüstung für Chemiekonzerne gute Geschäfte zu machen und drittens ist die vermeintliche Erfolgsgeschichte nicht ganz so eindeutig, wie es die Wissenschaft in der und für die Öffentlichkeit kommuniziert. Jedenfalls hat die Ausdehnung des Ozonlochs im vergangenen Jahr den Rekordwert aus dem Jahr 2006 erreicht. [7]


  Der Autor zählt nicht zu jenen Forschern, die den Standpunkt vertreten, lediglich reine Naturwissenschaft betreiben, und was daraus folgt, anderen überlassen zu können. Dementsprechend handelt "Selbstverbrennung" nicht nur von Klimawissenschaft, sondern auch von der Klimapolitik. Schellnhuber propagiert die seit COP 15 in Kopenhagen sich wachsender Beliebtheit erfreuenden Idee des Klimaschutzes als "Weltbürgerbewegung" (S. 725) und erklärt, nunmehr gehe es darum, "auch das kleinste fossile Betriebssystem für nicht mehr gesellschaftsfähig zu erklären" (S. 741-742).


  Dabei muß man seinen Standpunkt nicht teilen, daß erst das Klima gerettet werden sollte (unausgesprochen: und man sich ja anschließend um die politischen Verhältnisse kümmern kann), wenn er schreibt: "In dieser turbulenten Epoche bleibt jedenfalls keine Zeit und keine Energie für einen geordneten Klassenkampf mit wohlverteilten Rollen." (S. 796-797) Verhält es sich nicht genau umgekehrt, daß keine Zeit bleibt für eine Klimaschutzbewegung von unten, die nach den von oben vorgegebenen (und heftig verteidigten!) Spielregeln gesellschaftliche Umbrüche anbahnt?


  War es nicht von jeher ein beliebtes Mittel der Herrschaftssicherung, mutmaßliche Sachzwänge, irgendwelche äußeren Umstände, auf die man angeblich keinen Einfluß hat, (die aber "zufällig" die vorherrschende soziale Ordnung befestigen ...) oder gar Feindbilder zu schaffen, um Menschen zu Untertanen oder, in postmodernen Zeiten, zu Knechten des Wachstumszwangs zu machen?


  Angesichts des enormen Umfangs von 978 Seiten und der inhaltlichen Gewichtigkeit der Themen, auf die wir nur zum kleinen Teil eingehen konnten, drängt sich für das Buch "Selbstverbrennung" geradezu die Bezeichnung "Lebenswerk" auf. Doch mit solchen Titulierungen verhält es sich wie mit dem Nobelpreis: In den meisten Fällen ist von den solcherart Geehrten nicht mehr viel zu erwarten. Deshalb würde "Lebenswerk" dem gesamten vergangenen Wirken und den womöglich noch kommenden Werken dieses Klimaphysikers nicht gerecht.


  

  Fußnoten:


  [1]http://www.bundeskanzlerin.de/Content/DE/Pressemitteilungen/BPA/2015/12/2015-12-12-klimagipfel.html


  [2]http://www.spiegel.de/wissenschaft/natur/un-klimavertrag-zehn-gruende-fuer-das-wunder-von-paris-a-1067540.html


  [3]http://www.bbc.com/news/live/science-environment-34922775


  [4]http://unfccc.int/resource/docs/2015/cop21/eng/l09r01.pdf


  [5]https://www.bmz.de/de/presse/reden/minister_mueller/2014/Februar/20140228_beitrag_e_und_z.html


  [6]Näheres dazu unter:

  REZENSION/224: M. Davis - Die Geburt der Dritten Welt (Imperialismus) (SB)

  http://schattenblick.de/infopool/buch/sachbuch/busar224.html


  [7]Näheres dazu unter:

  UMWELTLABOR/285: Auf dem Atmosphärenauge blind ... (SB)

  http://schattenblick.de/infopool/natur/chemie/chula285.html


  6.Januar 2016
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  INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / AMNESTY INTERNATIONAL

  



  AKTION/1835: Berlin - Protestaktion vor der saudi-arabischen Botschaft gegen die Todesstrafe, 08.01.2016


  

  Pressemitteilung vom 6. Januar 2016


  Amnesty protestiert vor der saudi-arabischen Botschaft in Berlin


  für Meinungsfreiheit und gegen die Todesstrafe



  Amnesty International fordert Saudi-Arabien dazu auf, den Blogger Raif Badawi und seinen Rechtsanwalt Waleed Abu al-Khair sofort freizulassen. Mit der Protestaktion vor der saudi-arabischen Botschaft, genau ein Jahr nach der ersten Prügelstrafe für Badawi, setzt sich die Menschenrechtsorganisation für Meinungsfreiheit ein. Gleichzeitig verlangt Amnesty auch, die Hinrichtungen sofort zu stoppen und alle Todesurteile aufzuheben.


  Wann: Freitag, 08. Januar 2016

  13:00 Uhr


  Wo: Vor der Botschaft des Königreichs Saudi-Arabien,

  Tiergartenstraße 33-34, 10785 Berlin


  Was: Amnesty-Protestaktion mit Bannern und Schildern für die Freilassung des Bloggers Raif Badawi und seines Anwalts Waleed Abu al-Khair sowie aller inhaftierten Menschenrechtsaktivisten. Ruth Jüttner, Expertin für Saudi-Arabien bei Amnesty International in Deutschland, übergibt mit Amnesty-Aktivisten vor der saudi-arabischen Botschaft über 210.000 Unterschriften, u.a. auf Briefen und Petitionen, mit denen sich in Deutschland Menschen für Badawi und Abu al-Khair eingesetzt haben. Die Aktion richtet sich auch gegen die Todesstrafe in Saudi-Arabien..


  

  BERLIN, 06.01.2016 - Ein Jahr nach der ersten vollzogenen Körperstrafe gegen Raif Badawi protestiert Amnesty erneut für die bedingungslose Freilassung des saudi-arabischen Bloggers. Am 9. Januar 2015erhielt Raif Badawi öffentlich die ersten 50 Stockhiebe. Die Prügelstrafe ist seitdem ausgesetzt, kann aber jederzeit wieder fortgesetzt werden. Im Mai 2014 war Badawi zu insgesamt zehn Jahren Haft, 1.000 Stockhieben und einem Reise- und Medienverbot verurteilt worden. Der Grund: Er hatte eine Webseite zum öffentlichen Meinungsaustausch gegründet. Laut Anklage soll er Beiträge veröffentlicht haben, die "den Islam beleidigten".


  Menschenrechtsverteidiger und Regierungskritiker werden systematisch festgenommen und zu langen Haftstrafen verurteilt. So auch der Menschenrechtsaktivist Waleed Abu al-Khair, Badawis Schwager und Anwalt. Amnesty betrachtet Raif Badawi und Waleed Abu al-Khair als gewaltlose politische Gefangene, die lediglich ihr Recht auf freie Meinungsäußerung wahrgenommen haben. Amnesty fordert Saudi-Arabien auf, die beiden Männer sowie alle weiteren inhaftierten Menschenrechtsverteidiger sofort und bedingungslos freizulassen.


  Die Menschenrechtslage in Saudi-Arabien hat sich seit dem Amtsantritt von König Salman im Januar 2015 kontinuierlich verschlechtert. Die Regierung ließ im vergangenen Jahr mindestens 151 Menschen hinrichten - ein neuer schrecklicher Höchstwert seit 1995. Mit der Massenexekution von 47 Menschen am Samstag hat das Königshaus auf schockierende Weise gezeigt, dass es die Todesstrafe gegen seine Gegner einsetzt. Auch Minderjährigen droht die Hinrichtung, wie den drei jungen schiitischen Aktivisten Ali al-Nimr, Dawood al-Marhoon und Abdullah al-Zaher. Die Todesstrafe gegen Minderjährige verstößt gegen das Völkerrecht. Amnesty fordert von der saudi-arabischen Regierung, alle Hinrichtungen sofort auszusetzen und alle Todesurteile aufzuheben.


  *


  AMNESTY INTERNATIONAL ist eine von Regierungen, politischen Parteien, Ideologien, Wirtschaftsinteressen und Religionen unabhängige Menschenrechtsorganisation. Amnesty kämpft seit 1961 mit Aktionen, Appellbriefen und Dokumentationen für die Opfer von Menschenrechtsverletzungen auf der ganzen Welt. Die Organisation hat weltweit drei Millionen Unterstützer. 1977 erhielt Amnesty den Friedensnobelpreis.


  *


  Quelle:

  ai-Pressemitteilung vom 6. Januar 2016

  Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

  Kampagnen und Kommunikation

  Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

  Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

  E-Mail: presse@amnesty.de

  Internet: www.amnesty.de
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  INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER

  



  AFRIKA/556: Burundi - Friedensgespräche müssen fortgesetzt werden


  

  Presseerklärung vom 6. Januar 2016


  Burundis Regierung boykottiert Fortführung von Friedensgesprächen:


  Internationale Staatengemeinschaft soll Druck ausüben

  Interner Dialog ist eine Farce und verschärft Krise in Burundi



  Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) hat von der internationalen Staatengemeinschaft stärkeren Druck auf die Regierung Burundis gefordert, damit die von der Afrikanischen Union (AU) in Tansania vermittelten Friedensgespräche wieder aufgenommen werden. "Der Boykott des international vermittelten Dialogs mit den Oppositionsbewegungen stürzt das Land in eine noch tiefere Krise. Der von der Regierung stattdessen favorisierte interne Dialog in Burundi ist keine glaubwürdige Alternative, sondern eine Farce. Denn in Burundi ist es schon seit langem nicht mehr möglich, sich frei und kritisch zu äußern, ohne Verhaftung oder Ermordung fürchten zu müssen", erklärte der GfbV-Afrikareferent Ulrich Delius am Mittwoch in Göttingen. Burundis Regierung hat ihre Teilnahme für die heute in Arusha (Tansania) geplanten Verhandlungen zwischen den Oppositionsbewegungen und der Staatsführung ohne neue Terminzusage abgesagt. Bei den Gesprächen sollte nach einer politischen Lösung für die seit April 2015 andauernde Staatskrise gesucht werden, der bereits mehr als 400 Menschen zum Opfer gefallen sind.


  "Der Boykott der Friedensgespräche ist ein schwerer Rückschlag für die Vermittlungsbemühungen der AU. Afrikas Regierungen und der Weltsicherheitsrat müssen nun unmissverständlich deutlich machen, dass es keine Alternative zu Friedensgesprächen zwischen den Konfliktparteien im Ausland gibt", erklärte Delius.


  Burundis Regierung setzt auf einen mehrstufigen Dialog im eigenen Land. "Natürlich ist es grundsätzlich immer gut, miteinander zu reden. Doch damit ein Dialog glaubwürdig ist, müssen auch die äußeren Bedingungen stimmen, damit sich jeder ohne Angst vor Repressalien frei äußern kann", sagte Delius. "Ein Dialog unter Säbelrasseln und vorgehaltenen Pistolen macht keinen Sinn. Im Übrigen mussten viele bedeutende Regimekritiker aus Angst um ihr Leben bereits im Ausland Schutz suchen. Mit wem will Burundis Regierung im eigenen Land also reden."


  Die katastrophale Menschenrechtslage in Burundi lässt jeden so genannten "Dialog" unseriös und unglaubwürdig erscheinen. Denn in Burundi ist es schon lange nicht mehr möglich, frei seine Meinung zu äußern. Regimekritiker werden systematisch verfolgt und mundtot gemacht. So mussten in den vergangenen beiden Jahren bereits mehr als 100Journalisten im Ausland Zuflucht suchen. 13 führende Menschenrechtsorganisationen des Landes wurden seit November 2015 auf Anordnung der Behörden geschlossen, unzählige Mitarbeiter dieser Organisationen mussten in Nachbarländern Schutz suchen, um einer Verhaftung oder Ermordung zu entgehen.


  *


  Quelle:

  Presseerklärung Göttingen, den 6. Januar 2016

  Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

  Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

  Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

  E-Mail: presse@gfbv.de

  Internet: www.gfbv.de
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  INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN

  



  INTERNATIONAL/203: Weltweite Proteste gegen die Hinrichtungen in Saudi-Arabien (Pressenza)


  

  Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin


  Weltweite Proteste gegen die Hinrichtungen in Saudi-Arabien


  von Sabine Bock, 6. Januar 2016



  Berlin - 06.01.2016. Am 2. Januar 2016 wurden 47 Menschen in Saudi-Arabien durch Enthauptung hingerichtet. Bei dieser Hinrichtung war der bekannte schiitische Prediger Nimr al-Nimr zusammen mit 46 weiteren, wegen Terrorismus zum Tode verurteilten Menschen. Die sunnitische diktatorische Führung in Saudi-Arabien hat damit einen neuen Flächenbrand zwischen Sunniten und Schiiten in der ganzen Region, inklusive der eigenen schiitischen Landsleute entfacht. Die Europäische Union warnte die Regierung in Riad deshalb vor "gefährlichen Konsequenzen".


  Nach der Hinrichtung setzten Demonstranten in der iranischen Hauptstadt Teheran die saudische Botschaft mit Molotow-Cocktails in Brand. Die Schiiten im Nahen Osten laufen Sturm. Irans Revolutionsführer Ali Chamenei verfluchte öffentlich das Königshaus in Saudi-Arabien. Die diplomatischen Verhältnisse wurden von Saudi-Arabischer Seite gecancelt. Es kam zu zahlreichen Unruhen und Demonstrationen in Saudi-Arabien mit den Worten: "Nieder mit dem Haus Saud" sowie in den Nachbarländern Bahrain und Jemen. Selbst Iraks besonnener Großajatollah Ali al-Sistani nannte die Tötungen "eine Ungerechtigkeit und Aggression", während sein Premierminister Haider al-Abadi twitterte, die Repression werde nicht obsiegen.


  Die drei Millionen Schiiten im Osten Saudi-Arabiens, unter deren Siedlungsgebieten praktisch die gesamten Ölschätze des Landes liegen, fühlen sich seit Jahrzehnten diskriminiert und als Bürger zweiter Klasse behandelt. Sie haben keinen Zugang zu hohen politischen Ämtern, wenig gut bezahlte Jobs und kaum Aufstiegschancen. Unter den viel zu geringen staatlichen Investitionen in Wohnungsbau, Schulen, Universitäten und Wirtschaft leiden sie besonders. Seit dem saudischen Krieg im Jemen rufen sunnitische Kleriker zum Heiligen Krieg gegen die schiitischen Huthis im Nachbarland auf. In ihren Hasspredigten bedrohen sie auch die eigene Minderheit und prangern sie als fünfte Kolonne Teherans an.


  Der nun getötete Prediger Nimr al-Nimr war für viele saudische Schiiten ein Vorkämpfer für ihre Rechte. Mit seinen charismatischen Predigten gab er ihnen eine Stimme. Als das Königshaus 2012 den wortgewaltigen Geistlichen verhaften ließ, der dabei angeschossen wurde, folgten tagelange Ausschreitungen in seiner Heimatstadt Awamiyya nahe Katif. Im Oktober 2014 verurteilte ein Antiterrorgerichtshof den 56-Jährigen zum Tode mit anschließender Kreuzigung. Er habe religiöse Konflikte geschürt und "Ungehorsam gegenüber dem Herrscher" gezeigt, hieß es zur Begründung des Scharia-Verdikts. Das drastische Vorgehen zeigt, wie nervös das neue Führungstrio von König Salman mit Kronprinz Mohammed bin Nayef sowie Verteidigungsminister Mohammed bin Salman, einem Sohn des Monarchen, mittlerweile ist. Der übermächtige Erzrivale Iran wird in diesem Jahr durch das Atomabkommen erstmals seit drei Jahrzehnten wieder international hoffähig.


  In den Reihen der IS-Terrormiliz kämpfen mindestens 2.500 junge Saudis in Syrien und im Irak, deren Führer offen zum Marsch auf Mekka und Medina aufrufen. Eine repräsentative Umfrage auf der arabischen Halbinsel ermittelte kürzlich, dass fünf Prozent aller Saudis mit dem sogenannten "Islamischen Staat" sympathisieren. Das entspricht einer halben Million Bürger.


  Der Verfall des Ölpreises reißt nun schon zum zweiten Mal ein Rekordloch von nahezu 100 Milliarden Dollar in den Staatshaushalt und verschlingt damit ein Viertel der staatlichen Rücklagen. Der blutige Konflikt mit den schiitischen Huthis im Jemen entpuppt sich immer mehr als riskante und kostspielige Sackgasse. Denn von Zerfall und Verelendung des Nachbarlandes profitieren vor allem das Terrornetzwerk Al-Kaida und der IS.


  Gleichzeitig wächst im Inneren die Unruhe. Innerhalb der Königsfamilie kursieren inzwischen vier offene Briefe, die vor einem Zusammenbruch der eigenen Herrschaft warnen. Die Monarchie bemüht sich, dem mit einer Politik der eisernen Faust gegen Bürgerrechtler und Blogger entgegenzuwirken. Immer mehr Aktivisten müssen wie Nimr al-Nimr vor Antiterrorgerichte - ein Signal an alle Kritiker, dass auch sie auf dem Schafott enden könnten. Zu den bekanntesten Fällen gehören der Blogger Raif Badawi sowie sein Anwalt Waleed Abu al-Khair. Hier zeigte die Weltgemeinschaft bereits lautstark ihren Protest gegen das Saudische Königshaus.


  

  Auge um Auge, Zahn um Zahn?


  Am letzten Samstag dankten einige saudische Journalisten den Vertretern des Innenministeriums der saudischen Regierung lautstark für die 47 Exekutionen. Der saudische Großmufti Abdulaziz al-Sheikh ließ erklären, jede Hinrichtung sei eine Gnade für die Gefangenen, denn sie hindere diese an weiteren Übeltaten. Diese Hinrichtungen im neuen Jahr waren nur ein Teil von 157 weiteren im Jahr 2015 durch den König Salman.


  Erschreckend wenig Protest vernimmt man aus der Europäischen Bevölkerung.


  Lassen Sie uns nicht wegschauen, sondern mit unserem Protest zeigen, dass es eine Menschlichkeit gibt und Religionskonflikte nur als Vorwand genommen werden, um Kriege und Gewalt zu verbreiten. Sagen Sie auch: "Nein zur Gewalt und zur Todesstrafe!" "Frieden schaffen ohne Todesurteile, ohne Terror und ohne Gewalt!"


  Weitere Fakten unter:

  https://wikileaks.org/saudi-cables/


  

  Über den Autor


  Sabine Bock ist Sportfachwirtin, Vereinsmanagerin, Kommunalpolitikerin und freiberufliche Journalistin mit Abschluss der Freien Journalisten Schule in Berlin. Sie ist als Sozialdemokratin in der Bezirksverordnetenversammlung von Berlin in Treptow-Köpenick. Ihre journalistischen Themenschwerpunkte sind regional bezogen auf die Gebiete Schule, Bildung und Sport sowie internationale Themen wie die Einhaltung der Friedens- und Menschenrechte, den Umweltschutz und die Ökologie. Aktiv ist sie auch im Solidaritätskomitee "Ecua Soli". Sie schreibt für Pressenza Berlin sowie SPD-Zeitungen.


  

  Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

  http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


  *


  Quelle:

  Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

  Johanna Heuveling

  E-Mail: johanna.heuveling@pressenza.com

  Internet: www.pressenza.com/de
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  INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN

  



  MELDUNG/594: IPPNW verurteilt Atomtest Nordkoreas (IPPNW)


  

  IPPNW-Pressemitteilung vom 6. Januar 2016

  Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

  Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland


  IPPNW verurteilt Atomtest Nordkoreas



  Laut der Wiener Organisation für den Atomteststoppvertrag CTBTO fand heute um 1:30 UTC (2:30 MEZ) ein ungewöhnliches seismisches Ereignis in Nordkorea statt, bei dem es sich vermutlich um einen Atomtest handle. Nordkorea behauptet, erfolgreich eine Wasserstoffbombe getestet zu haben. Die Ärzteorganisation IPPNW verurteilt den Atomtest als Verstoß gegen die universell akzeptierten Normen eines umfassenden Verbots von Nuklearwaffenversuchen, zu dem sich bisher 183 Länder vertraglich verpflichten. Jeglicher Atomtest bedeute eine schwere radioaktive Belastung für die Umwelt und eine Gefährdung des Weltfriedens, so die IPPNW.


  Der Test ist Nordkoreas vierter Atomwaffenversuch seit 2006. Nordkorea ist das einzige Land, das noch Atomtests durchführt. Alle anderen Atommächte verzichten entweder vertraglich oder freiwillig auf Atomtests. In diesem Jahr wird sich der Atomteststoppvertrag zum 20. Mal jähren, ohne offiziell in Kraft zu treten. Denn die USA, China und Israel haben den Atomteststoppvertrag zwar unterzeichnet, aber noch nicht ratifiziert; Nordkorea, Indien und Pakistan haben nicht einmal unterzeichnet. Insgesamt benötigt der Vertrag die Unterschriften und die parlamentarische Ratifizierung weiterer elf Staaten, um in Kraft treten zu können, darunter Ägypten und der Iran. Auch Saudi-Arabien, Syrien und Südsudan haben den Vertrag nicht unterzeichnet.


  "Eine Atomwaffenexplosion ist ein Zeichen der Bereitschaft eines Landes, unzählbare Menschen einem unfassbaren humanitärem Leid auszusetzen und ganze Städte dem Boden gleich zu machen. Unter dem Vorwand der "nuklearen Abschreckung" versucht Nordkorea, die gleiche Macht zu erlangen wie die anderen acht Atomwaffenstaaten und nimmt die ganze Welt für seine Forderungen in Geiselhaft. Es ist höchste Zeit, solche Drohungen mit Genozid als Mittel der Politik zu verbieten," sagt Xanthe Hall, Atomwaffenexpertin der deutschen IPPNW.


  Die IPPNW fordert ein Verbot der Atomwaffen und arbeitet mit mehr als 400 Partnerorganisationen weltweit in der internationalen Kampagne für die Abschaffung aller Atomwaffen (ICAN). ICAN verurteilt alle Formen von Atomtests und ruft alle Länder auf, den Atomteststoppvertrag zu unterzeichnen und zu ratifizieren.


  Seit sieben Jahren finden keine Gespräche mehr mit Nordkorea statt. Damals verschärften die Vereinten Nationen die Sanktionen gegen Nordkorea wegen einem Raketentest. In dieser Zeit gab es einige sehr gefährliche Spannungen in der Region, einschließlich des Gebrauchs von Waffen und Drohungen seitens Nordkorea, Atomwaffen einzusetzen. Vor einem Jahr berichtete eine chinesische Nachrichtenagentur, Nordkorea sei bereit, die Gespräche wieder aufzunehmen. Im November 2014 fanden dann auch Friedensgespräche mit Südkorea statt. "Es ist unabdingbar, dass Gespräche mit Nordkorea wieder aufgenommen werden. Mit dem iranischen Erfolg im Rücken, sollte Obama in seiner letzten Amtszeit noch zwei abrüstungspolitische Ziele verfolgen, die die Sicherheit der Welt maßgeblich verbessern würde: Frieden mit Nordkorea zu schließen und die US-Ratifizierung des Atomteststoppvertrags vor dem Kongress zur Abstimmung zu bringen", so Hall abschließend.


  

  Weitere Informationen zum Atomteststoppvertrag finden Sie unter:

  http://www.atomwaffena-z.info/glossar/a/a-texte/artikel/4eb8b5893d/atomteststoppvertrag-umfassender.html


  Weitere Informationen zur Wasserstoffbombe finden Sie unter:

  http://www.atomwaffena-z.info/glossar/w/w-texte/artikel/8378b610ed/wasserstoffbombe.html


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung vom 6. Januar 2016

  Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

  Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

  Körtestr. 10, 10967 Berlin

  Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

  E-Mail: ippnw@ippnw.de

  Internet: www.ippnw.de
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  INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / MEINUNGEN

  



  STELLUNGNAHME/081: Kölner Horrornacht und ihre Folgen - Frommer Wunsch (Ingolf Bossenz)


  

  Frommer Wunsch


  Ingolf Bossenz über die Kölner Horrornacht und ihre Folgen


  6.Januar 2016



  Tage brauchte es, bis sich aus dem Nebel der Mutmaßungen die Konturen des Ungeheuerlichen der Silvesternacht am Kölner Hauptbahnhof abzeichneten. Dass es sich bei den schweren Übergriffen von Männergruppen gegen Dutzende Frauen um »eine völlig neue Qualität« (so NRW-Polizeigewerkschaftschef Arnold Plickert) derartigen Sexualterrors handelt, ist inzwischen so offensichtlich wie manche Äußerung aus der Politik seltsam.


  Grünen-Fraktionschefin Katrin Göring-Eckardt fordert, bei der Verfolgung der Straftaten dürfe es keinerlei Rolle spielen, ob die Verdächtigen Migrationshintergrund haben. »Da darf nichts relativiert werden.« Will das denn jemand? Die Kölner Polizei warnt immerhin bereits eindringlich davor, einen Zusammenhang zwischen Flüchtlingen und den Übergriffen herzustellen.


  Eine Warnung, die so hilflos wirkt wie die Polizei selbst in der Horrornacht. Denn der Verdacht, dass die Täter wohl vor allem aus Nordafrika und Nahost stammen - auch wenn sie nicht gerade erst eingereist sind -, dürfte bei vielen Menschen Besorgnis auslösen.


  Indes: Wer »besorgt« ist, besorgt bekanntlich das Geschäft der Ausländerhasser. »Rassisten«, »Nazis«, Pegida, AfD, CSU ... Die Liste ist lang, Differenzieren ist Verharmlosung. Genau das aber, das feine und saubere Differenzieren, soll ein Kriterium der Kölner Ermittlungen werden.


  Das wäre ein Ansatz zum Aufbrechen der infantilen Ideologie von Weiß und Schwarz, Hell und Dunkel, Gut und Böse. Man kann es nur wünschen. Es wird ein Wunsch bleiben. Ein frommer.


  *


  Quelle:

  Ingolf Bossenz, Januar 2016

  Der Schattenblick veröffentlicht diesen Artikel mit der freundlichen

  Genehmigung des Autors.

  Erstveröffentlicht in Neues Deutschland vom 06.01.2016

  http://www.neues-deutschland.de/artikel/997029.frommer-wunsch.html
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  INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / VERANSTALTUNGEN

  



  AKTION/098: Münster - Deutsch als Fremdsprache. Ausstellung in der Stadtbücherei gibt Empfehlungen


  

  Deutsch als Fremdsprache: Ausstellung gibt Empfehlungen


  Stadtbücherei und Freundeskreis mit Tipps für Sprachunterricht und Integrationsarbeit



  Münster (SMS) Viele Lehrkräfte und Ehrenamtliche sind auf der Suche nach geeigneten Materialien, um Flüchtlingen beim Deutsch lernen zur Seite zu stehen. Die Stadtbücherei hat jetzt mit Unterstützung ihres Freundeskreises ein Medienangebot aufgebaut, das für den Einsatz im Sprachunterricht und in der Integrationsarbeit gut geeignet ist.


  Der Medienmarkt ist vielfältig bestückt und eher unübersichtlich, so dass die Stadtbücherei immer wieder Anfragen nach Empfehlungen erreichten. Schnell geboren war die Idee Deutschkurse, didaktische Hilfen, Übungsmaterialien, Lernhilfen im Haus am Alten Steinweg zur Ansicht auszustellen. So lassen sich vor dem Kauf Bücher und Materialien in Ruhe durchblättern und bewerten.


  Anklang fand die Idee beim Freundeskreis der Stadtbücherei, der dafür 2600Euro zur Verfügung stellte. Präsentiert werden nun in der Q-thek im ersten Obergeschoss Titel zur Didaktik und zu den interkulturellen Herausforderungen im schulischen und alltäglichen Miteinander. Ebenso finden Interessierte praxisorientierte Handreichungen zu Sprachförderung und Grammatik sowie umfangreiche Unterrichtsmaterialien. Sprachspiele runden das große Spektrum ab. Ehrenamtlich Engagierte finden erschwingliche Hilfsmittel für eine erste Verständigung.


  Gemeinsam ausgewählt wurden die Materialien von der Stadtbücherei und dem Kompetenzteam im Amt für Schule und Weiterbildung. Alle Titel genügen hohen Qualitätsansprüchen. Praktischer Service: Zur Mitnahme bereit liegen Broschüren mit allen Titeln der ausgestellten Medien. Sofern sie nicht im Buchhandel erhältlich sind, findet man hier auch die Bezugsquellen.


  Natürlich gehören zum festen Ausleihangebot der Bibliothek ohnehin Sprachlehrprogramme, Lehrbücher für Deutsch als Zweitsprache sowie Bildwörterbücher und zweisprachige Bücher für den Nachwuchs.


  Öffnungszeiten der Stadtbücherei, Alter Steinweg: montags bis freitags von 10 bis 19 Uhr, samstags 10 bis 18 Uhr.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung von Mittwoch, 6. Januar 2016

  Stadt Münster

  Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

  Telefon: 0251 / 492 1300 - 02

  Fax: 0251 / 492 7712

  Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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  INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / VERANSTALTUNGEN

  



  TREFF/083: Bonn - Präventionsworkshop "... und öffne niemandem die Tür!" am 18.1.2016


  

  Präventionsworkshop: "... und öffne niemandem die Tür!"



  ib - Trickbetrüger nutzen häufig Unachtsamkeit, schaffen einen Moment der Ablenkung oder Situationen, in denen Bürgerinnen und Bürger aus Hilfsbereitschaft und Höflichkeit meinen, nicht Nein sagen zu können.


  Am Montag. 18. Januar, von 10 bis 11.30 Uhr bietet Heilpädagogin und Kampfsporttrainerin Eva Zöller die Möglichkeit, sich in einem Kurs den eigenen Wahrnehmungslücken zu stellen, kritische - weil leichtsinnige - Verhaltensmuster aufzudecken und angemessene Reaktionen auszuprobieren.


  Die Kosten belaufen sich auf fünf Euro pro Person, die Mindestteilnehmerzahl beträgt acht Personen. Das Seminar wird angeboten in der Begegnungsstätte "St. Ägidius und St. Jakob" der Seniorenzentren der Bundesstadt Bonn, Breite Straße 107a, 53111 Bonn. Anmeldungen telefonisch unter Ruf 0228 - 96 54 44 7.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung von Mittwoch, 6. Januar 2016

  Stadt Bonn

  Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

  Telefon: (02 28) 77-3000

  Telefax: (02 28)/77 2468

  E-Mail: presseamt@bonn.de

  Internet: www.bonn.de
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  INFOPOOL / DIE BRILLE / REPORT

  



  INTERVIEW/039: Ein Philosoph und Theoretiker des Widerspruchs ...  Karl Reitter im Gespräch (SB)


  

  Karl Marx - Philosoph der Befreiung oder Theoretiker des Kapitals?"


  Buchvorstellung und Podiumsgespräch am 6. November 2015 in Hamburg-Eimsbüttel



  Es gibt zwei Arten, Marx zu zerstören - entweder durch direkte Konfrontation oder durch tödliche Umarmung, so Karl Reitter anläßlich der Vorstellung des von ihm herausgegebenen Buches "Karl Marx - Philosoph der Befreiung oder Theoretiker des Kapitals? Zur Kritik der 'neuen Marx-Lektüre'" [1] bei einer Veranstaltung der Assoziation Dämmerung in Hamburg. Die Frage, warum Marx das Kapital geschrieben hat, ist aus seiner Sicht von hoher Evidenz. Ihm ging es nicht nur darum, eine richtige ökonomische Theorie zu verfassen und im gleichen Atemzug bürgerliche Ökonomen wie Adam Smith oder David Ricardo der Konformität zu den herrschenden Interessen ihrer Zeit zu überführen. Zweifelsohne hat Marx in diesem Sinne die Binde vor dem Auge der Nationalökonomie fortgerissen und den angeblichen Reichtum der Tüchtigen als Produkt einer auf Ausbeutung der Arbeiterklasse basierenden Wirtschaftsweise enttarnt. Wichtiger war ihm jedoch sein politisches Anliegen, "alle Verhältnisse umzuwerfen, in denen der Mensch ein erniedrigtes, ein geknechtetes, ein verlassenes, ein verächtliches Wesen ist".


  So unbescheiden dieses Ziel auch heute noch erscheint, so konsequent ging Marx in seiner Analyse der gesellschaftlichen Produktionsverhältnisse über die Forderung nach einem gerechten Lohn hinaus. Indem er den hohen Abstraktionsgehalt der gängigen ökonomischen Theorien seiner Zeit auf den Grundwiderspruch zwischen Kapital und Arbeit zurückführte, bereitete er der Überwindung dieses Antagonismus in Sicht auf den Kommunismus als unabgegoltenem Ziel gesellschaftlicher Wirklichkeit den Boden. Indem er dies in einem historischen Prozeß verortete, der die Geschichte der Klassenkämpfe auf dialektische Weise zur zentralen Bewegkraft gesellschaftlichen Fortschritts erhob, legte er das Fundament für die ungebrochene Gültigkeit des Anliegens, den Horizont angeblicher Finalitäten historischer Entwicklung, in Ewigkeit sinnentleert rotierender selbstregulativer Kreisläufe oder was der von menschlicher Subjektivität bereinigten Postulate systemtheoretischer, neurophysiologischer, behaviouristischer oder postmoderner Theoriebildung mehr sind, nicht nur erkenntnistheoretisch, sondern ganz lebenspraktisch zu überschreiten.


  Vor dem Hintergrund, daß in der Geschichte des Marxismus und seiner vielen Verzweigungen immer wieder Strömungen auftauchten und bis zum heutigen Tag andauern, die eine Kritik an der Gesellschaft nur in Form einer geistigen Durchdringung der Verhältnisse, aber keineswegs mit der konkreten Folge des revolutionären Umsturzes für legitim erklären, führte der Titel des vorgestellten Buches unter den anwesenden Zuhörern zu einer kontroversen Debatte. Ob Karl Marx nun Philosoph der Befreiung oder Theoretiker des Kapitals gewesen sei oder beides zugleich, wie ein nicht geringer Teil der Anwesenden meinte, ist nicht zuletzt der Frage geschuldet, inwiefern die wissenschaftliche Untersuchung des Kapitalismus affirmative Wirkung entfaltet, also eigentlich zu überwindende Herrschaftsverhältnisse stabilisiert und effizienter macht. Für den Wiener Marxisten jedenfalls scheint relevant zu sein, im Sinne der dialektischen Methode nicht erst die Schaffung eines kritischen Bewußtseins als Ausgangspunkt für eine revolutionäre Praxis zu fordern. Reitter wirft, wenngleich in einem akademischen Gewand, nichts geringeres als die Frage auf, wie der Mensch sich angesichts der Realitäten kapitalistischer Zerstörung zwischen Klassenkampf oder Kapitulation positionieren solle.


  Inakzeptable gesellschaftliche Zustände zu verwerfen und zugleich in sie eingebunden zu sein, fordert dem Menschen ab, die Grundlagen eigener Vergesellschaftung permanent in Frage zu stellen, wenn er nicht den engen Grenzen opportunistischer Zweckrationalität unterworfen sein will. Wer aus der Negation heraus die Überwindung konkreter Widersprüche betreibt, bedarf mehr als einer noch so elaboriert ausgearbeiteten Theorie, wie jedem, der materiellen Gewaltverhältnissen ohnmächtig ausgesetzt ist, bewußt sein dürfte. Der Versuch der Neuen Marx-Lektüre, deren kritische Analyse Gegenstand des von Reitter herausgegebenen Buches ist, den Marxismus in seiner politischen Praxis als überkommene Weltanschauung, Ideologie oder Doktrin zum Gegenstand bloßer akademischer Betrachtung zu machen und seiner Bedeutsamkeit für die Bestimmung des geschichtlichen Verlaufs sozialer Kämpfe und der Qualifikation kapitalistischer Produktionsverhältnisse wie staatlicher Verfügungsgewalt zu entheben, ist der Überwindung dieser Ohnmacht keineswegs zugetan. Desungeachtet steht das Vermächtnis des epochemachenden Philosophen und Gesellschaftskritikers Karl Marx jedem zur Verfügung, der sich ermächtigen will, den herrschenden Verhältnissen die Stirn zu bieten.


  Es bedarf letzten Endes keiner Theorie, um verläßlich zu begreifen, daß die Fundamente der Zivilisation auf materieller Ausbeutung errichtet sind. Ein Blick auf die Hütten und Paläste, auf die Zerstörung ganzer Lebenwelten für Mensch, Tier und Natur genügt, um den Widerspruch zu erkennen. An welchem Punkt der Zweifel zu keimen beginnt und sich zu einem Entschluß ohne Rückkehr und Reue verdichtet, bleibt gegenüber dem Schritt, der tatsächlich auf das unbekannte Terrain der Überwindung herrschender Verhältnisse getan wird, nachrangig. Damit soll nicht dem bloßen Primat aktivistischer Praxis das Wort geredet, sondern die auch in den zweifellos gegebenen Notwendigkeiten, aufgrund derer sich der Gelehrte Marx mit der bürgerlichen Gesellschaft zu arrangieren hatte, aufscheinende Frage nach der Radikalität des Bruches auf die Spitze ihrer Präzisierung und Durchsetzung getrieben werden.


  Anläßlich des Treffens im Magda-Thürey-Zentrum der DKP bot sich dem Schattenblick die Gelegenheit, Karl Reitter einige Fragen zu der schon länger andauernden Kontroverse um den jeweiligen Umgang mit dem Werk Karl Marx' und seiner Position dazu zu stellen.
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    Karl Reitter

    Foto: © 2016 by Schattenblick

  


  Schattenblick (SB): Karl, du hast sowohl an der Neuen Marx-Lektüre als auch an der sogenannten Wertkritik fundiert Kritik geübt. Wo siehst du Gemeinsamkeiten und wo Unterschiede zwischen diesen beiden Formen der Marx-Auslegung?


  Karl Reitter (KR): Es gibt sehr viele Übereinstimmungen zwischen der Wertkritik und der Neuen Marx-Lektüre, vor allem hinsichtlich der Einschätzung der kapitalistischen Vergesellschaftung. Beide rezipieren das Kapitalverhältnis im Sinne eines automatischen Subjekts. In beiden gibt es keine soziale Herrschaft in einer relevanten Dimension. Das Kapital wird durch die Akkumulation vorangetrieben, die Sicherung der kapitalistischen Herrschaft erfolgt ebenso automatisch über den Verblendungs- und Fetisch-Zusammenhang. Das heißt, es gibt sowohl in der Perspektive der Wertkritik als auch in der Neuen Marx-Lektüre keine herrschende, intervenierende, politisch aktive Klasse, sondern alles vollzieht sich hinter dem Rücken der Subjekte. Die entsprechenden Prozesse sind klassenübergreifend und betreffen sowohl die Bourgeoisie als auch das Proletariat.


  Ein wesentlicher Unterschied ist, daß die Wertkritik, zumindest wie sie von Robert Kurz begründet wurde, davon ausgeht, daß das Kapital immer weniger in der Lage ist, lebendige Arbeit einzusaugen. Dazu werden Begrifflichkeiten geschaffen wie abschmelzen, schrumpfen und daß alles auf eine Art Implosion zusteuert. Es ist kein Zusammenbruch im Sinne eines tendenziellen Zerfalls, sondern ein Wegschmelzen, was wiederum durch das fiktive Kapital, interpretiert als Vorgriff auf zukünftige Profite, kompensiert wird.


  Das ist in dieser Allgemeinheit einfach falsch und steht auch bei Marx so nicht drin. Auch die Neue Marx-Lektüre teilt diese Ansicht nicht. Es gibt aber noch einen anderen und keineswegs unwichtigen Unterschied, nämlich daß sich die Protagonisten und Protagonistinnen - interessanterweise gibt es kaum Frauen in dieser Szene - der Neuen Marx-Lektüre als strenge Wissenschaftler verstehen. Mit diesem Gestus versuchen sie Anschluß an die akademische Welt zu finden, was ihnen jedoch angesichts der herrschenden Situation und der Marx-Feindlichkeit nicht gelingt. Die Anhänger der Wertkritik verstehen sich hingegen als politische Aktivistinnen und Aktivisten und wirken daher auch in andere Szenen hinein. Weil sich die Grundlagen so ähneln, ist natürlich eine scharfe Abgrenzung notwendig, wie die wilden Polemiken seinerzeit zwischen Robert Kurz und Michael Heinrich bzw. den Nachfolgern Ernst Lohoff und Norbert Trenkle zeigten.


  SB: Marx hat mit der Wertbestimmung der Ware, als deren gesellschaftliche Substanz er die Arbeit bezeichnete, ein bis heute bedeutsames Instrumentarium zur Analyse gesellschaftlicher Verhältnisse geschaffen. Was spielt deiner Ansicht nach alles mit hinein, wenn zwei verschiedene Produkte miteinander verglichen werden zu dem Zweck, daß sie sich für den Warentausch in eine äquivalente Beziehung setzen lassen?


  KR: Der Tauschwert hat bei Marx drei Dimensionen: Substanz, Maß und Form. Substanz ist die abstrakte Arbeit, und das Maß ist die gesellschaftlich durchschnittlich notwendige Arbeitszeit. Wenn Marx von Gesetzen spricht, muß man bedenken, daß sich diese Gesetze desto mehr durchsetzen, je dichter die ökonomisch-kapitalistischen Verhältnisse sind. Darin zeigt sich ein großer Unterschied zu den Gesetzen der Naturwissenschaften. Nach dem Fallgesetz fällt ein Apfel vom Baum, dabei ist es völlig wurscht, ob das ein Apfel oder Millionen Äpfel sind. Bei Marxschen Gesetzen ist das nicht so. Je intensiver sich der Kapitalismus entwickelt, desto mehr tendieren die Waren dazu, wirklich zu ihren Werten getauscht zu werden. In vor- oder frühkapitalistischen Verhältnissen hat die Arbeitszeit eine gewisse Bedeutung gehabt. Das schreibt auch Engels im Nachwort zum dritten Band des Kapitals. Interessanterweise gibt es eine Passage bei Marx, wo er schreibt, daß der Wert nicht nur logisch, sondern auch historisch das Prius der Produktionspreise ist. Man könnte sagen, mit der Entwicklung der kapitalistischen Produktionsweise nähert sich das dem Produktionspreis an. Es stellt gewissermaßen ein Tendenzgesetz dar. Tatsächlich kann man den Wert einer Ware gar nicht exakt berechnen, sondern bestenfalls annäherungsweise. Das heißt, die teilweise scholastischen Debatten um das Wertgesetz sind eigentlich nicht so relevant, es geht vielmehr um historische Tendenzen.


  SB: Nehmen wir einmal hypothetischerweise an, daß es in grauer Vorzeit Gemeinschaften gegeben hat, die eine Art Urkommunismus praktiziert haben und in denen ein Tausch gar nicht erforderlich war, weil sie zum einen kein Privateigentum kannten und zum anderen alles gemeinsam produziert und verbraucht haben. Gibt es bei Marx einen Referenzpunkt, von dem an der Tausch von Äquivalenten zur Grundlage der gesellschaftlichen Organisation avancierte?


  KR: Das ist eine schwierige Frage. Marx hat gegen Ende seines Lebens alle ethnologischen Schriften seiner Zeit aufgearbeitet. Aber er ist nicht mehr dazu gekommen, die Ergebnisse seiner Forschung als Buch herauszugeben. Das hat dann Engels in seinem Namen im gewissen Sinne nachgeholt. In dem Zusammenhang und auch in der Auseinandersetzung mit der Neuen Marx-Lektüre muß unbedingt gesagt werden, daß für Marx die Zeit für eine Produktion in jeder Gesellschaft relevant ist. In einer freien Gesellschaft, die es in der Vergangenheit vielleicht gegeben hat und in der Zukunft hoffentlich geben wird, bleibt eine Zeitgröße eine Zeitgröße, während sie im Kapitalismus die scheinbare Werteigenschaft der Ware annimmt. Das macht einen Unterschied ums Ganze aus.


  Dies berührt die Auseinandersetzung mit der Neuen Marx-Lektüre insofern, als sie die starke Tendenz hat, die Begriffe, die Marx entwickelt, ausschließlich für die kapitalistische Produktionsweise gelten zu lassen. Sie kennt keine Transzendenz, und weil das Wertgesetz für sie etwas exklusiv Kapitalistisches ist, gibt es auch keine sprengenden Elemente. Das wirkt wie eine geschlossene Totalität, die sich durch den Fetisch absichert, und geht weit am Anliegen von Marx vorbei. Ein wichtiger Grund dafür, daß er sich selbst als Wissenschaftler verstanden hat, war, daß er dieser schlechten Welt kein gutes Sollen entgegengesetzt, sondern nach den sprengenden Elementen gesucht hat, die in ihr entstehen. Eines der wesentlichsten Elemente ist die Entwicklung der Produktivkraft der Arbeit, einerseits hinsichtlich der Zeitdimension, aber auch hinsichtlich der Fähigkeiten des vergesellschafteten Menschen.


  SB: Spielen bei der Neuen Marx-Lektüre auch systemtheoretische Elemente im Sinne der Luhmannschen Gesellschaftssicht, in der alles mehr oder minder in selbstregulativen Kreisläufen funktioniert, eine Rolle?


  KR: Bewußte Bezüge gibt es sicher nicht, zumal die Neue Marx-Lektüre zwei grundverschiedene Quellen hat. Hans-Georg Backhaus und Helmut Reichelt kommen aus den Adorno-Seminaren, die auf Dialektik setzen. Das Treibende ihrer Darstellung des Kapitals ist eher eine Begriffsdialektik, die sich darin entfaltet und entwickelt. Als Hegel-Marxisten argumentieren sie, daß das Kapital im Grunde genommen vom methodischen Aufbau her der Hegelschen Logik nachgebaut ist.


  Michael Heinrich hingegen ist sehr stark von Louis Althusser beeinflußt, auch wenn er das selbst nicht unbedingt so sagen würde. Klar ist jedoch, daß er im besonderen Maße in die Diskussion gebracht hat, das Kapital von Marx im idealen Durchschnitt zu thematisieren, was eindeutig die Handschrift Althussers trägt. Dieses typische Element im Denken Althussers hat Heinrich aufgenommen, und man sieht es auch personell, denn Frieder Otto Wolf war ja der Außenminister Althussers in Deutschland und ist es immer noch, obwohl Althusser ja verstorben ist. Ingo Elbe von der Roten-Ruhr-Uni, einer der Protagonisten der Neuen Marx-Lektüre, hat bei ihm dissertiert.


  Meiner These nach kann man den Kapitalismus nicht ohne seine Geschichte verstehen, denn er ist ein unglaublich dynamisches System, das dauernd aktiv umgewälzt wird. Daß es zu systematischen Interventionen der herrschenden Klassen kommt, die weit über die Frage hinausgehen, ob man den Arbeitern weniger Lohn zahlt, haben diese Leute gar nicht im Blick. Heinrich leugnet nicht, daß es auch eine Entwicklung vom Fordismus zum Neoliberalismus gegeben hat, aber das ist bei ihm nicht Gegenstand der eigentlichen wissenschaftlichen Beschäftigung. Sein Thema ist der "ideale Durchschnitt".


  SB: Wolfgang Pfreundschuh, der Herausgeber der Seite Kulturkritik, auf der auch die Einleitung zu deinem Buch zu finden ist, vertritt zum Beispiel die These, daß wir es heute mit einem Feudalkapitalismus zu tun haben in dem Sinne, daß der hohe Schuldenstand und das Anwachsen des fiktiven Kapitals gar nicht mehr deckbar seien durch die realwirtschaftliche Produktion. Ein wesentlicher Teil der Akkumulation würde sich ihm zufolge aus Renten, Lizenzen und Patenten, also immaterieller Wertproduktion, generieren. Das führe dazu, daß die Gläubiger als Sachwalter der Verschuldung in immer größerem Ausmaß über die Bedingungen der Arbeit gebieten. Wie würdest du das auch in Hinblick auf die Geschichte des Kapitalismus deuten?


  KR: Ich will dazu zwei Gedanken beisteuern. Marx hat interessanterweise auch dieses Anschwellen des fiktiven Kapitals erwartet. Einerseits gibt es immer mehr brachliegendes Kapital und andererseits den tendenziellen Fall der Profitrate. Das steht in einem Zusammenhang, denn die Profitrate steuert die Zinsrate, und die Zinsrate wiederum bestimmt zum Beispiel den fiktiven Wert von Grundstücken, weil das zurückgerechnet wird. Das ist die erste Überlegung. Eine letztgültige Analyse kann ich so jetzt nicht bieten.


  Ich war zur Konferenz "Was heißt heute links?" in München eingeladen. Dort haben Lohoff und Trenkle die These vertreten, daß jedes fiktive Kapital ein Vorgriff auf künftige Profite sei. Meines Erachtens kann man das so nicht sagen. Nehmen wir zum Beispiel die Staatsschulden. Das sind Zahlungsversprechen des Staates, die durch Steuereinnahmen bezahlt werden. Steuereinnahmen, das sagt schon Marx, sind nicht unbedingt Profit, sondern haben auch andere Quellen. Die Frage, ob ein Staat überhaupt in Konkurs gehen kann, ist durchaus berechtigt, denn die Steuereinnahmen erfolgen nicht aufgrund von ökonomischen Prozessen, sondern sind ein Rechtstitel, für den es keine Gegenleistung gibt. Sobald eine besteuerbare Ökonomie vorhanden und der Staat in der Lage ist, Steuern durchzusetzen - das ist weltweit nicht immer gegeben -, kann er wirklich in Konkurs gehen. Die Staatsschulden sind sicherlich nicht einfach ein Vorgriff auf künftige Profite.


  Das ist eine Überlegung dazu, die andere ist, daß es sehr viele Finanzprodukte wie zum Beispiel die Kreditversicherungen gibt, die im Grunde genommen Umwälzungen innerhalb der herrschenden Klasse darstellen. Daß fiktives Kapital so sehr anschwillt, liegt nicht zuletzt am Wert der Grundstücke und am Preis, zu dem sie verkauft werden, falls sich ein Käufer findet. Aber man kann nicht per se sagen, Schulden hätten einen Zukunftsaspekt. Das ist einfach eine Frage der Bewertung, denn ansonsten hätte auch eine einfache Ware einen Zukunftsaspekt und würde einen Vorgriff auf die Zukunft implizieren, weil sie ja verkauft werden soll.


  SB: Selbst die bürgerliche Ökonomie kritisiert an der Schuldenpolitik, daß Staaten über ihre Verschuldungen künftige Generationen und damit die Arbeitsleistung von Menschen, die noch gar nicht geboren sind, in die Pflicht nehmen.


  KR: Ja, aber die Frage ist, ob die Staaten dann politisch die Schulden noch zahlen wollen und zahlen können. Aber es gibt noch einen anderen wichtigen Punkt, der zeigt, daß man einer optischen Täuschung aufsitzt, nämlich die Aktien. Eine Aktie ist ein Versprechen auf einen Anteil an der Ausschüttung. Wenn ich zehn Prozent der Aktien einer Firma besitze, habe ich bei der Ausschüttung Anrecht auf zehn Prozent des Firmenprofits, der natürlich komplexer ausfällt. Wenn meine Aktien jetzt auf der Börse den zehnfachen Wert gewinnen, habe ich trotzdem nur einen Anspruch auf ein Zehntel. Ich kann nicht sagen, meine Aktien im Wert von 100.000 Euro sind eine Million wert, und demzufolge habe ich jetzt Anspruch auf eine Million zukünftiger eingesaugter Mehrarbeit, das ist nicht wahr. Ich bekomme nur ein Zehntel von dem, was das Unternehmen auswirft.


  Man müßte die Frage, ob Aktien in der Regel überbewertet sind, grundsätzlich diskutieren. Ich denke schon, daß es so ist, zumindest gibt es Hinweise darauf. Man kann nicht einfach die Aktienwerte der Welt zusammenrechnen und sagen, sie sind so und so hoch, doch das wird getan. Die Frage ist doch, ob man es überhaupt als Wirtschaftskrise bezeichnen soll, wenn diese Aktienwerte wieder einstürzen. Für Marx weist der Umstand, daß irgendwelche Gläubiger Gewinne oder Verluste machen, auf eine Umverteilung innerhalb der herrschenden Klasse: Die Großen zocken die Kleineren ab. Irgendwer hat die Aktien gekauft, das Geld ist ja nicht verschwunden. Das ist jetzt keine Analyse des Krisenstadiums, aber man kann sich über solche Überlegungen vielleicht ein bißchen annähern.


  SB: Die Schweizer Feministin Tove Soiland vertritt die These, daß sich neue Konflikte innerhalb der Lohnabhängigenklasse ausgebildet haben. So weise der Care-Sektor nur wenig sogenannte Wertschöpfung auf, während Industriearbeiter und Beschäftigte im IT-Bereich über hohe und weiter steigerbare Produktivität verfügen und damit wertschöpfungsstark seien. Soiland ist der Ansicht, daß der Interessenkonflikt zwischen derartigen gesellschaftlichen Gruppen heute bedeutsamer sei als der zwischen Kapitaleignern und Verkäufern ihrer Lohnarbeit. Was hältst du von dieser Theorie zu einer veränderten Klassenzusammensetzung?


  KR: Na ja, sie ist auf gewisse Weise teilweise banal. Innerhalb des Proletariats hat es immer Konflikte gegeben, das ist nichts Neues. Die spannende Frage ist eine andere: Wer ist das Proletariat heute überhaupt? Ich beantworte dies einmal so: Schaue dir die genaue Definition des Proletariats bei Marx an, denn die ist nicht unbedingt in dieser doppelten Freiheit gegeben, die normalerweise immer rezipiert wird. Die elaborierteste Definition findet man meiner Auffassung nach in den Grundrissen, wo Marx sagt, Proletariat zu sein heißt, als universal bestimmter Gebrauchswert Arbeitskraft dem Kapital gegenüberzustehen. Entscheidend ist, daß das Proletariat nicht einfach gegeben, sondern - das hat auch John Holloway sehr schön gezeigt - es ist immer in the making, es wird immer neu produziert, in neuen Formen.


  Aus meiner Sicht kann man grob vier Phasen des Kapitalismus unterscheiden. Zwei davon analysiert Marx im Kapital - die Manufaktur und die große Maschinerie. Hinzu kommen der Fordismus und der Neoliberalismus. Meine These ist, daß das Proletariat als Schicht oder als Stand sozusagen auf die Welt kommt. Das heißt als klar abgegrenzte, sich kulturell und politisch ihrer selbst bewußte Teilgruppe der Gesellschaft. Bis in die 70er Jahre hinein hat niemand bezweifelt, daß es eine Arbeiterschaft gibt. Im österreichischen Ständestaat war klar, daß es Arbeiter gibt. Sie sind zwar nicht revolutionär im Marxschen Sinne, aber sie sind da. Als Phänomen wurden sie nicht bezweifelt, nur die Bewertung war anders. Jetzt hat sich das Klassenverhältnis so verallgemeinert, daß es meiner Auffassung nach überhaupt nicht mehr möglich ist, eine gewisse Gruppe mit dem Proletariat zu identifizieren. Ich sage auch immer zu meinen lieben Studierenden, das Proletariat, das sind wir alle. Ich könnte jetzt erzählen, wie ich an der Uni als externer Lektor gelehrt habe, also eigentlich prekär.


  Wir hatten eine Zeit, in der die analytische, hochabstrakte Kategorie des Proletariats unmittelbar identifiziert war mit einer soziologischen Schicht. Das wurde eigentlich von niemandem bestritten. Spätestens mit dem Ende des Fordismus ist jedoch ein Auseinanderfallen zwischen einer analytisch-abstrakten Kategorie des Proletariats und seiner sinnlichen Gewißheit zu verzeichnen, die sich nicht einfach eins zu eins einlöst. Es ist kein Zufall, daß die Neue Marx-Lektüre oder auch die Wertkritik über das Proletariat quasi nur einen Satz sagen: Es gehört zum Kapitalismus, ist so etwas wie ein Zubehör. Sie lassen sich gar nicht darüber aus, weil sie dem gesellschaftlichen Druck eigentlich nachgeben, indem sie sagen, das Proletariat ist zwar nicht verschwunden, aber es ist nicht revolutionär. So hat Heinrich einen völlig verengten Begriff vom Klassenkampf. Er sieht im Klassenkampf nur noch Lohnkämpfe oder ich weiß nicht was. Die ganze Dimension wird völlig reduziert. In meinen Augen ist das eine Form des Opportunismus. Das tut die Wertkritik nicht, weil sie einen politischen Anspruch und eine gewisse Widerstandsrhetorik hat.


  Die Neue Marx-Lektüre liefert den Marxismus an den akademischen Mainstream aus. Vor kurzem ist der Sammelband "Nach Marx" erschienen mit Aufsätzen von Leuten wie Axel Honneth, der zwar kein Marx-Töter ist, aber die Ansicht vertritt, das sei alles Vergangenheit. Man könne sich von Marx einiges herausbrechen, mehr aber nicht - für ihn ist das Kapital so etwas wie ein Steinbruch. In dem Buch vertritt Honneth die These, daß die Marxsche Theoriebildung gescheitert sei. Schon Backhaus hat behauptet, daß Marx gar nicht in der Lage gewesen war, seine Theorie konsistent darzustellen und über das Stadium abgebrochener Versuche praktisch nicht hinausgekommen ist, daß man an Marx zwar anknüpfen kann, er aber im Grunde eine Wüste hinterlassen hat.


  Natürlich hat Marx nicht alles gelöst, das wäre irgendwie auch banal anzunehmen, aber es gibt ja einen methodischen Grund. Wenn ich sage, daß man den Kapitalismus nicht ohne seine Geschichte verstehen kann, bedeutet dies, daß die Kapitalanalyse in gewisser Weise nie abschließbar ist. Solange es Kapitalismus gibt, muß ich theoretisch an seinen Entwicklungen arbeiten. Was heißt das eigentlich, wenn Heinrich sagt, Marx hat den Wertbegriff nicht abgeschlossen? Es ist nichts mehr zu sagen zum Kapitalismus, wir wissen alles?


  SB: Wie läßt sich der Marxismus für Menschen, denen vielleicht das Abstraktionsniveau fehlt oder die Sprache zu fremd ist, fruchtbar machen? Wie ließe sich diese Theoriebildung auch in einem revolutionären Sinne praktisch machen?


  KR: Als Marxistinnen und Marxisten stecken wir insofern in einer schwierigen Situation, als wir vielleicht auch eine neue Sprache benötigen, um die wir ringen müssen. Wir müssen auch an die Tatsache anknüpfen, daß die überwiegende Mehrzahl des Proletariats sich nicht als Proletariat begreift. Wie man darauf reagiert, ist eine offene Frage. Es ist ja kein Zufall, daß gewisse Theorien immer wieder versuchen, eine neue Sprache vorzuschlagen und damit einen gewissen Erfolg haben wie beispielsweise Antonio Negri mit seiner Multitude. Ich habe mich sehr genau mit seinen Schriften auseinandergesetzt und würde es so einschätzen, daß dieses Projekt wahrscheinlich gescheitert ist, aber er immerhin etwas angeboten hat. Karl Heinz Roths Multiversum der ArbeiterInnenklasse ist ein anderer Versuch, den ich auch als gescheitert ansehe. Auch der Ansatz von Guy Standing, den ich neulich nach Wien eingeladen hatte und der vertritt, daß das Prekariat eine neue Klasse sei, überzeugt nicht. Sein Begriff kommt immerhin dem entgegen, was Menschen erleben.


  In dem Zusammenhang ist erstaunenswert, daß Marx im Kapital schreibt, daß der eigentliche Lohn der Stücklohn sei. Für den Fordismus kann man das sicher nicht sagen, da hat man einen Zeitlohn. Marx war sicher kein Hellseher, aber irgendwie könnte man mit dem Begriff des Stücklohns die neue Klasse der Scheinselbständigen von heute erfassen, die strenggenommen Stücklohnarbeiter sind und gewisse Ähnlichkeiten aufweisen mit den frühen Stücklohnarbeitern, die teilweise auch im Besitz von Produktionsmittel waren. Das kommt wieder in neuer Form, und das heißt, daß das Marxsche Instrumentarium wirklich geeignet ist, die modernen Entwicklungen zu erfassen.


  SB: Du hast einem deiner veröffentlichten Texte am Schluß einen Liedtext von der Incredible String Band angefügt, was bei einem historischen Materialisten erst einmal seltsam anmutet, denn die Band war eher spirituell bis naturmystisch unterwegs. Mich würde interessieren, wo der Mensch in seiner Subjektivität, die gegenüber allem, was man quantifizieren und in Verhältnisse setzen kann, oftmals gar nicht auszuloten ist, im Marxismus seinen Platz hat?


  KR: Man tut Marx nichts Gutes, wenn man ihn sozusagen als Theorie liest, die alles abdeckt, gewissermaßen als Universalschlüssel zum Sein. Ich werde immer älter und irgendwann muß ich mich mit dem Sterben auseinandersetzen. Das sind Dinge, die ich nicht unbedingt bei Marx nachschlage. Seine Theorie ist so stark, so elaboriert, daß man auf den Trugschluß verfallen kann, daß er alle Fragen der Welt löst.


  SB: Gerade wenn man ihn als Revolutionär, als einen der Befreiung und Emanzipation gewidmeten Menschen versteht, könnten derartige Fragen doch relevant sein. Möglicherweise wird der Mensch erst durch die Revolution zum Menschen?


  KR: Da bin ich vorsichtig. Was es zu überlegen gilt, ist der nächste Schritt aus dem Kapitalismus hinaus, sozusagen der Einstieg in den Ausstieg. Es geht darum, wie wir, ausgehend von den Bedingungen, hier und heute in die nächste Phase kommen.


  SB: Karl, vielen Dank für das Gespräch.
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    Vortrag mit dem Elan ...
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    ... und Charme eines Wieners
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  Fußnoten:


  [1]http://kritikundutopie.net/


  Zur Neuen Marx-Lektüre im Schattenblick siehe auch:


  BERICHT/087: Marx statt Klassenkampf? - Zur Kritik des Strukturmarxismus (SB)

  http://www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0087.html
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  INTERVIEW/038: Links, links, links - autark und souverän ...  Kai Ehlers im Gespräch (SB)


  

  Rußland von innen - Bruch mit der Feindbildprojektion


  20. Linke Literaturmesse in Nürnberg



  Der politische, ökonomische und militärische Vormarsch von NATO und EU bis an die russische Grenze wird von einer ideologischen Offensive flankiert, welche die Führung in Moskau unter Wladimir Putin geradezu dämonisiert und jegliche Abwehrmaßnahmen gegen die Einkreisung als kriegstreiberische Aggression diskreditiert. Ohne die Augen vor den autoritären Zügen der russischen Regierungspolitik zu verschließen, gilt es auch in diesem Konflikt, für die schwächere und angegriffene Seite Partei zu ergreifen. Und dies um so mehr, als die westlichen Mächte diese Region mit einem Flächenbrand überziehen, der bis hin zum Dritten Weltkrieg zu eskalieren droht.


  Soll diese Verschärfung und Verkettung der Auseinandersetzungen eingedämmt werden, bedarf es nicht zuletzt eines Bruchs mit der Feindbildprojektion, die den Blick auf die Interessen Rußlands und seiner Bevölkerung bis zur Unkenntlichkeit verstellt. Was könnte besser dazu geeignet sein, als eine aus eigenem Erleben gewonnene Innensicht der dortigen Verhältnisse, die sich des forschenden Fragens in kontinuierlichen Gesprächszusammenhängen auf Grundlage eines gemeinsamen emanzipatorischen Anliegens befleißigt!


  Auf der Linken Literaturmesse in Nürnberg stellte der Hamburger Journalist, Publizist und Schriftsteller Kai Ehlers den zweiten Band seines Werks "25 Jahre Perestroika. Gespräche mit Boris Kagarlitzki" [1]vor, das im Laika-Verlag erschienen ist. In einem kurzen biographischen Anriß wies er sich als "Mittäter in der 68er-Bewegung" aus, der den Kommunistischen Bund (KB) mitgegründet und dort 17 Jahre als Redakteur der Zeitung "Arbeiterkampf" gearbeitet hat. Er habe sich zunehmend mit der Sowjetunion und dann auch Rußland befaßt, seit 1989 nicht mehr organisiert, sondern allein. Seine Arbeitsweise habe bereits ab 1982/83 darin bestanden, individuelle Reisen durchs Land zu unternehmen und dort private Kontakte zu knüpfen. Auf diese Weise habe er ein Rußland kennengelernt, das den Korrespondenten verschlossen sei. Aus umfänglichen Gesprächen mit zahlreichen Menschen über verschiedene Themen seien über tausend Tonaufzeichnungen hervorgegangen, von denen er viele, aber längst nicht alle, in Radiofeatures ausgewertet habe.


  25Jahre lang habe er jährlich mindestens ein oder zwei Gespräche über die aktuellen Ereignisse mit Boris Kagarlitzki geführt, dem bekanntesten Radikaldemokraten Rußlands, der dessen Kapitalisierung eine kritische Position im Bestreben entgegensetze, den Sozialismus zu erneuern. Die beiden Bände präsentierten dokumentarisches Material über die gesamte innere Entwicklung des Transformationsprozesses bis hin zu Putin 2013. Es handle sich um ein Geschichtsnachschlagewerk, das als fundiertes Arbeitsbuch in Gebrauch genommen werden könne. Daß darin wissenschaftliche Standards umfänglich erfüllt sind und zugleich hohe literarische Qualität, gepaart mit einem ausgesprochenen Lesevergnügen, geboten wird, belegten ausgewählte Textpassagen, die der Autor vorlas und im jeweiligen historischen Kontext kommentierte.


  Im Anschluß an die Buchpräsentation beantwortete Kai Ehlers dem Schattenblick einige Fragen zu seinem Geschichtsverständnis, zum spezifisch russischen Entwurf von Gemeinschaft, zu den Auswirkungen der Sanktionen wie auch zum Rückhalt Putins in der Bevölkerung.
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  Schattenblick (SB): Kai, du hast in der vorangegangenen Vorstellung des zweiten Bands "25 Jahre Perestroika. Gespräche mit Boris Kagarlitzki" von einem historischen Werk und einer Berichterstattung gesprochen, die in dieser Form einmalig ist, weil sie eine Innensicht Rußlands wie auch die Dynamik seiner Entwicklung in Gesprächsform wiedergibt. Könnte man sagen, daß es sich in gewisser Weise um dein derzeitiges Lebenswerk handelt?


  Kai Ehlers (KE): Es ist in der Tat einzigartig, weil es rein faktisch die Gespräche vom Anfang der Perestroika-Entwicklung fast lückenlos durch die gesamten 25 Jahre bis heute dokumentiert. Und es sind keine Gespräche mit irgendeinem beliebigen Gegenüber, sondern mit dem führenden Vertreter der radikaldemokratischen Linken, die versucht, dem Prozeß der Kapitalisierung durch eine Erneuerung des Sozialismus entgegenzutreten. Dies verleiht den erörterten Themen eine starke Intensität in der Fragestellung und ein hohes Niveau der Auseinandersetzung. Wenngleich alle Gespräche durch das Gestrüpp an Einzelheiten der jeweiligen Situation führen, bleiben sie doch nicht darin hängen. Um dies zu unterstützen, habe ich mich um eine strenge Struktur bemüht und jedes Gespräch mit einer einleitenden Situationsbeschreibung wie auch einer Chronologie versehen, die es der Leserin oder dem Leser erlauben, sich hundertprozentig zurechtzufinden und stets zu wissen, in welchem Kontext dieses Gespräch geführt wurde.


  Was nun die Frage des Lebenswerks betrifft, verhält es sich ja so, daß ich bislang dreizehn Bücher über die Sowjetunion und Rußland geschrieben habe. Das heute vorgestellte Buch ist das aktuellste, das herausgekommen ist, demnächst folgt ein weiteres. Das befaßt sich mit der Geschichte des letzten Zaren der Wolgabolgaren, Ylltanbik, der dem Mongolensturm gewissermaßen als Pfropfen entgegengestanden und dabei sein Leben und sein Reich verloren hat, ein Epos. Es hat also einen ganz anderen Charakter, denn ich halte es für sehr wichtig, daß man auch die kulturelle Seite einbezieht. Insofern ist das Lebenswerk noch nicht abgeschlossen, wie ich doch hoffen will. Aber in gewissem Sinne hast du vielleicht recht. Es ist natürlich die Rückschau auf diese 25 Jahre und kann jedem, der Geschichte studieren möchte, als Instrument und Handwerkszeug dienen, wie es das sonst in der Literatur meines Wissens kein zweites Mal gibt. Wenn du zum Beispiel den neuen Roman der Nobelpreisträgerin Swetlana Alexijewitsch [2] liest, findest du eine Aneinanderreihung von Einzelschicksalen. Das wird auch im Westen honoriert, hat aber einen völlig anderen Charakter, als daß man darin wirklich erkennen könnte, welche innere Dynamik dieser Prozeß der Perestroika, dieses Auf und Ab mit all seinen maßgeblichen Aspekten gehabt hat.


  SB: Du hast in deinem Vortrag hervorgehoben, daß Geschichte allenfalls im Rückblick wie ein geplanter Ablauf aussieht, es sich aber im Grunde um eine Abfolge handelt, bei der ein Schritt den nächsten bedingt und hervorgerufen hat, ohne daß dem ein vorab durchstrukturiertes Gesamtkonzept zugrunde gelegen hätte.


  KE: Ja, das gehörte zu den Erkenntnissen, die in den Gesprächen mit Boris für mich deutlich geworden sind. In dem Eingangsgespräch des Buches hebt er klar hervor, daß die kursierende Vorstellung, jemand sei mit einem fertigen Plan angetreten, wie die Dinge sich im einzelnen entwickeln sollten, eine sehr plakative Herangehensweise oder ein oberflächliches Theorie- und Geschichtsverständnis widerspiegelt. Geschichte geht zwar von gewissen visionären Voraussetzungen aus, wohin man gelangen möchte oder sich getrieben fühlt, aber dann entwickelt sie sich Schritt aus Schritt und manchmal sehr überraschend in eine Richtung, die man oftmals gar nicht gewollt hat. Das kann man am Beispiels Gorbatschows sehr deutlich sehen: Er wollte tatsächlich dem Staatssozialismus zu einer neuen Effektivität verhelfen und die Initiative befreien, aber im Rahmen seiner sozialistischen Weltvorstellung. Das ist ihm jedoch überhaupt nicht gelungen, denn daraus ist eine Öffnung der sozialistischen Welt für die Kapitalisierung ohne Sozialismus geworden.


  SB: Demnach sollte man sich also schleunigst von einem Geschichtsverständnis verabschieden, das einen Masterplan unterstellt, dem man letztlich nichts entgegenzusetzen hat, weil die Gegenseite in der von ihr festgelegten Abfolge stets einen Schritt voraus ist?


  KE: Nach meinem Geschichtsverständnis ist die Vorstellung absurd, daß alles nach einem Masterplan abläuft. Ich kann mich noch gut daran erinnern, daß seinerzeit, als ich im KB für die Zeitung "Arbeiterkampf" Analysen über die Strategien der USA, des CIA und die Sicherheitspolitik erstellt habe, ständig Artikel von Leuten eingingen, die akribisch die CIA-Protokolle der Thinktanks durchgearbeitet hatten. Sie zählten dann detailliert auf, was Herr Wolfowitz [3] und wie sie alle heißen, so an Scheiße von sich gegeben hatten, und verkündeten: Das planen die Amerikaner! Solche Artikel haben wir regelmäßig zurückgewiesen, da es schlichtweg so nicht läuft. Die mögen sich ausdenken, was sie wollen, auf ihren CIA-Etagen oder meinetwegen auch bei Gorbatschow oder Jelzin. Es läuft dann im Konkreten doch anders ab, denn daß sich die Wirklichkeit nie mit dem Plan deckt, hat schon Brecht gewußt.


  SB: Ein weiterer wichtiger Gedanke, den du hervorgehoben hast, betrifft diese ganz spezifische Form der russischen Gemeinschaft. Habe ich dich richtig verstanden, daß sich diese Gemeinschaft in jüngerer Zeit schwerer als früher in kollektives Handeln umsetzen läßt?


  KE: Wie es sich heute verhält, ist eine sehr komplizierte Frage. Ich habe während der letzten großen Krise 2008/2009 eine zweijährige Recherche in zwei Etappen durchgeführt und unter dem programmatischen Titel "Kartoffeln haben wir immer" in Buchform veröffentlicht. Diese Recherche hat zum Inhalt, daß die russische Gesellschaft in Krisenzeiten noch heute unmittelbar auf diese Strukturen zurückgreift, die im Laufe der Geschichte makroökonomisch und mental regelrecht in den russischen Raum eingeschrieben worden sind. Im russischen Verständnis von Wirtschaft existiert neben der großen Ökonomie stets auch die familiäre Zusatzwirtschaft als Bestandteil der Gesamtwirtschaft. Und diese Zusatzwirtschaft wird, ausgehend von der Dorfgemeinschaft, von der Sowrose oder der Datschengemeinschaft, stets auf die eine oder andere Weise kollektiv betrieben. Durch die Kapitalisierung ist diese Tradition in der Tat gefährdet. So hat sich in den großen Städten "Obschtschina" im Sinne einer Gemeinschaftstradition eher in eine bloße Metapher ohne reale Basis verwandelt.


  Auf dem Lande, also in der Region, ist das Gemeinschaftsverständnis hingegen ungebrochen und weiterhin wirksam. Wird Rußland vom Westen mit Sanktionen überzogen, greifen die Menschen sofort wieder auf ihre Gurke oder Kartoffel zurück. Ich hörte sie sagen, die können uns mal an die Füße fassen, wir sind in der Lage, uns selbst zu versorgen. Diese grundsätzliche Fähigkeit zur Selbstversorgung in Krisenzeiten ist ein spezielles Ergebnis der rußländischen Entwicklung, das heißt, des Großraumes Rußland. Und sie wird von den Putinschen Modernisierern durchaus in die Realität der heutigen Wirtschaftsentwicklung einbezogen. Die Tatsache, daß ein Großteil der Bevölkerung in der Lage ist, sich aus der Selbstversorgung zu ernähren, ist Bestandteil der Gesamtökonomie. Die russische Bevölkerung hat im Laufe der Geschichte mehrmals gezeigt, daß sie in der Lage ist, sich auch auf niedrigstem Niveau selbst zu versorgen, bis die Gefahr überwunden ist und die Existenzweise von innen heraus wieder neu aufgebaut werden kann.


  Was das bedeutet, wird um so deutlicher, wenn man es mit unserer Situation vergleicht. Würde uns hier in Deutschland eine ähnliche Katastrophe wie die Auflösung der Sowjetunion 1991 heimsuchen, wären wir ein Hungerland, da wir derart von Fremdversorgung abhängig sind, daß wir einen solchen Zusammenbruch nicht überstehen könnten. Der Zweite Weltkrieg hat Deutschland in die Lage zurückgebombt, daß die Vorgärten mit Kartoffeln bepflanzt wurden, aber das war eine absolute Notsituation, die durch die Jahre des Krieges hervorgerufen wurde und von Hungersnot geprägt war. Rußland ist in einer anderen Situation, weil die Abhängigkeit von Fremdversorgung nie dieses Ausmaß angenommen hat.


  SB: Wie hast du die Auswirkungen der Sanktionen in Rußland erlebt und wie reagiert die Bevölkerung darauf?


  KE: Auf der makroökonomischen Ebene der industrialisierten Technologie kommt es natürlich zu gravierenden Einbrüchen. Dem stehen entsprechende wirtschaftliche Einbußen bis zu 30 oder 35 Prozent in Europa und Deutschland gegenüber, weil der Austausch von Waren erheblich eingeschränkt ist. Im Falle Rußlands sprangen sofort die anderen BRICS-Staaten in die Bresche, mit denen ja nicht erst zum Zeitpunkt der Sanktionen, sondern schon geraume Zeit zuvor die Beziehungen vertieft worden waren. Was die konkrete Ebene der Versorgung mit Lebensmitteln betrifft, kann ich sie mit folgender Anekdote illustrieren: Ich ging im letzten Sommer in Moskau in einem dieser riesigen Einkaufspaläste in die Gemüseabteilung, wo in langen Gängen alle möglichen Waren in den Körben liegen. Dort waren Tafeln für die Doofen aufgestellt, auf denen zu lesen stand, daß die Bananen oder Äpfel nicht mehr aus den bisherigen europäischen oder westlichen Lieferländern, sondern aus Chile oder Brasilien kommen. Da steht also dick und fett: Wir verhungern nicht, wir haben unsere Lieferanten. Und in der Tat sind die Regale auf dieser Ebene voll.


  Mein Freund Jefim Berschin, ein Poet, Journalist und hochintelligenter Mann, sagte zu mir: Schau dir das an, die können uns gar nicht meinen, diese Sanktionen zwingen uns einfach, unsere eigenen Verhältnisse zu entwickeln. So ist das immer in Rußland: Wenn wir Druck von außen kriegen, gibt es Entwicklungsschübe im Land. So war es 2001, als Putin antrat und die Kredite abgesagt hat, weil klar war, daß Rußland andernfalls in Abhängigkeit bliebe. So war es 2008 bei der großen Krise, als man plötzlich wieder russische Waren kaufen konnte, und genauso ist es jetzt. Das ist gleichsam ein Gesetz der russischen Entwicklung.


  SB: Du hast für mehrere historische Phasen beschrieben, daß die realen Verhältnisse und Einstellungen der Menschen nicht identisch mit der offiziellen Doktrin waren. Wie verhält es sich in dieser Hinsicht heute unter Putin?


  KE: Ich habe für die Sowjetunion beschrieben, daß diese beiden Ebenen diametral auseinanderliefen. In die offizielle Ideologie kleidete man sich, aber das Unterzeug war ein ganz anderes. Kamst du aufs Dorf, stand da ein Portrait Breschnews. Aber kaum warst du weg, wurde das Bild umgedreht, worauf die Mutter Gottes zum Vorschein kam. Wie in der Stalinzeit war der Führer präsent, doch sobald der Kommissar verschwunden war, wurde die Tafel gewendet, so daß die Ikone wieder auftauchte. Das ist heute natürlich anders, weil es diese Art offizieller Staatsideologie nicht mehr gibt. Jelzin hat versucht, eine Art Nationalideologie zu installieren, was sich als totaler Nonsens erwies. Putin hat das gar nicht erst versucht, er macht hingegen etwas sehr Richtiges, indem er versucht, die Modernisierungsstrategie als Neoliberaler durchzusetzen und zugleich auf die Traditionen in Gestalt der Kirche und der Gemeinschaftsstruktur zurückzugreifen und sie zu stützen. Manche finden das ganz schrecklich und beklagen auch, daß er den Sport derart hochhält und sich selber sportiv gibt. Ich habe überhaupt keine Probleme damit und halte das für ganz normal.


  Am deutlichsten kann ich dir die Antwort auf die Frage nach der nationalistischen Ideologie geben, die angeblich in Rußland gepflegt und von den Menschen abgelehnt wird. Ich habe einen sehr guten Freund, der noch ein paar Jahre älter als ich und Nationalschriftsteller an der Wolga ist. Dort leben in einer autonomen Republik die Tschuwaschen, ein turksprachiges Volk, mit ihrer eigenen Kultur. Sie sprechen je zur Hälfte Tschuwaschisch und Russisch, haben ihre eigene Geschichte innerhalb des russischen Imperiums entwickelt und sind darin ein integraler Bestandteil als eigene Kultur. Mein Freund hat es sich zur Aufgabe gemacht, diese Kultur aufzuarbeiten, um sie vor dem Vergessen zu bewahren, er hat Hunderte Bücher dazu geschrieben und ebenso viele Auszeichnungen dafür erhalten. Das vorhin von mir erwähnte Epos ist unter anderem von ihm ausgegraben und von mir übersetzt worden. Ich habe ihn im Sommer besucht und gefragt: Mischa, wie ist das mit Putin, was hältst du von seiner Politik? Darauf hat er geantwortet: Na ja, ich finde das nicht so toll mit diesem Sport, das hatte Hitler auch gemacht. Nach wie vor bekommen wir nicht genügend Gelder für die Entwicklung der tschuwaschischen Kultur, wie er überhaupt für die Kultur nichts übrig hat. Aber er verteidigt uns!


  Das heißt, die Kritik aus dieser selbständigen tschuwaschischen Kultureinheit innerhalb Rußlands, die dem Zentrum kritisch gegenübersteht und sich bis heute gegen jeden Übergriff zur Wehr setzt, befürwortet gleichzeitig Putins Politik gegenüber den Aggressionen des Westens. Da hat es bei mir geklingelt: Jetzt habe ich es begriffen! Ich werde diese Haltung demnächst in meinen Publikationen noch einmal vorstellen. Kritik an Putin ja, aber zugleich wissen wir, daß wir in diesem Organismus zusammengehören, den er verteidigt. Das finden wir richtig, weil wir die Aggression ablehnen, die der Westen uns gegenüber fährt.


  SB: Wie würdest du die Entwicklung in Syrien einschätzen, wo sich Rußland jetzt auch militärisch engagiert?


  KE: Wollen wir hoffen, daß es gutgeht. Ich bin kein Prophet und werde mich auch nicht als ein solcher betätigen. Aber es ist klar, daß diese Entwicklung absehbar war. Rußland hat den Ukrainekonflikt zurückgesteuert, soweit es in seiner Macht lag, und die Jungs und Mädchen haben die Hacken zusammengeschlagen, aber nicht alle. Es gibt starke Kräfte innerhalb von Luhansk und Donezk, die nicht einverstanden sind mit dem Hackenzusammenschlagen. Sie sagen: Wir haben gekämpft, und ihr verratet uns. Was Syrien betrifft, hat die russische Politik auch dort eindeutig gedämpft. Warum? Weil der Syrienkonflikt für Rußland eine bedrohliche Dimension angenommen hat. Denn alle Versuche, mit den Amerikanern und den Franzosen eine Einigung herbeizuführen, um diesen Konflikt zu beenden, sind im Sande verlaufen. Und daran hätte sich nichts geändert, wäre Rußland nicht endlich initiativ geworden. Als Putin noch einmal demonstrativ in der UNO aufgetreten ist und zum gemeinsamen Handeln unter deren Dach aufgerufen hat, haben die USA das abgelehnt: Assad muß fallen, auf Kompromisse und Verhandlungen lassen wir uns nicht ein.


  Dabei hat Rußland Erfahrungen mit Flüchtlingen. 1991 sind Millionen von Russen aus den angrenzenden Gebieten ins russische Kernland geflüchtet. Kannst du dir vorstellen, was das bedeutet hat? Das hat in Deutschland kein Schwein interessiert, das wurde hier nicht einmal wahrgenommen. Wenn Putin von der größten Katastrophe gesprochen hat, wurde das bespöttelt und als Aggression abgetan. Damals sind Millionen von Menschen ins Land zurückgeflüchtet, zahllose Familienbande wurden zerrissen. Hinzu kommt der muslimische Süden Rußlands im Kaukasus, aber nicht nur dieser. In der Region an der Wolga, der aus hiesiger Sicht als der russischste Teil Rußlands angesehen und mit Wolgaschiffern romantiziert wird, leben nur zu 50 Prozent slawische Russen neben Tataren, Tschuwaschen, Mari El, Baschkiren und Udmurten. Es sind fünf Republiken nicht slawischer, sondern muslimischer und andersgläubiger Couleur mit eigenen Kulturen.


  20Prozent der heutigen russischen Bevölkerung sind Muslime, und im Kaukasus gibt es nach dem Tschetschenienkrieg nach wie vor Tendenzen, einen Gottesstaat zu errichten, und Interventionen von seiten der Kräfte Saudi-Arabiens. Für Rußland ist das brandgefährlich, und vor diesem Hintergrund war die Zeit gekommen, die Notbremse zu ziehen und auf eine Lösung zu drängen. Ich werde mich keiner Prophetie befleißigen, ob dieser Vorstoß von Erfolg gekrönt sein wird. Ich denke nur, daß die Darstellung der deutschen Medien, daß Rußland vor allem die sogenannten Freiheitskämpfer bombardiere, genauso falsch ist wie alles andere vorher auch. Darauf gebe ich nichts und äußere mich dazu auch nicht in der Presse, zumal ich das gar nicht beurteilen kann. Ich weiß nur, daß da absolut parteiliche Darstellungen präsentiert werden und andererseits hinter den Kulissen verhandelt wird, weil sich die Situation durch das russische Vorgehen verändert hat. Man muß miteinander reden, da andernfalls die Welt durch diesen Konflikt aus der Balance gerät.


  SB: Wir sind hier auf der Linken Literaturmesse. Welche Rolle spielt aus deiner Sicht linke Literatur heute?


  KE: Kaum eine bei uns, würde ich sagen. Ich merke das bei meinen eigenen Büchern: Es gibt einen Kreis von Interessierten, die diese Bücher kaufen. Das ist auch gut so und wichtig, da es um jeden einzelnen geht, den man erreicht, weil Kritik und Erneuerung immer aus der Minderheit kommen. Da muß man auch keine Angst davor haben, daß man nicht im Mainstream schwimmt und nicht anerkannt ist. Insofern finde ich es wichtig, daß es dieses linke Milieu gibt, daß wir aktiv sind, daß wir uns überall einmischen, aber wirklichen Einfluß haben wir gegenwärtig nicht.


  SB: Kai, vielen Dank für dieses Gespräch.


  

  Fußnoten:


  [1]25 Jahre Perestroika. Gespräche mit Boris Kagarlitzki. Laika-Verlag, Hamburg 2014

  Band 1: Gorbatschow und Jelzin. 1983-1996/97: Perestroika, Putsch, Revolte, Übergang in die Restauration. ISBN 978-3-944233-28-4

  Band 2: Jelzins Abgang, Putin und Medwedew. 1997 bis heute: Stabilisierung, restaurative Normalisierung, Eintritt in die globale Krise. ISBN 978-3-944233-29-1


  [2]Swetlana Alexandrowna Alexijewitsch ist eine weißrussische Schriftstellerin, die in russischer Sprache schreibt. 2015 wurde ihr "für ihr vielstimmiges Werk, das dem Leiden und Mut in unserer Zeit ein Denkmal setzt", der Nobelpreis für Literatur zugesprochen.


  [3]Paul Dundes Wolfowitz war von 2005 bis 2007 Präsident der Weltbank. Zuvor fungierte er als politischer Berater von George W. Bush sowie als stellvertretender Verteidigungsminister unter Minister Donald Rumsfeld.


  

  Berichte und Interviews zur 20. Linken Literaturmesse im Schattenblick unter

  www.schattenblick.de / INFOPOOL → DIE BRILLE → REPORT:


  BERICHT/030: Links, links, links - Getrennt publizieren, gemeinsam agieren ... (SB)

  BERICHT/031: Links, links, links - in jedem Falle unbestechlich ... (1) (SB)

  BERICHT/032: Links, links, links - in jedem Falle unbestechlich ... (2) (SB)

  BERICHT/033: Links, links, links - in jedem Falle unbestechlich ... (3) (SB)

  BERICHT/034: Links, links, links - Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit ... (SB)

  BERICHT/035: Links, links, links - dem Mainstream vorauseilend gehorsam ... (SB)

  BERICHT/036: Links, links, links - Das wollt ihr nicht erleben ... (SB)

  INTERVIEW/027: Links, links, links - strukturell faschistoid ...  Wolf Wetzel im Gespräch (SB)

  INTERVIEW/028: Links, links, links - Neue Pläne ...  Susann Witt-Stahl im Gespräch (SB)

  INTERVIEW/029: Links, links, links - Familiendämmerung ...  Gisela Notz im Gespräch (SB)

  INTERVIEW/030: Links, links, links - vom fernen Verwandten ...  Peter Betscher im Gespräch (SB)

  INTERVIEW/032: Links, links, links - Teilen bis zur Revolution ...  Daniel Horneber im Gespräch (SB)

  INTERVIEW/033: Links, links, links - Politik stirbt in repressiven Raten ...  Uschi Grandel im Gespräch (1) (SB)

  INTERVIEW/034: Links, links, links - Nur wer festhält, bleibt sich treu ...  Rehzi Malzahn im Gespräch (SB)

  INTERVIEW/035: Links, links, links - alte Kämpfe, neue Wege ...  Uschi Grandel im Gespräch (2) (SB)

  INTERVIEW/036: Links, links, links - Stille Wasser ...  Martin Birkner im Gespräch (SB)

  INTERVIEW/037: Links, links, links - Domestiziert zum Schlachten ...  Hans Modrow im Gespräch (SB)


  6.Januar 2016
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  INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN

  



  AUSSTELLUNG/339: Marbach - "Luftzuglichterlesen", ab 14.01., Gespräch 29.01.2016



    Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Januar 2016  Ab 14. Januar »Luftzuglichterlesen«   Der Filmemacher Dieter Zimmermann und der Projektionist Philipp Contag-Lada schreiben mit Licht auf bislang leere Museumswände.  Am 29. Januar um 19:30 Uhr sprechen der Philosoph Günter Figal und Alexander Schwarz von David Chipperfield Architects über Ecken, Kanten und Schrifterscheinungen in der Architektur.  GESPRÄCH Freitag, 29. Januar, 19:30 Uhr Literaturmuseum der Moderne Mit Günter Figal und Alexander Schwarz Eintritt: 7,-/erm. 5,-/für Mitglieder der DSG 3,50 EUR Im Rahmen der Ausstellung »Luftzuglichterlesen«  *  Quelle: DLA, Veranstaltungen im Januar 2016 Deutsche Schillergesellschaft e.V. Deutsches Literaturarchiv Marbach Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299 E-Mail: presse@dla-marbach.de Internet: www.dla-marbach.de  veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Januar 2016     
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  INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN

  



  LESUNG/5174: Berlin - Martin Walser, Ein sterbender Mann, 27.01.2016


  

  Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Januar 2016


  20.00 Uhr, 27.01.2016

  Ein sterbender Mann

  Martin Walser in Lesung und Gespräch

  Moderation: Julia Schröder



  Martin Walser ist zu Gast mit seinem neuen Roman "Ein sterbender Mann": Theo Schadt, 72, Firmenchef und auch als "Nebenherschreiber" erfolgreich, wird verraten. Verraten ausgerechnet von dem Menschen, der ihn nie hätte verraten dürfen: Carlos Kroll, seinem engsten und einzigen Freund seit 19 Jahren, einem Dichter. Beruflich ruiniert, sitzt Theo Schadt jetzt an der Kasse des Tangoladens seiner Ehefrau, in der Schellingstraße in München. Und weil er glaubt, er könne nicht mehr leben, wenn das, was ihm passiert ist, menschenmöglich ist, hat er sich in einem Online-Suizid-Forum angemeldet. Da schreibt man hin, was einem geschehen ist, und kriegt von Menschen Antwort, die Ähnliches erfahren haben. Das gemeinsame Thema: der Freitod. Eines Tages, er wieder an der Kasse, löst eine Kundin bei ihm eine Lichtexplosion aus. Seine Ehefrau glaubt, es sei ein Schlaganfall, aber es waren die Augen dieser Kundin, ihr Blick. Sobald er seine Augen schließt, starrt er in eine Lichtflut, darin sie. Ihre Adresse ist in der Kartei, also schreibt er ihr - jede E-Mail der Hauch einer Weiterlebensillusion. Und nach achtunddreißig Ehejahren zieht er zu Hause aus. Sitte, Anstand, Moral, das gilt ihm nun nichts mehr. Doch dann muss er erfahren, dass sie mit dem, der ihn verraten hat, in einer offenen Beziehung lebt. Ist sein Leben "eine verlorene, nicht zu gewinnende Partie"?


  Eintritt 8 EUR / erm. 5 EUR


  *


  Quelle:

  LCB-Newsletter

  Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

  Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

  Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

  E-Mail: mail@lcb.de

  Internet: www.lcb.de
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  INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN

  



  LESUNG/5173: Berlin - Sascha Reh, Gegen die Zeit, 19.01.2016


  

  Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Januar 2016


  20.00 Uhr, 19.01.2016

  Gegen die Zeit

  Sascha Reh in Lesung und Gespräch

  Moderation: Thorsten Dönges



  Sascha Reh, 1974 in Duisburg geboren und 2015 mit dem Literaturpreis Ruhr ausgezeichnet, erzählt in seinem dritten Roman "Gegen die Zeit" (Schöffling Verlag) einen auch international bedeutsamen Abschnitt der Geschichte Chiles Anfang der 1970er Jahre. Der Roman, den der Tagesspiegel als "ein authentisches Porträt der Zeit rund um den Pinochet-Putsch" betitelte, erzählt die Geschichte des deutschen Industriedesigner Hans Everding, der sich begeistert nach Südamerika aufmacht, um ein kühnes Projekt zu unterstützen: Die Fabriken des unwegsamen Andenstaates sollen unter dem sozialistischen Präsidenten Salvador Allende vernetzt, die wirtschaftliche Lage verbessert und die Gesellschaft gerechter werden. Der Putsch des Militärs setzt diesem Traum ein jähes Ende und bringt die Beteiligten des Experiments in Lebensgefahr. Niemand weiß mehr, wem zu trauen ist, Informationen dürfen unter keinen Umständen an die falschen Personen geraten. Erstaunlich aktuell ist Rehs Buch über den Informationskrieg in Chile vor dem Hintergrund aktueller Debatten über Datenschutz, Wirtschaft und Politik.


  Am heutigen Abend liest der Autor aus seinem Roman und spricht im Anschluss über die Gratwanderung zwischen Fakten und Fiktion.


  Eintritt 8 EUR / 5 EUR


  *


  Quelle:

  LCB-Newsletter

  Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

  Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

  Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

  E-Mail: mail@lcb.de

  Internet: www.lcb.de
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  INFOPOOL / DIENSTE / WETTER

  



  AUSSICHTEN/7417: Und morgen, den 7. Januar 2016 (SB)


  

  +++ Vorhersage für den 07.01. bis zum 08.01.2016 +++



  
    
      [image: Jean-Luc 7417 Wetterfrosch - © 2016 by Schattenblick]


      


      
        In des Tages Stundendauer

        schwindet Frost und Kälte hin.

        Jean-Luc taucht in Schlafes Lauer,

        doch auch Wind und Bö'n sind drin.
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  INFOPOOL / EUROPOOL / ERNÄHRUNG

  



  MARKT/125: Friesland Campina führt freiwilligen Lieferverzicht ein (EMB)


  

  European Milk Board - Pressemitteilung vom 5. Januar 2016


  Große europäische Molkerei führt freiwilligen Lieferverzicht ein


  Die niederländische Molkerei Friesland Campina zahlt Milcherzeugern einen Bonus bei Lieferbegrenzung



  (Brüssel, 05.01.2016) Mit Friesland Campina hat nun kürzlich eine der großen europäischen Molkereien ein wichtiges Instrument eingeführt, um weiteren Produktionssteigerungen am Milchmarkt entgegen zu wirken. Über eine Bonuszahlung sollen Milcherzeuger animiert werden, ihre Produktion nicht zu erhöhen oder sie gar zu reduzieren. Die Erzeuger sollen einen Aufschlag von 2 Cent/kg Milch erhalten, wenn sie für den Zeitraum 1. Januar - 11. Februar 2016 nicht mehr bzw. sogar weniger anliefern. Referenzmenge ist dabei die durchschnittliche Tageslieferung innerhalb des Vergleichszeitraums 13. - 27. Dezember 2015.


  Sieta van Keimpema, Vizepräsidentin des EMB, sieht darin ein wichtiges Signal. "Damit zeigen auch die Molkereien deutlich, dass ein ungebremstes Wachstum der Menge problematisch ist und man dagegen Instrumente einsetzen muss." Van Keimpema verweist in diesem Zusammenhang auch auf die Wahl des Instruments. "Friesland Campina hat sich für eine freiwillige Lieferbegrenzung bzw. einen freiwilligen Lieferverzicht entschieden. Weil das ein sehr wirksames Mittel ist, um Mengen zu reduzieren. Man kann positiv in den Markt eingreifen und Verwerfungen damit verhindern", so van Keimpema weiter. Das sollte aber nicht nur bei einigen Molkereien, sondern in der gesamten EU angewandt und dabei zentral gemanagt werden. Die Initiative einzelner Molkereien reicht nicht aus. Dabei ist insbesondere die Politik gefragt, die dafür den passenden Rechtsrahmen setzen muss. Es sollte sich hierbei an einer Menge am Markt orientiert werden, die kostendeckende Preise für die Erzeuger zulässt.


  Ungebremstes Wachstum als EU-weite Strategie hatte in den vergangenen Monaten große Probleme geschaffen und viele Erzeuger bereits in den Ruin getrieben. Mit Preisen bei teilweise nur noch um die 20 Cent/kg Milch wird ein Überleben für zahlreiche Höfe schlicht unmöglich gemacht. Dass nun ein großer Molkereikonzern hier mit dem Einsatz eines freiwilligen Lieferverzichts selbst die Reißleine zieht, zeigt einmal mehr, wie fatal die Situation ist. "Die EU-Politik muss hinsichtlich dieser Entwicklung nun endlich handeln und kann nicht weiter ihre ignorante Linie verfolgen", fordert van Keimpema mit Blick auf die passive Haltung des EU-Agrarkommissars Phil Hogan. "Setzen Sie ein Marktverantwortungsprogramm mit dem freiwilligen Lieferverzicht als zentralem Element auf EU-Ebene ein, damit sich der Milchmarkt endlich erholen kann", so ihr eindringlicher Appell an den Kommissar.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung vom 5. Januar 2016

  EMB asbl - European Milk Board

  Rue du Commerce 124, bte 4, 1000 Brussels

  Telefon: +32 (0)2 808 1935, Fax: +32 (0)2 808 8265

  E-Mail: office@europeanmilkboard.org

  Internet: www.europeanmilkboard.org
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  INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN

  



  LESUNG/1391: Münster - Bunter Vorlesenachmittag mit Zahlenzauber am 13.1.2016


  

  Stadt Münster


  Zahlenzauber in der Kinderbücherei



  Münster (SMS) Ein bunter Vorlesenachmittag rund um Mengen, Ziffern und Zahlen erwartet Kinder ab vier Jahren am Mittwoch, 13. Januar. Nikola Rauer und Schülerinnen des Berufskollegs Espa laden zum Kreativnachmittag "Zahlenzauber" um 15.30 Uhr in die Kinderbücherei, Alter Steinweg 11, ein.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung von Dienstag, 5. Januar 2016

  Stadt Münster

  Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

  Telefon: 0251 / 492 1300 - 02

  Fax: 0251 / 492 7712

  Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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  INFOPOOL / KUNST / FAKTEN

  



  MELDUNG/285: Rund 1 Million Besucher 2015 auf der Kunstmeile Hamburg (MGK)


  

  Museum für Kunst und Gewerbe Hamburg - Pressemitteilung vom 5. Januar 2016


  Rund 1 Million Besucher 2015 auf der Kunstmeile Hamburg


  Um- und Neubaumaßnahmen in den Museen stärken Kunststandort Hamburg als Besuchermagnet



  Hamburg, 5. Januar 2016 - Rund 1 Million Besucher haben im Jahr 2015 die Museen und Ausstellungshäuser der Kunstmeile Hamburg besucht. Diese Zahl belegt erneut eindrucksvoll die Bedeutung des Zusammenschlusses aus Hamburger Kunsthalle, Museum für Kunst und Gewerbe Hamburg, Bucerius Kunst Forum, Deichtorhallen Hamburg mit der Ausstellungshalle "Aktuelle Kunst" und dem "Haus der Photographie" und Kunstverein in Hamburg als besucherstärkster Museumsverbund im norddeutschen Raum. "Mit der Realisation der umfangreichen Um- und Neubaumaßnahmen beweisen die fünf Ausstellungshäuser der Kunstmeile Hamburg, dass sie sich im Aufbruch befinden, um Hamburg als Kunststadt in die Zukunft zu führen. Wir freuen uns sehr, dass so viele Besucher die Gelegenheit genutzt haben, sich von den Entwicklungen ein eigenes Bild zu machen", so Udo Goerke, Geschäftsführer der Kunstmeile Hamburg.


  Auch die Ausstellungs-Highlights in diesem Jahr, die von Hokusai über Manet und Picasso bis hin zu Slominski und Richter oder Heba Amin, Maria Eichhorn und Liam Gillick im Kunstverein reichen, lassen für die Kunstsaison 2016 viel Spannendes erwarten: Die Kunsthalle feiert bereits Ende April mit spektakulären Präsentationen ihre Wiedereröffnung. Mit der Ausstellung Manet. Sehen präsentiert sie Ende Mai einen der bedeutendsten Wegbereiter der modernen Malerei, der die Kunst im 19. Jahrhundert wie kein Zweiter revolutioniert hat. Die frisch sanierte große Deichtorhalle bildet im Frühjahr den Rahmen für eine neue Großinstallation von Andreas Slominski. Im Herbst folgt mit der Ausstellung Volume. Kunst und Musik 1975 bis heute ein Projekt über die Wechselwirkungen der beiden Kunstgenres - von Bob Dylan bis Kraftwerk, von Robert Longo bis Daniel Richter. Das Museum für Kunst und Gewerbe setzt auch im Jahr 2016 seine baulichen Entwicklungen weiter fort und beschäftigt sich in "Geniale Dilletanten" mit der Subkultur der 1980er Jahre in Deutschland und in Hokusai x Manga mit Japanischer Popkultur seit 1680. Das Bucerius Kunst Forum startet in das neue Jahr mit einem der bedeutendsten Künstler des 20. Jahrhunderts. Anhand von hochkarätigen Leihgaben beleuchtet die Ausstellung Picasso. Fenster zur Welt erstmals die Bedeutung des Fensters als Motiv in allen Schaffensphasen Pablo Picassos. Der Kunstverein in Hamburg betrachtet in Fluidity das Fluide als prägendes Merkmal heutiger gesellschaftlicher Realitäten erstmals vor dem Hintergrund einer kunsthistorischen Diskussion und untersucht damit die Dematerialisierung in der Konzeptkunst und ihre Konsequenzen.


  Die fünf führenden Kunstinstitutionen laden in optimaler Lage und in fußläufiger Entfernung auf der Kunstmeile zum Flanieren und Entdecken ein. Quer durch alle Medien präsentieren sie aktuell und lebendig zeitgenössische und historische Kunst: Malerei, Zeichnung, Skulptur und Photographie, Kunsthandwerk und Design.


  

  Mit einem Kombiticket, einer Wanderkarte, gemeinsamer Webseite und Beflaggung der Kunstmeile macht die Kunstmeile Hamburg auf die Dichte und das qualitätsvolle Angebot im Herzen der Innenstadt aufmerksam und stärkt den Standortfaktor Kunst in Hamburg. Der Kunstmeilenpass für nur 36 Euro im Format einer Scheckkarte gilt 12 Monate für je einen Besuch aller fünf Institutionen inklusive Sonderausstellungen.


  Weitere Informationen:

  www.kunstmeile-hamburg.de


  *


  Quelle:

  Museum für Kunst und Gewerbe Hamburg

  Steintorplatz, 20099 Hamburg

  Michaela Hille, Pressesprecherin

  Telefon: +49 40 428134-800, Fax: +49 40 428134-999

  E-Mail: michaela.hille@mkg-hamburg.de

  Internet: www.mkg-hamburg.de
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  FÜHRUNG/841: Hanau - Expressive Wandplastiken von Reinhold Ewald, 10.1.2016


  

  Führung "Sonntags um drei" an ungewöhnlichem Ort


  Wandplastiken von Reinhold Ewald erleben im Heinrich-Fischer-Bad Hanau



  Für die Schwimmhalle des Heinrich-Fischer-Bades, selbst ein Glanzpunkt der Hanauer Nachkriegsarchitektur, hat der Künstler Reinhold Ewald expressive Wandplastiken geschaffen, die dem Bad bis heute ein ganz besonderes Ambiente verleihen. In der Reihe "Sonntags um drei" steht am kommenden Wochenende, 10. Januar, eine Führung mit dem Schwimmmeister Paul Koser auf dem Programm, das sich diesem besonderen Aspekt des Ewaldschen Werkes widmet. Treffpunkt ist um 15 Uhr an der Kasse des Heinrich-Fischer-Bades, Eugen-Kaiser-Straße 19, Hanau.


  Der 125. Geburtstages des bedeutenden Hanauer Künstlers Reinhold Ewald lieferte den Anlass für das Historische Museum Hanau Schloss Philippsruhe und das Museum Giersch der Goethe-Universität Frankfurt am Main, gemeinsam eine umfassende Retrospektive zu präsentieren. In Form einer Doppelausstellung wird das Leben und Werk Ewalds an beiden Orten anhand von Themenfeldern aufbereitet und in seinen vielfältigen Bezügen vorgestellt. Gemälde, Graphiken, Plastiken und kunstgewerbliche Arbeiten veranschaulichen dabei das komplexe und facettenreiche Schaffen Ewalds im Spannungsfeld zwischen Spätimpressionismus, Expressionismus, Neuer Sachlichkeit und Expressivem Realismus.


  Die Ausstellung realisiert die lang ausstehende überregionale Würdigung des Künstlers und seines faszinierenden Gesamtwerkes und ist noch bis zum 24. Januar zu sehen.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung von Dienstag, 5. Januar 2016

  Stadt Hanau

  Pressestelle

  Am Markt 14-18, 63450 Hanau

  E-Mail: Pressestelle@hanau.de
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  GLEICHHEIT/5774: Nach den Massenenthauptungen in Saudi-Arabien - Spannungen im Nahen Osten eskalieren


  

  World Socialist Web Site

  Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale


  Nach den Massenenthauptungen in Saudi-Arabien:

  Spannungen im Nahen Osten eskalieren


  Von Bill Van Auken

  6.Januar 2016



  Die Massenhinrichtungen von 47 Gefangenen in Saudi-Arabien am 2. Januar haben die Spannungen im kriegsgeplagten Nahen Osten stark erhöht. Unter den Hingerichteten befand sich ein bekannter schiitischer Geistlicher, Scheich Nimr al-Nimr, der es gewagt hatte, die herrschende Monarchie und ihre Unterdrückung der schiitischen Minderheit zu kritisieren.


  Saudi-Arabien nahm die wütenden Demonstrationen im Iran gegen die Enthauptung des Geistlichen als Vorwand, um alle diplomatischen Beziehungen mit dem Iran abzubrechen. Am Sonntag hatten Demonstranten die saudische Botschaft in Teheran gestürmt; in Maschhad wurde ein Konsulat mit Brandsätzen beworfen. Mindestens fünfzig Demonstranten wurden verhaftet, allerdings war kein einziger saudischer Funktionär verletzt worden.


  Am Montag gab die saudische Monarchie bekannt, sie werde nach dem Abbruch der diplomatischen Beziehungen auch alle Flüge in und aus dem Iran stoppen und die Handelsbeziehungen einstellen.


  Nach Saudi-Arabien brachen am Montag auch Bahrain und der Sudan die diplomatischen Beziehungen zum Iran ab. Bahrain ist ein mehrheitlich schiitisches Land, das von einer diktatorischen sunnitischen Monarchie regiert wird. Außerdem ist dort die amerikanische 5. Flotte stationiert. Im Jahr 2011 spielten saudische Panzer und Soldaten die entscheidende Rolle bei der Unterdrückung von Massenprotesten in Bahrain.


  Der Sudan war früher ein Verbündeter des Iran, hat jedoch letztes Jahr die Seiten gewechselt, nachdem Saudi-Arabien sich stark in der sudanesischen Wirtschaft engagierte. Unter anderem haben die Saudis und ihr Golf-Kooperationsrat bis zu vier Milliarden Dollar in die sudanesische Zentralbank investiert.


  Die Vereinigten Arabische Emirate, ein weiteres sunnitisches Scheichtum, schränkte seine diplomatischen Beziehungen mit Teheran ein, verzichtete aber darauf, alle Beziehungen abzubrechen, da der Iran ein wichtiger Handelspartner ist.


  Das iranische Außenministerium verurteilte die saudische Entscheidung, die Proteste als Vorwand zu nutzen, um die Beziehungen abzubrechen und die Spannungen zu verschärfen. "Saudi-Arabien sieht nicht nur seine Interessen, sondern auch seine Existenz darin, Krisen und Konfrontationen zu schüren und zu versuchen, seine internen Probleme nach außen zu exportieren", erklärte Ministeriumssprecher Hossein Jaber Ansari am Montag.


  Ansari betonte, der Iran sei weiterhin bereit, die Sicherheit der Diplomaten zu garantieren, und fügte hinzu: "Saudi-Arabien profitiert von Spannungen und hat diesen Vorfall ausgenutzt, um die Spannungen zu verschärfen."


  Am Montag tauchten Beweise auf, laut denen die Massenhinrichtungen und der Abbruch der Beziehungen tatsächlich Teil einer sorgfältig geplanten Provokation Saudi-Arabiens waren.


  Die britische Tageszeitung The Independent druckte den Inhalt eines Memorandums der saudischen Regierung ab, das an die Öffentlichkeit geraten war. Offenbar wusste die amtierende Monarchie, "dass die Massenhinrichtung von 47 Menschen wütende Reaktionen nach sich ziehen würde, und ließ im Vorfeld die Sicherheitsbehörden in volle Alarmbereitschaft versetzen", so die Zeitung.


  Das Memorandum stammte vom Chef der Sicherheitsdienste des Wüstenkönigreiches und war an die Polizeibehörden des Landes gerichtet. Der riesige Unterdrückungsapparat des Regimes wurde daraufhin in höchste Alarmbereitschaft versetzt.


  Die britische Menschenrechtsorganisation Reprieve, die das Memorandum als erste erhalten hatte, stufte es als Hinweis auf den "politisch motivierten" Charakter der Massenenthauptungen ein.


  Maya Foa, die Leiterin des Todesstrafen-Ressorts von Reprieve, erklärte: "Dieser Brief zeigt, in welchem Ausmaß die saudischen Behörden vor den Ereignissen am Samstag vorbereitet waren. Sie wussten, dass die politisch motivierte Hinrichtung von Oppositionellen für Empörung sorgen würde."


  Die Massenproteste gingen auch nach den staatlichen Morden weiter. In Teheran versammelten sich am Montag erneut mehrere tausend Menschen. Im Irak wurde die neu eröffnete saudische Botschaft in der Green Zone von Bagdad belagert, und auch in den überwiegend schiitischen Städten Basra, Karbala und Nadschaf kam es zu Demonstrationen.


  Die Verschärfung der religiösen Spannungen durch das Vorgehen Saudi-Arabiens äußerte sich auf beunruhigende Weise in Form von Bombenanschlägen auf zwei sunnitische Moscheen im Raum Hilla, achtzig Kilometer von Bagdad entfernt. In einer der beiden Moscheen starb ein Muezzin. Bei einem weiteren Anschlag wurde der sunnitische Imam einer Moschee in Alexandria im Irak erschossen.


  Das saudische Regime meldete derweil eine tödliche Schießerei in der Heimatstadt von Scheich Nimr, Awamiya in der überwiegend schiitischen Ostprovinz, am Sonntagabend. Das Regime behauptete, seine Sicherheitskräfte seien beschossen wurden; allerdings waren die einzigen offiziellen Opfer ein toter Zivilist und ein verwundetes Kind.


  Die saudische Monarchie ist die wichtigste Stütze für Unterdrückung und Reaktion in der arabischen Welt. Sie ist die treibende Kraft hinter den religiösen Konflikten und dem fundamentalistischen Sektierertum. Systematisch verschärft sie die Spannungen zwischen Sunniten und Schiiten und nutzt sie, um den Widerstand der Bevölkerung zu spalten und den Iran, ihren Erzrivalen in der Region, zu isolieren.


  Führende Persönlichkeiten der schiitischen Gemeinde hatte die herrschende Monarchie bisher allerdings noch nicht umgebracht. Sie wurden zwar verhaftet und schikaniert, ihre Demonstrationen unterdrückt, letzten Endes wurden sie jedoch wieder freigelassen, um den Widerstand gegen das Regime zu beschwichtigen.


  So war die Enthauptung von Nimr und den 46 anderen Opfern eindeutig politisch motiviert. Er selbst befand sich seit 2012 im Gefängnis. Der Großteil der Hingerichteten waren Sunniten, denen man die Teilnahme an Al Qaida-Anschlägen innerhalb des Königreichs vorwarf. Zum Teil saßen sie schon seit zehn Jahren im Gefängnis. Die Tatsache, dass Nimr zusammen mit ihnen hingerichtet wurde, sollte signalisieren, dass der Widerstand der Schiiten gegen die absolute Monarchie gleichbedeutend mit Terrorismus sei.


  Diese blutige Provokation dient sowohl außen- als auch innenpolitischen Zielen. Sie wurde kaum drei Wochen vor dem geplanten Beginn der syrischen Friedensverhandlungen in Genf inszeniert. Außerdem sollen in weniger als zwei Wochen unter Aufsicht der UN die Gespräche über eine Beendigung des saudischen Kriegs im Jemen weitergehen, eines Kriegs, den Saudi-Arabien schon seit neun Monaten führt.


  Die saudische Monarchie war ein wichtiger Geldgeber und Sponsor der Al Qaida-nahen sunnitischen Milizen, die in dem Krieg zum Regimewechsel in Syrien kämpfen. Sie will den Syrien-Krieg, der seit fast fünf Jahren tobt, erst beenden, wenn die Regierung von Baschar al-Assad, des wichtigsten Verbündeten des Iran, gestürzt ist.


  Auch den Krieg im Jemen will sie so lange weiter führen, bis die schiitische Aufstandsbewegung der Huthi besiegt ist. Die Massenenthauptungen waren zeitlich direkt auf die Ankündigung der saudischen Regierung abgestimmt, dass der angebliche Waffenstillstand vom 15.Dezember offiziell beendet sei.


  Seit das saudische Militär im letzten März wahllos Luftangriffe gegen den Jemen fliegt, hat der Krieg fast 6000 Menschenleben gefordert. Die USA haben die Intervention durch Waffen und Geheimdienstinformationen unterstützt. Die saudischen Flugzeuge werden zudem von amerikanischen Tankflugzeugen betankt und werfen Streubomben aus amerikanischer Produktion auf zivile Ziele ab. Bisher wurden mindestens hundert Krankenhäuser zerstört. Obwohl sich der Krieg zu einem immer kostspieligeren Debakel für die saudische Monarchie entwickelt, wäre ein Ende ohne ein Sieg über die Huthi eine demütigende Niederlage.


  Letzten Endes ist es das Ziel des saudischen Regimes, jede Annäherung zwischen Washington und dem Iran nach dem jüngsten Atomabkommen zu verhindern und, wenn möglich, den US-Imperialismus in einen Krieg gegen den Iran zu ziehen.


  Innenpolitisch dient das Schüren von religiösen Konflikten und Zusammenstößen mit dem Iran als Mittel, um die explosiven sozialen Spannungen von der Monarchie abzulenken. Das Königreich ist mit einer unlösbaren Wirtschaftskrise konfrontiert. Die Ölpreise sinken ständig, wofür wiederum die saudische Regierung selbst hauptsächlich verantwortlich ist. Um die Haushaltskrise in den Griff zu bekommen, hat sie bereits die Subventionen für Benzin gekürzt und die Gebühren für Wasser und Strom erhöht. Allerdings wird mit weiteren drastischen Kürzungen bei der Sozialhilfe gerechnet, die bisher die Unruhe der Bevölkerung eindämmen konnte.


  Politiker in Washington äußern sich bisher nur verhalten zu den Massenenthauptungen und dem Justizmord an Scheich Nimr. Niemand äußert offene Kritik an dem grauenhaften Massenmord, und kein einziger hoher Amtsträger hat auch nur eine Stellungnahme dazu abgegeben.


  Unter den herrschenden politischen Kreisen ist die Frage der Haltung zur saudischen Monarchie - wie die meisten außenpolitischen Grundsatzfragen - ein Quell für Konflikte und Auseinandersetzungen. Saudi-Arabien ist der wichtigste Waffenkäufer der USA und ihr engster Verbündeter in der arabischen Welt.


  Die Spannungen zeigten sich am Montag in den Leitartikeln des Wall Street Journal und der Washington Post.


  Das Journal ist ein Sprachrohr besonders rechter herrschender Kreise; es formuliert die Interessen des militärisch-industriellen Komplexes und des Finanzkapitals, die beide mit der saudischen Monarchie hohe Profite machen. Für die Zeitung geht es nicht um saudische Verbrechen oder eine Krise, sondern um die angebliche Gefahr, dass der Iran und Russland "das Haus Saud stürzen" könnten, und um die Frage, ob die Obama-Regierung "etwas gegen sie unternehmen" werde.


  Der Leitartikel des Journal kritisierte die Obama-Regierung für ihr "Abrücken" von Sanktionen gegen den Iran wegen der jüngsten Raketentests. Es räumte zwar ein, dass die Unterstützung Saudi-Arabiens für des Export des Wahabismus, der ideologischen Grundlage von Al Qaida, des IS und ähnlicher Organisationen, problematisch sei, kam aber zu dem Schluss: "Da der Nahe Osten von Bürgerkriegen, politischen Umwälzungen und iranischem Imperialismus erschüttert wird, sind die Saudis unsere besten Freunde auf der Arabischen Halbinsel. Die USA sollten dem Iran und Russland klarmachen, dass sie das Königreich gegen die Destabilisierungs- und Invasionsversuche des Iran verteidigen werden."


  Die Washington Post gab sich dagegen besorgter. Sie räumte ein, dass Nimrs Hinrichtung ein Akt sei, der "zwangsläufig den Konflikt zwischen Schiiten und Sunniten im ganzen Nahen Osten noch weiter anheizen wird, und vermutlich war es auch so beabsichtigt". Sie warnte, das saudische Königshaus "säht Chaos in einer ohnehin schon chaotischen Region und schwächt sich dabei selbst".


  Allerdings nennt sie als Grund für Riads "leichtsinniges Vorgehen" die "Ansicht der Saudis, die USA seien nicht mehr willens oder in der Lage, das Streben des Iran nach Hegemonie im Nahen Osten aufzuhalten. Dadurch sind die sunnitischen Regimes gezwungen, sich selbst zu verteidigen."


  Letzten Endes laufen beide Leitartikel auf das gleiche angebliche Heilmittel gegen die Zerstörung und das Blutvergießen hinaus, das der US-Imperialismus und sein saudisches Klientel-Regime im Nahen Osten angerichtet haben: die weitere Eskalation von Militarismus und die Vorbereitung auf neue und noch größere Kriege gegen den Iran und Russland.


  *
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  IMI/709: Syrien und der kurze Aufstand des US-Militärs


  

  IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

  

  IMI-Standpunkt 2016/002 vom 5. Januar 2016


  Syrien und der kurze Aufstand des US-Militärs

  Wie das Pentagon zeitweilig versuchte, Obamas Syrien-Politik zu unterlaufen


  von Jürgen Wagner



  Als im Sommer 2015 ein US-Geheimdienstdokument (1) das Licht der Öffentlichkeit erblickte, erzeugte dies eine - relativ - große (Medien)Welle. Dies ist insofern nicht weiter überraschend, als das Papier aus dem Jahr 2012 einige überaus brisante Punkte enthielt. Es begann mit der Einschätzung, die syrischen Aufständischen seien nahezu vollständig von radikalislamistischen Kräften dominiert, würden aber dennoch vom "Westen, den Golfstaaten und der Türkei unterstützt". Trotzdem werde es dem von Russland, China und dem Iran unterstützten syrischen Machthaber Baschar al-Assad gelingen, in Teilen des Landes die Kontrolle zu behalten. Diese Entwicklung werde wohl zu einem Stellvertreterkrieg führen, in dessen Rahmen es mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit auch zur Ausrufung eines "salafistischen Kalifats" kommen werde. Der Knackpunkt hierbei ist, dass in dem Dokument klipp und klar hervorgehoben wird, dies sei auch im Sinne der die Aufständischen unterstützenden Mächte, da ein solches Kalifat zur Schwächung Assads beitrage. Relativ deutlich wird aus dem Dokument also ersichtlich, dass die USA die spätere Bildung des "Islamischen Staates" nicht nur billigend und sehenden Auges in Kauf genommen, sondern wohl sogar wissentlich befördert hat.


  Insofern ist es nachvollziehbar, dass die US-Regierung umgehend bestrebt war, die Brisanz und v.a. Relevanz des Dokumentes herunterzuspielen. Doch der damalige Direktor der für den Bericht verantwortlichen "Defense Intelligence Agency" (DIA) der US-Armee, Michael Flynn, konterte schnell, indem er diese Versuche zurückwies und die Politik der Obama-Administration aufs Schärfste verurteilte. Doch die Auseinandersetzung hat noch eine weit größere Dimension, wie ein kürzlich erschienener Artikel des Enthüllungsjournalisten Seymour Hersh offenbart. Ihm zufolge habe sich der Großteil des hochrangigen Führungspersonals im US-Generalstab seinerzeit der DIA-Analyse angeschlossen und auf eine Abkehr von der Regimewechsel-Politik gedrängt, sei aber bei der Regierung auf taube Ohren gestoßen. Daraufhin soll das US-Militär - ein fast unglaublicher Vorgang - dazu übergegangen sein, die Pläne der Regierung aktiv zu unterlaufen, indem Assad Informationen zugänglich gemacht wurden, die es ihm erleichtert haben sollen, sich an der Macht zu halten.


  Doch inzwischen ist die Pentagon-Führung wieder eingefangen worden: Michael Flynn wurde ebenso in den Ruhestand versetzt, wie der damalige Generalstabschef Martin Dempsey, der durch den linientreuen Joseph Dunford ersetzt wurde. Dies legt die Schlussfolgerung nahe, dass die US-Regierung wohl weiter gedenkt, an ihrer bisherigen Syrien-Politik und damit u.a. am Sturz Assads festzuhalten, auch wenn dies mit dem Eingreifen Russlands in den Konflikt inzwischen noch einmal deutlich komplizierter geworden sein dürfte.


  

  DIA-Analyse: Kalifat mit Ansage


  Bei Wikileaks veröffentlichte Depeschen der US-Botschaft in Damaskus bestätigen, dass Washington spätestens ab 2006 aktiv auf den Sturz Assads hinarbeitete. Mindestens seit Dezember 2011 wurden Aufständische u.a. von US-Spezialeinheiten direkt ausgebildet und wohl etwa im selben Zeitraum begannen unter CIA-Ägide großangelegte Waffenlieferungen aufgenommen (siehe IMI-Studie 2012/12) (2).


  Unentwegt wurde dabei von US-Seite betont, es würden "nur" "moderate" Aufständische unterstützt. Besagtes DIA-Dokument belegt jedoch, dass es sich hierbei um eine - wissentliche - Falschaussage handelte: "Die Salafisten, die Muslimbrüder und AQI [Al-Kaida im Irak] sind die wesentlichen Kräfte hinter dem Aufstand in Syrien. Die westlichen Staaten, die Golfstaaten und die Türkei unterstützen die Opposition."


  Wie bereits angedeutet, kommt das Dokument ferner zu der Einschätzung, dass sich die radikalislamistischen Kräfte nicht würden durchsetzen können: "Das Regime wird überleben und Kontrolle über syrisches Gebiet ausüben." Dies leitet dann zu folgender pessimistischer Lageeinschätzung über: "Fortgang der aktuellen Entwicklungen hin zu einem Stellvertreterkrieg: Mit Unterstützung Russlands, Chinas und des Iran kontrolliert das Regime die wesentlichen Gebiete entlang der Küste [...]. Auf der anderen Seite versuchen die Oppositionsgruppen die östlichen Gebiete zu kontrollieren [...]. Die westlichen Staaten, die Golfstaaten und die Türkei unterstützen diese Anstrengungen."


  Und mehr noch: Wie ebenfalls bereits angedeutet, geht das Dokument nicht nur von einer hohen Wahrscheinlichkeit aus, dass sich ein Kalifat bildet, sondern betont zudem auch noch, dass dies mit Unterstützung des Westens und seiner Verbündeter geschehen werde: "Es gibt die Wahrscheinlichkeit, dass ein erklärtes oder unerklärtes salafistisches Kalifat im Osten Syriens entsteht [...] und das ist genau das, was die Mächte, die die Opposition unterstützen, wollen, um das syrische Regime zu isolieren".


  Auf die Versuche der US-Regierung, die DIA-Analyse herunterzuspielen, legte Michael Flynn, wie gesagt, im fraglichen Zeitraum Chef des Geheimdienstes, im Interview mit Al Jazeera (3) sogar noch nach. Er betonte, dass die betreffenden "Geheimdienstinformationen sehr klar waren." Auf die Frage, "Die Regierung hat Ihre Analyse also nicht ernst genommen?", antwortete Flynn: "Ich glaube nicht, dass sie blind war. Ich denke die US-Regierung hat eine willentliche Entscheidung getroffen." Etwas später wurde Flynn mit den Worten zitiert: "Hätte die amerikanische Öffentlichkeit Kenntnis von den Informationen gehabt, die wir auf dem sensibelsten Niveau täglich produzierten, wären die Leute die Wände hoch gegangen."


  

  US-Schisma: Militär vs. Regierung


  Ende Dezember 2015 veröffentlichte der London Review of Books den Vorabartikel "Military to Military" (4) seiner Januarausgabe, in dem Enthüllungsjournalist Seymour Hersh über ein - zeitweiliges - tiefes Zerwürfnis zwischen US-Regierung und Pentagon-Führung berichtet. Ihm zufolge habe nahezu die gesamte militärische Führungsriege die DIA-Einschätzung geteilt und aus diesem Grund die Syrien-Politik der Obama-Regierung abgelehnt. Er zitiert eine anonyme hochrangige Quelle, die seinerzeit im US-Generalstab tätig gewesen sein soll: "[Der Generalstab] hatte eine pessimistische Haltung gegenüber dem Beharren der Obama-Regierung, weiter sogenannte moderate Rebellengruppen zu finanzieren und aufzurüsten. [...] Was als verdecktes US-Programm zur Aufrüstung und Unterstützung moderater Rebellen im Kampf gegen Assad begann, ist von der Türkei gekapert worden und zu einem umfassenden Unterstützungs-, Aufrüstungs-, und Logistikprogramm für die gesamte Opposition, einschließlich Jabath al-Nusra und den Islamischen Staat mutiert."


  Aus diesem Grund wurde Assad im Generalstab damals augenscheinlich als das kleinere Übel gesehen, wie Hershs Quelle weiter ausführt: "Unsere Politik der Aufrüstung der Opposition gegen Assad hatte sich als Fehlschlag erwiesen und hatte sogar negative Auswirkungen. Der Generalstab glaubte, dass Assad nicht durch Fundamentalisten ersetzt werden sollte. Die Politik der Regierung widersprach sich. Sie wollten, dass Assad entfernt wird, aber die Opposition wurde von Extremisten dominiert. Wer sollte ihn also ersetzen? Einfach zu sagen, Assad muss gehen, ist prima, aber wenn man das konsequent verfolgt - jeder ist demzufolge besser. Es ist diese 'jeder andere ist besser' Sache, die der Generalstab mit der Obama-Regierung hatte."


  Der eigentliche Knaller des Artikels besteht aber darin, dass die Militärs, nachdem sie ihre Bedenken wiederholt gegenüber der Regierung artikuliert hatten, aber auf taube Ohren stießen, dazu übergegangen sein sollen, die Regime Change-Politik aktiv zu sabotieren. So schreibt Hersh: "Der Generalstab hatte den Eindruck, dass ein direkter Angriff auf Obamas Politik 'keinerlei Aussicht auf Erfolg' haben würde. Deshalb entschieden sie sich im Herbst 2013, Maßnahmen gegen die Extremisten zu ergreifen, ohne auf politische Kanäle zurückzugreifen, indem sie US-Geheimdienstinformationen an das Militär anderer Länder im vollen Wissen lieferten, dass sie an die syrische Armee weitergeleitet und im Kampf gegen den gemeinsamen Feind - Jabbath al-Nusra und den Islamischen Staat - verwendet würden. [...] Als der Zustrom von US-Geheimdienstinformationen begann, fingen Deutschland, Russland und Israel an, Informationen über Aufenthaltsorte und Absichten radikaler dschihadistischer Gruppen an die syrische Armee weiterzugeben."


  Hersh zufolge war der Generalstab damals strikt gegen die bis heute tragenden vier Säulen der Obama-Syrien-Politik: dass Assad gestürzt werden müsse; dass eine Zusammenarbeit mit Russland gegen den IS unmöglich sei; dass die Türkei ein wichtiger Verbündeter im Kampf gegen den Terrorismus wäre; und dass relevante moderate Oppositionsgruppen existieren würden, die unterstützt werden könnten.


  DIA-Direktor Michael Flynn wurde für seine Äußerungen schon im August 2014in den Ruhestand befördert. Im Generalstab soll es vor allem der langjährige Vorsitzende Martin Dempsey gewesen sein, der die kritische Haltung gegenüber der Obama-Politik repräsentierte. Er wurde im September 2015 durch Joseph Dunford ersetzt, der sich deutlich linientreuer gibt als sein Vorgänger, unmittelbar einer Zusammenarbeit mit Russland eine Absage erteilte und die verdeckte Unterstützung Assads beendete, was Hersh zu folgendem pessimistischen Fazit veranlasst: "Obama hat jetzt ein gefügigeres Pentagon. Es wird nun keine indirekten Herausforderungen mehr für seine Politik der Verachtung für Assad und der Unterstützung Erdogans geben. [...] Der Generalstab und die DIA unterrichteten die Washingtoner Führungsriege permanent über die dschihadistische Bedrohung in Syrien und die türkische Unterstützung für sie. Der Botschaft wurde nie zugehört. Weshalb nicht?"


  Die Antwort darauf hat Hersh selbst gegeben: Würde die DIA-Botschaft ernstgenommen, müssten die zuvor erwähnten vier tragenden Säulen und damit die gesamte Syrien-Politik Obamas in sich zusammenstützen wie ein Kartenhaus, wofür offensichtlich innerhalb der Regierung keine Bereitschaft existiert.


  

  Anmerkungen:


  (1)http://www.judicialwatch.org/wp-content/uploads/2015/05/Pg.-291-Pgs.-287-293-JW-v-DOD-and-State-14-812-DOD-Release-2015-04-10-final-version11.pdf


  (2)http://www.imi-online.de/download/IMI-Studie2012-12_web.pdf


  (3)http://www.aljazeera.com/programmes/headtohead/2015/07/blame-isil-150728080342288.html


  (4)http://www.lrb.co.uk/v38/n01/seymour-m-hersh/military-to-military


  *
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  ROTER BRANDENBURGER/051: Zeitung der Deutschen Kommunistischen Partei - Landesvorstand Brandenburg 12/15


  

  Roter Brandenburger - Dezember 2015

  Zeitung der Deutschen Kommunistischen Partei - Landesvorstand Brandenburg
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  *


  Wieder ziehen sie in den Krieg


  Kein Bundeswehreinsatz in Syrien!

  Beendigung aller Auslandseinsätze der Bundeswehr!

  Stoppt Rüstungsexporte!


  Wieder ziehen sie in den Krieg und nennen es alternativlos. Deutschland zieht in den Krieg und führt als Zielvorrichtung der NATO-Partner den Angriff an damit sie das Ziel und tausende hilfloser Männer, Frauen und Kinder nebenbei mitzutöten. Dabei heucheln sie stolz, dass die Bundeswehr eine Parlamentsarmee ist. Die Bundeswehr wirbt mit dem Slogan "wir dienen Deutschland" oder der Frage "Kannst du in 7 Monaten fürs ganze Leben lernen?". Wir nennen es Krieg. Sie dienen nicht den Menschen in diesem Land, nicht den Menschen in Frankreich, noch den Flüchtlingen, die vor Terror und Krieg fliehen. Sie dienen dem Kapital und ihren Interessen. In sieben Monaten werden junge Menschen nichts mehr lernen. Sie werden von Bomben zerfetzt worden sein oder treten die Rückreise an die mediale Heimatfront im Zinksarg. Der Hauptverursacher für Flucht ist die NATO. Ob Jugoslawien, Afghanistan, Syrien, Libyen oder die Ukraine. Unter dem Dach des Militärbündnisses kämpfen die imperialistischen Staaten um die Aufteilung der Welt. Neben den USA ist auch die BRD führend an den Kriegseinsätzen der NATO beteiligt. Die Bundesregierung ist also unmittelbar mitverantwortlich für das Flüchtlingsdrama. Die Menschen kommen hierher, weil Merkel und Co. ihre Länder zerstören. Da nützt auch kein Einheitsgejodel von Willkommenskultur. Da sagen wir Kommunisten mit Klarheit: In diesem Staat, wo Rassismus zum System der Spaltung dazugehört gibt es kein Willkommen, dort gibt es nur eine Verwertungslogik. Und die heißt die Starken und die Reichen sind willkommen und die Schwachen, die für den Profit überflüssigen Arbeiter, die Hartz-4-Empfänger, die Mittellosen, die Armen, die Entrechteten, die Flüchtlinge sind es nicht. Das gilt nicht nur für Flüchtlinge in diesem Land, sondern auch für die Beschäftigten des Bahnwerkes Eberswalde und ihrer Angehörigen die seid rund einem Jahr für den Erhalt ihrer Lebensgrundlage kämpfen und die vom DB-Konzern mit einem Handstreich für überflüssig erklärt werden. Da hilft auch kein Flehen vom SPD Ministerpräsidenten Woidke bei Frau Merkel. Denn dem international agierenden Konzern Deutsche Bahn sind die Menschen egal. Lieber verlagert er ganze Produktionsbereiche ins Ausland wo man noch billiger Arbeiter ausbeuten kann und zerschlägt derweil das Bahnwerk mit samt seinen Menschen, bevor ein funktionierender Betrieb der Konkurrenz überlassen wird. Da ist es nur ein wenig Heuchelei für Herrn Woidke. Und für die Bundesregierung ist dies nur eine Übung für die weiteren Schweinereien zur Privatisierung und Aufhebung staatlicher Souveränität zugunsten der Interessen der Banken und Konzerne, die SPD und CDU durch Unterzeichnung des Freihandelsabkommens TTIP noch vor haben. Das ist der Klassenkampf, der - wie ihn die EU verordnet und Frau Merkel exekutiert - von oben geführt wird. Das ist Krieg gegen das Recht auf Selbstbestimmung und auf die Unversehrtheit des Lebens der arbeitenden Menschen in diesem Land. Was den Herrschenden in die Hände spielt, ist die Angst bloß nicht aufzumucken und sich zu wehren. Doch der Widerstand ist heute wichtiger denn je. Denn das was die Regierung möchte ist die Menschen daran zu gewöhnen sich ihrem Schicksal zu ergeben und daran zu gewöhnen, dass die territoriale Integrität von Staaten und das Völkerrecht nichts wert sind, wenn Imperialisten in den Krieg ziehen. Das Flüchtlingselend zu beenden, heißt die NATO-Kriege zu stoppen und Widerstand zu leisten.


  Mario Berríos Miranda


  *


  
    [Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

    Die "Brandenburger Nachrichten in rot" wurden nicht in den Schattenblick übernommen.]

  


  *


  Der Hauptfeind steht im eigenen Land!


  Aufruf zur Teilnahme an der Demonstration im Rahmen der Liebknecht-Luxemburg-Ehrung am 10. Januar 2016 um 10.00 Uhr vom U-Bhf. Frankfurter Tor zur Gedenkstätte der Sozialisten in Friedrichsfelde


  Zu keinem Zeitpunkt nach dem Ende des II. Weltkrieges gab es so viele Krisen, Konflikte und Kriege, gab es so viele Flüchtlinge, wie gegenwärtig. Diese seit 1945 gefährlichste Weltsituation verantwortet primär die unter Führung des USA-Imperialismus agierende NATO. Deren politisches und militärisches Vorgehen ist - das Schicksal der Zivilisation betreffend - von nahezu völliger Gleichgültigkeit geprägt. Die Vorgänge um und in Griechenland demonstrieren nicht zuletzt den Verfall der bürgerlichen Demokratie, auf die das Großkapital auch immer weniger setzt. Faschistoide Entwicklungen sind kein Zufall. Die weltweit Flüchtenden werden zu Sündenböcken gemacht. Der Mainstream folgt der äußersten Reaktion auf dem Fuße und befördert sie zugleich. Viele Menschen resignieren. Diese Resignation ist ein Hauptverbündeter des Kapitals.


  Erinnern wir uns gerade deshalb der Worte Rosa Luxemburgs: »Einigkeit macht stark, aber Einigkeit der festen inneren Überzeugung, nicht äußere mechanische Zusammenkopplung von Elementen, die innerlich auseinanderstreben. Nicht in der Zahl liegt die Kraft, sondern in dem Geiste, in der Klarheit, in der Tatkraft, die uns beseelt.«


  In diesem Geiste sagen wir Nein zu Kriegen und Militärinterventionen, sowie deren Vorbereitung und Begleitung durch das Trommelfeuer der veröffentlichten Meinung. Wir sagen Nein zu jeglichen Auslandseinsätzen der Bundeswehr, Nein zu den gegen Russland errichteten NATO-Stützpunkten und Manövern. Wir sagen Nein zu Rüstungsexporten und Drohnenmorden.


  Die Interessen der Werktätigen werden weltweit mit Füßen getreten. Wir sagen Nein zu stetig wachsendem Sozialabbau und Ja zu gewerkschaftlichem Widerstand. Wir sagen Nein zur weltweiten, der Kapitalherrschaft dienenden Spitzelei durch NSA, BND und andere Geheimdienste. Wir sagen Nein zu alten und neuen Nazis und deren in Krisenzeiten besonders gefährlicher sozialer Demagogie. Wir sagen Nein zu Rassismus, zu Antisemitismus, Antiziganismus und zur Islamfeindlichkeit. Wir sagen Nein zur Festung Europa. Unsere ungeteilte Solidarität gehört den Erniedrigten und Beleidigten weltweit, vor allem den zu uns kommenden Flüchtlingen, die nicht in zwei Klassen aufgeteilt werden dürfen.


  Wir sagen Nein zu allen Versuchen, das System der Profitmaximierung zur letzten Antwort der Geschichte zu erklären. Wir sagen Ja zu einer solidarischen, friedlichen und sozial gerechten Welt.


  Wir - Linke unterschiedlicher Strömungen - versammeln uns anlässlich des 96. Jahrestages der Ermordung von Karl und Rosa durch die Reaktion. In ihrem Geiste - nach ihrer Klarheit und Tatkraft strebend - demonstrieren wir friedlich gegen Kriege und Ausbeutung, für Menschlichkeit und Internationalismus.


  Gegen Krieg und Faschisten - Kommt zur Luxemburg-Liebknecht-Demonstration


  Nacht für Nacht stehen Flüchtlingsunterkünfte in Flammen. Faschisten werden immer dreister. Offen rechte Bewegungen wie PEGIDA finden mit Rassismus und Islamhetze regen Zuspruch. Flüchtlinge sind willkommene Sündenböcke.


  Darüber, dass Großkonzerne Jahr für Jahr Milliarden an Steuern hinterziehen, spricht kaum jemand. Währenddessen verdienen deutsche Rüstungsschmieden an Waffenexporten in Krisen- und Kriegsgebiete. Bundeswehrsoldaten "verteidigen" deutsche Interessen immer noch am Hindukusch. Kriege und Ausbeutung schaffen unentwegt neue Fluchtbewegungen und neuen Terror.


  Demonstrieren wir am 10. Januar 2016 im Rahmen der Luxemburg-Liebknecht-Ehrung gegen die Fluchtursachen und gegen Faschisten - solidarisch mit den Erniedrigten, egal, wo sie geboren sind.


  *


  STOP TTIP


  TTIP, CETA, TiSA - cui bono? (lateinisch: wem zum Vorteil?) die SPD will den Kapitalismus bändigen und so die Globalisierung gestalten, die LINKE will aufstehen für einen gerechten Welthandel ...


  ­... und worum geht es wirklich?


  Es geht - wie immer - um die Gewährleistung von Maximalprofit für die international agierende Finanzwirtschaft und die Globalplayer der Industriekonzerne. Das ist die Hauptaufgabe der EU, dafür wurde sie von den Beauftragten des Kapitals konstruiert.


  Mit Artikel 206 der Lissabon - Verträge wird die EU dazu verpflichtet, Beschränkungen im internationalen Handelsverkehr und bei den ausländischen Direktinvestitionen zu beseitigen. D.h. nationale Parlamente spielen bei Freihandelsverträgen keine Rolle mehr. Die Parlamente werden nur noch für den Ratifizierungsprozess benötigt und wenn der sich verzögert, kann der EU-Rat (Art.188n) beschließen, den jeweiligen Vertrag schon mal "vorläufig anzuwenden". Es ist der blanke Hohn! Eine Regelung, die "vorläufige Anwendung" wieder rückgängig zu machen, wenn nicht ratifiziert wurde, gibt es nicht - aus vorläufig wird ständig!


  Es geht also nicht um traditionelle Handelsabkommen vielmehr geht es um die Beseitigung regulatorischer Hindernisse. Hierzu gehört z.B. die Beseitigung oder Herabsetzung zentraler Sozialstandards (Arbeitsrecht) und Umweltvorschriften (Lebensmittelsicherheit) u.s.w.. Das ganze ist eine einzige Deregulierungsorgie im Interesse des Kapitals.


  Der Gipfel der Demokratiefeindlichkeit ist die Absicht, transnationalen Unternehmen das Recht einzuräumen, einzelne Länder wegen Gewinnverlusten infolge von politischen Beschlüssen zu verklagen. Das sind dann "Investor-Staat-Streitbeilegungsverfahren" (ISDS) und bedeutet, dass Unternehmen das Recht haben, demokratische Entscheidungen souveräner Staaten anzufechten und Kompensationen zu fordern, wenn sich diese Entscheidungen nachteilig auf ihre Gewinne auswirken sollten.


  Neben diesen tiefgreifenden Einflüssen sind weitere Aspekte im Fokus - das sind die öffentlichen Dienstleistungen, die Privatsphäre und eine substantielle Bedrohung von Arbeitsplätzen.


  Ein weithin unterschätzter militärisch-machtpolitischer Aspekt spielt eine Rolle, wenn in der Konrad-Adenauer-Stiftung ein Papier kursiert in dem es heißt: "Die geplante Transatlantische Handels- und Investitionspartnerschaft" ist nicht nur ökonomisch höchst wichtig, sondern kann potenziell auch die Weltordnung und das globale Handels- und Wohlfahrtssystem verändern."


  Das ist Sprengstoff der besonderen Art! Wenn man in entsprechenden Publikationen von der Errichtung einer "Neuen Weltordnung" liest, dann wird von den Gegnern solcher Veröffentlichungen sofort von eine Verschwörungstheorie ins Feld geführt.


  Ganz so abwegig scheint die Absicht der Errichtung einer Neuen Weltordnung im Zusammenhang mit der intransparenten Installation von TTIP und Co. nicht zu sein. Alle Aktivitäten des Kapitals im Zusammenhang mit der weiteren Entwicklung der Globalisierung lassen eine derartige Absicht erkennen.


  Es ist schon bemerkenswert, dass die Verhandlungen über diese Verträge weitgehend im Verborgenen stattfinden und alles unternommen wird, dass möglichst wenig an die Öffentlichkeit kommt und kaum einer über die gesamtgesellschaftlichen Auswirkungen nachdenkt.


  Schon von Henry Ford war im vorigen Jahrhundert zu hören: "Wenn das Volk unser Geldsystem verstehen würde, hätten wir schon morgen die Revolution."


  Und bei Lenin lesen wir: "Die Menschen waren in der Politik stets die einfältigen Opfer von Betrug und Selbstbetrug, und sie werden es immer sein, solange sie nicht lernen, hinter allen möglichen moralischen, religiösen, politischen und sozialen Phrasen, Erklärungen und Versprechungen die Interessen dieser oder jener Klassen zu suchen."


  Andreas Zieger


  

  TTIP - "Transatlantic Trade and Investment Partnership" mit den USA;

  CETA - "Comprehensive Economic and Trade Agreement" mit EU und Kanada;

  TiSA - "Trade in Service Agreement" zwischen EU, USA und 19 weiteren Wirtschaftsnationen.


  *


  Bahnwerker kämpfen weiter


  Kollegen des DB-Werks Eberswalde lassen sich nicht entmutigen


  Die Beschäftigten des Bahnwerkes in Eberswalde haben vor gut einem Jahr begonnen, sich für den Erhalt ihrer Arbeitsplätze einzusetzen und die durch den Konzernvorstand der DB AG geplante Schließung des Werkes zum 1. Januar 2017 nicht widerspruchslos hinzunehmen.


  Die letzten zwölf Monate haben Betriebsrat und die im Betrieb verankerte Eisenbahnergewerkschaft EVG eine öffentliche Kampagne gestartet, die ihres Gleichen sucht. Viele gaben den Beschäftigten zu Beginn der Auseinandersetzung keine Chance, da der Vorstand der Deutschen Bahn mit einem Werkekonzept seit Jahren an der Reduzierung der Standorte arbeitet.


  Mit öffentlichen Aktionen, Demonstrationen, Mahnwachen und Protestkundgebungen konnten die Bahnwerker eine breite Öffentlichkeit herstellen. Auch die gezielte Nutzung sozialer Netzwerke sicherte eine regelmäßige große Öffentlichkeit.


  Unterstützung nicht nur aus der Region


  Die Solidarität mit dem Werk griff durch diese Aktivitäten rasch um sich. Von Eisenbahnern über Metaller bis hin zur DKP in Brandenburg bezeugte viele ihre Verbundenheit mit den Beschäftigten in dem 135 Jahre alten Werkestandort und mit fünfhundert Beschäftigten noch immer einer der größten Betriebe in der Region. Unzählige weitere Arbeitsplätze hängen im Umfeld der Stadt Eberswalde ebenfalls an dem Werk.


  Die Maidemonstration in diesem Jahr wurde deshalb zu einer Protestmanifestation gegen die Schließung des Werkes. In vielen Geschäften der Stadt hängen Protestplakate aus und die Politik in Eberswalde forderte den Erhalt des Werkes. Politiker aus dem Landtag oder der Landesregierung gaben sich ein "Stelldichein" im Werk.


  Auf Initiative der Beschäftigten stellten sich alle ostdeutschen Abgeordneten von SPD und CDU an die Seite der Bahnbeschäftigten.


  DB-Konzernvorstand mauerte


  Die Beschäftigten verließen sich jedoch nicht nur auf die Öffentliche Meinung, sondern untermauerten mit eigenen Vorschlägen wie das Werk weiterbetrieben werden kann.


  Diese Vorschläge unterbreiteten sie mit Hilfe der EVG auch dem Aufsichtsrat des Konzerns, der sich zu diesem Thema äußern musste. Vorstandschef Rüdiger Grube wollte sich diesem Druck, trotz einer auch bisher schon positiven Bilanz des Werkes, nicht beugen und beharrte weiter auf der Schließung. Eine Wendung erhielt die Debatte, als sich Investoren mit der Bereitschaft meldeten das Bahnwerk zu übernehmen bzw. es der Deutschen Bahn abzukaufen und den Standort zu erhalten. Das lag nicht im Interesse des Bahnkonzerns, doch schließlich wurde der öffentliche Druck zu stark. In einer Anfang Oktober, von mehreren hundert Beschäftigten, begleiteten Verhandlungsrunde im Berliner Bahntower wurde am späten Abend vom Bahnchef Grube und vom brandenburgischen Ministerpräsidenten Woidtke verkündet, dass der Bahnkonzern seinen Widerstand gegen den Verkauf und damit den Erhalt des Werkes aufgibt.


  Das Ziel aber das Werk als DB-Standort zu erhalten wurde bisher nicht erreicht. Entsprechend gespalten ist die Reaktion der Beschäftigten. Die Aussicht nicht mehr bei der Deutschen Bahn zu arbeiten, ist für viele keine wirkliche Alternative. Daher äußerten sich alle Beteiligten auch nur verhalten optimistisch zu dieser Perspektive.


  Aktionen gehen weiter


  Obwohl bis Ende Oktober konkrete und unterschriftsreife Ergebnisse zugesagt waren, ist bisher nichts präsentiert worden. Die Beschäftigten haben ihre Aktionen inzwischen weitergeführt und treffen sich zu regelmäßigen Mahnwachen vor dem Werkstor. "Die Wahrheit ist, dass wir noch immer im Unklaren darüber gelassen werden, ob das Bahnwerk eine Perspektive hat", sagte Ulf Boehnke, der dem Betriebsrat der DB Fahrzeuginstandhaltung GmbH in Eberswalde vorsteht auf der Kundgebung. Betriebsrat und Gewerkschaft lassen sich jedoch nicht entmutigen und erhöhen den Druck auf die Akteure.


  Die EVG könnte dem potentiellen Investor inzwischen die Zusicherung abringen Tarifverhandlungen aufzunehmen. Die EVG will das bestehende Tarifniveau für die zum neuen Eigentümer übergehenden Beschäftigten absichern und so viel wie möglich Arbeitsplätze in Eberswalde erhalten.


  Rainer Perschewski


  *


  Der Hauptfeind steht im eigenen Land - Zur Geschichte einer Parole


  Diese Mahnung und Aufruf zugleich wurde von Karl Liebknecht in seinem berühmt gewordenen Flugblatt vom Mai 1915 formuliert. Darin wurde der imperialistische Charakter des Krieges entlarvt und zum Kampf gegen den "Burgfrieden" der rechten sozialdemokratischen Führer mit den Monopolisten, Militaristen und Junkern aufgerufen.


  Sie war Bestandteil der Lehren, die die Linken um Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg aus dem Kampf gegen die Kriegspolitik des deutschen Imperialismus, aus der Entwicklung des Kampfes gegen die Bewilligung der Kriegskredite gezogen hatten.


  Mit der Herausbildung des deutschen Imperialismus, besonders Anfang des 20. Jahrhunderts, wurde der Kampf gegen ihn und gegen seine aggressive und expansionistische Politik der Neuaufteilung der Welt zu einem Kristallisationspunkt im Prozess der Herausbildung und des Kampfes der revolutionären kommunistischen und Arbeiterbewegung in Deutschland.


  Das Flugblatt stützte sich auf die marxistischen Verallgemeinerungen und Schlussfolgerungen, die sich aus der Analyse der Entstehung und des Charakters des Krieges, aus der Analyse der Klassenkampfsituation in Deutschland und aus den praktischen Erfahrungen der Linken im Kampf gegen Krieg und Sozialchauvinismus ergaben.


  Im Flugblatt formulierte K. Liebknecht die Aufgabe der deutschen Arbeiterbewegung, die im Kampf um den Frieden gelöst werden musste, wie folgt: "Der Hauptfeind des deutschen Volkes steht in Deutschland: der deutsche Imperialismus, die deutsche Kriegspartei, die deutsche Geheimdiplomatie. Diesen Feind im eigenen Lande gilt's für das deutsche Volk zu bekämpfen, zu bekämpfen im politischen Kampf, zusammenwirkend mit dem Proletariat der anderen Länder, dessen Kampf gegen seine heimischen Imperialisten geht.


  Wir wissen uns eins mit dem deutschen Volk - nichts gemein haben wir mit den deutschen Tirpitzen und Falkenhayns, mit der deutschen Regierung, der politischen Unterdrückung, der sozialen Knechtung. Nichts für diese, alles für das deutsche Volk."


  Das Flugblatt orientierte auf die Kernfrage des Kampfes: auf die Beseitigung der Macht der des Imperialismus und Militarismus. Diese antiimperialistische Konzeption wurde zur Plattform, auf der sich die revolutionären Kräfte der Arbeiterklasse und andere Werktätige in wachsendem Maße zusammenfanden.


  Mit ihr grenzten sich die revolutionären Marxisten ideologisch scharf vom Opportunismus ab. Das hat zwangsläufig zu verstärkten Auseinandersetzungen mit dem Sozialpazifismus der Zentristen geführt.


  Trotz der chauvinistischen Kriegspropaganda begann sich auf dieser Grundlage die Erkenntnis zu verbreiten, dass der Krieg die Existenz des Volkes bedroht.


  Dem Flugblatt folgten die konkreten Taten Karl Liebknechts, Rosa Luxemburgs und ihrer Mitstreiter. Dabei verfolgten sie zwei Hauptrichtungen: Sie entlarvten die Politik der rechten Führer der Sozialdemokratie und waren gleichzeitig auf die Mobilisierung der Arbeiterklasse und ihren Verbündeten ausgerichtet.


  In einem Brief Karl Liebknechts vom 16. August 1915 an den Vorstand der SPD hieß es: "International, vom Standpunkt der Gesamtinteressen des Weltproletariats, muss die sozialistische Politik gegenüber dem Krieg orientiert sein, und zwar weil sie so auch den Interessen des Proletariats jedes Landes am nützlichsten ist...


  Der Gedanke des internationalen Klassenkampfes muß die sozialistische Aktion, auch gegen den Krieg, beherrschen; der Kampf muss in jedem Lande gegen die eigene Regierung gerichtet werden; nur so kann das Proletariat Macht entfalten, sowohl für die Beendigung des Krieges wie für die Gestaltung des Friedens. ...


  Der Kampf hat gegen die Regierung und die herrschenden Klassen zu gehen, als die Träger der imperialistischen und Annexionspolitik. Die Regierung ist der 'Ausschuss der herrschenden Klassen', heute im Krieg mehr als je."


  Wichtig für die weitere Entwicklung war die Gründung der Gruppe "Internationale" am 1. Januar 1916, deren Leitsätze eine Quelle wichtiger Erkenntnisse ist. Diese wurden am 3. Februar 1916 in dem zweiten Informationsbrief, der mit dem Namen "Spartakus" unterzeichnet war, veröffentlicht. Diese Informationsbriefe sind als "Spartakusbriefe" in die Geschichte eingegangen.


  Die Präambel ging von der Erkenntnis aus, dass die Augustkatastrophe 1914für die internationale Arbeiterbewegung keine Zufälligkeit war, sondern ein notwendiges Ergebnis ihres Zustandes. Den sozialistischen Parteien fehlte die Einmütigkeit im Ziel und im Mittel der politischen Aktion. Immer breitere Kreise erkannten, dass Vertuschung der Gegensätze und Einheitsbetrug der Übel größtes sind und die Partei des internationalen und revolutionären Sozialismus, um ihre geschichtliche Aufgabe zu lösen, im Sozialismus, im Internationalismus und in der revolutionären Aktion nicht nur zum Schein, sondern in Wahrheit übereinstimmen muß".


  Ganz entschieden forderte die Gruppe Internationale "Klarheit über alles". Die Aktionsfähigkeit werde durch unerbittliche Aufdeckung und Austragung der Differenzen bestimmt. Das setze prinzipielle und taktische Einmütigkeit voraus. Die reinigende Auseinandersetzung müsse so lange fortgesetzt werden, "bis der Internationalismus, bis der absolute Vorrang des internationalen Klassenkampfes als leitendes Prinzip der proletarischen Bewegung anerkannt und in revolutionärer Aktionsbereitschaft Fleisch und Bein geworden ist".


  Die Herausbildung der Gruppe "Internationale" erfolgte als Bestandteil der Entwicklung der marxistisch-leninistisch orientierten europäischen und internationalen Bewegung und der bewussten Einordnung der deutschen Linken in diese Bewegung. Dafür steht u.a. die Zimmerwalder Konferenz.


  Die Geschichte jener Zeit weist uns nachdrücklich darauf hin, dass es ohne den Marxismus und seine schöpferische Weiterentwicklung keine sozialistische Partei geben kann, die diesen Namen verdient und die den Anforderungen des Klassenkampfes unter den konkreten Bedingungen der Zeit gerecht werden kann. Ebenso deutlich wurde schon damals, dass die Existenz und der Erfolg der revolutionären Arbeiterbewegung davon abhängig ist, wie es gelingt, die marxistische Theorie vor allen Versuchen, sie zu verwässern, geschützt werden kann.


  Es wurde deutlich, dass die Entwicklung einer Partei, die den revolutionären Anforderungen gewachsen sein will, nur dann erfolgreich sein kann, wenn - wie Friedrich Engels die deutsche Arbeiterbewegung schon 1874 darauf hinwies - das Proletariat gewillt und in der Lage ist, den Kampf gegen die Bourgeoisie nicht nur auf politischem und ökonomischem Gebiet, sondern auch in der Theorie zu führen. Gestützt auf die Erfahrungen seiner Zeit bestätigte W.I. Lenin in "Was tun?" diese Erkenntnis. Er wies darauf hin, dass "die Frage nur so stehen (kann). Bürgerliche oder sozialistische Ideologie. Ein Mittelding gibt es hier nicht". (W.I. Lenin, Werke, Bd. 5, S. 396)


  Anton Latzo


  *


  Solidarität mit der EVG Jugend


  Seit April 2015 wird der Nachwuchskräfte-Tarifvertrag der EVG mit der Deutschen Bahn AG und dessen Arbeitgeberverband verhandelt. Der Tarifvertrag wurde erstmalig 2010/11 eingeführt und befindet sich momentan in der zweiten Weiterentwicklung. Im NaWuTV wurden Regelungen zur unbefristeten Übernahme im DB Konzern, Zuschüsse zu Lernmitteln und zusätzliche Freistellungen vor Prüfungen abgeschlossen. Die dritte Verhandlungsrunde in der aktuellen Tarifauseinandersetzung am 30.09.2015 brachte trotz 12-wöchiger Erarbeitungsphase kein Ergebnis: Der Arbeitgeber eröffnete seinerseits die Verhandlung mit den Worten, dass man zu den aufgestellten Kernforderungen der EVG-Jugend kein Angebot ausgearbeitet hätte. Die zwei wesentlichen Forderungen sind zum einen ein Mietkostenzuschuss für Auszubildende sowie Dual Studierende in Höhe von 350 EUR pro Monat und zum anderen eine Mobilitätszulage für Fahrten im öffentlichen Personennahverkehr in Höhe von 150 EUR. Die Jugend der EVG stellt insbesondere die Forderung für den Mietkostenzuschuss, da die Deutsche Bahn schon seit dem damals geplanten Börsengang immer mehr spart und die Ausbildung aus den ländlichen Gebieten in die Großstädte zentralisiert. Dadurch sehen sich viele gezwungen, zugunsten geringerer Fahrtzeiten zum Betrieb und Berufsschule in die Stadt zu ziehen. Dort werden sie aber mit einem prekären Wohnungsmarkt konfrontiert, sodass finanzielle Unterstützung von den Eltern notwendig sind oder in Wohnungen mit schlechten und z.T. gesundheitsgefährdenden Zuständen gemietet werden.


  Aber warum gibt es seit über einem halben Jahr und nach drei Verhandlungsterminen kein einziges Angebot vom Arbeitgeber zu den Kernforderungen? Ein wesentliches Problem der EVG-Jugend bei der Tarifverhandlung ist die Tatsache, dass diese Auseinandersetzung abgekoppelt von den bereits vergangenen Entgeltverhandlungen der EVG stattfindet. Das bedeutet, dass ein gemeinsamer Streik der ArbeitnehmerInnen mit den Auszubildenden für gemeinsame Interessen nicht möglich ist. Und bislang ist auch noch nicht durchgedrungen, dass die EVG einen Streik ihrer Jugend unterstützen würde, obgleich dies ein öffentlichkeitswirksames Mittel wäre, um auf die Situation der Auszubildenden aufmerksam zu machen. Da muss man sich nicht wundern, dass der Arbeitgeber keine dringende Notwendigkeit sieht, die Tarifverhandlungen zügig zu einem Abschluss zu bringen, wenn die EVG ihre Verhandlungsmacht nicht nutzt und einen sozialpartnerschaftlichen Eindruck hinterlässt. Bei den Entgelttarifverhandlungen hat man gemerkt, wie schnell der DB Konzern innerhalb weniger Tage ein Angebot machen kann, wenn sonst ein Streik der EVG den Bahnbetrieb unmöglich macht. Nicht verwunderlich: Spaltungen der Belegschaft werden skrupellos vom Kapital ausgenutzt!


  Wir erklären uns solidarisch mit der EVG-Jugend im Tarifkampf und haben diese in der Vergangenheit bei den Kundgebungen vor den Verhandlungsräumen unterstützt. Wir fordern von der EVG, dass sie der Bitte der jugendlichen Beschäftigten in der EVG um eine gemeinsame Tarifauseinandersetzung nachkommt und den Nachwuchskräfte-Tarifvertrag nicht als Nebensache priorisiert. Denn Stärke entwickelt sich nur durch eine geschlossene Einheit, die in Auseinandersetzungen mit dem Arbeitgeber notwendig ist.


  *


  Nein zu Tornados und Kriegsflotte!


  Der vom Westen gepäppelte IS bringt den Terror nach Europa und der Aufschrei ist groß: In Frankreich und Deutschland wird zur "Vernichtung der Wurzeln des Terrors" aufgerufen, mit Luftschlägen und womöglich bald der Stationierung von Bodentruppen soll der IS zerstört werden. Vernichtung des barbarischen IS - das klingt für viele erst mal gut. Doch die Anti-Terror-Rhetorik ist pure Heuchelei, wie ein Blick auf die Geschichte des Krieges in Syrien und die Reaktionen auf die Anschläge in Paris zeigt. Für Deutschland und Frankreich sind die Anschläge ein willkommener Vorwand zur Durchsetzung weiterer Einsätze in der ganzen Welt und zum Abbau demokratischer Rechte im Inneren. Deutschland greift nun auch direkt militärisch in Syrien ein.


  Der Aufstieg des IS


  Afghanistan, Irak, Libyen, Syrien. Der "Demokratieexport" des Westens hat den Nahen Osten ins Chaos gestürzt. Die Bilanz der Kriege der NATO und ihrer Verbündeten ist verheerend: In Afghanistan erleben die Taliban ein Comeback, der Irak wird nahezu täglich von Anschlägen erschüttert, in Libyen tobt ein offener Krieg zwischen einer islamistischen und einer vom Westen gestützten Gegenregierung. Am präsentesten ist zurzeit aber der Stellvertreterkrieg in Syrien. Zur Erinnerung: Um sich der unliebsamen Assad-Regierung zu entledigen, unterstützten die sogenannten "Freunde Syriens", zu deren Führungsgruppe neben Deutschland und Frankreich auch solche lupenreinen Demokratien wie Saudi-Arabien oder Katar gehören, seit 2011bereitwillig die von Beginn an durch die islamistische Muslimbruderschaft geprägten Aufstände in ländlichen Regionen Syriens. Ausgestattet mit Waffen und Geld überzogen die Aufständischen das Land mit einem "Krieg niedriger Intensität" (sprich: Anschlägen) und wurden dabei insbesondere von Wirtschaftssanktionen der EU flankiert, die das Land weiter destabilisierten. Spätestens 2012 war eigentlich jedem klar, dass die so oft beschworene "gemäßigte Opposition" keine nennenswerte Rolle (mehr) spielte. Die "Freunde Syriens" störte das wenig. Weiterhin gingen Waffen und Geld an so ziemlich jede Kraft, die sich dem Sturz Assads verschrieb. In dieser Situation, in der die Türkei und Jordanien ihre Grenzgebiete als Rückzugs- und Versorgungslager für dschihadistische Aufständische öffneten und diese, unter anderem mit deutschen Patriot-Raketen, gegen Angriffe der syrischen Armee sicherten, begann der Aufstieg eines irakischen Al-Kaida-Ablegers, der heute als islamischer Staat eine Schreckensherrschaft über große Teile Syriens errichtet hat.


  Anschläge in Paris und europäischer Bündnisfall


  Am 13. November wurden bei einer koordinierten Terroraktion von IS-Anhängern in Paris über 130 Menschen getötet. Die Reaktionen auf die Anschläge folgten prompt. Frankreich intensivierte seine Luftschläge in Syrien und berief sich bei der Sitzung des EU-Ministerrates auf den europäischen Bündnisfall. Diese Klausel im Vertrag von Lissabon verpflichtet die Länder der EU zum Beistand im Falle eines Angriffes auf das Hoheitsgebiet eines Mitgliedsstaates. Die Äußerungen sind an Absurdität kaum zu überbieten: Radikalisierte Franzosen und Belgier, die aus den Kampfgebieten zurückkehren, ermorden in Paris Menschen und es wird so getan, als hätte Syrien Frankreich angegriffen. Eilig versicherte Berlin dennoch, man würde seiner Verantwortung selbstverständlich nachkommen und Frankreich "solidarisch unterstützen". Und die deutsche Regierung ließ gestern Taten folgen: Mit "Tornado"-Kampfjets, einer Kriegsfregatte, mindestens einem Tankflugzeug und Satelitenaufklärung greift auch Deutschland nun direkt in den Krieg in Syrien ein. Darüber hinaus besteht diese Unterstützung in der Aufstockung der deutschen Beteiligung an der MINUSMA-Mission in Mali auf 700 Bundeswehrsoldaten. Angeblich um Frankreich dort zu entlasten. Die Ausweitung des deutschen Truppenkontingentes stand jedoch bereits Mitte Oktober, also vor den Anschlägen, auf der Tagesordnung. Hier zeigt sich besonders deutlich, wie die Toten von Paris zur Rechtfertigung von Militärmissionen instrumentalisiert werden. Auch die üblichen Forderungen nach noch mehr Mitteln und Befugnissen für Geheimdienste, oder den Einsatz der Bundeswehr im Inneren, ließen nicht lange auf sich warten.


  Gemeinsam gegen die Kriegstreiber auf allen Seiten


  Die Anschläge des IS sind grausame Akte, denen viele Unschuldige Menschen zum Opfer fielen. Doch weder weitere Kriegseinsätze und Waffenlieferungen in Krisenregionen, noch Gesetzesverschärfungen im Inneren tragen zur Verringerung der Terrorgefahr bei. Im Gegenteil. Durch die andauernde Zerstörung des Nahen Ostens wächst in diesen Ländern der Hass auf die Westmächte, während die Bevölkerung hierzulande durch die um sich greifende Panikmache noch weiter gegen Geflüchtete aus Kriegsgebieten aufgehetzt wird. Vom Krieg profitieren deutsche Großkonzerne, die Rüstungsgüter produzieren oder auf Ressourcennachschub aus dem Nahen Osten angewiesen sind. Die Durchsetzung von Wirtschaftsinteressen wird auf dem Rücken der Millionen Syrerinnen und Syrer ausgetragen, die vor Gewalt und Zerstörung fliehen müssen. Unter ihr leiden auch die Bevölkerungen der Länder, die jetzt vom Terror des IS bedroht werden. Gegen diese Politik gilt es aktiv zu werden.


  Wir fordern den sofortigen Stopp jeglicher deutscher Interventionen sowie Waffenlieferungen nach Syrien und an IS-Unterstützerstaaten. Dem weiteren Abbau von demokratischen Grundrechten im Inneren, der Hetze gegen Geflüchtete und der Abschottung der EU-Grenzen stellen wir uns entschieden entgegen.


  www.sdaj-netz.de


  *


  Von Fürstenwalde über Beeskow nach Damaskus


  Der Faschismus an der Macht, Genossen, ist, wie ihn das 13. Plenum des EKKI richtig charakterisiert hat, ist die offene, terroristische Diktatur der reaktionärsten, chauvinistischsten, am meisten imperialistischen Elemente des Finanzkapitals.


  Die reaktionärste Spielart des Faschismus ist der Faschismus deutschen Schlages. Er hat die Dreistigkeit, sich Nationalsozialismus zu nennen, obwohl er nichts mit Sozialismus gemein hat. ... Das ist mittelalterliche Barbarei und Grausamkeit, zügellose Aggressivität gegenüber den anderen Völkern und Ländern. ...


  Georgi Dimitroff 1935 auf dem VII. Weltkongreß der Kommunistischen Internationale


  Was ist der Terrorismus von IS ("Islamischer Staat")? Der Terrorismus von IS ist die totale Diktatur der am meisten fanatischen, am meisten chauvinistischen, am meisten imperialistischen Elemente des Finanzkapitals der USA, Englands und der arabischen Despotien ...." schrieb der russische Journalist, Autor und Filmemacher Nikolay Sologubowski, nachdem die russische Regierung am 17. November bekanntgegeben hatte, daß die Ursache des Absturzes des russischen Airbus A321, der 224 Menschen das Leben kostete, ein Terroranschlag war.


  Berlin und Brandenburg halten in Gedenken inne, hieß es beim RBB Mitte November. Busse und Bahnen machten halt, das rbb-Fernsehen sendete für eine Minute kein Programm. Und der Bericht weiter: In Brandenburg an der Havel, Neuruppin (Ostprignitz) und Rathenow (Havelland) in Gedenkfeiern und öffentlichen Beileidsbekundungen der Opfer der Anschläge gedacht. In Potsdam, Cottbus, Frankfurt (Oder) oder Brandenburg/Havel kamen Hunderte Menschen zusammen. ... Gemeint waren ausschließlich die Opfer der Anschläge in Paris.


  Für die Opfer des russischen Airbusses A321 allerdings hatte sowohl die Brandenburger als auch die europäische Öffentlichkeit kaum Anteilnahme übrig. Die Frage "warum?" drängt sich auf, vielleicht aber auch die Frage: "Wem nützt es?" Nachdem es nun bald beinahe zu einem Stau im syrischen Luftraum kommen wird, denn nicht nur Frankreich, die USA, sondern auch bald die BRD wollen dort rumbomben, um angeblich den IS zu bekämpfen, kann man schon fragen: "Was wollen die alle dort?". Rüdiger Göbel schrieb in der "Jungen Welt": "Beim neuen deutschen Kriegseinsatz kann es der schwarz-roten Bundesregierung in Berlin nicht schnell genug gehen. Am Dienstag dem 1.12. beschloss das Kabinett von Kanzlerin Angela Merkel (CDU), die Bundeswehr am Kampf gegen die Terrororganisation »Islamischer Staat« (IS) zu beteiligen."


  Bekanntermaßen ist der Eintritt von all diesen Flugmaschinen verschiedenster Nationalität in den syrischen Luftraum durch kein Mandat gesichert, während die russischen Bomber der Bitte um Unterstützung durch die legitime Regierung Syriens folgen. Das heißt, es handelt sich bei diesen Aktivitäten um eine kriegerische Aggression. War die Ermordung des russischen Piloten Oleg Peschkow, der nach dem illegalen Abschuß der russischen SU-24 durch die türkische Luftwaffe am 24. November an einem Fallschirm hängend von turkmenischen Terroristen abgeschossen wurde, nicht auch ein geplanter Akt, der in dieses ganze Konzert der scheinheiligen Betroffenheit hineinpaßt? Der Mörder jedenfalls ist türkischer Staatsbürger und ein Faschist der sogenannten "Grauen Wölfe".


  Die mediale und militärische Unterstützung für Gegner des Friedens im Ausland korrespondiert mit dem teilweise ekelerregenden Getöne im Inland, auch hier werden Gegner des Friedens direkt oder indirekt unterstützt und gefördert.


  So hatten sich auch in Brandenburg im Gleichklang mit der Propagandaschau der deutschen Bundesregierung und ihren medialen Lautsprechern zur "Deutschen Einheitsfeier" 2015 in 16 Städten Neonazis angekündigt, um mit Deutschlandfahnen bewaffnet gegen "Überfremdung" zu demonstrieren.


  Mehr als 130 Teilnehmer kamen zur Gegenkundgebung in Frankfurt, zu der das Bündnis "Kein Ort für Nazis in Frankfurt (Oder)" aufgerufen hatte. In Beeskow hatte das Bündnis "Beeskow gegen Rassismus" mobilisiert, es kamen mehr als 60 Demonstranten.


  In Fürstenwalde folgten mehr als 50 Menschen dem Aufruf der "Plattform gegen Rechts". In den Reden war viel von Solidarität mit den Flüchtlingen zu hören, man wandte sich scharf gegen die braune Meute. "Mir wird übel, wenn ich die sehe", sagte ein jüngerer Mann. Leider kam man weniger auf die Fluchtursachen zu sprechen. Daß die Kriegstreiber der NATO mit der USA an der Spitze sogenannte Oppositionelle mit Waffen, Geld und medialer Unterstützung nach Syrien geschickt hatten, um die demokratisch gewählte Regierung unter Präsident Assad zu stürzen, daß die riesige Flüchtlingswelle hauptsächlich vor den brutalen Massakern des sogenannten "Islamischen Staates" (IS), aber auch vor anderen vom Westen unterstützten sogenannten "guten" Terrorgruppen flüchten, wurde nicht erwähnt.


  Krieg allerdings ist nur eine Fluchtursache. Einig ist man in allen Bündnissen: Wir heißen alle willkommen. Denn Armut ist mindestens eine genauso wichtige Fluchtursache. Und diese sogenannten Wirtschaftsflüchtlinge sind laut Merkel hier nicht erwünscht. Dafür wird die Bundesregierung noch in diesem Jahr in historisch bekannter Großmannssucht kriegerische Angriffe gegen Syrien führen und damit den Streichholz in die Ölpfütze werfen. Wer stoppt den Irrsinn? Das können nur alle friedliebenden Menschen nicht nur in unserem Land.


  Maren Cronsnest


  *


  für den Graben


  Erklärung von Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP, zum Einsatz der Bundeswehr:


  Wieder ziehen sie in den Krieg


  Die Anschläge einer vom Westen hochgezüchteten Terrorgruppe werden nun auch vom deutschen Imperialismus genutzt, um militärisch in Syrien zu intervenieren.


  Vergessen wir nicht, diese Terrorgruppe konnte wachsen, weil die Imperialisten die territoriale Integrität Syriens und des Iraks unter völligem Bruch des Völkerrechts zerstörten.


  Vergessen wir nicht, diese Terrorgruppe kann Anschläge ausüben, weil deutsche Konzerne zu den Weltmeistern des Rüstungsexports gehören.


  Vergessen wir nicht, diese Terrorgruppe verfügt über Finanzmittel, weil enge Freunde des deutschen Imperialismus, wie die Türkei, Katar und Saudi-Arabien sie finanzieren.


  Der Zweck des geplanten Militäreinsatzes, unter dem vor allem die Zivilbevölkerung zu leiden hat, ist deshalb eben nicht der Kampf gegen den sogenannten IS, das ist der Vorwand.


  Der Zweck ist es auch, das deutsche Volk daran zu gewöhnen, dass die territoriale Integrität von Staaten und das Völkerrecht nichts wert sind, wenn Imperialisten in den Krieg ziehen. Dafür steht die breite Mehrheit im Bundestag. Damit sind diese Entscheidungen durchaus vergleichbar mit der Zustimmung zu den Kriegskrediten 1914. Auch die Gefahr ist ähnlich groß. Wir brauchen eine Antikriegsbewegung, die den Herrschenden in den Arm fällt.


  Wir fordern:


  Kein Bundeswehreinsatz in Syrien! Beendigung aller Auslandseinsätze der Bundeswehr! Stoppt Rüstungsexporte!


  *


  Der 21. Parteitag


  Am 14. und 15. November 2015 tagte in Frankfurt am Main der 21. Parteitag der Deutschen Kommunistischen Partei. Die Genossen der DKP Brandenburg waren mit vier Delegierten und mehreren Gästen vertreten. Neben über 170 Delegierten, nahmen mehr als 30 internationale Gäste von befreundeten und Bruderparteien aus aller Welt teil.


  Unter dem Motto "DKP in Aktion - Bilanz ziehen, Neues erkennen, Chancen nutzen - gegen Monopolmacht, Kriegspolitik und Rechtsentwicklung" wurde der Leitantrag und eine Handlungsorientierung beschlossen. Die Diskussion des Leitantrags, die einen großen Teil der Parteitagszeit in Anspruch nahm, war gut vorbereitet, verlief konzentriert und mit der wahrnehmbaren Erwartung, an einem Dokument der gesamten Partei zu arbeiten. Die ausführliche Debatte welche im Vorfeld in der Diskussionstribüne der UZ geführt wurde und die sich manchmal in Formulierungen zuspitzte, zeigte deutlich, dass sich die Breite der Parteigliederungen mit dem Dokument auseinandergesetzt haben und es sich zu Eigen gemacht haben. Was in der Menge und der Tendenz der Anträge deutlich wurde, hat sich im Ablauf des Parteitages und in den Abstimmungen bestätigt: über dreiviertel der Delegierten legitimierten den Leitantrag, noch mehr stimmten der gemeinsamen Handlungsorientierung für die nächsten zwei Jahre zu.


  Die DKP orientiert geschlossen auf die Stärkung antimonopolistischer Gegenkräfte gegen die sich zuspitzende Offensive des Kapitals, wie sie vor allem in EU-Europa offen zutage tritt. Die Verbindung von Faschismus, Krise und Krieg, die im Leitantrag in Tradition des sich nun zum achtzigsten mal jährenden VII. Kongresses der Komintern hergeleitet und anhand der heutigen Situation dargestellt und bewertet wird, ist Ausgangspunkt für die beschlossene Orientierung. Die Antimonopolistische Strategie ist dabei keine Beliebigkeit in der Landschaft politischer Konzeptionen.


  Jürgen Lloyd, Leiter der Karl Liebknecht Schule, hat sich in der Generaldebatte zum Begriff des Marxismus-Leninismus zu Wort gemeldet: "Es ist ein Elend, wenn wir uns in der DKP dazu verleiten lassen, Debatten so zu führen, als würde es dabei um etwas gehen, von dem Marx in den Feuerbachthesen behauptet: 'Der Streit über die Wirklichkeit oder Nichtwirklichkeit des Denkens - das von der Praxis isoliert ist - ist eine rein scholastische Frage.' Es ist ein Elend, wenn wir Debatten so führen, als wenn es dabei um die Anerkennung von bestimmten Leitsätzen gehen würde, oder gar bloß um die eine oder andere Vokabel. [Es geht darum ...] ob wir von einem Parteiverständnis ausgehen, welches sich bewusst auf eine wissenschaftliche Weltanschauung bezieht, darauf, dass wir die Welt für erkennbar und für planvoll veränderbar ansehen.


  Die Kritiker dieses Begriffs fordere ich auf: Hört auf, den Marxismus-Leninismus als Ausgeburt des 'Stalinismus' zu verunglimpfen. Das ist entweder dumpfe Polemik, oder es ist eine Sicht auf unsere gemeinsame Geschichte, bei der Ihr Euch in der Tat von nahezu allen Genossinnen und Genossen distanzieren müsst, die diese mitgetragen haben. Von manchen von euch selber angefangen, bis zu Margot und Fidel; von Thälmann, Pieck, Dimitroff, Gramsci, Cunhal, von Max Reimann und Herbert Mies."


  Wie es der Parteitag mit der Charakterisierung hält, zeigt sich in einer beschlossenen Änderung des Leitantrages: "... Aufbau des Sozialismus. Sie lässt sich dabei von den Lehren und der Theorie von Marx, Engels und Lenin leiten. Diese bildet die wissenschaftliche Grundlage unserer Politik und Anleitung zum Handeln. Sie sind keine starre Doktrin, sondern Verpflichtung, die Wirklichkeit von heute mit den Methoden und den Erkenntnissen des historischen und dialektischen Materialismus zu erforschen. Als marxistisch-leninistische Partei geht die DKP vom gesellschaftlichen Grundwiderspruch zwischen Arbeit und Kapital und der Notwendigkeit der revolutionären Überwindung des Kapitalismus aus."


  In der Generaldebatte wurde von mehreren Delegierten die mangelnde Solidarität verschiedener deutscher Linkskräfte mit dem Kampf der griechischen Arbeiterklasse angesprochen und auf die Illusionen über den Charakter der EU und die Rolle der Europäischen Linkspartei (ELP) in diesem Prozess hingewiesen.


  Wenn auch die Entscheidung um den Austritt aus der Europäischen Linkspartei noch aussteht (zweite Tagung), so gibt es doch eine klare Charakterisierung der Europäischen Union: "Wir kämpfen für die Auflösung der EU und für den Austritt der BRD aus der EU. Die EU ist ein Zusammenschluss der imperialistischen Staaten vor allem Westeuropas im Interesse des Monopolkapitals. Mit der Krise seit 2008 hat sich die Macht in der EU vor allem zu Gunsten des deutschen Monopolkapitals verschoben. Es nutzt seine Vormachtstellung zur gnadenlosen Steigerung seiner Profite. Gleichzeitig dient die EU als Instrument um alternative Wege, selbst innerhalb des kapitalistischen Systems, zu verhindern."


  Der Parteitag war geprägt von streitbaren, aber sachlichen Diskussionen. Fast alle Teile der Partei haben sich im Vorfeld und vor Ort an den Diskussionen und Abstimmungen in ihrem Sinne beteiligt.


  Mit überwältigender Mehrheit wurden der Vorsitzende Patrik Köbele und die beiden Stellvertreter Wera Richter und Hans-Peter Brenner wiedergewählt. Im Parteivorstand sind, bis auf das Saarland, alle Bezirke und Landesverbände vertreten.


  Der Parteitag konnte mit wahrlich überwältigender Mehrheit die Durchführung eines nächsten Pressefestes beschließen, nachdem bekannt wurde, dass wir das Plansoll zur Vorfinanzierung weit über das selbst gesteckte Ziel erfüllt haben.


  Diese Stärke sollten wir mitnehmen in die nächsten Jahre, da wir sie als DKP brauchen werden. Für kommende Diskussionen, aber vor allem in der Umsetzung des Vorgenommenen. Dazu gehört auch der Beschluss, gemeinsam zu den Bundestagswahlen 2017 anzutreten. Dieser ist sicherlich ein geeignetes Mittel zum verstärkten öffentlichen Auftreten und zur Stärkung der DKP. "Gegen Krieg und Faschismus" soll der Wahlantritt auch zur Stärkung fortschrittlicher außerparlamentarischer Bewegung beitragen. Die Beratung der Anträge nahm mehr Zeit in Anspruch als geplant, eine zweite Tagung soll noch Anfang nächsten Jahres die übrigen Anträge, z.B. zur Arbeit mit unserer Wochenzeitung "Unsere Zeit" oder zum Austritt aus der Europäischen Linkspartei, entscheiden.


  Bereits jetzt lässt sich bilanzieren: Die erste Tagung des 21. Parteitages hat neben den prognostizierten Richtungsentscheidungen die Partei auf stabile Füße gestellt und bekräftigt, dass sie zu einer neuen Dynamik gefunden hat. Dennoch stellt der 21. Parteitag weder eine Abkehr von oder Zuwendung hin, sondern ist im Zusammenhang mit dem 19. und 20. Parteitag eine Konkretisierung dessen was die Aufgaben von Kommunisten in diesem Land sind und eine Klärung dessen was wirklich unser Wesen ausmacht.


  Mario Berríos Miranda

  Landesvorsitzender


  *


  Schwarz-Rot-Gelber Märchenkuchen


  "Am 3. Oktober gehe ich mit Trauerflor am Arm" schrieb mir die 91jährige Elisabeth Monsig aus Gartz, "aber keine Angst, die Faust bleibt geballt!" "... denn das war der Tag, an dem entschieden wurde, uns den Boden unter den Füßen wegzureißen, wir hatten keinen Staat mehr, keine Hymne, keine Gesetze, wir wurden wie eine Kolonie, wo es nur nach den Wünschen der Besatzer ging ..."


  Der Schwarz-Rot-Gelbe Märchenkuchen, der wie ein unerträglicher Brei von Spielfilmen, Festveranstaltungen, Geschichtsdokumentationen als Seifenoper präsentiert über uns herschwappte, konnte eigentlich nur widerständige Ideen wie die der "Roten Oma" aus Gartz hervorrufen, denn sonst drohte der Erstickungstod im Zuckerguß des Einheitstaumels.


  Und über allem flatterte die Schwarz-Rot-Gelbe Fahne, die ich nur mit Hammer und Sichel ertragen kann. Denn diese nationalistische Soße, in der wir schwimmen sollen und in der das Klassenbewußtsein ertränkt werden soll, ruft in diesen Landen immer den nur scheinbar ungeliebten braunen Sumpf auf den Plan, den wir schon aus der Geschichte kennen. Und so hatten sich in mindestens 16 Städten Brandenburgs Neonazis versammelt, um gegen Flüchtlinge zu demonstrieren. "Hier zeigte sich, wie in anderen Fällen, ein antikommunistisches Herrschaftssystem in Aktion", schrieb Hans-Günter Szalkiewicz im Berliner "Anstoß", "... es geht um Klassenkampf". Aber nicht jeder kann sich der Sogwirkung entziehen, die die allgegenwärtige antikommunistische Inszenierung bewirkt.


  Aber wie dem ganzen Getaumel, wie schön es doch sei, daß wir endlich eins sind und welch ein Glückstag dies sei, massenwirksam entgegenhalten? Hier hilft nur Klassenbewußtsein und solides marxistisches Denken. Und so heißt es in einer Erklärung der DKP vom 26.September 2015: "Wir Kommunistinnen und Kommunisten halten die Erinnerung an die DDR wach, an das bessere Deutschland, an die Möglichkeit einer gesellschaftlichen Alternative.


  Aber wir sagen zugleich: Der Kampf gegen Krieg, um Frieden, um soziale und demokratische Rechte, gegen Faschisten und für eine Veränderung der Verhältnisse muss verstärkt werden.


  Sozialismus ist heute nötiger denn je! Dafür steht die DKP, dafür kämpfen wir."


  Maren Cronsnest


  *


  Der Rote Bücherwurm empfiehlt


  Politische Psychologie des Sozialismus

  Die emotionale Seite rationalen Handelns


  Von Harald Werner


  Wozu brauchen wir Kommunisten die Psychologie? Schließlich untersucht die marxistische Wissenschaft, auf der Grundlage des historisch-dialektischen Materialismus, vorwiegend ökonomische Zusammenhänge? Der Autor sieht das anders. Das Psychologische hat bei den Klassikern des Marxismus von Beginn an "eine wichtige Rolle gespielt ... noch bevor (sich) die Psychologie als eigenständige Disziplin" begründete. Man denke nur an die Betrachtung des Menschen als ein "Ensemble der gesellschaftlichen Verhältnisse" oder an den Anteil menschlicher Tätigkeit bei der Entwicklung des Denkens - alle Themen der Psychologie.


  Harald Werner untersucht in dem hier vorliegenden Buch die psychischen Bedingungen und Prozesse politischen Handelns. Im politischen Alltag ist psychologisches Bewußtsein unentbehrlich. Unter anderem, um die Mechanismen des Kapitalismus zu durchschauen, zu erkennen, daß die "herrschenden postmodernen Ideologien Angst erzeugen statt aufzuklären". Kommunisten und Linke müssen sich mit "dem in dieser Gesellschaft herrschenden Menschenbild" auseinandersetzen; denn ohne "Menschenkenntnis" finden unsere Gegenmodelle keinen Boden in der Gesellschaft, seien sie auch noch so gut!


  Dieses Buch ist aus der Praxis entstanden. Der Autor gehört zum Vorstand der Partei die Linke und ist dort verantwortlich für die politische Bildung. Er hat zur Genüge "frustrierende Erfahrungen mit Konflikten" machen müssen. Er weiß um die häufigsten Austrittsgründe, die, man höre und staune, nicht politischer Art sind, sondern oft Folge von Kränkungen. Das Fehlen psychologischer Grundlagen, sprich Einfühlungsvermögen oder Selbstreflexion, in den Reihen der Genossinnen und Genossen steht der politischen Handlungsfähigkeit enorm im Wege.


  Werner nennt die Aufgaben der Politischen Psychologie, "führt souverän und kenntnisreich" durch den dichten Wald der psychologischen Begrifflichkeiten und deren Zusammenhänge. Theorie und Praxis werden hier verständlich gemacht und vor allem Laien nahegebracht, wie die wichtigsten Kategorien, z.B. Interesse, Bedürfnis, Motivation, oder die Zusammenhänge zwischen Rationalität und Emotionalität, Angst und Aggression Das Buch gibt viele neue Denkanstöße und läßt genügend Raum zu eigenen Assoziationen.


  Harald Werner kommt aus der Schule der "Kritischen Psychologie" von Klaus Holzkamp, welche "die subjektive Seite einer neuen, materialistisch fundierten psychologischen Disziplin" entwickelte, die inzwischen eine der wichtigsten Grundlagen in der links-politischen Bildungsarbeit darstellt. So können wir ihm, dem ehemaligen Studenten der FU Westberlin, auch einige Schwachstellen, z.B. in der Beurteilung der DDR-Wirklichkeit, verzeihen, hat er doch so viele interessante Aspekte zusammengetragen! - wie sein Blick auf Lenin und den "Demokratischen Zentralismus", den er als "einen Versuch zur Überwindung" des starren und autoritären Zentralismus innerhalb der Vorgängerparteien versteht.


  Ulla Ermen


  VSA: Verlag Hamburg 2015

  175Seiten - 16,80 EURO


  *


  DKP vor Ort die Grundorganisationen in Deiner Nähe


  Potsdam-Umland

  Gruppenabend: jeden 1. Mo. im Monat, 18.30 Uhr,


  Königs Wusterhausen

  Gruppenabend: jeden 3. Di. im Monat, 19.00 Uhr,

  Ort: Fichtestraße 1, Königs Wusterhausen


  Fürstenwalde

  Gruppenabend: jeden 3. Mi. im Monat, 17.30 Uhr,

  Ort: Lebensmut e.V., Ehrenfried-Jopp-Straße 57A, Fürstenwalde


  Havel-Oberhavel

  Gruppenabend: jeden 3. Mi. im Monat, 17.00 Uhr,

  Ort: Rotdornallee 1, Brieselang


  Eberswalde

  Gruppenabend: jeden 1. Mo. im Monat, 15.00 Uhr,

  Ort: Gaststätte "Mundtshof", Schickler Straße 1


  Elsterwerda

  Gruppenabend: jeden 2. Di. im Monat, 18.30 Uhr,

  elsterwerda@dkpbrandenburg.de


  Schwedt

  Gruppenabend: jeden 3. Mi. im Monat, 15.00 Uhr,

  Ort: AWO, Berliner Straße


  

  

  In eigener Sache


  Leider musste der Landesvorstand der DKP Brandenburg entscheiden, dass der Rote Brandenburger nur noch zweimonatlich erscheint. Finanzielle Gründe (Anstieg der Druckkosten und Rückgang der Spenden) haben leider zu diesem Schritt gezwungen.


  Die Redaktion und der Landesvorstand der DKP Brandenburg


  *


  Quelle:

  Roter Brandenburger 12/2015, 20. Jahrgang

  Herausgeber:

  Landesvorstand der DKP Brandenburg

  Rosenanger 3, 15745 Wildau

  V.i.S.d.P. M. Berríos

  Redaktion: Brigitte Müller, Schulwinkel 5, 14621 Wansdorf

  Tel: 033231 60661

  E-Mail: rb@dkbrandenburg.de

  Internet: www.dkpbrandenburg.de

  

  "Roter Brandenburger" erscheint monatlich.

  Empfohlene Spende: 1,00 Euro

  Bei Postversand: 2,00 Euro
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  INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE

  



  SOZIALISTISCHE ZEITUNG/1991: Die Türkei - Europas Hütehund


  

  SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 1, Januar 2016

  Friede den Hütten - Krieg den Palästen!


  Die Türkei - Europas Hütehund


  Von Angela Klein



  Der europapolitische Ansatz der "Merkel-Linie" in der Flüchtlingspolitik hat eine fatale Wendung genommen: Ging es zunächst darum, "Menschen in Not" zu helfen und alle EU-Länder dabei mit in die Pflicht zu nehmen, ist dieser Ansatz längst dem Junktim gewichen, dass Hilfe für die bereits Angekommenen nur möglich ist, wenn gleichzeitig die Außenmauern der EU so hoch gezogen werden, dass niemand anderes mehr reinkommt. Merkel hat dem Druck von Seehofer, de Maizière und ihrer vornehmlich osteuropäischen Gesinnungsgenossen in der Sache nachgegeben; das Schattenboxen um die "Obergrenzen" verdeckt diese Tatsache nur notdürftig.


  Selbst die unmenschliche Einteilung der Flüchtlinge in "Flüchtlinge, die vor dem Krieg fliehen" - das wären die aus Syrien, dem Irak und Afghanistan - und solchen, die "nur" vor wirtschaftlich unhaltbaren Zuständen fliehen - etwa die aus den Balkanländern -, von denen die ersteren bleiben dürfen, während die zweiten sofort zurückgeschickt werden, selbst diese Einteilung erweist sich als Täuschung der Öffentlichkeit. Innenminister de Maizière will längst auch den Zuzug von Kriegsflüchtlingen beschränken, die Wiedereinführung der Einzelfallprüfung ist ein Schritt in diese Richtung, die Entwendung der Pässe durch den IS bietet dazu nur eine günstige Gelegenheit.


  

  Während die hier Angekommenen mehr schlecht als recht versorgt werden, konzentriert sich das politische Handeln in der EU darauf, die Festung sturmsicher zu machen. Ausgerechnet die Türkei soll das maßgeblich gewährleisten, sie soll den Zerberus abgeben. Das Land mit dem autoritär-islamistischen Regime, dem die Konservativen bislang den Beitritt zur EU verwehrt haben mit dem Hinweis, der Islam vertrage sich nicht mit den "Werten" des christlichen Abendlands! - dieses Land wird jetzt zum Hütehund der "christlich-jüdischen Zivilisation" und der "abendländischen Werte". Es ist ein Treppenwitz der Geschichte. Und das alles, damit hinter den Mauern, tief im Inneren des Palastes das Leben wie gewohnt weitergehen kann, ungestört von den Unwettern, die draußen toben.


  Natürlich wird eilig auch eine Palastwache aufgestellt, Frontex genannt, die die wehrlosen, bettelnden Angreifer draußen abwehren soll, aber da gibt es Probleme: An den Toren, vor denen sie postiert werden soll, ist Gerangel, weil die Wachen dort die fremde Einmischung nicht mögen. Von den 16 Hotspots, die Geflüchtete einsammeln sollen, funktionieren bislang nur zwei. Wie sicher kann ein Schutz sein, der die Zwietracht ins eigene Haus trägt?


  

  Der Hütehund soll die Drecksarbeit erledigen, das, wozu sich die Palastherren zu schade sind: die Verhaftung und Internierung derer, die die Überfahrt dennoch wagen. Amnesty hat berichtet, wie die Türkei den schmutzigen Krieg gegen die Flüchtlinge führt, während die Auftraggeber in den Hauptstädten der EU hinter sauberen Schreibtischen sitzen. Seit September dieses Jahres nehmen türkische Behörden Hunderte von Asylsuchenden nahe den Grenzen zur EU fest, deportieren sie in isolierte Internierungslager im Süden oder Osten des Landes, verweigern ihnen jede Kommunikation mit der Außenwelt und halten sie dort Wochen und Monate unter unmenschlichen Bedingungen fest, sofern sie sie nicht in Kriegsgebiete zurückschicken.


  Die Bundesregierung mutet der Türkei zusätzliche Menschenrechtsverstöße zu (neben denen, die in dem Land eh an der Tagesordnung sind), damit sie in Deutschland die Illusion aufrechterhalten kann, wir würden Menschen in Not helfen. Hauptsache, solche Verstöße passieren nicht hier. Hauptsache, man sieht hier nicht die Konzentrationslager, in denen sie im Dreck festsitzen, manchmal gefoltert und geschlagen werden.


  

  Der Hütehund fordert einen Preis dafür, zunächst einmal 3 Mrd. Euro und den Beitritt zur EU. Dabei wird es nicht bleiben, es ist wie mit Schutzgeld, fängst du einmal damit an, kommst du aus der Nummer nicht mehr raus. Die EU liefert sich damit ein Stückweit der Türkei aus.


  Das ist nicht nur für die Flüchtlinge lebensgefährlich, es ist auch fatal für die Aussichten, im Nahen Osten einen wie immer gearteten Frieden zu erreichen. Bereits das direkte militärische Eingreifen Russlands hat dessen regionale, schiitische, Mitspieler, Iran und das Assad-Regime in Syrien, aufgewertet. Saudi-Arabien, das ein Terrorregime praktiziert, das dem des IS nur wenig nachsteht, hat prompt mit einer eigenen "Koalition der Willigen" reagiert, die nur sunnitische Regime umfasst. Und nun noch die Türkei, aus dessen imperial-osmanischen Ambitionen Regierungschef Erdogan keinen Hehl macht. Die unnachgiebig diktiert, dass es einen Kurdenstaat neben ihr nicht geben darf und gnadenlos ihre neue Stärke nutzt, um kurdische Dörfer zu bombardieren, in denen sich PKK-Kämpfer aufhalten sollen. Und Deutschland liefert und verhaftet prompt einen führenden PKK-Mann - nicht wegen Gewalttaten, sondern weil die Türkei es so will!


  Der Syrienkonflikt hat sich ausgeweitet und zugleich verhärtet zu einem Konflikt zwischen drei Regionalmächten (Israel ist dabei gar nicht mitgezählt!). Die Global Player im Hintergrund versuchen noch, sie zu gemeinsamem Handeln zu zwingen - etwa durch die neue Syrien-Resolution des UN-Sicherheitsrats mit seinem Aufruf zum Waffenstillstand, zur Bildung einer Übergangsregierung und zur Durchführung freier Wahlen. Doch sie haben weder einen Plan für eine Lösung noch das nötige Personal. Sie sind sich auch nicht einig. Gleichzeitig beliefern sie alle Seiten ausgiebig mit Waffen, Deutschland vorneweg. Die Sache wächst ihnen über den Kopf.


  

  "Nichts bessers weiß ich mir an Sonn- und Feiertagen, als ein Gespräch von Krieg und Kriegsgeschrei, wenn hinten, weit, in der Türkei die Völker aufeinander schlagen. Man steht am Fenster, trinkt sein Gläschen aus und sieht den Fluss hinab die bunten Schiffe gleiten, dann kehrt man abends froh nach Haus, und segnet Fried' und Friedenszeiten." So spricht der Bürger in Goethes Faust selbstzufrieden, und er tut es bis heute.


  *


  Quelle:

  SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 1, 31. Jg., Januar 2016, S. 2

  Herausgeber: Verein für solidarische Perspektiven (VsP)

  SoZ-Verlag, Regentenstr. 57-59, 51063 Köln

  Telefon: 0221/923 11 96

  E-Mail: redaktion@soz-verlag.de

  Internet: www.sozonline.de

  

  Die Soz erscheint monatlich und kostet 3,50 Euro.

  (SoZ-Probeabo: 3 Ausgaben für 10 Euro)

  (im Normalabo: 58 Euro)

  (im Sozialabo: 28 Euro)
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  INFOPOOL / MEDIEN / FERNSEHEN

  



  SERIE/875: ARD - Sechsteiler "Die Stadt und die Macht" am 12./13. und 14.1.16 (Studio Hamburg)


  

  Studio Hamburg - Pressemitteilung vom 6. Januar 2016


  "Die Stadt und die Macht"


  Sechsteilige Miniserie mit Anna Loos, Thomas Thieme und Burghart Klaußner in der ARD



  Am 12., 13. und 14. Januar, jeweils um 20.15 und 21.00 Uhr, zeigt Das Erste die sechsteilige Miniserie "Die Stadt und die Macht", eine Produktion der REAL FILM Berlin. Inszeniert von Friedemann Fromm, ist die neue Hauptabendserie mit Anna Loos, Thomas Thieme und Burghart Klaußner zugleich emotionales Familiendrama, spannender Politthriller und Sittenbild der deutschen Hauptstadt. Die TV Spielfilm schreibt über die "Die Stadt und die Macht", die Serie "um Politik, Korruption und Wahlkampf" sei "Topfernsehen nach internationalem Vorbild."


  Im Zentrum der Handlung steht die engagierte Rechtsanwältin Susanne Kröhmer. Gerade ist sie dabei, ihre private Zukunft zu planen, will mit ihrem Lebensgefährten eine Familie gründen. Da erhält sie die Chance, Bürgermeisterkandidatin von Berlin zu werden. Susanne macht sich bereit, gegen die Mächtigen der Stadt anzutreten. Dabei gerät sie in Konflikt mit ihrem eigenen Vater, der als Fraktionsführer der Konservativen durch dunkle Machenschaften mit dem Regierenden Bürgermeister Degenhardt verbunden ist. Susanne muss - unterstützt von ihrem Jugendfreund, dem Journalisten Alex - eine Reise in die eigene Vergangenheit unternehmen, um den Vergehen ihres Vaters auf die Spur zu kommen. Dabei merkt sie, dass sich Wahlkampfwerte wie Transparenz und Ehrlichkeit in der politischen Arena, die sie betreten hat, nicht so leicht verteidigen lassen.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung vom 6. Januar 2016

  Studio Hamburg Produktion GmbH

  Jenfelder Allee 80, D-22039 Hamburg

  Telefon: +49 40 6688-4802, Telefax: +49 40 6688-5428

  Email: shp-presse@studio-hamburg.de

  Internet: www.studio-hamburg.de
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  INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK

  



  HÖRSPIEL/1161: WDR 3 - "Kältezone" von Arnaldur Indriðason, 8.1.2016 (WDR)


  

  Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip


  ENTDECKER

  Kältezone


  Von Arnaldur Indriðason

  Mit Bernhard Schütz, Sandra Borgmann,

  Michele Cuciuffo, Simon Roden u. a.

  Bearbeitung: Claudia Kattanek

  Regie: Martin Zylka

  Produktion: WDR 2007

  WDR 3, Freitag, 8. Januar 2016, 19.05 - 20.00 Uhr



  In einem See südlich von Reykjavík entdeckt eine Hydrologin ein männliches Skelett, festgebunden an einem alten russischen Abhörsender. Der Schädel hat ein Loch und liegt vermutlich schon seit 40Jahren dort.


  Kommissar Erlendur forscht nach der Herkunft des Abhörsenders und geht allen ungeklärten Vermisstenanzeigen nach. Der Sender, so stellt sich heraus, gehörte der früheren isländischen DDR-Vertretung. Die Spur führt zurück in die Zeit des Kalten Krieges, in das Leipzig der Nachkriegsjahre und in eine Liebesgeschichte zwischen einer ungarischen Studentin und einem Isländer.


  Redaktion: Georg Bühren


  *


  Quelle:

  Programmtip vom 24. November 2015

  Herausgeber:

  Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts),

  Appellhofplatz 1, 50667 Köln

  Postanschrift: 50600 Köln,

  Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

  E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

  Internet: www.wdr.de
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  INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK

  



  MUSIK/1641: WDR 3 - Gondwana. NOW! Prismen Festivals für Neue Musik, 7.1.2016 (WDR)


  

  Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip


  NOW! Prismen

  Gondwana


  ChorWerk Ruhr

  Bochumer Symphoniker

  Leitung: Florian Helgath

  Aufnahme vom 23. Oktober 2015 aus der Philharmonie Essen

  WDR 3 Konzert

  Donnerstag, 7. Januar 2016, 20.05 - 22.00 Uhr



  "Gondwana", das mikrotonale Orchesterwerk von Tristan Murail, gab dem ersten Konzert im Rahmen des Essener NOW! Prismen Festivals für Neue Musik den Namen. Die Musik von Tristan Murail ist gemeinhin als Spektralmusik bekannt. Philosophisch betrachtet ist sie ein Flechtwerk wechselseitig wirkender Klangereignisse, der Versuch den Klang in sein Spektrum aufzuspalten und in einem mystischen Farbenspiel leuchten zu lassen.


  "Gondwana" nennt man den vorzeitlichen Riesenkontinent, der sich in die Kontinente Südamerika und Afrika spalten wird. Verzaubernd und bewegend zugleich wirkt "Mouyayoum" von Anders Hillborg, das bisweilen an Steve Reichs Minimalismus denken lässt. Unversiegbar fließen dagegen die Gesänge in Giacinto Scelsis "Tre canti sacre", flankiert von "Oltra mar" von Kaija Saariaho. Als Uraufführung steuert Malika Kishino einen "Chant" bei, der vielstimmig einen Text in seine Klang- und Bedeutungsspektren zerlegt und zu einem Chor/Orchester-Gesang strahlend neu verbindet.


  Anders Hillborg

  "Mouyayoum" für 16-stimmigen gemischten Chor


  Giacinto Scelsi

  "Tre canti sacri" für Chor a-cappella


  Tristan Murail

  "Gondwana" für Orchester


  Malika Kishino

  "Chant" für Chor und Orchester (Uraufführung)


  Kaija Saariaho "Oltra mar" für Chor und Orchester (Deutsche Erstaufführung)


  Redaktion: Frank Hilberg


  *


  Quelle:

  Programmtip vom 24. November 2015

  Herausgeber:

  Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts),

  Appellhofplatz 1, 50667 Köln

  Postanschrift: 50600 Köln,

  Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

  E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

  Internet: www.wdr.de
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  INFOPOOL / MEDIEN / VERANSTALTUNGEN

  



  KURSUS/1252: Unna - "iPhone und iPad für Einsteiger/innen" am 18./20. und 22.1.2016


  

  VHS-Aktuell: iPhone und iPad für Einsteiger/innen


  Basiskurs ab dem 18.01.2016 im zib



  Kreisstadt Unna. Unter den Smartphones und Tablets erfreuen sich insbesondere das iPhone und iPad großer Beliebtheit. Sie sind vielseitig nutzbar und vereinigen viele Funktionen in einem Gerät wie z. B. Telefon, Terminkalender, Musikplayer, Fotokamera, Navigationsgerät, Internetnutzung und vieles mehr. Das VHS Seminar "iPhone und iPad für Einsteiger/innen" führt systematisch in den Gebrauch des eigenen iPhones bzw. iPads ein. Gemeinsam mit der Dozentin lernen die Teilnehmer/innen Schritt für Schritt die Grundfunktionen ihrer Geräte kennen. Aber auch Themen wie das Einrichten der E-Mail-Funktion, das Austauschen von Daten, der Verbindungsaufbau mit einem Wi-Fi-Netzwerk oder die Installation und Nutzung von Apps stehen auf dem Kursprogramm. Zudem erfahren die Seminarbesucher/innen Nützliches zu Einstellungsmöglichkeiten und Wichtiges zum Thema Sicherheit. Es werden keine Vorkenntnisse für die Teilnahme an dem Seminar vorausgesetzt. Der Kurs richtet sich an Teilnehmer/innen mit einem eigenen iPhone bzw. iPad. Die VHS haftet nicht für private Geräte. Der Kurs "iPhone und iPad für Einsteiger/innen" mit der Buchungsnummer C4038 findet am Mo., 18.01., Mi., 20.01. sowie am Fr., 22.01.2016 jeweils von 08.45 Uhr bis 11.00 Uhr im Raum 1.09 im zib statt. Die Gebühr für den Kurs beträgt 55 Euro.


  Ausführliche Informationen zu der Veranstaltung sind im aktuellen VHS-Programmheft auf den Seiten 34/35 nachzulesen oder im Internet auf der Seite www.vhs-zib.de in der Rubrik "EDV & Informationstechnologie" im Unterbereich "iMac / iPhone / iPad" zu finden. Gerne berät auch der Studienbereichsleiter Andreas Barre zum Seminar unter 02303 / 103-735. Anmeldungen zum Kurs nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder -714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung auch online vorgenommen werden.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung von Dienstag, 5. Januar 2016

  Stadt Unna, Pressestelle

  Rathausplatz 1, 59423 Unna

  Telefon: (02303) 103-101

  Telefax: (02303) 103-299

  E-Mail: presse@stadt-unna.de

  Internet: http://www.unna.de



  veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Januar 2016


  

  Zurück zum Inhaltsverzeichnis

  

  



  [image: Schattenblick Logo]

  



  INFOPOOL / MEDIEN / VERANSTALTUNGEN

  



  KURSUS/1251: Unna - Word-Aufbaukurs vom 13. Januar bis 10. Februar 2016


  

  VHS-Aktuell: Word-Aufbaukurs



  Kreisstadt Unna. In vielen Unternehmen wird Word von Microsoft standardmäßig als Textverarbeitungsprogramm eingesetzt. Wer seine Grundlagenkenntnisse zu diesem Programm erweitern möchte, kann dies ab dem 13.01.2016 bei der VHS in einem Abendkurs tun.


  Das Aufbauseminar vertieft die Themen Format- sowie Dokumentvorlagen und beschäftigt sich mit Word-Designs. Außerdem werden das Arbeiten mit Feldern und die Erstellung von Serienbriefen behandelt. Gefestigt wird das Wissen mit zahlreichen Übungen. Voraussetzung für die Teilnahme an der Veranstaltung sind grundlegende Word- und Windows-Kenntnisse.


  Der VHS-Kurs "Fit für das Büro: Word - Aufbau 2" mit der Nummer C4184 findet mittwochs vom 13.01.2016 bis zum 10.02.2016 zwischen 19:45 Uhr und 21:15 Uhr im 003 im zib statt. Die Gebühr für den Kurs beträgt 48 Euro, ermäßigt 36 Euro.


  Detaillierte Seminarbeschreibungen zum Angebot sind auch im Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "EDV & Informationstechnologie" im Unterbereich "Grundlagen / Windows" zu finden. Und natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre gerne Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre, 02303 / 103-735, andreas.barre@stadt-unna.de.


  Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder -714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung auch online vorgenommen werden.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung von Dienstag, 5. Januar 2016

  Stadt Unna, Pressestelle

  Rathausplatz 1, 59423 Unna

  Telefon: (02303) 103-101

  Telefax: (02303) 103-299

  E-Mail: presse@stadt-unna.de

  Internet: http://www.unna.de
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  KURSUS/1250: Bocholt - PC, Tablet und Smartphone - Anfängerkurs für Senioren, 3 x ab 12.1.16


  

  PC, Tablet und Smartphone: Anfängerkurs für Senioren in Bocholt


  Start am 12. Januar im Europa-Haus



  Bocholt (PID). Für Senioren, die erste Erfahrungen mit dem Computer sammeln möchten, findet ab Dienstag, 12. Januar 2016, ein kostenloser Schnupperkurs statt. Anmeldungen nimmt das Seniorenbüro der Stadt Bocholt unter Tel. 02871/953 758 entgegen. Geübt wird an drei Vormittagen jeweils von 10 bis 11.30 Uhr im Europa-Haus auf der Adenauerallee 59. Ehrenamtliche der Gruppe "Mouse Mobil" vermitteln dann Grundkenntnisse im Umgang mit dem PC, Tablet und Smartphone.


  Die Kurse finden im Rahmen der Initiative "Engagiert in Bocholt" statt, die vom Seniorenbüro der Stadt Bocholt, dem Verein "Leben im Alter" und von der Stadtsparkasse Bocholt gefördert wird.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung von Montag, 4. Januar 2016

  Stadt Bocholt

  PRESSE- und INFORMATIONSDIENST der Stadt Bocholt

  Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

  Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571

  Fax: (0 28 71) 953-189

  E-Mail: pid@mail.bocholt.de

  Internet: www.bocholt.de
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  KURSUS/1249: Unna - "CD's brennen wie ein Profi" am 13. Januar 2016


  

  VHS-Aktuell: CD's brennen wie ein Profi



  Kreisstadt Unna. Die Grundlagenschulung der VHS zeigt am 13.01.2016, wie mit kostenfreier Brennsoftware und wenigen Klicks CDs und DVDs erstellen werden können.


  Der Grundlagenkurs bietet eine umfassende Einführung in die Nutzung von Brennprogrammen, um Daten oder Musik mit wenigen Klicks für unterschiedliche Abspielgeräte richtig auf Datenträger zu brennen. Auch gibt das Seminar eine Orientierung bei der Auswahl geeigneter CDs und DVDs, mit denen sich hervorragende Brennergebnisse produzieren lassen. Das VHS-Seminar informiert zudem über wichtige Aspekte zum Kopierschutz und Urheberrecht, die es beim Erstellen der CDs und DVDs zu beachten gilt.


  Das Seminar "Richtig Brennen mit dem CD-/DVD-Brenner" mit der Kursnummer C4423H findet am 13.01.2016 zwischen 15.00 Uhr und 17.30 Uhr in der Senioren Begegnungsstätte in Holzwickede statt. Die Gebühr beträgt 17 Euro. In der Gebühr sind die Kosten für notwendige CDs & DVDs in Höhe von 3 Euro enthalten.


  Ausführliche Informationen zu der Veranstaltung sind im Internet auf der Seite www.vhs-zib.de in der Rubrik "EDV & Informationstechnologie" im Bereich "EDV-Kurse in Holzwickede" zu finden. Gerne berät auch der Studienbereichsleiter Andreas Barre zum Seminar unter 02303 / 103-735.


  Anmeldungen zum Kurs nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder -714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung auch online vorgenommen werden.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung von Montag, 4. Januar 2016

  Stadt Unna, Pressestelle

  Rathausplatz 1, 59423 Unna

  Telefon: (02303) 103-101

  Telefax: (02303) 103-299

  E-Mail: presse@stadt-unna.de

  Internet: http://www.unna.de
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  DIAGNOSTIK/501: Dengue-Fieber zuverlässig erkennen (idw)


  

  Fraunhofer-Gesellschaft - 04.01.2016


  Dengue-Fieber zuverlässig erkennen



  Tigermücken sind in Afrika und Asien heimisch. Sie breiten sich jedoch zunehmend auch im Mittelmeerraum aus - und mit ihnen das Virus des Dengue-Fiebers. Bislang gibt es keinen Antikörpertest, der dieses Virus zweifelsfrei erkennt. Forscher haben nun erstmals einen solchen Test entwickelt und schaffen eine Möglichkeit, Dengue kostengünstig und zuverlässig zu diagnostizieren.


  Bsssss, dröhnt es dicht am Ohr. Mücken sind nervig und können uns den Schlaf rauben. Weitaus schlimmer ist jedoch die Tatsache, dass sie ernstzunehmende Krankheiten übertragen - etwa Dengue-Fieber. Rund 20.000 Menschen weltweit kostet diese Erkrankung jährlich das Leben. Betroffen sind vor allem heiße Regionen wie Afrika und Asien. Doch durch die Klimaerwärmung und die Globalisierung haben die Tigermücken mittlerweile die Mittelmeerländer als Lebensraum für sich entdeckt. In Südfrankreich und Kroatien infizierten sich bereits einige Menschen mit dem Virus.


  Nachzuweisen, ob ein Patient wirklich an Dengue leidet - oder aber an Gelbfieber, dem West-Nil-Virus oder dem FSME-Virus (Frühsommer-Meningoenzephalitis) - gestaltet sich bislang schwierig. Zwar sind dafür bereits Tests auf dem Markt, doch können sie nicht zwischen all diesen Flavi-Viren-Krankheiten unterscheiden. Möchte man eine zuverlässige Aussage, muss die Blutprobe des Patienten in ein Hochsicherheitslabor geschickt und dort untersucht werden. In jedem Land gibt es jedoch nur eine Handvoll solcher Labore, es sind daher nur Stichproben möglich. Zudem ist die Untersuchung teuer und daher gerade in Entwicklungsländern kaum durchführbar.


  Test unterscheidet zwischen Dengue und anderen Flavi-Viren


  "Wir haben erstmals einen Antikörper-Nachweis von Dengue-Infektionen entwickelt, der zwischen Dengue und anderen Flaviviren unterscheiden kann", sagt Privatdozent Dr. Sebastian Ulbert, Arbeitsgruppenleiter am Fraunhofer-Institut für Zelltherapie und Immunologie IZI. "Da unser Test auch auf dem Nachweis von Antikörpern basiert, ist er ebenso kostengünstig und einfach durchzuführen wie handelsübliche Varianten." Kurzum: Die neuartige Methode lässt sich einfach in bestehende Testsysteme integrieren - und zwar ohne Mehraufwand für die Hersteller.


  Herkömmliche Antikörpertests laufen so ab: Der Arzt nimmt dem Patienten Blut ab: Ist er mit dem Dengue-Virus infiziert, hat der Körper spezifische Antikörper gegen den Eindringling gebildet, die im Blut schwimmen. Gibt der Mediziner das Blut auf eine Testplattform mit Dengue-Antigenen, fangen diese die Antikörper gezielt heraus. Findet der Arzt nach einer Einwirkzeit Antikörper auf der Plattform, geht er davon aus, dass der Patient vom Dengue-Virus infiziert wurde. Das Problem dabei: Zwar binden die Antigene nach dem Schlüssel-Schloss-Prinzip an die Antikörper. Doch tun sie dies meist an einer Stelle, die bei allen Flavi-Viren gleich ist. Auch wenn der Test anschlägt, kann man nicht zweifelsfrei sagen, ob es sich wirklich um Dengue handelt. "Für unseren Nachweis haben wir daher spezielle Antigene hergestellt: Durch Punktmutationen haben wir den Bereich der Antigene, der bei allen Flavi-Viren gleich ist, verändert und somit ausgeschaltet. Die Antikörper können an dieser unspezifischen Stelle nicht binden, es bleiben also nur die für Dengue spezifischen Antikörper, die sonst von den unspezifischen überdeckt werden", erläutert Ulbert. Ist der Test also positiv, weiß man mit hundertprozentiger Sicherheit, dass der Patient vom Dengue-Virus befallen wurde.


  Künftig sind vier Virenarten unterscheidbar


  Der Bedarf an einem solchen System ist enorm: Dengue gehört zu den Krankheiten, die weltweit am häufigsten auftreten. Rund zwei Drittel aller Menschen leben in Dengue-gefährdeten Gebieten. In etwa einem Jahr, so hoffen die Forscher, könnte der Test auf den Markt kommen. In einem weiteren Schritt arbeiten die Wissenschaftler daran, auch die vier verschiedenen Arten des Dengue-Erregers unterscheiden zu können. Das kann durchaus wichtig sein. Denn hat man eine Dengue-Krankheit hinter sich, ist man zwar gegen eben diesen einen Erreger immun. Was die drei anderen Dengue-Arten angeht, steigt das Risiko jedoch: Die Antikörper, die der Erkrankte während des ersten Dengue-Fiebers gebildet hat, helfen den Viren, sich zu vermehren und lassen die Krankheit deutlich schwerwiegender verlaufen. "Theoretisch ist es mit unserem Nachweissystem möglich, die vier Virenformen zu unterscheiden", sagt Ulbert. "Dies wollen wir nun auch praktisch umsetzen."


  Weitere Informationen finden Sie unter

  http://www.fraunhofer.de/de/presse/presseinformationen/2016/januar/dengue-fieber-zuverlaessig-erkennen.html


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

  http://idw-online.de/de/institution96


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

  Fraunhofer-Gesellschaft, Fraunhofer-Gesellschaft, 04.01.2016

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  FORSCHUNG/3438: Regelmäßiges Verschwinden von Versuchstieren beeinflußt Forschungsergebnisse (idw)


  

  Charité / Universitätsmedizin Berlin - 05.01.2016


  Sag mir wo die Mäuse sind?



  In Grundlagenforschung und vorklinischen Studien verschwinden offenbar regelmäßig Versuchstiere aus den Statistiken, und mit ihnen verschwinden belastbare Aussagen - eine Gefahr für die Reproduzierbarkeit und Glaubwürdigkeit wissenschaftlicher Studien. Zu diesem Schluss kommt das Team um Prof. Dr. Ulrich Dirnagl, Leiter der Abteilung für Experimentelle Neurologie an der Charité - Universitätsmedizin Berlin. Bei der Prüfung hunderter publizierter Versuche aus Krebs- und Schlaganfallforschung sind die Wissenschaftler auf mangelnde Transparenz und nachlässige Auswertung von Daten gestoßen. Es handelt sich dabei nicht um Einzelfälle, wie nun im Fachmagazin PLOS Biology* veröffentlicht ist.


  Schwund in Experimenteller Biomedizinischer Forschung verwässert Ergebnisse


  Bei Versuchsanordnungen mit numerisch kleinen Stichproben kann der Verlust von Versuchstieren Forschungsergebnisse entscheidend beeinflussen. Die Auswirkungen von zufälliger oder bewusster Verkleinerung experimenteller Stichproben sind bisher kaum untersucht worden. Prof. Dirnagl und sein Team haben daher zahlreiche, bereits veröffentlichte Studien geprüft, mit dem ernüchternden Fazit: Die überwiegende Mehrheit der Publikationen enthält keine ausreichenden Informationen darüber, wie viele Tiere aufgewendet wurden, um das Forschungsziel zu erreichen. In vielen Publikationen "verschwinden" zudem scheinbar Individuen, was massive Auswirkungen auf die Aussage der Studie haben kann.


  "Wo also sind die Tiere hin? Wurden sie aus nachvollziehbaren Gründen ausgeschlossen? Sind sie vom Forscher bewusst aussortiert worden? Oder waren sie aufgrund schwerwiegender Nebenwirkungen zu krank, um ausgewertet zu werden?", diese Fragen stellt Studienleiter Prof. Dirnagl. "In den überprüften Publikationen sind die Informationen meist so unklar, dass Antworten auf diese Fragen nicht gegeben werden können", so der Wissenschaftler weiter. Mithilfe eines ausgefeilten Computer-Programms hat das Charité-Team die Effekte simuliert, die ein solcher Verlust an Versuchstieren auslöst. Die Auswirkungen auf die Aussagekraft wissenschaftlicher Untersuchungen sind erheblich: Je mehr Tiere fehlen, umso schwächer die Resultate. Zufällige, unbeabsichtigte Verluste können Forschungsergebnisse leicht verändern. Bewusste Selektion, beispielsweise von Tieren, die eine Forschungshypothese nicht bestätigen, verfälscht ganze Studienaussagen und führt zu falsch positiven Ergebnissen.


  Im Verlauf einer biomedizinischen Untersuchung kann es durchaus vorkommen, dass einzelne Versuchstiere ausfallen oder ausgeschlossen werden müssen. Dieser Prozess ist normal, muss aber genau dokumentiert werden, wenn Ergebnisse Validität beanspruchen: "Es ist entscheidend, dass sich die Anzahl der Tiere und mögliche Verluste über den Studienzeitraum nachvollziehen lassen. Nur so wird man am Ende realistisch abschätzen können, ob eine Behandlung auch bei Menschen wirksam sein könnte", konstatiert Erstautorin Constance Holman. Die Berliner Wissenschaftler machen darauf aufmerksam, dass offenbar einer großen Anzahl bereits veröffentlichter Studien überbewertete, wenn nicht gar verfälschte Forschungsergebnisse zugrunde liegen. In der Regel sei die Ursache aber nicht auf Betrug zurückzuführen, sondern auf sogenannten "Bias", also den unbewussten Einfluss des Wunschdenkens der Forscher, die ihre Hypothesen bestätigt sehen wollen. Mangelnde Transparenz erschwert die Reproduzierbarkeit von Ergebnissen zusätzlich.


  Ist diese Auswertung von zahlreichen Veröffentlichungen aus der Krebs- und Schlaganfallforschung repräsentativ, dann verdankt möglicherweise eine nicht unerhebliche Anzahl biomedizinischer Studien ihre Aussage Tierverlusten oder dem Ausschluss einzelner Individuen. "Im Sinne einer guten wissenschaftlichen Praxis und der Glaubwürdigkeit wissenschaftlicher Ergebnisse ist eine nachvollziehbare Dokumentation der Untersuchungen unverzichtbar", so die Autoren.


  

  * Holman C, Piper SK, Grittner U, Diamantaras AA, Kimmelman J, Siegerink B, et al. Where Have All the Rodents Gone? The Effects of Attrition in Experimental Research on Cancer and Stroke. PLoS Biol 14(1): e1002331. Jan. 2016. doi:10.1371/journal.pbio.1002331


  Kontakt:

  Prof. Dr. Ulrich Dirnagl

  Leiter der Abteilung für Experimentelle Neurologie

  Klinik und Poliklinik für Neurologie

  Charité - Universitätsmedizin Berlin

  E-Mail: ulrich.dirnagl@charite.de


  Weitere Informationen finden Sie unter

  http://www.charite.de

  http://www.expneuro.de

  http://www.neurocure.de/


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

  http://idw-online.de/de/institution318


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

  Charité - Universitätsmedizin Berlin, Manuela Zingl, 05.01.2016

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  MELDUNG/884: Entzündlicher Lebererkrankung auf die Spur kommen (idw)


  

  Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf - 04.01.2016


  DFG fördert Forschergruppe im UKE: Entzündlicher Lebererkrankung auf die Spur kommen



  Bei Patienten mit Primär Sklerosierender Cholangitis, kurz PSC, vernarben die Gallengänge. Die in ihrem Verlauf bislang weitgehend unerforschte und nicht heilbare Krankheit führt zum Funktionsverlust der Leber und endet nicht selten tödlich. Nun können Wissenschaftler und Mediziner am Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf (UKE) auf entscheidende Erkenntnisse und neuartige Therapieansätze hoffen: In den kommenden drei Jahren unterstützt die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) die neue Klinische Forschergruppe 306 "Primär Sklerosierende Cholangitis" mit mehr als vier Millionen Euro.


  "Unser Standort ist für die Diagnostik, Therapie und Erforschung autoimmuner Lebererkrankungen bereits exzellent ausgewiesen. Mit den nun bewilligten Forschungsgeldern haben wir jetzt beste Voraussetzungen, das komplexe Krankheitsbild PSC erstmals umfassend zu entschlüsseln", sagt Prof. Dr. Ansgar W. Lohse, Direktor der I. Medizinischen Klinik und Poliklinik des UKE und Sprecher der neuen Forschergruppe.


  Bei der PSC handelt es sich um eine chronische, vernarbende Entzündung der Gallengänge in und außerhalb der Leber. Die Krankheit ist zwar selten, befällt aber vor allem junge Erwachsene und führt meist innerhalb von 10 bis 20 Jahren zu einem Leberversagen. Da es bislang keine Therapie gibt, die den fortschreitenden Krankheitsverlauf wirksam aufhalten kann, stellt die PSC eine der häufigsten Indikationen zur Lebertransplantation dar. "Die Krankheit tritt bei zwei von drei Patienten zusammen mit einer chronisch-entzündlichen Darmerkrankung auf. Hier setzt auch unsere Ursachenforschung an", erklärt Prof. Dr. Christoph Schramm, designierter Leiter der Klinischen Forschergruppe 306. "Denn wie bei chronisch-entzündlichen Darmerkrankungen gehen wir davon aus, dass die PSC durch eine fehlgeleitete Immunreaktion an der Schleimhaut der Gallengänge ausgelöst wird. Ursächlich sind vermutlich Darmbakterien, die den Fettstoffwechsel und die Barrierefunktion der Schleimhäute beeinflussen. Wir suchen also im Mikrobiom - der Gesamtheit aller Mikroorganismen, die in unserem Verdauungstrakt leben - nach Antworten."


  Seltene Erkrankungen wie die PSC gelten als Waisen der Medizin und Forschung. Der Weg zu einer Diagnose ist oftmals weit und wirksame Therapien sind rar. Viele Patienten sind dauerhaft auf ärztliche Behandlung angewiesen. Für Forschungsansätze sind häufig zu wenige Patienten vorhanden. Mit der KFO 306 "Primär Sklerosierende Cholangitis" baut das UKE sein Engagement auf dem Gebiet der seltenen Erkrankungen weiter aus. 2013 wurde hier das Martin Zeitz Centrum für Seltene Erkrankungen (MZCSE) mit dem Ziel gegründet, die Behandlungsmöglichkeiten dieser Erkrankungen zu erforschen sowie die Diagnostik und Therapie betroffener Patienten zu verbessern. Im zugehörigen YAEL-Centrum für Autoimmune Lebererkrankungen werden jährlich über 200 Patienten mit PSC behandelt - sie bilden die Patientenkohorten für die geplanten klinischen Studien der KFO 306.


  Um die komplexe Interaktion von Immunreaktion, Stoffwechsel und Mikrobiom aufzuklären, sind in der neuen Forschergruppe Immunologen, Molekularbiologen, Biochemiker sowie Wissenschaftler aus der Grundlagenforschung und Klinik miteinander vernetzt. Neben Kliniken und Instituten des UKE sind Arbeitsgruppen des Hamburger Heinrich-Pette-Instituts und der Christian-Albrechts-Universität in Kiel eingebunden. Weitere Kooperationspartner kommen aus Hannover, Wien, Paris und Oslo.


  

  Kontakt:


  Prof. Dr. Ansgar W. Lohse

  I. Medizinische Klinik und Poliklinik

  Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf

  Martinistr. 52, 20246 Hamburg

  E-Mail: sekretariatlohse@uke.de


  Prof. Dr. Christoph Schramm

  I. Medizinische Klinik und Poliklinik

  Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf

  Martinistr. 52, 20246 Hamburg

  E-Mail: cschramm@uke.de


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

  http://idw-online.de/de/institution347


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

  Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf, Saskia Lemm, 04.01.2016

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  PARKINSON/134: Forschung - Neue Erkenntnisse über ein reisendes Protein (idw)


  

  Deutsches Zentrum für Neurodegenerative Erkrankungen e.V. (DZNE) - 05.01.2016


  Parkinson-Krankheit: Neue Erkenntnisse über ein reisendes Protein


  Eine Laborstudie zeigt: "Alpha-Synuclein", ein für die Parkinson-Erkrankung wichtiges Protein, verhält sich nicht wie ein Prion. Ein Forscherteam um Professor Donato Di Monte berichtet darüber im Fachjournal "BRAIN".



  Bei Patienten mit der Parkinson-Krankheit lagert sich das Protein "Alpha-Synuclein" in den Nervenzellen ab und scheint sich über miteinander verbundene Hirnbereiche auszubreiten. Wie dies geschieht, ist weitgehend unbekannt. Einer Hypothese zufolge könnte sich Alpha-Synuclein wie ein "Prion" verhalten: Demnach wären pathologische, also abnorme Formen des Proteins in der Lage, die Gestalt von normalem Alpha-Synuclein zu verändern. Infolgedessen würde das Protein aggregieren und sich von Nervenzelle zu Nervenzelle ausbreiten. Für dieses Phänomen wird der englische Fachbegriff "Seeding" verwendet. Neueste Untersuchungen des Deutschen Zentrums für Neurodegenerative Erkrankungen (DZNE) zeigen jedoch, dass Aggregation, Ausbreitung und krankhafte Veränderungen, die durch Alpha-Synuclein verursacht werden, nicht zwangsläufig ein solches "Seeding" erfordern. Stattdessen können diese Phänomene durch eine Überproduktion von Alpha-Synuclein ausgelöst werden, in deren Folge einzelne Proteine oder kleinere Protein-Aggregate von Nervenzelle zu Nervenzelle gelangen. Ein Forscherteam um Professor Donato Di Monte berichtet darüber im Fachjournal "BRAIN".


  Zahlreiche Belege unterstreichen, dass das Protein "Alpha-Synuclein" für die Parkinson-Krankheit eine entscheidende Rolle spielt. So beobachtet man bei Mensch mit Parkinson, dass sich in ihren Gehirnen - und zwar innerhalb der Nervenzellen - nach und nach mikroskopisch kleine Ablagerungen ansammeln. Alpha-Synuclein ist ein Hauptbestandteil dieser zellulären Einschlüsse. Man nennt sie "Lewy-Körperchen".


  Oft beginnen die krankhaften Veränderungen in der "Medulla oblongata", einer Region des Hirnstamms. Von dort breiten sie sich in Richtung Mittelhirn und Hirnrinde aus. Im Rahmen der aktuellen Studie, die zum Teil von der Paul Foundation gefördert wurde, ahmten die DZNE-Forscher dieses Phänomen in Mäusen nach. Mit Hilfe eines maßgeschneiderten Virus-Teilchens schleusten sie den Bauplan der menschlichen Variante von Alpha-Synuclein gezielt in Nervenzellen der Medulla oblongata der Mäuse. Diese Zellen stellten infolgedessen das fremde (menschliche) Alpha-Synuclein in relativ großem Umfang her und häuften es an.


  Protein-Transport über weite Distanzen


  Di Monte und seine Kollegen verfolgten über einen Zeitraum von sechs bis zwölf Wochen, wie sich das Protein im Mausgehirn verbreitete. Sie nutzten dafür spezielle Antikörper, die spezifisch menschliches Alpha-Synuclein erkennen, und verglichen auf diese Weise zwei Gruppen von Tieren miteinander: Alle Mäuse produzierten die per Virus-Teilchen eingebrachte, menschliche Variante von Alpha-Synuclein. Die Mäuse der einen Gruppe stellten zusätzlich eigenes, maustypisches - auch "endogen" genanntes - Alpha-Synuclein her. Den anderen Mäusen fehlte aufgrund einer Erbgutveränderung das endogene Alpha-Synuclein, so dass sie nur die menschliche Version erzeugten.


  Bei beiden Versuchsgruppen führte die Produktion des menschlichen Alpha-Synucleins dazu, dass es sich ausgehend von der Medulla oblongota allmählich in Richtung höher gelagerter (rostraler) Hirnbereiche verteilte. Die Ausbreitung folgte einem Muster, das auf eine Diffusion entlang anatomischer Verbindungen hindeutet. Das Protein überwand mindestens eine synaptische Anschlussstelle: nämlich den Übergang von der Medulla oblongota zum Pons, einem unmittelbar benachbarten Hirnbereich. Außerdem fanden die Forscher Hinweise dafür, dass Nervenzellen, die das Protein aufgenommen hatten, geschädigt waren.


  Anders als Prionen


  Ein "Seeding"-Mechanismus ähnlich dem von Prionen hätte zur Folge, dass sich Alpha-Synuclein leichter ausbreitet, falls abnorme Formen des Proteins und normale Formen miteinander wechselwirken. In den Mäusen ohne eigenes Protein gibt es jedoch kein Reservoir an möglichen Wechselwirkungspartnern. "Anders gesagt", so Di Monte, "wir sind wir davon ausgegangen, dass sich das Protein in den Mäusen, die kein eigenes Alpha-Synuclein produzierten, weniger effektiv verbreiten würde. Und dass die Pathologie weniger ausgeprägt ist. Außerdem hatten wir erwartet, dass Ausbreitung und Pathologie mit einer Anhäufung von amyloidogenem Alpha-Synuclein einhergeht. Dabei handelt es sich um Proteinformen, die unlösliche, faserartige Aggregate bilden können."


  Im Gegensatz zu diesen Vorhersagen breitete sich das menschliche Alpha-Synuclein in den Mäusen ohne endogenes Protein stärker aus, als in den Tieren, die auch das eigene Protein produzierten. Die Abwesenheit des endogenen Proteins verstärkte gewissermaßen die Ausbreitung des fremden Alpha-Synucleins, statt sie - wie eigentlich erwartet - zu behindern. Zudem zeigte sich, dass von Nervenzelle zu Nervenzelle nur einzelne Proteine (sogenannte Monomere) oder kleinere Protein-Aggregate (sogenannte Oligomere) übertragen wurden. Jedoch keine größeren, faserartigen Aggregate. Dennoch kam es zu krankhaften Veränderungen.


  "Diese Befunde geben wichtige Einblicke in die Krankheitsentwicklung", sagt der Bonner Forscher. "Wenn sich Alpha-Synuclein über weite Distanzen ausbreitet, erfordert das nicht zwangsläufig die Erzeugung prion-artiger Proteinformen. Außerdem belegen unsere Daten, dass die simple Überproduktion des Proteins dessen Ausbreitung und pathologische Veränderungen verursachen kann." Die Studie zeige außerdem, so Di Monte weiter, dass sich Ausbreitung und Pathologie jedenfalls im Frühstadium der Erkrankung nicht auf der Grundlage faserartiger Aggregate entwickeln.


  Weitere Studien geplant


  Die Möglichkeit, dass sich Alpha-Synuclein möglicherweise wie ein Prion verhält, hat Anlass zu Spekulationen gegeben. Demnach könnte die Parkinson-Krankheit ähnlich wie einige Prionenerkrankungen (zum Beispiel die Creutzfeldt-Jakob-Krankheit) eventuell durch infektiöse Proteine hervorgerufen werden. Di Monte betont: "Es gibt absolut keinen Hinweis dafür, dass die Parkinson-Erkrankung eine ansteckende Krankheit sein könnte. Vielmehr zeigt unsere Untersuchung, dass entscheidende Aspekte der Parkinson-Erkrankung wie die Übertragung von Alpha-Synuclein von Nervenzelle zu Nervenzelle und die Protein-Aggregation durch Mechanismen erklärt werden können, die nicht prion-artig sind."


  Di Monte und seine DZNE-Kollegen beabsichtigen, das Protein Alpha-Synuclein weiter zu untersuchen. Insbesondere möchten sie herausfinden, ob es Ansatzpunkte bietet, den Verlauf der Parkinson-Erkrankung zu verlangsamen oder gar aufzuhalten.


  

  Originalveröffentlichung

  "Brain propagation of transduced α-synuclein involves nonfibrillar protein species and is enhanced in α-synuclein null mice", Michael Helwig, Michael Klinkenberg, Raffaella Rusconi, Ruth E. Musgrove, Nour K. Majbour, Omar M.A. El-Agnaf, Ayse Ulusoy and Donato A. Di Monte, BRAIN, DOI: 10.1093/brain/awv376


  Das Deutsche Zentrum für Neurodegenerative Erkrankungen e. V. (DZNE) erforscht die Ursachen von Erkrankungen des Nervensystems und entwickelt Strategien zur Prävention, Therapie und Pflege. Es ist eine Einrichtung in der Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren mit Standorten in Berlin, Bonn, Dresden, Göttingen, Magdeburg, München, Rostock/Greifswald, Tübingen und Witten. Das DZNE kooperiert eng mit Universitäten, deren Kliniken und außeruniversitären Einrichtungen.

  Web: www.dzne.de


  Weitere Informationen finden Sie unter

  http://www.dzne.de/ueber-uns/presse/meldungen/2016/pressemitteilung-nr-1.html


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

  http://idw-online.de/de/institution1369


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

  Deutsches Zentrum für Neurodegenerative Erkrankungen e.V. (DZNE), Dr. Marcus Neitzert, 05.01.2016

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT

  



  SCHMERZ/737: Wohnortnahe Schmerzversorgung - Ohne freiberufliche Schmerzspezialisten geht es nicht (idw)


  

  Deutsche Gesellschaft für Schmerzmedizin e.V. - 05.01.2016


  Wohnortnahe Schmerzversorgung - Ohne freiberufliche Schmerzspezialisten geht es nicht



  Eine wohnortnahe schmerzmedizinische Versorgung ist in Deutschland ein frommer Wunsch. Patientenvertreter, Schmerzexperten und Vertreter des Deutschen Hausärzteverbands forderten auf dem "Nationalen Versorgungsforum Schmerz" am 12. November 2015 in Berlin eine abgestufte, ambulante, freiberufliche Versorgung mit einer ausreichenden Zahl an Schmerzmedizinern, klar definierten Schnittstellen und einer systematischen Bedarfsplanung.


  Oberursel, 05.01.2016. "Für die über 2,8 Millionen schwerst schmerzkranken Patienten ist die Versorgung in Deutschland völlig unzureichend. Es gibt in unzähligen Regionen schwarze Löcher, in denen keine adäquate Versorgung stattfindet", konstatierte die Vizepräsidentin der Deutschen Schmerzliga (DSL) Birgitta Gibson. Nötig seien deutlich mehr Schmerzmediziner und eine bessere geographische Verteilung der therapeutischen Angebote: "Schmerzmediziner müssen wohnortnah erreichbar sein, und nicht 20 oder mehr Kilometer entfernt. Manchen Schmerzpatienten wird heute zugemutet, dass sie 200 Kilometer fahren. Das geht so nicht."


  Defizite auf allen Versorgungsebenen


  Dipl. med. Ingrid Dänschel vom Deutschen Hausärzteverband konnte viele der von den Schmerzgesellschaften und den Patientenvertretern beschriebenen Probleme bestätigen: "Das Hauptproblem aus hausärztlicher Sicht sind die Schnittstellen der Versorgung. Wann überweise ich wohin? Hier funktioniert die bestehende Versorgungssteuerung nicht optimal. Wir brauchen ein gutes Netz an Schmerzmedizinern. Die müssen dann aber auch zeitnah zu erreichen sein." Ein möglicher Schritt in Richtung einer besseren Versorgung könnten aus Sicht von Ingrid Dänschel schmerzspezifische Selektivverträge sein. Sie verwies auf die von ihrem Verband zusammen mit dem Berufsverband der Ärzte und Psychologischen Psychotherapeuten in der Schmerz- und Palliativmedizin in Deutschland e.V. (BVSD) konzipierte "Versorgungslandschaft Schmerz", für die Hausärzte und Schmerzspezialisten gemeinsam strukturierte Behandlungspfade entwickelt haben. "Kernpunkte dieses integrierten Versorgungskonzepts sind die Aufgaben- und Arbeitsteilung und Kooperation aller beteiligten Ärzte und weiteren Disziplinen mit dem Ziel, eine Schmerzchronifizierung frühzeitig zu vermeiden bzw. eine bessere Schmerzversorgung zu gewährleisten. Diagnostik, Therapie und Kooperation gehen nach einem bestimmten Algorithmus Hand in Hand", erklärte Prof. Dr. Dr. Joachim Nadstawek, BVSD-Vorsitzender. Zugleich lenkte Nadstawek den Blick auf die schmerzmedizinische Nachwuchsproblematik: "In den nächsten fünf Jahren werden etwa zwei Drittel der derzeit tätigen Schmerzmediziner in den Ruhestand gehen, und es gibt fast keinen Nachwuchs. Die Sicherstellung der Versorgung ist deshalb akut gefährdet."


  Organisation, Koordination, Strukturen schaffen


  Die Realität zeige, dass man heute noch nicht annähernd von einer funktionierenden Versorgungssteuerung sprechen könne, so Prof. Dr. Bertram Häussler, Leiter des IGES Instituts. Dies zeigten die geringen Überweisungsraten und die große Zahl der unbehandelten Patienten. "Ob ein Patient an die richtige Adresse überwiesen wird, hängt davon ab, inwieweit der einzelne Hausarzt oder Facharzt über schmerzmedizinische Angebote informiert ist und wie ernst er diese nimmt." Prof. Dr. Hartmut Göbel, Leiter der Schmerzklinik Kiel, teilte diese Erfahrung: "Unterversorgung entsteht nicht durch fehlende Therapieoptionen. Sie entstehe durch fehlende Koordination und Vernetzung der Therapieangebote!" Hilfreich sei aus seiner Sicht eine Anlaufstelle vor Ort, in der alle Informationen über bereits erfolgte Diagnosen und Therapien zentral gebündelt sind. Diese müsse auch die Verlaufs- und Erfolgskontrolle koordinieren und die Behandlung individuell anpassen. "Diese Schnittstelle sollte möglichst wohnortnah vorhanden sein. Sie sollte mit überregionalen Kompetenzzentren vernetzt sein. Auch diese Aufgaben erfordern einen Facharzt für Schmerzmedizin mit hochspezialisierten Qualifikationen."


  Laut Dr. Silvia Maurer, Vizepräsidentin der DGS, trifft dieser Kritikpunkt komplementäre Fachgebiete wie die Psychotherapie gleich in zweifacher Hinsicht: "Die Unterscheidung zwischen psychologischen und ärztlichen Psychotherapeuten ist schon schwer zu verstehen. Unter letzteren findet ein Patient nur schwer bis gar nicht heraus, wer mit Schmerzpatienten arbeitet, da es keine adäquate Bezeichnung dafür gibt." Anders sei es bei den psychologischen Psychotherapeuten, die eine Fortbildung von der Deutschen Gesellschaft für psychologische Schmerztherapie und Forschung (DGPSF) durchlaufen können. "Diese Schmerzpsychologen wären zwar für den Patienten über die DGPSF zu finden - aber es gibt in ganz Deutschland nur 265von ihnen. In Rheinland-Pfalz zum Beispiel sind es 26 - und die dürfen ausschließlich erwachsene Patienten behandeln. Das reicht einfach nicht."


  Wohnortnahe Versorgung


  Dr. Johannes Fechner, stellvertretender Vorsitzender der KV Baden-Württemberg, erklärte: "Der Hausarzt muss die erste und wohnortnahe Anlaufstelle sowie Basis der schmerzmedizinischen Versorgung sein." Konkrete Nachfolgeprobleme schmerzmedizinischer Vertragsarztsitze könnten aus seiner Sicht lokal gelöst werden, wenn die neue Bedarfsplanungsrichtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses entsprechende Öffnungsklauseln vorsehe und Kassenarztsitze bei schmerztherapeutischer Qualifikation auch fachgebietsfremd nachbesetzt werden können. Diese Option ist für den Präsidenten der Deutschen Gesellschaft für Schmerzmedizin (DGS), Dr. Gerhard Müller-Schwefe, nicht ausreichend: "Die fachgebietsfremde Nachbesetzung ist ein dürftiger Notnagel. Sie bringt keine Versorgungssicherheit und keine Flächendeckung. Sie erhält bestenfalls die bestehende Mangelversorgung, da hierdurch trotz der eklatanten Unterversorgung keine weiteren schmerzmedizinischen Einrichtungen entstehen können."


  Abgestufte Versorgung mit klaren Zuständigkeiten


  Für Müller-Schwefe ist eine abgestufte Versorgungslandschaft aus freiberuflichen, ambulanten Ärzten das einzige Modell, das geeignet ist, eine flächendeckende Schmerzversorgung sicherzustellen. Erste Anlaufstelle wäre in diesem Modell der Hausarzt, der einen Fachkundenachweis Schmerzmedizin haben sollte. Fachärzte mit der Zusatzbezeichnung Schmerztherapie sowie ein von DSL, DGS und dem BVSD geforderter Facharzt für Schmerzmedizin bilden für Müller-Schwefe die nächsten Ebenen.


  Schmerzmedizin muss in die Bedarfsplanung


  Umsetzen lässt sich eine solche abgestufte Versorgung nur, wenn der Bedarf an Schmerzmedizinern systematisch ermittelt und gedeckt wird. "Die Schmerzmedizin muss Teil der Bedarfsplanung der Kassenärztlichen Vereinigungen werden", so Müller-Schwefe. Bedarfsplanung und Sicherstellung der Versorgung orientieren sich an Facharztbezeichnungen. Da bisher kein Facharzt für Schmerzmedizin existiert, gibt es bundesweit in keiner einzigen Kassenärztlichen Vereinigung eine schmerzmedizinische Bedarfsplanung und somit auch keine Sicherstellung der Versorgung. Alle Teilnehmer des Forums waren sich einig, dass derzeit der Bedarf an Schmerzmedizinern nicht annähernd gedeckt ist. Es sei auch nicht sichergestellt, dass Arztpraxen mit schmerzmedizinischem Schwerpunkt diesen Schwerpunkt behalten, wenn der bisherige Praxisinhaber in den Ruhestand geht. Der Grund: Arztsitze dürfen nur innerhalb der Facharztdisziplinen nachbesetzt werden.


  

  Quelle:

  Nationales Versorgungsforum Schmerz der Deutschen Gesellschaft für Schmerzmedizin e.V. (DGS), des Berufsverbands der Ärzte und Psychologischen Psychotherapeuten in der Schmerz- und Palliativmedizin in Deutschland e.V. (BVSD) und der Deutschen Schmerzliga e.V. (DSL) "Schmerzmedizinische Versorgung ambulant und wohnortnah", 12. November 2015, Berlin


  Weitere Informationen finden Sie unter

  http://www.dgschmerzmedizin.de


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

  http://idw-online.de/de/institution1437


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

  Deutsche Gesellschaft für Schmerzmedizin e.V., Nicole Zeuner, 05.01.2016

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  MEDIEN/898: Infobroschüre - Krankenversicherung für Betriebsrenten und andere Versorgungsbezüge (VzHH)


  

  Verbraucherzentrale Hamburg - 5. Januar 2016


  Krankenversicherung für Betriebsrenten und andere Versorgungsbezüge


  Aktuelle Infobroschüre hilft Betroffenen bei falsch berechneten Beträgen



  Für Betriebsrenten oder andere Versorgungsbezüge zahlen gesetzlich Krankenversicherte seit 2004 den vollen Beitragssatz zur Krankenversicherung. Eine aktuelle Infobroschüre der Verbraucherzentrale Hamburg gibt einen Einstieg ins Thema und erläutert, wann und wie sich Betroffene gehen falsch berechnete Beiträge wehren können.


  Die Änderungen der Beitragspflicht für Versorgungsbezüge führen bei Ruheständlern zu empfindlichen Einbußen, oft von mehreren hundert Euro im Monat. Der kompakte Leitfaden der Verbraucherzentrale liefert Antworten auf die wichtigsten Fragen: Was sind Versorgungsbezüge und was nicht? Wann müssen Beiträge in welcher Höhe gezahlt werden? Was sagt das Gesetz? Wie ist der aktuelle Stand der Rechtsprechung? Was können Betroffene tun? Beispielrechnungen, ein Musterbrief und nützliche Adressen runden die Veröffentlichung ab.


  Die Broschüre "Betriebsrenten, Direktversicherungen und andere Versorgungsbezüge: Höhere Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung seit Januar 2004" ist erhältlich für 2,50 Euro im Infozentrum der Verbraucherzentrale Hamburg an der Kirchenallee 22 (Mo bis Fr, 10 - 18 Uhr) oder unter www.vzhh.de als Download im PDF-Format. Zuzüglich 2,00 Euro für Porto und Versand kann man eine Printversion auch online oder am Telefon (040)24832-104 bestellen.


  *


  Quelle:

  Verbraucherzentrale Hamburg e.V.

  Pressemitteilung vom 5. Januar 2016

  Kirchenallee 22, 20099 Hamburg

  Telefon: (040) 24832-100, Fax: (040) 24832-2100

  E-Mail: presse@vzhh.de

  Internet: www.vzhh.de
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  MEDIEN/897: Broschüre "vdek-Basisdaten des Gesundheitswesens 2015/2016" (Verband der Ersatzkassen)


  

  Verband der Ersatzkassen e. V. - 5. Januar 2016


  vdek veröffentlicht Broschüre "vdek-Basisdaten des Gesundheitswesens 2015/2016"


  20.Ausgabe des Nachschlagewerks mit aktuellen Zahlen, Daten und Fakten



  Berlin - Finanzierung der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV), Mitgliederwanderung, Bevölkerungsentwicklung: Seit 1992 haben sich die "vdek-Basisdaten des Gesundheitswesens" zu einem wertvollen Nachschlagewerk für Akteure des Gesundheitssystems entwickelt. Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) hat nun die 20. Ausgabe seiner Broschüre veröffentlicht. Auf 56 Seiten gibt die Jubiläumsausgabe 2015/2016 umfassende, aktuelle und gut aufbereitete Informationen für die tägliche Arbeit.


  In fünf Kapiteln liefern die "Basisdaten" zahlreiche gesundheitspolitisch interessante Hintergrundinformationen - von der durchschnittlichen Lebenserwartung der Bürger über die Gesundheitsausgaben der gesetzlichen Krankenkassen bis zur Zahl der Vertragsärzte in Deutschland. Anschauliche Grafiken, Flussdiagramme und übersichtliche Tabellen zeigen Entwicklungen auf und veranschaulichen Zusammenhänge in den wichtigsten Themenbereichen des Gesundheitssystems. Detailliert beleuchtet werden u. a. die Finanzierung der GKV, die soziale Pflegeversicherung und die ambulante sowie stationäre Versorgung. Informationen zur Demografie, Versichertenstruktur und volkswirtschaftlichen Lage ergänzen die Broschüre.


  Neben dem kostenlosen Printexemplar bietet der vdek sämtliche Inhalte der "Basisdaten" sowie weitere Grafiken und Daten auf seiner Webseite zum Download an. Die Darstellungen im Internet werden laufend aktualisiert. Die Printausgabe der Broschüre können Interessierte unter basisdaten@vdek.com oder per Fax unter 030 / 2 69 31 - 29 15 bestellen.


  

  Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) ist Interessenvertretung und Dienstleistungsunternehmen aller sechs Ersatzkassen, die zusammen mehr als 26 Millionen Menschen in Deutschland versichern:


  - Techniker Krankenkasse (TK)

  - BARMER GEK

  - DAK-Gesundheit

  - Kaufmännische Krankenkasse - KKH

  - HEK - Hanseatische Krankenkasse

  - Handelskrankenkasse (hkk)


  * (sortiert nach Mitgliederstärke)


  

  Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) ist die Nachfolgeorganisation des Verbandes der Angestellten-Krankenkassen e. V. (VdAK), der am 20. Mai 1912 unter dem Namen "Verband kaufmännischer eingeschriebener Hilfskassen (Ersatzkassen)" in Eisenach gegründet wurde. In der vdek-Zentrale in Berlin sind rund 240Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beschäftigt.


  In den einzelnen Bundesländern sorgen 15 Landesvertretungen mit insgesamt rund 300 sowie weiteren 40 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Pflegestützpunkten für die regionale Präsenz der Ersatzkassen.


  *


  Quelle:

  Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek)

  Pressemitteilung vom 5. Januar 2016

  Askanischer Platz 1, 10963 Berlin

  Telefon: 0 30 / 2 69 31-0, Fax: 0 30 / 2 69 31-2900

  E-Mail: www.info@vdek.com

  Internet: www.vdek.com
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  MEDIEN/896: Produktfinder Krankenkassen der Stiftung Warentest - Gesetzliche Krankenkassen vergleichen (StWt)


  

  Stiftung Warentest - 5. Januar 2016


  Gesetzliche Krankenkassen


  Kassenwechsel spart hunderte Euro



  Mit dem Jahreswechsel haben 59 aller wählbaren Krankenkassen ihre Beiträge erhöht. Den Aufschlag tragen allein die Arbeitnehmer. Deshalb lohnt sich für viele Versicherte ein Kassenwechsel jetzt besonders: Die maximal mögliche Ersparnis dadurch beträgt im besten Fall mehr als 400 Euro pro Jahr. Doch nicht nur der Beitrag der Kassen ist entscheidend, sie unterscheiden sich, auch durch Leistungen und Service.


  Ein Kassenwechsel ist durch die Beitragserhöhung zum Jahreswechsel jetzt noch interessanter. Nimmt eine Kasse erstmals einen Zusatzbeitrag oder erhöht diesen, dürfen Versicherte umgehend kündigen. Die Kündigungsfrist beträgt zwei Monate zum Monatsende. Keine Kasse darf gesetzlich Versicherte ablehnen, wenn sie hinein wollen. Auch eine laufende Behandlung ist kein Wechselhindernis. Kunden müssen auch nicht befürchten, in einer günstigen Kasse schlechter versorgt zu sein.


  Im Produktfinder Krankenkassen der Stiftung Warentest (www.test.de/krankenkassen) finden sich die Beitragssätze 2016 für 75 Krankenkassen und damit für 96Prozent der gesetzlich Versicherten. Für diese Kassen zeigt der Produktfinder auch die von ihnen gebotenen Services und alle Extraleistungen. Um besonders viel Geld geht es etwa bei der Kinderwunschbehandlung (künstliche Befruchtung) oder Osteopathie. Aber auch besondere Leistungen rund um die Impfung, Schwangerschaft, spezielle Heilmethoden oder Zahnvorsorge können die Wahl einer Kasse beeinflussen. Alle Wünsche können gefiltert werden und wenn die Wunschkasse feststeht, kann man schnell ermitteln, wie viel Geld ein Kassenwechsel bringt.


  

  Der Produktfinder Krankenkassen ist unter

  www.test.de/krankenkassen abrufbar und kostet 3 Euro.


  *


  Quelle:

  Stiftung Warentest

  Pressemitteilung vom 5. Januar 2016

  Lützowplatz 11-13, 10785 Berlin

  Telefon: 030/26 31-23 45, Fax: 030/26 31-24 29

  E-Mail: pressestelle@stiftung-warentest.de

  Internet: www.stiftung-warentest.de
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  AKTION/745: Hamburg - Hauptsache es schmeckt... Ernährung für Menschen mit Demenz, 27.01.2016


  

  Alzheimer Gesellschaft Hamburg e.V. - 4. Januar 2016


  Hauptsache es schmeckt - Ernährung für Menschen mit Demenz



  Die Alzheimer Gesellschaft Hamburg e.V. lädt herzlich ein zu einer Informationsveranstaltung für Erkrankte, Angehörige, Freunde und Betreuer von Demenzerkrankten und für weitere Interessierte.


  Referent: Birgit Schmidt

  Ernährungsberaterin und

  Dipl.-Ökothrophologin

  Termin: Mittwoch, 27.01.2016

  17.00 bis 19.00 Uhr


  Ort: Alzheimer Gesellschaft Hamburg e.V.

  Wandsbeker Allee 68

  22041Hamburg


  Teilnahme: Die Teilnahme ist kostenfrei - Spenden erwünscht


  Weitere Informationen und Anmeldung:

  Tel.: 040 - 68 91 36 25, Mo. - Do. 10 bis 15 Uhr


  

  Alzheimer-Telefon (Beratung)

  Telefon: 040 - 47 25 38


  

  Die Alzheimer Gesellschaft Hamburg e.V. wurde 1994 als Selbsthilfeorganisation von Angehörigen, Fachleuten sowie engagierten Bürgerinnen und Bürgern gegründet; die Arbeit wird überwiegend ehrenamtlich geleistet. Wir wenden uns an Demenzerkrankte, Angehörige, ehrenamtlich und beruflich Interessierte. Wir bieten Information, Unterstützung und Entlastung durch:


  
    	Alzheimer-Telefon


    	Persönliche Beratung


    	Angehörigengruppen


    	Angebote für Menschen mit beginnender Demenz


    	Betreuung für Erkrankte


    	Klöncafé mit Musik und Tanz


    	WG-Begleitung


    	Kurse und Veranstaltungen


    	Infothek

  


  *


  Quelle:

  Alzheimer Gesellschaft Hamburg e.V.

  Presseinformation vom 4. Januar 2016

  Wandsbeker Allee 68, 22041 Hamburg

  Telefon: 040 - 68 91 36 25, Fax: 040 - 68 26 80 87

  E-Mail: info@alzheimer-hamburg.de

  Internet: www.alzheimer-hamburg.de
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  LABEL/4295: Sony Music International Presse Newsletter · KW01/16 (Sony Music)


  

  SONY MUSIC INTERNATIONAL PRESSE NEWSLETTER *KW01/16*



  

  Endlich Nachtschwimmer - Am 19. Februar erscheint Josef Salvats Debüt-Album "Night Swim"


  Am 19. Februar 2016 veröffentlicht Josef Salvat mit "Night Swim" sein Erstlingswerk. Die Platte enthält neben den beiden Singles "Diamonds" und "Open Season", das weltweit bereits mehr als fünf Millionen Views verzeichnet, die neuen Songs "Hustler", "Shoot And Run", "Night Swim" und den Live-Fan-Favoriten "Punchline". Die Aufnahmen fanden in Zusammenarbeit mit Produzent Rich Cooper in London statt.


  Mit seiner Piano-Version des Rihanna-Hits "Diamonds" gelang dem australischem Sänger und Songwriter vor einem Jahr ein internationaler Hit. Der Track von seiner Debüt-EP "In Your Prime" erreichte Platz-elf der deutschen Charts und verkaufte sich hierzulande mehr als 130.000 Mal. In Frankreich erreichte die Single sogar Platz-zwei.


  Josefs Route auf dem Weg zum Pop-Sänger führte ihn nach Barcelona, wo er sein Jura-Studium abschloss und einen Kurs in Audio-Engineerung belegte. Sein endgültiges Ziel war jedoch London. Als die Weltwirtschaftskrise Spanien erfasste und nahezu alle Freunde und Bekannten ihre Jobs verloren und Pleite gingen, betrieb Salvat kurzerhand ein illegales Bed & Breakfast in einer Wohnung, die er angemietet hatte, um über die Runden zu kommen. Die vergangenen eineinhalb Jahre arbeitete er mit dem Produzenten Rich Cooper, zunächst als Pendler zwischen Spanien und Großbritannien und nach Abschluss des Studiums dann in London, an seiner Musik.


  Homepage:

  http://www.josefsalvat.com/


  

  Rocken mit mehreren PS - Am 12. Februar erscheint das gleichnamige Werk von Nothing But Thieves


  Nothing But Thieveshaben die Veröffentlichung ihres gleichnamigen Debüt-Werks in Deutschland für den 12. Februar 2016 angekündigt. Das Album, das auch die Singles "Trip Switch", "Ban All The Music" und "Graveyard Whistling" enthält, sorgte bereits in der britischen Heimat der Alternative-Rock-Band für Furore. Ihre Songs brachten es bereits in die Playlists von XFM, Kerrang! und Radio1, wo das Quintett auch begehrte Newcomer-Auszeichnungen erhielt.


  Unbestritten haben Conor Mason (Gesang), Joe Langridge-Brown (Gitarre), Dom Craik (Gitarre), Philip Blake (Bass) und James Price (Schlagzeug) einen einzigartigen und unverwechselbaren Sound. Tosend und doch feinfühlig, rau und doch melodiös, dynamisch, kreativ und phantasievoll. Inspiriert von der Epik von Muse, der Verspieltheit von Kasabian und der Unvorhersehbarkeit von Arcade wuchten sich Nothing But Thieves durch ihr Klangmaterial.


  Das Album, das in den Angelic Studios, im Little Drummer Boy und in den Hits & Arts Studios aufgenommen und von Cenzo Townshend (Maccabees,U2, Florence & The Machine, Thirty Seconds To Mars) und Adam Noble (Placebo, Don Broco, Kids In Glass Houses) abgemischt wurde, wird die Band zweifellos auf eine andere Ebene bringen. Die Songs hatten sie schon immer, jetzt haben sie eine Plattform dafür.


  Homepage:

  http://www.nbthieves.com


  

  Ein kleiner Reminder - Am Freitag veröffentlicht David Bowie "*"


  David Bowies neues Album "*" (ausgesprochen: "Blackstar") erscheint am *. Januar als Download, CD und Vinyl. Auf den acht Tracks zeigt sich der Thin White Duke von seiner jazzigen Seite, das Werk ist durchzogen von vertrackten Schlagzeugrhythmen, pumpenden Bassläufen und verspielten Saxofon-Melodien. Über all dem thront Bowies eindringliche, manchmal auch mahnende Stimme, die mit betörender Schönheit monochrome Textzeilen in das Klangbett haucht. So vielschichtig, experimentell, aber auch zeitgleich so eingängig war der Künstler schon lange nicht mehr.


  Homepage:

  http://davidbowie.com


  

  Kommende Single- Veröffentlichungen


  08.01. Pitbull - Freedom

  08.01. Teenage Mutants x Laura Welsh - Falling For You (Alle Farben Remix)

  08.01. Josef Salvat - Paradise (Endor Remix)

  08.01. Wild Belle - Throw Down Your Guns

  09.01. Wet - All The Ways

  12.01. Tiggs Da Author feat. Lady Leshurr - Run

  12.01. Nathalie Saba - Black Birds

  14.01. Laura Mvula feat. Nile Rodgers - Overcome

  15.01. Beau - Animal Kingdom

  15.01. Causes - To The River (Boheme Remix)

  15.01. Josef Salvat - Night Swim

  22.01. Netsky feat. Digital Farm Animals - Work It Out

  29.01. Izzy Bizu - Mad Behaviour

  29.01. Foxes - Wicked Love

  29.01. Josef Salvat - Punchline

  29.01. Tiggs Da Author feat. Lady Leshurr - Run (Diztortion Remix)

  05.02. Gavin James - Nervous

  12.02. Teenage Mutants x Laura Welsh - Falling For You (Le Youth Remix)


  

  Kommende Alben- Veröffentlichungen


  08.01. David Bowie - * (Blackstar)

  22.01. Pritam - Diwale (Soundtrack)

  22.01. Rachel Platten - Wildfire

  22.01. The Angelcy - Exit Inside

  29.01. Sia - This Is Acting

  29.01. Wet - Don't You

  29.01. Seafret - Tell Me It's Real

  05.02. Foxes - All I Need

  12.02. Nothing But Thieves - Nothing But Thieves

  19.02. Josef Salvat - Night Swim

  18.03. Fleur East - Love, Sax And Flashbacks

  06.05. Laura Mvula - Album 2016

  27.05. Izzy Bizu - A Moment Of Madness


  

  On Tour


  Three Days Grace

  17.01. Köln - LMH

  18.01. München - Theaterfabrik

  22.01. Frankfurt - Batschkapp


  Kodaline

  12.02. Hamburg - Docks

  17.02. Berlin - Huxleys

  25.02. München - Theaterfabrik

  26.02. Stuttgart - LKA Longhorn

  10.03. Frankfurt - Batschkapp

  12.03. Köln - Live Music Hall


  Mads Langer

  16.02. Darmstadt - Centralstation

  17.02. Ludwigsburg - Scala

  18.02. Erfurt - Museumskeller

  19.02. Hamburg - Gruenspan

  20.02. Bremen - Lagerhaus

  21.02. Berlin - Privatclub

  22.02. Hannover - Pavillon

  23.02. Köln - Stadtgarten


  theAngelcy

  16.02. Marburg - KFZ

  17.02. Bielefeld - Forum

  18.02. Berlin - Astra Kulturhaus

  20.02. Kassel - Schlachthof

  21.02. Bremerhaven - Pferdestall

  23.02. Dresden - Societätstheater

  24.02. Nürnberg - MUZ Club

  26.02. München - Milla

  29.02. Köln - Studio 672


  Hurts

  19.02. Köln - Palladium

  21.02. München - Kesselhaus

  15.03. Berlin - Tempodrom

  16.03. Wiesbaden - Schlachthof


  Cage The Elephant

  23.02. Köln - Underground

  25.02. Berlin - PBHFCLUB


  Filous

  24.02. Berlin

  25.02. Hamburg

  26.02. Köln

  28.02. Wien


  Walk The Moon

  05.03. Hamburg - Uebel & Gefährlich


  The Neighbourhood

  06.03. Hamburg - Gruenspan

  11.03. München - Backstage Werk

  12.03. Frankfurt - Gibson


  Josef Salvat

  14.03. Berlin - Lido

  15.03. München -Strom

  17.03. Köln - Luxor

  19.03. Frankfurt - Zoom


  Go Go Berlin

  16.03. Hannover - Lux

  17.03. Wiesbaden - Schlachthof

  21.03. Nürnberg - Club Stereo

  22.03. Essen - Weststadthalle

  27.03. Rostock - Helgas Stadtpalast


  The Internet

  18.03. Berlin - Musik & Frieden

  19.03. München - Feierwerk


  Jeff Lynne's ELO

  05.05. Oberhausen - König Pilsener Arena


  G-Eazy

  10.05. Berlin - Lido

  11.05. Frankfurt - Gibson

  12.05. Köln - Gloria Theater

  13.05. München - Freiheiz


  AC/DC

  26.05. Hamburg - Volksparkstadion

  01.06. Leipzig - Red Bull Arena


  *


  Quelle:

  Sony Music Entertainment Germany GmbH

  Ben Hiltrop

  Manager Promotion - Print International Divison

  Balanstraße 73, Haus 31 - 81541 München

  Tel: 089 - 540222-9043, Fax: 089 - 540222-69043

  E-Mail: ben.hiltrop@sonymusicexternal.com

  Internet: www.sonymusic.de
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  LABEL/4294: BBC Sound of 2016 - Unsere Nominierten im Überblick (Universal Music)


  

  Universal Music International Presse Newsletter vom 4. Januar 2016


  BBC Sound of 2016 - Unsere Nominierten im Überblick



  Wir wünschen Euch ein Frohes neues Jahr und starten am heutigen Montag direkt durch mit den Newcomern des Jahres. Die BBC kürt jedes Jahr mit der "Sound of"-Liste den hoffnungsvollsten Newcomer und hat in der Vergangenheit bereits Größen wie Adele, Sam Smith, Jessie J und Ellie Goulding ausgezeichnet. Für 2016 stehen gleich sechs KünstlerInnen und Bands aus dem Hause Universal Music auf der Longlist der Nominierten. Am 08. Januar wird der/die GewinnerIn vom BBC Sound of 2016 bekannt gegeben. Höchste Zeit, die nominierten Alessia Cara, Blossoms, Frances, Jack Garratt, Mabel und Mura Masa genauer vorzustellen.


  Viel Spaß beim Lesen und Hören

  Euer UMI Newsletter-Team


  

  BBC Sound of 2016 - Unsere Nominierten im Überblick


  Mabel - Die Tochter von Neneh Cherry bringt Downbeat, Pop & Soul


  Ihr musikalische Talent wurde Mabel in die Wiege gelegt: Die Tochter von Neneh Cherry und Cameron McVey (Produzent von Massive Attack) hat erst zwei Songs veröffentlicht und schon steht sie mit ihrer Mischung aus Downbeat, Soul und Pop auf der renommierten BBC Sound of 2016-Liste.


  Ihre Debüt-Single "Know Me Better" feierten im Sommer 2015 unter anderem The Guardian und The Fader. BBC Radio 1 kürte den Song zum Track of the Day. Über ihre zweite Single "My Boy My Town" schrieb The Fader: "Mabel sieht ziemlich tough aus, aber ihre Musik ist so sanft und ruhig wie eine lange Winternacht". Die in Spanien, London und Stockholm aufgewachsene Musikerin gehört zweifellos zu den interessantesten Neuentdeckungen des Jahres!


  http://www.universal-music.de/mabel/home


  

  Mura Masa - Atmosphärische Grooves treffen auf futuristische Beats


  Sein Künstlername Mura Masa ist abgeleitet von dem berühmten japanischen Schwert-Schmied Muramasa Sengo - und das könnte nicht passender sein für den Sound, den Kritiker als "scharf wie eine Klinge" umschreiben. Der 19-jährige Newcomer hat erst im vergangenen Jahr damit begonnen, seine eigenen Produktionen bei Soundcloud hochzuladen. Innerhalb kurzer Zeit wurden seine Tracks millionenfach gestreamt und die Musikindustrie auf Mura Masa aufmerksam. Zu seinen Fans gehören unter anderem Skrillex und Diplo. BBC Radio 1 Moderatorin Annie Mac bringt es auf den Punkt: "Seine Musik hat etwas zeitloses. Mura Masa ist gekommen, um lange zu bleiben."


  www.muramasa.me


  

  Frances begeistert mit Pop-Piano-Klängen und viel Soul


  Mit gerade einmal 22 Jahren gehört Sophie Frances Cooke, kurz: Frances, zu den eindrucksvollsten Newcomern. Sie begann mit dem Violinespiel, wechselte schließlich ans Klavier und begann eigene Songs zu schreiben, die ihren Musiklehrer zu Tränen rührten. Doch in Frances steckt noch viel mehr als die Fähigkeit grandiose Balladen zu schreiben. Mit ihrer EP "Grow", die u.a. mit Howard Lawrence von Disclosure entstanden ist, setzte Frances ein erstes deutliches Ausrufezeichen. Zudem ist sie Google Play Music's Ones to Watch 2016 und Spotify's Spotlight Artist 2016. Dass das Team um Sam Smith die 22-Jährige direkt unter Vertrag genommen hat, scheint ein weiteres Zeichen zu sein, das ihr eine spannende Zukunft als Künstlerin aufzeigt. Die EP "Grow" ist bereits als Download erhältlich.


  http://www.universal-music.de/frances/home

  http://francesmusic.com/


  

  Blossoms - Manchesters spannendster neuer Musik-Export


  Nachdem sich die Bandmitglieder Josh, Tom, Joe, Myles und Charlie zunächst an anderen Projekten beteiligt haben, gründeten sich 2013 die Band Blossoms und feilten an ihrem Sound. Die Einflüsse der 60er Jahre sind deutlich zu hören und auch die Liebe zum Feel-Good-Melodic-Pop. "Popmusik ist Pop. Sie ist aus gutem Grund beliebt", erklären Blossoms. "Uns ist das nicht peinlich, wir wollen gar nicht davon ablenken, dass unsere Musik so mitreißend wie möglich sein soll. Unser Ziel ist es, dass sich die Leute umarmen, mitsingen und zum Sound tanzen können."


  Mit Hilfe von BBC Introducing gelang Blossoms zunächst lokal der Durchbruch. Seitdem gelten sie als heißester neuer Musikexport aus Manchester und haben sich für dieses Jahr viel vorgenommen.


  www.blossomsband.co.uk


  

  Alessia Cara - Die coolste Besserwisserin


  Mit gerade einmal 18 Jahren passiert der internationale Durchbruch von Alessia Cara längst. Aber wichtig ist nur die Musik. Nachdem sie mit Coversongs die Fangemeinde in ihren Bann gezogen hat, folgte in diesem Jahr die erste Single "Here". Die "Anti-Party-Hymne" (Rolling Stone) sorgte direkt für Aufsehen und ist mittlerweile als "Song des Jahres" bei diversen renommierten Stellen gelistet. Dazu kommt die Nominierung auf die BCC Sound of 2016-Liste. Und natürlich die US-Billboardcharts, die die Kanadierin mit ihrem Debütalbum "Know-It-All" (dt. Besserwisser) direkt auf Platz 9 erobert hat. Mal eben so. Für 2016 hat sie sich vor allem eins vorgenommen: Musik machen. Auch mal albern sein. Auf Coolness pfeifen und dabei einfach verdammt cool sein. Alessia Cara veröffentlicht ihr Debütalbum "Know-It-All" - der Titel ist übrigens nicht ganz ernst gemeint - in Deutschland am 18. März.


  http://www.universal-music.de/alessia-cara/home


  

  Jack Garratt - Die Definition von Multitalent zeigt was Phase ist


  Wenn sich zahlreiche Kollegen wie u.a. James Bay oder Ellie Goulding in Interviews vehement dafür aussprechen, Jack Garratt bitteschön einen Preis zu verleihen, dann scheint der Mann aus London doch einiges richtig gemacht zu haben - musikalisch und zwischenmenschlich. Dass der Multiinstrumentalist nicht erst seit seinem Veröffentlichungs-Feuerwerk an grandiosen EPs zu den Lieblingen der britischen Kritikern gehört, wurde nun mit dem BRIT AWARD 2016 in der Kategorie "Critics' Choice" manifestiert. Der Preis kommt zeitgleich mit der Nominierung für die BBC Sound of 2016-Liste.


  Am 19. Februar 2016 veröffent licht Jack Garratt sein Debütalbum "Phase". Darauf zeigt der Brite, warum er den Sprung vom Geheimtipp zum Preisträger mehr als verdient: Ob Instrumente, Gesang oder Produktion - Jack Garratt erschafft sich seine musikalische Welt, gräbt sich durch Beats, lässt Melodien auf Sounds regnen und mischt damit das Pop-Universum auf. Die Definition von coolem Multitalent wäre damit geklärt. Der Rest folgt am 19. Februar 2016.


  http://www.universal-music.de/jack-garratt/home


  *


  Quelle:

  Copyright Universal Music Entertainment GmbH

  Universal PRESSE Webteam

  E-Mail: presse@universal-music.de

  Telefon: 030/52007-0

  Internet: umusic.com
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  AKTION/2323: Herten - Gypsy Swing meets Acoustic Fingerstyle am 15.1.2016


  

  Gypsy Swing meets Acoustic Fingerstyle


  Klangraum Glashaus Meetings - Peter Finger trifft Joscho Stephan



  Herten. Zwei Weltklassegitarristen stehen dank des Kulturbüros Herten bald gemeinsam auf der Bühne. Peter Finger und das Joscho Stephan Trio kommen am Freitag, 15. Januar, um 20 Uhr zu einem Konzert ins Glashaus. Besucherinnen und Besucher können sich auf einen Abend mit besonderer Gitarrenmusik freuen.


  Peter Finger ist ein herausragender und bekannter Gitarrenmusiker und heute die Integrationsfigur der deutschen Akustikgitarrenszene. Er ist bereits seit den siebziger Jahren weltweit bekannt, auch durch seine 17Plattenproduktionen, die er bisher herausgebracht hat. Unzählige Tourneen führten den Musiker rund um den Globus. Auftritte in Europa, USA und in Japan sind nur einige musikalische Meilensteine dieses außergewöhnlichen Künstlers.


  Peter Finger gelingt die perfekte Harmonie von Virtuosität, Musikalität und Komposition. Sein musikalischer Kosmos ist grenzenlos und zeugt von genauer Kenntnis der Musikgeschichte. So werden die Zuschauerinnen und Zuschauer immer wieder auf die Klangsprache Debussys, Ravel oder Strawinskys stoßen - und sich im gleichen Atemzug vielleicht in rockigen Gefilden oder in der weiten Welt des Jazz wiederfinden.


  Joscho Stephan war gerade mal zwanzig Jahre alt, als er sein erstes Album "Swinging Strings" veröffentlicht wurde. In Fachkreisen war sein Name da schon bekannt: Joscho Stephan entpuppt sich schon sehr früh als herausragendes Talent auf der Gitarre. Er spielt eine authentische Form des europäischen Gypsy-Jazz mit Spielfreudigkeit, entspannter Gelassenheit und einer überragenden Technik.


  "An diesem Abend findet ein in dieser Kombination seltenes Konzert statt, das man sich nicht entgehen lassen darf. Gerade junge Gitarrenspielende werden ihre Freude daran haben", so Bettina Hahn vom Kulturbüro.


  Die Veranstaltung wird von der Volksbank Ruhr Mitte gesponsert.


  Preise:

  VVK 18 Euro (ermäßigt 10 Euro)

  AK 20 Euro


  Kartenvorverkauf:


  Glashaus Herten, Hermann Str. 16, Telefon: (0 23 66) 303 232

  Buchladen Attatroll, Herner Str. 16, 45657 Recklinghausen, Telefon: (0 2361) 170 02

  Besucherzentrum Hoheward, Werner-Heisenberg-Str.14, 45699 Herten, Telefon: (0 23 66) 18 11 60

  www.proticket.de (gebührenpflichtig)


  Parken: Das Parkhaus "Rathausgalerie" ist bei der Veranstaltung bis 24 Uhr gebührenpflichtig geöffnet.


  Weitere Informationen

  Kulturbüro Herten

  Bettina Hahn

  Telefon: (0 23 66) 303 179

  www.herten.de


  www.joscho-stephan.de

  www.peter-finger.com


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung von Dienstag, 5. Januar 2016

  Pressestelle der Stadt Herten

  45697Herten

  Telefon: (02366)303-357

  Fax: (02366)303-588

  E-Mail: pressestelle@herten.de

  Internet: www.herten.de
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  KLASSIK/9693: Greifswald - Benefizkonzert "Im Anfange schuf Gott Himmel und Erde", 16.1.2016


  

  Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald


  Benefizkonzert in Greifswald: "Im Anfange schuf Gott Himmel und Erde"



  Der Greifswalder Universitätschor und das UniversitätsSinfonieOrchester laden gemeinsam mit der Kammerphilharmonie Vorpommern und Solisten aus München und Berlin zu einem Benefizkonzert am Samstag, 16. Januar 2016, um 19:00 Uhr in den Dom St. Nikolai ein. Auf dem Programm steht das Oratorium "Die Schöpfung" von Joseph Haydn unter der Leitung von Universitätsmusikdirektor Harald Braun. Karten gibt es für 15 Euro und ermäßigt für 9 Euro bei der Greifswald Info, Buchhandlung Scharfe und an der Abendkasse. Jeder Besucher unterstützt mit seinem Kartenkauf gleichzeitig mit einem Euro eine Spende an die OZ-Weihnachtsaktion und die Domrenovierung.


  Joseph Haydn (1732-1809), der neben Mozart und Beethoven zu den wichtigsten Vertretern der Wiener Klassik gehört, komponierte eine Reihe von Oratorien, von denen Il ritorno di Tobia (1775), Die Schöpfung (1796-1798) und die Jahreszeiten (1801) die bekanntesten sind. Die Schöpfung gilt als Krönung seines kompositorischen Schaffens. Die Ursprünge des Werkes liegen im Dunkeln. Vermutlich stieß Joseph Haydn bei seiner zweiten Londonreise im Jahre 1795 auf einen englischen, angeblich noch für Händel bestimmten Text. Da er sich des Englischen nicht sicher genug fühlte, bat er Baron van Swieten um eine Übersetzung, welche die Grundlage des Librettos bilden sollte. Im Frühjahr 1798 wurde Die Schöpfung mit sensationellem Erfolg uraufgeführt. Eine breite Drucklegung führte zu einer Rezeption in ganz Europa. Schon bald wurde das Werk eine Säule des bürgerlichen Konzertlebens. Bis heute gilt Die Schöpfung als Begründer eines neuen Oratorientypus, der das gesamte 19. Jahrhundert maßgeblich prägte.


  Joseph Haydn: Die Schöpfung, Hob.XXI:2

  Oratorium für Solisten, Chor und Orchester

  16.Januar 2016, 19.00 Uhr

  Dom St. Nikolai in Greifswald


  Universitätschor und UniversitätsSinfonieOrchester Greifswald

  Kammerphilharmonie Vorpommern

  Maren Roederer, Sopran

  Isabella Metelmann, Sopran

  Johannes Klügling, Tenor

  Timo Janzen, Bariton

  Leitung: UMD Harald Braun


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution65


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

  Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald, Jan Meßerschmidt,

  04.01.2016

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  VORTRAG/045: Stuttgart - A. Mölich-Zebhauser, Wieviel Erneuerung braucht die klassische Musik, 28.1.


  

  Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Januar 2016


  Donnerstag, 28.01.16, 20.00 Uhr

  Wieviel Erneuerung, wieviel Verteidigung braucht die klassische Musik

  Andreas Mölich-Zebhauser

  Veranstaltungsreihe: Wirtschaft

  Vortrag



  Der Aktualitäts-Mainstream hat seit Jahren vom Schauspiel auf die Oper übergegriffen, alles muss, so scheint es, im "Heute" verhandelt werden. Ist dieser Ansatz tatsächlich progressiv oder vielmehr nur eine modische Maske des Progressiven? Wie verhält es sich mit eher konservativen Ansätzen der Inszenierung und Vermittlung von Opern und Konzerten, die weniger vom "Heute" ausgehen und das Publikum auffordern, mögliche Assoziationen, Bezüge und Verbindungen selbst herzustellen? Mit diesen Fragen setzt sich der Intendant des Festspielhaus Baden-Baden, Andreas Mölich-Zebauser, an diesem Abend auseinander.


  Die Veranstaltung ist Teil der Reihe "Wie progressiv ist das Konservative?" des Wirtschaftsclubs im Literaturhaus.


  In Zusammenarbeit mit dem Wirtschaftsclub im Literaturhaus Stuttgart e.V.


  Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-


  *


  Quelle:

  Newsletter, Programmvorschau für Januar 2016

  Literaturhaus Stuttgart

  Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

  Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

  E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

  Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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  AUSLAND/7855: Aus aller Welt - 06.01.2016 (SB)



  MELDUNGEN



  In Nordkorea bebte die Erde


  Nordkorea behauptet, erstmals erfolgreich eine Wasserstoffbombe getestet zu haben. Die Ankündigung löst bei den Nachbarn Bestürzung aus. Die Regierung in Südkorea rief eine Krisensitzung ein. In China wird der Atomversuch als Verstoß gegen Uno-Resolutionen gewertet. Japans Regierung sieht in dem Waffentest eine ernste Bedrohung des Landes. Die US-Regierung hält sich dagegen noch mit Kritik zurück. Der von Pjöngjang gemeldete Nukleartest könne nicht bestätigt werden, teilte das Weiße Haus mit. Die amerikanische Bebenwarte USGS registrierte in der Nacht in Nordkorea ein Erdbeben der Stärke 5,1, dessen Ursache noch nicht einwandfrei geklärt werden konnte.


  6.Januar 2016
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  JUSTIZ/7855: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.01.2016 (SB)



  MELDUNGEN



  Staatsanwaltschaft ermittelt nach Schüssen auf Asylbewerberunterkunft


  Zwei Tage nach den nächtlichen Schüssen auf eine Flüchtlingsunterkunft im südhessischen Dreieich bei Offenbach, die einen schlafenden Mann am Bein verletzten, ermittelt die Staatsanwaltschaft Darmstadt wegen versuchten Mordes. Eine Justizsprecherin sprach von einem gezielten Angriff. Zur Art der Munition und Waffe oder einem möglichen fremdenfeindlichen Hintergrund machten die Behörden weiterhin keine Angaben. Es werde in alle Richtungen ermittelt, verlautete aus Polizeikreisen.


  6.Januar 2016
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN

  



  MILITÄR/7850: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.01.2016 (SB)



  MELDUNGEN



  Bundeswehrsoldaten und Ausrüstung aus der Türkei zurück


  Die in die Südtürkei verlegten Bundeswehrsoldaten des Flugabwehrraketengeschwaders 1 haben die Patriot-Mission abgeschlossen. Kraftfahrzeuge und Startgerät der Patriot-Raketenabwehrsysteme seien mit einem Schiff am Mittwoch in Lübeck-Travemünde angekommen, teilte die Bundeswehr mit. Drei Jahre lang hatten die im südanatolischen Kahramanmaras stationierten Soldaten mit ihren Luftabwehrraketen die Türkei vor möglichen Raketenangriffen aus Syrien geschützt. Der Einsatz war unter anderem wegen des von der türkischen Regierung aufgekündigten Friedensprozesses mit der PKK immer mehr in Frage gestellt worden.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN

  



  POLITIK/7853: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.01.2016 (SB)



  MELDUNGEN



  Soziale Medien sollen volksverhetzende Inhalte nicht veröffentlichen


  Der Vorstoß der CSU-Landesgruppe, volksverhetzende und beleidigende Beiträge bei sozialen Netzwerken wie Facebook und Twitter vor der Veröffentlichung zu filtern, stößt im Justizministerium auf Unverständnis. Ressortchef Heiko Maas sprach in einem Interview mit dem Spiegel-Magazin von einem unsinnigen Vorschlag. Wer so etwas fordere, habe nicht verstanden, wie soziale Netzwerke funktionieren, sagte der SPD-Politiker. Die Forderung an die Betreiber sozialer Medien steht in einem Entwurf zur Terrorbekämpfung, den die CSU-Landesgruppe auf ihrer am Mittwoch beginnenden Winterklausur in Kreuth beschließen will. Im Herbst hatten Facebook, Twitter und andere soziale Netzwerke dem Justizminister bereits zugesagt, Haßbotschaften binnen eines Tages zu löschen.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN

  



  SONSTIGES/7852: Tragisches und Kurioses - 06.01.2016 (SB)



  MELDUNGEN



  Gesunkenes Segelschiff taucht wieder auf


  Nach 130 Jahren hat das Meer die vor der Küste Cornwalls havarierte französische Brigantine Jeune Hortense wieder freigegeben. Der mit 450Rindern beladene Zweimaster war am 17. Mai 1888 am Long Rock in der Mounts Bay gestrandet. Während die vierköpfige Besatzung und ein Großteil der Tiere geborgen werden konnten, gab es für den Segler selbst keine Rettung mehr. Das Schiff zerbrach am Strand von Penzance. Nun haben Stürme die Wrackreste freigespült, berichtete die Zeitung The Cornishmen. Was mit den noch gut erhaltenen Schiffsteilen geschehen soll, ist noch unklar.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN

  



  WISSENSCHAFT/6936: Aus Forschung und Technik - 06.01.2016 (SB)



  MELDUNGEN



  ESA-Sonde Euclid soll dunkle Geheimnisse des Universums lüften


  Auf astronomischen Aufnahmen scheint das Universum gefüllt mit leuchtenden Sternen und glühender Gasmasse. Doch diese machen gerade mal etwa fünf Prozent des Alls aus. Der Rest liegt völlig im Dunkeln. Nur über ihre Wirkung auf die sichtbare Materie können Astronomen etwas über den unsichtbaren Teil in Erfahrung bringen, der sogenannten Dunklen Energie und Dunklen Materie, die für die Ausdehnung des Universums beziehungsweise das Anwachsen von Galaxien und Galaxienhaufen zuständig sein sollen. Zur Erforschung dieser unbekannten Komponenten wird die europäische Weltraumagentur ESA voraussichtlich in vier Jahren ein neues Weltraumteleskop namens Euclid zum Einsatz bringen. Das 1,5 Millionen Kilometer außerhalb der Erdbahn positionierte Fernrohr soll hierfür zwei Instrumente verwenden, die beide durch ein 1,2-m-Korsch-Teleskop mit drei Spiegeln und 24,5 m Brennweite schauen: einer abbildenden Kamera für den sichtbaren Teil des Lichts mit der Bezeichung VIS, das für visible light camera steht, und einem nah-infrarot Spektrographen samt Photometer, kurz NISP genannt für near infrared spectro-photometer. Für die Entwicklung und den Bau der auf sechs Betriebsjahre konzipierten Sonde wurden dem Luft- und Raumfahrtkonzern Thales Alenia Space (TAS) nach eigenen Angaben etwa 320Millionen Euro zur Verfügung gestellt.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  AUSLAND/6948: Aus aller Welt - 06.01.2016 (SB)



  VOM TAGE



  Konstituierende Parlamentssitzung in Caracas


  In Venezuela ist am Mittwoch das Parlament zu seiner konstituierenden Sitzung zusammengekommen. Das konservativ-liberale Oppositionsbündnis Tisch der Demokratischen Einheit (MUD) hatte vier Wochen zuvor einen deutlichen Wahlsieg über die Vereinigte Sozialistische Partei (PSUV) errungen. Drei MUD-Abgeordnete und ein PSUV-Vertreter wurden nicht vereidigt, weil sie von der Wahlkammer des Obersten Gerichtshofs wegen mutmaßlicher Unregelmäßigkeiten im Bundesstaat Amazonas suspendiert wurden. Damit bleibt der MUD vorerst unter einer verfassungsgebenden Zweidrittelmehrheit.


  Aus dem Sitzungssaal wurden alle Bilder des verstorbenen Präsidenten Hugo Chávez und des Nationalhelden Simón Bolívar entfernt. Ebenfalls von Symbolkraft war die Einladung von Vertretern der Botschaft der USA in die Nationalversammlung. Der neue Parlamentspräsident Henry Ramos Allup (Demokratische Aktion) kündigte ein Referendum zur Abwahl des amtierenden Präsidenten Nicolás Maduro an.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  GESUNDHEIT/6909: Medizin und Gesundheitswesen - 06.01.2016 (SB)



  VOM TAGE



  Antikörpertest gegen Dengue-Fieber


  Noch gibt es keine kausal wirkende Therapie gegen das Dengue-Fieber. Trotzdem scheint es einen Silberstreifen am Horizont zu geben. Denn Sebastian Ulbert vom Fraunhofer-Institut für Zelltherapie und Immunologie IZI und Mitarbeiter gelang es, einen Antikörpertest gegen das die Infektion auslösende Virus zu entwickeln. Endlich könne man die Diagnose Dengue-Fieber relativ einfach und frühzeitig stellen. Auch müßte es möglich sein, verschiedene Varianten der Krankheit zu identifizieren. Aus dem Erfolg lasse sich zwar noch keine Therapie ableiten, doch sei der Antikörpertest ein wichtiger Baustein auf dem Weg dorthin.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  JUSTIZ/6937: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.01.2016 (SB)



  VOM TAGE



  Messerattacke auf jungen Linkenpolitiker in Wismar


  In Wismar ist das 18jährige Kreisvorstandsmitglied Julian Kinzel nach Angaben seiner Partei Die Linke am Montagabend von drei Männern angegriffen und mit 17 Messerstichen an Brust und Armen verletzt worden. Der Student des Wirtschaftsrechts konnte das Krankenhaus bereits wieder verlassen. Die Angreifer sollen anhand ihrer Kleidung und Äußerungen dem rechtsextremen Milieu zugeordnet werden können. Kinzel brachte den Überfall am Dienstag zur Anzeige, wie der NDR aufgrund seiner Nachfrage beim Polizeipräsidium Rostock meldete. Eine Polizeisprecherin bestätigte den Überfall am Mittwoch. Der Staatsschutz nahm die Ermittlungen zu dem Fall auf.


  6.Januar 2016



  
    

    Copyright 2016 by MA-Verlag

    Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

    Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

    Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

    Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

    E-Mail: schattenblick@gmx.de

    Internet: www.schattenblick.de
    

  


  

  Zurück zum Inhaltsverzeichnis

  

  



  [image: Schattenblick Logo]

  



  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  KULTUR/6863: Sprache, Kunst und Medium - 06.01.2016 (SB)



  VOM TAGE



  Italien verspricht 300 Millionen Euro zur Rettung von Kulturgütern


  Trotz der knappen Kassen will die italienische Regierung erstmals seit vielen Jahren wieder nennenswert in die Rettung gefährdeter Kunstschätze, Denkmäler und Kulturgüter des Landes investieren.


  Laut Deutschlandradio Kultur gab Kulturminister Dario Franceschini Pläne bekannt, wonach in den kommenden drei Jahren 300 Millionen Euro für den Schutz des kulturellen Erbes ausgegeben werden sollen.


  Laut Ministerium in Rom sollen alle Kulturbereiche davon profitieren. Insgesamt würden die Gelder auf 241 Projekte verteilt. Unter anderem sollen sechs Millionen Euro zum Schutz der ins Wasser gebauten Altstadt von Venedig fließen. Mehr als das Doppelte werde für die Sanierung des "Domus Aurea", also Kaiser Neros Goldenen Palast, zur Verfügung gestellt.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  MILITÄR/6926: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.01.2016 (SB)



  VOM TAGE



  OPCW meldet Vernichtung syrischer Chemiewaffenbestände


  Die Organisation für das Verbot von Chemiewaffen (OPCW) in Den Haag gab am Dienstag bekannt, daß die von der syrischen Regierung 2013 deklarierten Chemiewaffenbestände vollständig vernichtet wurden. Die letzte Charge umfaßte 75 Behälter mit Fluorwasserstoff, eine Ausgangschemikalie zur Herstellung unter anderem von Sarin. Das Material sei von einer Firma in Texas unschädlich gemacht worden, berichtete der OPCW-Generaldirektor Üzümcü. Die meisten syrischen Chemiewaffen waren auf einem Spezialschiff auf hoher See zerstört worden. Laut Üzümcü geht seine Organisation weiterhin Berichten nach, wonach bei den Kämpfen in Syrien von ungenannten Bürgerkriegsparteien im August 2015 Senfgas und im März desselben Jahres Chlorgas eingesetzt worden wäre.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  POLITIK/6941: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.01.2016 (SB)



  VOM TAGE



  Hamburger Linksfraktion setzt sich für Obdachlose ein


  In Hamburg tritt die Fraktion Die Linke angesichts des Wintereinbruchs für eine Öffnung der für Obdachlose vorgesehenen Notunterkünfte auch am Tage ein. Zur Zeit bietet die Stadt 890 Schlafplätze in der Zeit von 17.00 Uhr nachmittags bis 9.00 Uhr morgens. Laut Fraktionsangaben vom Mittwoch sind die vorhandenen Tagesaufenthaltsstätten häufig überfüllt.


  Anfang der Woche hatte die Diakonie gemeldet, knapp 90 Prozent der Schlafplätze seien belegt. Der Vorsitzende des Diakonischen Werks, Landespastor Dirk Ahrens, plädierte dafür, wohnungslosen Menschen bei Nässe und Kälte tagsüber den Aufenthalt drinnen zu gestatten. Ahrens mahnte an, die Stadt müsse ihrer Verpflichtung zur Unterbringung von Wohnungslosen nachkommen. Der Senat solle konkrete Pläne zur Halbierung der Wohnungslosigkeit in den nächsten fünf Jahren vorlegen.


  Die Hamburger Obdachlosenzeitung Hinz&Kunzt startete am Mittwoch eine Online-Petition, welche binnen Stunden von 7000 Menschen unterzeichnet wurde. Sie fordern Sozialsenatorin Melanie Leonhard (SPD) zu einer ganztägigen Öffnung des Winternotprogramms auf.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  SONSTIGES/6913: Tragisches und Kurioses - 06.01.2016 (SB)



  VOM TAGE



  Restaurant-Besitzer kennt bei Thunfisch-Auktionen kein Limit


  Der Chef der japanischen Sushi-Kette Zanmai, Kiyoshi Kimura, kennt bei der traditionellen Neujahrs-Auktion auf Tokios Fischmarkt "Tsukiji" offenbar kein Limit. Auch diesmal stiegen die anderen Bieter aus, als es um den angeblich besten Roten Thunfisch im Angebot ging.


  Für ein rund 200 Kilogramm schweres Tier zahlte Kimura 14 Millionen Yen (etwa 108.500 Euro). Das war dreimal so viel wie im vergangenen Jahr, als er einen 180 kg wiegenden Thunfisch für umgerechnet "nur" 31.000 Euro ergattern konnte.


  Wie die ARD-Tagesschau berichtete, ist Kimura in Japan bekannt dafür, daß er jedes Jahr versucht, den besten Roten Thun auf der Tsukiji-Auktion zu ersteigern. Wie es hieß, sei er meistens erfolgreich gewesen.


  Im Jahr 2013 gab es allerdings Proteste von Händlern und Konsumenten, als Tokioter im Bieterwettkampf mit einem Restaurant in Hongkong bis auf umgerechnet 1,2 Millionen Euro für einen Fisch gingen.


  Japaner konsumieren drei Viertel der weltweiten Thunfischfänge. Sie essen den Fisch meist roh als Sushi oder Sashimi. Der Rote Thun gilt allerdings als bedroht.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  SOZIALES/6938: Arbeit, Soziales und Familie - 06.01.2016 (SB)



  VOM TAGE



  Verdi setzt Arbeitskampf bei Amazon fort


  Die Dienstleistungsgewerkschaft Verdi setzte ihren jahrelangen Kampf um Tarifverträge beim US-Online-Händler Amazon in Deutschland am Mittwoch fort. An den Standorten Leipzig, Rheinberg und Werne waren die Beschäftigten erneut zum Streik aufgerufen worden. Die Arbeitsniederlegung fällt in eine Zeit, in der der Versandhändler wegen der nachweihnachtlichen Umtauschaktionen besonders gefragt ist. Zudem ist in einigen Bundesländern der Dreikönigstag ein kirchlicher Feiertag, an dem regulär nicht gearbeitet wird.


  Die Gewerkschaft will erreichen, daß die Beschäftigten nach den höheren Tarifen des Einzelhandels und nicht nach denen der Logistikbranche bezahlt werden. Im laufenden Jahr will Verdi für Amazon das Thema der Allgemeinverbindlichkeit des Tarifvertrags auf die Tagesordnung bringen. Das heißt, sobald das Bundesarbeitsministerium den in einer Branche geschlossenen Tarifvertrag für allgemeinverbindlich erklärt, müssen die Regelungen von allen anderen Branchenbetrieben übernommen werden, auch wenn die Unternehmen nicht tarifgebunden sind.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  UMWELT/6920: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 06.01.2016 (SB)



  VOM TAGE



  Kohlekraftwerke vergiften die Umwelt auch mit Quecksilber


  Wenn die Umweltunverträglichkeit von Kohlenkraftwerken angeführt wird, ist zumeist der Ausstoß von Kohlendioxid und Feinstaub gemeint. Dabei gelangen noch weit größere Gifte bei der Kohleverstromung in die Umwelt. Wie dpa meldete, stoßen deutsche Kohlekraftwerke im Jahr rund sieben Tonnen hochgiftiges Quecksilber aus. Ein Gutachten des Hamburger Instituts für Ökologie und Politik, das im Auftrag der Grünen-Bundestagsfraktion erstellt wurde, hatte ergeben, daß 70 Prozent des Quecksilberausstoßes in Deutschland auf Kohlekraftwerke zurückgehen. Deutschland ist in der EU neben Polen und Griechenland Spitzenreiter bei der Quecksilberbelastung.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  WIRTSCHAFT/6925: Märkte und Finanzen - 06.01.2016 (SB)



  VOM TAGE



  Minister Gabriel gründet deutsch-kubanisches Unternehmerforum


  Bundeswirtschaftsminister Gabriel hält sich von Mittwoch bis Freitag auf Kuba auf, wo er unter anderem ein deutsch-kubanisches Unternehmerforum eröffnen will. Vor seinem Abflug hatte der Vizekanzler auf den hohen Erneuerungs- und Investitionsbedarf Kubas und den hervorragenden Ruf von Produkten "Made in Germany" hingewiesen. Laut Gabriel ist Kuba besonders für deutsche Unternehmen der Bereiche Energie und Gesundheit sowie Maschinen- und Anlagenbau interessant. Zur Zeit sind rund 50 deutsche Unternehmen im sozialistischen Kuba präsent. Vom Handelsvolumen her spielt Kuba in Deutschland noch keine bedeutende Rolle. Der Hauptgeschäftsführer des Deutschen Industrie- und Handelskammertages (DIHK), Wansleben, betonte gegenüber der Deutschen Presse-Agentur, wichtig sei, daß man sich jetzt in Position bringe, da die USA ihr Embargo wohl nicht mehr vor den Präsidentschaftswahlen im November zurücknähmen.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  WISSENSCHAFT/6943: Aus Forschung und Technik - 06.01.2016 (SB)



  VOM TAGE



  BSI warnt vor Sicherheitslücken bei Android-Geräten


  Erneut Sicherheitslücken bei den Betriebssystemen von Google. Wie das Nachrichtenportal n-tv.de meldete, hat das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnologie (BSI) daher eine Technische Warnung veröffentlicht. Es habe sich gezeigt, daß Android-Systeme mit gravierenden Lücken zu kämpfen hätten, so die Behörde. Daher sollten Android-Nutzer möglichst rasch aktualisierte Versionen ihres Betriebssystems installieren. Hintergrund der Warnung sind Sicherheitsupdates, die Google gerade für Nexus-Geräte veröffentlicht hatte. Nicht weniger als zwölf Sicherheitslücken waren dabei geschlossen worden, von denen selbst Google fünf als kritisch einstufte. Durch sie konnten Hacker unter anderem Informationen ausspähen, Sicherheitsmechanismen umgehen sowie beliebige Befehle und Programme ausführen und damit die Kontrolle über das Gerät übernehmen.
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  GENETIK/211: Mit Computern die Bausteine des Lebens erschließen (Spektrum - Uni Bayreuth)


  

  Spektrum 2/2015 - Universität Bayreuth


  Mit Computern die Bausteine des Lebens erschließen

  

  Der Wandel der Biowissenschaften im digitalen Zeitalter


  von G. Matthias Ullmann



  Die biologischen Wissenschaften haben sich in den letzten zwanzig Jahren grundlegend geändert. Hauptgründe dafür sind der Einsatz von Automatisierungstechnologien und die Vernetzung der Forschenden und der wissenschaftlichen Daten im Internet. Zudem sind die Kosten für die Generierung enormer Datenmengen mittlerweile stark gesunken. Ein Beispiel ist das 1990 gegründete und 2003 offiziell beendete Human Genome Project. Dieses von einem internationalen Forschungsverbund getragene Vorhaben zielte darauf ab, das Genom des Menschen vollständig zu analysieren und kostete rund 3 Milliarden Dollar. Heute hingegen kann man das Genom eines einzelnen Menschen schon für weniger als 10.000 Dollar bestimmen.


  Die Sequenzierungstechniken, die bei diesen Forschungsarbeiten zum Einsatz kommen, haben auch ein breites Anwendungsfeld in der Ökologie. So werden bei der Untersuchung mikrobieller Lebensgemeinschaften nicht die Genome einzelner Bakterien bestimmt, sondern die Genome aller Organismen der Lebensgemeinschaft, die sogenannten Metagenome. Die strukturellen Untersuchungen von Biomolekülen haben sich ebenfalls stark gewandelt, wie das Beispiel der Kristallisationsroboter zeigt. Diese kommen unter anderem bei der Züchtung von Proteinkristallen zum Einsatz, die oftmals unentbehrlich sind, um die dreidimensionalen Strukturen von Biomolekülen bestimmen zu können.


  Für die rasanten Fortschritte auf diesen Gebieten ist neben den technologischen Innovationen auf der apparativen Seite auch die Entwicklung von Software entscheidend. Als die Strukturbiologie in den späten 1950er Jahren in den Kinderschuhen steckte, baute man Modelle von Molekülen noch aus Draht und Kugeln in monatelanger Kleinarbeit. Heute dagegen können Proteinstrukturen in manchen Fällen schon innerhalb weniger Stunden auf einem Laptop berechnet werden, sobald die erforderlichen experimentellen Daten vorliegen.


  

  Internet - das Medium für den wissenschaftlichen Datenaustausch


  Seit den Ursprüngen des Internets ist der Austausch wissenschaftlicher Daten eine seiner wichtigsten Aufgaben. Viele Daten sind heute über Datenbanken, die von großen Forschungseinrichtungen wie dem European Bioinformatics Institute (GB) oder dem National Center for Biotechnology Information (USA) gepflegt werden, weltweit online verfügbar. Dabei stellen die meisten dieser Institute nicht nur die Rohdaten zur Verfügung, sondern bieten über Webserver zahlreiche Suchmöglichkeiten und Analysewerkzeuge an. Wer die Daten für die eigene Forschung nutzen will, ist deshalb nicht darauf angewiesen, auf dem eigenen Computer spezielle Software zu installieren und große Datenbanken vorzuhalten.


  Allerdings bedürfen die Daten der Analyse und der Interpretation. Darauf wies bereits der britische Biologe Sydney Brenner im Jahr 2002 hin, als er den Nobelpreis für Medizin und Physiologie erhielt: "Die große Herausforderung in der biologischen Forschung heute ist es, Daten in Wissen zu verwandeln. Ich habe Menschen getroffen, die denken, Daten sind Wissen, aber diese Menschen streben dann danach, Wissen in Verstehen zu wandeln." [1]


  

  Mathematische Modelle fordern und fördern Interdisziplinarität


  Um einen schwierigen Sachverhalt zu verstehen, ist es in den Naturwissenschaften notwendig, ein konzeptionelles Modell zu entwickeln, das eine vereinfachte bildliche Vorstellung des Sachverhalts ermöglicht. Sobald es jedoch darum geht, tiefere und oft weniger offensichtliche Zusammenhänge aufzuzeigen, sind computergestützte mathematische Modelle unverzichtbar. Zwei Chemie-Nobelpreise unterstreichen deren zentrale Bedeutung für die Forschung: 1998 wurden John Pople und Walter Kohn für die Entwicklung quantenchemischer Methoden gewürdigt; 2013 ging die Auszeichnung an Martin Karplus, Michael Levitt und Arieh Warshel, die sich um die Entwicklung von Multiskalen-Modellen für komplexe chemische Systeme verdient gemacht hatten.


  Solche computergestützten Methoden auf biochemische und biologische Fragestellungen anwenden zu können, erfordert ein breites fächerübergreifendes Fundament in den Naturwissenschaften. Wer die Biologie nicht versteht, kann nicht die richtigen Fragen stellen. Wer Physik und Chemie nicht beherrscht, dem fehlt das Hintergrundwissen, um die Fragen zu beantworten. Wer Angst hat vor Computern und Mathematik, hat nicht das Handwerkszeug, um die Probleme anzugehen. Interdisziplinarität ist daher in den modernen molekularen Biowissenschaften von überragender Bedeutung.


  

  Computersimulationen zur Dynamik von Proteinen


  An der Universität Bayreuth hat sich bereits vor 12 Jahren eine Forschungsgruppe für Bioinformatik und Strukturbiologie etabliert. Sie untersucht mit theoretischen Methoden die chemischen Mechanismen von Enzymen. Die Vielfalt der Fragestellungen spiegelt sich dabei in der Unterschiedlichkeit der jeweiligen Verfahren, die für deren Bearbeitung eingesetzt werden. Ist man beispielsweise am genauen Ablauf einer chemischen Reaktion interessiert, führt kein Weg an quantenchemischen Methoden vorbei. Will man mehr über die Bewegungsabläufe eines einzelnen Proteins erfahren, ist Molekulardynamik die Methode der Wahl. Ist man an sehr großen Enzymsystemen interessiert, können Kontinuumelektrostatik-Rechnungen in Kombination mit einem Master-Gleichungsansatz die Lösung sein. Der Erfolg einer Simulation hängt immer davon ab, dass die jeweils passenden Methoden sinnvoll kombiniert werden und die dabei relevanten Größen- und Zeitskalen korrekt behandelt werden.


  Eine Kombination von Methoden, die auf verschiedene Größen- und Zeitskalen Bezug nehmen, ist häufig eine Grundlage für Computersimulationen. So wurde in Bayreuth beispielsweise ein neuer Ansatz erarbeitet, um die Dynamik von Proteinen zu simulieren. Die meisten großen Proteine sind aus mehreren Domänen aufgebaut. Es handelt sich dabei um kompakte molekulare Einheiten, welche die Proteine beweglich machen - und zwar so, dass die Proteine ihre jeweiligen Funktionen erfüllen. Die Organisation dieser Domänen muss man deshalb verstehen, um die Dynamik der Proteine erkennen und vorhersagen zu können. Der neue Ansatz hilft, funktionelle Proteinbewegungen in biologischen Prozessen besser zu verstehen, beispielsweise bei der Übertragung von Signalen oder der Ligandenbindung. Das in Bayreuth entwickelte Programm namens "CoMoDo" - die Abkürzung steht für "Covariance of Motion Domains" - ist als Open Source Software allgemein zugänglich. [2]


  

  Linux - Der versteckte Motor des wissenschaftlichen Rechnens


  Als der Einsatz von Computern in der Wissenschaft noch am Anfang stand, beschränkte er sich meist auf wenige Institute mit Großrechnern. Diese Computer arbeiteten nicht mit Windows oder DOS, sondern dem Betriebssystem Unix. Es ist auf wissenschaftliche Bedürfnisse sehr gut zugeschnitten, da es erlaubt, Daten sehr einfach zu bearbeiten, dazustellen und zu transferieren. Im Bereich der in den 1990er Jahren entwickelten Heimcomputer dominierte hingegen das Betriebssystem Windows, das eine der Ursachen für deren eingeschränkte Funktionalität war. In der computergestützten Forschung wurden deshalb zu dieser Zeit immer noch teure Workstations, insbesondere der Firmen Sun, Silicon Graphics oder IBM, eingesetzt. Denn diese Computer liefen unter dem Betriebssystem Unix, dessen Funktionalität für das wissenschaftliche Arbeiten mit Computern im größeren Maßstab unverzichtbar ist.


  Ab Mitte der 1990er Jahre setzte sich jedoch mehr und mehr das Betriebssystem Linux durch, das es ermöglichte, die volle Funktionalität eines Unix-Systems auf normalen Heimcomputern zu nutzen. Die Entwicklung wurde durch den Umstand begünstigt, dass Linux kostenlos zur Verfügung gestellt wird. Zumeist ist auch der Quellcode der Programme zugänglich, so dass es möglich ist, die theoretischen Grundlagen der Programme nachzuvollziehen und Teile der Programme in eigener Software wiederzuverwenden. Deshalb ist die Bedeutung von Linux für die Entwicklungen der Bioinformatik und anderer computergestützter Forschungsrichtungen kaum zu überschätzen.


  

  Herausforderungen der Zukunft


  In den letzten Jahren wurden in den Biowissenschaften viele experimentelle Methoden entwickelt, die sehr große Datenmengen in kürzester Zeit produzieren können. Um diese großen Datenmengen sinnvoll analysieren zu können, werden in Zukunft alle, die in den Biowissenschaften erfolgreich arbeiten wollen, mit dem Computer sicher umgehen und grundlegende Kenntnisse in der Computerprogrammierung besitzen müssen. Steve Jobs, der Mitbegründer von Apple Inc., hat einst in einem Interview gesagt, dass jeder lernen sollte, wie man einen Computer programmiert, da dies einem beibringt zu denken. [3] So wie heute niemand sein Abitur ohne Grundkenntnisse der Integral- und Differentialrechnung besteht, wird in wenigen Jahren ein naturwissenschaftlicher Universitätsabschluss ohne Kenntnisse in der Computerprogrammierung und der automatisierten Datenanalyse nicht möglich sein.


  Die zentrale Rolle der Verarbeitung digitaler Daten und die Bedeutung des Betriebssystems Linux im wissenschaftlichen Rechnen sollte sich daher auch stärker in der universitären Lehre widerspiegeln. Das erfordert jedoch ein Umdenken auf Seiten der Studierenden, die gerade in den Biowissenschaften nicht besonders computer- und theorieaffin sind, aber auch auf Seiten der Lehrenden. Die Computerausbildung muss neben mathematischphysikalischen Themen einen breiteren Raum in den biowissenschaftlichen Studiengängen einnehmen und eine größere Tiefe erreichen. Nur so wird es den Universitäten auch weiterhin möglich sein, mit dem Wandel in den Biowissenschaften Schritt zu halten und ihn kreativ mitzugestalten.


  • Prof. Dr. G. Matthias Ullmann ist Professor für Bioinformatik/Strukturbiologie an der Universität Bayreuth.


  

  Anmerkungen


  [1]"The great challenge in biological research today is how to turn data into knowledge. I have met people who think data is knowledge but these people are then striving for a means of turning knowledge into understanding." Sydney Brenner: Ontology Recapitulates Philology, in: The Scientist (2002) 16(6), S. 12..


  [2]Silke A. Wieninger und G. Matthias Ullmann: CoMoDo: Identifying Dynamic Protein Domains Based on Covariances of Motion, in: Journal of Chemical Theory and Computation (2015), 11 (6), S. 2841-2854.


  [3]www.youtube.com/watch?v=mCDkxUbalCw, aufgerufen am 19.11.2015.


  *
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  Ausgabe 2 - November 2015, Seite 22-25

  Universität Bayreuth

  Stabsabteilung PMK - Presse, Marketing und Kommunikation
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  INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / GEOWISSENSCHAFTEN

  



  MELDUNG/276: Informationen zum Test einer Wasserstoffbombe in Nordkorea (GFZ)


  

  Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ - 06.01.2016


  Informationen zum Test einer Wasserstoffbombe in Nordkorea



  06.01.2016: Heute morgen wurde in Nordkorea im Bereich des Testgeländes Punffyue Ri ein seismisches Ereignis in sehr geringer Tiefe registriert. Automatische Messungen des GEOFON-Netzwerks des Deutschen GeoForschungsZentrums GFZ zeigten um 01:30:01 Weltzeit (10:00:01 Ortszeit) ein Beben mit der Magnitude M 5,3 in der Region des Testgeländes von Punggye-ri im Nordosten des Landes. Bereits 2006, 2009 und 2013 wurden von Nordkorea hier Atombombentest durchgeführt.


  Geophysikalisch unterscheiden sich durch Explosionen erzeugte Beben deutlich von natürlichen Erdbeben. Die Ähnlichkeit der Wellenformen sowie die flache Herdtiefe legen nahe, dass es sich bei dem heutigen Ereignis wieder um eine starke Explosion handelt. Ein Vergleich mit den Messungen von 2009 und 2013 zeigt eine größere Magnitude als bei den vorangegangenen Tests.


  Elf Minuten nach der Explosion konnte die GEOFON-Station des GFZ in Flechtingen/Sachsen-Anhalt das Ereignis in einem Seismogramm erfassen:

  https://media.gfz-potsdam.de/gfz/wv/05_Medien_Kommunikation/Bildarchiv/Einzelbilder_Neuestes/20160106_korea_GFZ.png


  Station in China:

  https://media.gfz-potsdam.de/gfz/wv/05_Medien_Kommunikation/Bildarchiv/Einzelbilder_Neuestes/Nord-Korea_GFZ.png


  Die Lokation des Testgeländes findet sich hier:

  http://geofon.gfz-potsdam.de/eqinfo/event.php?id=gfz2016ajgm


  Die GEOFON-Daten der Explosionen von 2009, 2013 und 2016 finden sich hier:

  http://geofon.gfz-potsdam.de/eqinfo/list.php?latmin=41&latmax=42&lonmin=128&lonmax=130&fmt=html


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung vom 6. Januar 2016

  Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches GeoForschungsZentrum

  Franz Ossing

  Telegrafenberg, 14473 Potsdam / Germany

  Telefon: +49 (0)331-288 1040, Fax +49 (0)331-288 1044

  E-Mail: ossing@gfz-potsdam.de

  Internet: www.gfz-potsdam.de
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  INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK

  



  MELDUNG/597: Wechselspiel zwischen elektrischer Ladung und Licht (idw)


  

  Georg-August-Universität Göttingen - 05.01.2016


  Wechselspiel zwischen elektrischer Ladung und Licht


  Forscherteam der Universität Göttingen entdeckt Modellsystem auf atomarer Skala



  Viele heutige elektronische Bauteile haben im Zuge ihres Miniaturisierungsprozesses eine Größe auf der atomaren Skala erreicht. Ein substantieller Faktor für eine erfolgreiche Funktionalität ist hierbei die Kontrolle elektrischer Ladungen und Felder auf kleinster Skala. Ein Forscherteam der Universität Göttingen hat ein Modellsystem gefunden, mit dem es möglich ist, die Dynamik einzelner Ladungsträger innerhalb solcher elektronischen Strukturen mit molekularer Auflösung zu charakterisieren. Die Ergebnisse sind in der Fachzeitschrift Nature Communications erschienen.


  "Das Experiment besteht aus einer Kombination von optischer Anregung mit Hilfe eines Lasers und der Rastertunnelmikroskopie", erklärt Erstautor Philipp Kloth vom IV. Physikalischen Institut der Universität Göttingen. "Wie bei einer Solarzelle werden durch die Anregung der Halbleiteroberfläche mit Licht freie Ladungsträger generiert." Neu ist nun die Rolle des Rastertunnelmikroskops: Dies ist nicht nur in der Lage, das Material auf atomarer Skala abzubilden, sondern kann zusätzlich genutzt werden, um gezielt Ladungen in das System zu injizieren. "Damit ist es möglich, das Gleichgewicht der optisch generierten Ladungsträger aktiv zu stören. Als Folge lassen sich die Konzentration von freien Ladungsträgern kontrolliert einstellen und damit verschiedene Abschirmmechanismen von elektronischen Feldern auf atomarer Skala simulieren", so Mitautor Dr. Martin Wenderoth vom IV. Physikalischen Institut der Universität Göttingen.


  Die neuen Ergebnisse, die im Rahmen des Sonderforschungsbereichs (SFB) 1073erzielt wurden, stehen exemplarisch für jüngste Entwicklungen eines neuen Forschungsschwerpunktes am Göttingen Campus. Der SFB 1073 befasst sich speziell mit der Kontrolle von Energieumwandlungen auf kleinster Skala. Das im Forschungsprojekt von Dr. Wenderoth entwickelte und in Zusammenarbeit mit Prof. Dr. Claus Ropers und Prof. Dr. Alec Wodtke konzipierte Experiment stellt hierbei einen wichtigen Baustein zur Untersuchung solcher Prozesse dar. "In Zukunft soll die Lichtanregung auf Oberflächen gezielt dazu eingesetzt werden, chemische Prozesse einzelner Moleküle auszulösen und dann mit dem Rastertunnelmikroskop zu charakterisieren", so Dr. Wenderoth. Dabei könnte das Verständnis solcher Prozesse bei der Entwicklung von künstlicher Photosynthese helfen und somit zur Entwicklung effizienter Anwendungen zur Energiegewinnung und -konversion beitragen.


  

  Originalveröffentlichung:

  Philipp Kloth et al. Controlling the screening process of a nanoscaled space charge region by minority carriers. Nature Communications. Doi: 10.1038/ncomms10108.


  Weitere Informationen unter:

  http://www.uni-goettingen.de/de/3240.html?cid=5397


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution77


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

  Georg-August-Universität Göttingen, Thomas Richter, 05.01.2016

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  INFOPOOL / PANNWITZBLICK / VERANSTALTUNGEN

  



  BERATUNG/649: Hanau - Erste Sprechstunde des Behindertenbeauftragten in diesem Jahr am 26.1.2016


  

  Nächste Sprechstunde des Behindertenbeauftragten am 26.1.2016



  Die reguläre Sprechstunde des ehrenamtlichen Behindertenbeauftragten der Stadt Hanau am 12. Januar entfällt. Damit findet die erste planmäßige Sprechstunde im neuen Jahr am Dienstag, 26. Januar, von 14.30 bis 16.30 Uhr statt. Ab Februar gelten wieder die üblichen Sprechzeiten. Der Behindertenbeauftragte ist dann jeden zweiten Dienstag im Monat von 9 bis 11 Uhr sowie jeden vierten Dienstag im Monat von 14.30 bis 16.30 Uhr im Haus am Steinheimer Tor anzutreffen.


  Ansprechpartner für ergänzende Fragen oder Anregungen ist Michael Stegmann, der unter der Telefonnummer 66820-44 oder per Email unter michael.stegmann@hanau.de erreichbar ist.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung von Mittwoch, 6. Januar 2016

  Stadt Hanau

  Pressestelle

  Am Markt 14-18, 63450 Hanau

  E-Mail: Pressestelle@hanau.de
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  INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

  



  ARBEIT/1041: Arbeitsmarkt - Nahles muss Bedingungen für Flüchtlinge und Langzeitarbeitslose verbessern


  

  Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 5. Januar 2016


  Arbeitsmarkt: Nahles muss Bedingungen für Flüchtlinge und Langzeitarbeitslose verbessern



  Zu den aktuellen Arbeitsmarktzahlen und zum Jahresrückblick 2015 erklärt Brigitte Pothmer, Sprecherin für Arbeitsmarktpolitik:


  Konjunktur und Flüchtlingszuzug haben die Nachfrage nach Arbeitskräften befördert. Doch die ungelösten strukturellen Probleme am Arbeitsmarkt sorgen im Jahresrückblick für eine ernüchternde Bilanz: Die Voraussetzungen für eine gelungene Arbeitsmarktintegration sind gegenwärtig weder für Flüchtlinge noch für Langzeitarbeitslose gegeben. Durch Schönrechnerei versucht Arbeitsministerin Nahles zu kaschieren, dass sie für 2016 nicht genug Geld für die Arbeitsmarktintegration von Flüchtlingen zur Verfügung gestellt hat.


  Die Flüchtlinge sind eine große Chance für unser Land. Die Bundesregierung ist jedoch gerade dabei diese Chance zu verspielen. Wenn die Integration gelingen soll, dann ist es höchste Zeit, die Bedingungen für Flüchtlinge am Arbeitsmarkt zu verbessern. Auf die Liste der guten Vorsätze für Arbeitsministerin Nahles gehört es deshalb jetzt, die Vorrangprüfung abzuschaffen, endlich eine sichere Bleibeperspektive während der Berufsausbildung und anschließender Beschäftigung zu ermöglichen, und in die Qualifizierung der Flüchtlinge zu investieren, anstatt sie in Ein-Euro-Jobs zu parken.


  Um sozialen Sprengstoff zu vermeiden, dürfen Anstrengungen für Flüchtlinge nicht zulasten einheimischer Arbeitsloser und insbesondere von Langzeitarbeitslosen gehen. Denn die Statistik beweist: Vor allem Langzeitarbeitslose profitieren kaum von der guten Lage am Arbeitsmarkt. Noch immer gibt es über eine Million Menschen, die länger als ein Jahr arbeitslos sind. Auch für sie muss Nahles endlich neue Konzepte entwickeln und darf nicht länger alten Wein in neuen Schläuchen verkaufen.


  Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung vom 5. Januar 2016

  Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

  Platz der Republik 1, 11011 Berlin

  Pressestelle

  Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

  E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

  Internet: www.gruene-bundestag.de
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  INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU

  



  SOZIALES/1754: Sexuelle Übergriffe müssen zu Konsequenzen führen


  

  Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. Januar 2016


  Sexuelle Übergriffe müssen zu Konsequenzen führen


  Übergriffe treffen das Wertesystem unserer Gesellschaft



  Zu den Vorfällen sexueller Belästigung und Gewalt gegen Frauen in der Silvesternacht in Köln, Hamburg und Stuttgart erklärt der frauenpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Marcus Weinberg:


  "Deutschland hat gezeigt: Wir sind ein offenes Land mit einer beeindruckenden Willkommenskultur und einem freundlichen Gesicht gegenüber Flüchtlingen und Zugewanderten. Wer in Deutschland Schutz vor Verfolgung und Bedrohung sucht, hat aber die Rechtsordnung des Gastlandes zu akzeptieren und sich so zu verhalten, dass er keine Gefahr für andere darstellt. Ansonsten kann er sich nicht auf seine eigene Schutzbedürftigkeit berufen.


  Die Frauenrechte und das Recht auf sexuelle Selbstbestimmung sind zentraler Bestandteil unseres Rechtssystems und unserer Gesellschaftsordnung. Diese Rechte sind nicht verhandelbar oder kulturbedingt zu relativieren.


  Wenn es möglich ist, dass ganze Männerhorden Frauen sexuell belästigen, wird nicht nur die einzelne Frau, sondern das Wertesystem unserer Gesellschaft angegriffen.


  Die Hintergründe der Vorfälle müssen unverzüglich aufgeklärt und Konsequenzen gezogen werden. Und es sollte gelten: Ausländer, die in Deutschland ein Bleiberecht haben, aber straffällig werden, müssen mit Konsequenzen für ihren Aufenthaltsstatus rechnen. Die Union wird prüfen, wie eine Verschärfung umzusetzen ist."


  *


  Quelle:

  CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

  Platz der Republik 1, 11011 Berlin

  Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

  E-Mail: fraktion@cducsu.de

  Internet: www.cducsu.de
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  INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE

  



  ARBEIT/1582: Strukturelle Probleme des Arbeitsmarktes dominieren auch 2016


  

  Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. Januar 2016


  Pia Zimmermann: Strukturelle Probleme des Arbeitsmarktes dominieren auch 2016



  "Für die Menschen mit den größten Problemen am Arbeitsmarkt war 2015 kein gutes Jahr. Die Bundesregierung hat ein weiteres Mal die notwendige Neuorientierung der Arbeitsmarktpolitik verweigert. Die Anzahl der Langzeiterwerbslosen liegt noch immer bei über einer Million. Die Jobchancen für Ältere, Menschen mit Behinderungen und Migranten haben sich nicht nennenswert verbessert. Auch 2016 ist keine wesentliche Entspannung für diese Menschen zu erwarten. Die Schaffung eines öffentlich geförderten Beschäftigungssektors und die Einführung eines Rechtsanspruchs auf Weiterbildung sind längst überfällig. Dafür muss aber die Unterfinanzierung der Arbeitsmarktpolitik endlich beendet werden", erklärt Sabine Zimmermann, stellvertretende Vorsitzende und arbeitsmarktpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, zum aktuellen Arbeitsmarktbericht der Bundesagentur für Arbeit. Zimmermann weiter:


  "Trotz des gesetzlichen Mindestlohns sind noch immer 1,1 Millionen abhängig Beschäftigte auf ergänzende Hartz IV-Leistungen angewiesen. Der Mindestlohn muss schnellstmöglich auf zehn Euro die Stunde angehoben werden und ohne Ausnahmen gelten. Die Forderung nach weiteren Ausnahmen für Flüchtlinge ist strikt zurückzuweisen. Um Altersarmut zu verhindern, muss der Mindestlohn weiter erhöht werden. Aber der Mindestlohn alleine reicht nicht aus, um Arbeit existenzsichernd zu machen. Zusätzlich muss systematische Niedriglohnbeschäftigung in Form von Leiharbeit oder über Werkverträge endlich unterbunden werden. Minijobs müssen in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung überführt werden."


  *
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  Platz der Republik 1, 11011 Berlin

  Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

  E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

  Internet: www.linksfraktion.de



  veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Januar 2016


  

  Zurück zum Inhaltsverzeichnis

  

  



  [image: Schattenblick Logo]

  



  INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE

  



  ARBEIT/1581: Tolle Etiketten helfen Langzeitarbeitslosen nicht


  

  DIE LINKE - Presseerklärung vom 5. Januar 2016


  Tolle Etiketten helfen Langzeitarbeitslosen nicht



  Zur Situation auf dem Arbeitsmarkt im Dezember 2015 erklärt der Bundesgeschäftsführer der Partei DIE LINKE, Matthias Höhn:


  Laut offizieller Statistik waren im Dezember des vergangenen Jahres 2,681 Millionen Menschen ohne Arbeit. Inklusive aller, die aus statistischen Gründen in den offiziellen Zahlen gar nicht erst auftauchen, wäre das Ergebnis realistisch - und deutlich schlechter: Real liegt die Zahl der Arbeitslosen bei 3,471 Millionen, wie DIE LINKE auch in diesem Monat nachgerechnet hat.


  Etiketten wie "Rekordjahr" oder "bester Stand seit 1992" helfen all denen nicht, die im verfestigten Sockel der Langzeitarbeitslosigkeit feststecken - und dies oft seit Jahren. Dort, wie auch bei den prekären Beschäftigungen, sind überwiegend Frauen die Leidtragenden einer verfehlten Arbeitsmarktpolitik, die viel zu wenig auf aktive Vermittlung und Förderung setzt, sich stattdessen von wankelmütiger Konjunktur abhängig macht.


  Experten erwarten ein Ende des stetigen Rückgangs der Arbeitslosigkeit für das laufende Jahr. Es wäre allerhöchste Zeit, sich darauf einzustellen und endlich mit aktiven, wirksamen arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen gegenzusteuern. "Vor dem Schaden klug sein", sagt der weise Volksmund und Ministerin Nahles sollte dies schnell beherzigen.


  *


  Quelle:

  Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 5. Januar 2016

  Bundesgeschäftsstelle

  Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin
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  veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Januar 2016


  

  Zurück zum Inhaltsverzeichnis

  

  



  [image: Schattenblick Logo]

  



  INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE

  



  ARBEIT/1580: Nach US-Klage gegen VW müssen die Beschäftigten geschützt werden


  

  Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. Januar 2016


  Klaus Ernst: Nach US-Klage gegen VW müssen die Beschäftigten geschützt werden



  "Nach der Klage des US-Justizministeriums muss es oberste Aufgabe von Konzernführung und Bundesregierung sein, alles an die Sicherung der Beschäftigung bei VW zu setzen. Das gilt auch für die bei VW beschäftigten Leiharbeiter. Es wäre unerträglich, wenn die Beschäftigten die Zeche für die kriminellen Machenschaften von Teilen der Konzernspitze zahlen müssten", erklärt Klaus Ernst, stellvertretender Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf die Milliarden-Klage gegen Volkswagen. Ernst weiter:


  "Die Verantwortlichen für die Abgasmanipulationen bei VW müssen strafrechtlich belangt werden. Rücktritte reichen angesichts der kriminellen Energie und des angerichteten Schadens bei weitem nicht aus."


  *
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  INNEN/4491: Es darf keine Angsträume in unseren Städten und Gemeinden geben


  

  Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. Januar 2016


  Ulla Jelpke: Es darf keine Angsträume in unseren Städten und Gemeinden geben



  "Sollten die bisherigen Schilderungen und Erkenntnisse zutreffen und sich bis zu tausend Personen an den Übergriffen beteiligt haben, dann haben wir es in Köln nicht nur mit einer besonders perfiden Dimension von bandenmäßiger Gewaltkriminalität zu tun, sondern auch mit einem eklatanten Fall von Polizeiversagen", sagt Ulla Jelpke, innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf die Silvesternacht, in der zahlreiche Frauen auf dem Domplatz vor dem Kölner Hauptbahnhof Opfer sexualisierter Männergewalt wurden. Organisierte Banden junger Männer bedrängten inmitten einer größeren Menschenmenge ihre Opfer, belästigten sie sexuell und beraubten sie dabei. In mindestens einem Fall soll es zu einer Vergewaltigung gekommen sein. Bislang wurden rund 90 Anzeigen von Betroffenen erstattet. Auch in Hamburg und Stuttgart kam es zu sexuellen Übergriffen und Raubdelikten durch offenbar organisierte Banden. Jelpke weiter:


  "Den Opfern gehört meine Solidarität. Ich möchte alle Betroffenen ermutigen, sich nicht durch Scham davon abhalten zu lassen, das Vorgefallene zur Anzeige zu bringen. Die Täter müssen ermittelt, verfolgt, gestellt und konsequent zur Rechenschaft gezogen werden.


  Nach bisherigem Kenntnisstand soll es sich bei den Tätern um aufgrund früherer Straftaten polizeibekannte Personen gehandelt haben, es gibt bislang keine Hinweise auf eine Beteiligung von Flüchtlingen. Dass die Täter nach Zeugenaussagen nordafrikanischen oder arabischen Aussehens waren, befeuert jetzt die rassistische Hetze gegen Flüchtlinge. Allerdings gibt es keinerlei Hinweise, wonach Flüchtlinge an den Straftaten beteiligt waren. Versuche, die Kölner Vorkommnisse zur Stimmungsmache gegen Flüchtlinge oder Muslime zu nutzen oder ethnische Gruppierungen pauschal unter Generalverdacht zu stellen, müssen mit aller Entschiedenheit zurückgewiesen werden.


  Die Ursachen des offenkundigen Polizeiversagens in der Silvesternacht müssen aufgeklärt werden. Es ist ja nicht das erste Mal, dass sich die Polizei in Köln so überfordert zeigt. Erinnert sei an die Demonstration rechtsgerichteter Hooligans im Oktober 2014, die weitgehend ungestört Teile der Innenstadt verwüsteten, während die Polizei hilflos zusah.


  Egal, ob sich Migranten durch Neonazis und rassistische Mobs bedroht fühlen oder Frauen durch Männergewalt: Angsträume in unseren Städten und Gemeinden darf es nicht geben."


  *
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  INNEN/4490: Linke fordert Untergrenze für demokratisches Verantwortungsbewusstsein


  

  Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. Januar 2016


  Jan Korte: LINKE fordert Untergrenze für demokratisches Verantwortungsbewusstsein



  "Nach dem Scheitern sämtlicher politischer Projekte der CSU, von der Maut bis zum Betreuungsgeld, setzt sie jetzt alles auf die populistische Karte. Ihre Schwesterpartei CDU sowie der Koalitionspartner SPD tun gut daran, die europa- und verfassungsfeindlichen Entwicklungen der CSU genau zu beobachten. Für ihre Regierungskoalition sollten Kanzlerin Merkel und Vizekanzler Gabriel feste Untergrenzen für demokratisches Verantwortungsbewusstsein sowie für Verfassungs- und Europatreue festlegen", erklärt Jan Korte, stellvertretender Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE, zu Berichten über Diskussionspapiere der CSU-Landesgruppe für die Klausur im Wildbad Kreuth.


  "Auf ihrem politikbefreiten Kurs kümmert Seehofer, Hasselfeldt und Co. weder, dass sie dem rassistischen Mob Rückendeckung geben, noch, dass sie die europäische Verfassung und das Grundgesetz infrage stellen. Menschenrechte, wie das Recht auf Asyl, sind weder von Zahlen noch von Papieren abhängig. Die in Artikel 1 des Grundgesetzes garantierte Menschenwürde gilt auch für Geflüchtete. Und wer Vetorechte für EU-Mitglieder fordert, stellt die EU genauso in Frage wie es Orbán oder Szyd?o tun.


  Ich erwarte von Kanzlerin Merkel und SPD-Chef Gabriel ein deutliches Zeichen, dass sie eine europafeindliche, rassistische Populistenpartei nicht in den Reihen der Bundesregierung dulden werden. Und sie müssen die Konsequenzen ziehen, sollte die CSU auf ihrer Klausur ihren Kurs dorthin fortsetzen."


  *
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  BUNDESTAG/5491: Heute im Bundestag Nr. 005 - 05.01.2016


  

  Deutscher Bundestag

  hib - heute im bundestag Nr. 005 Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen


  Dienstag, 05. Januar 2016, Redaktionsschluss: 14.07 Uhr


  1.Auswirkungen von Pestiziden

  2.Mobilitätspartnerschaften der EU

  3.Ergebnisse des Valletta-Gipfels

  4.Weltrechtsprinzip am Strafgerichtshof

  5.Verbrechen des IS gegen Jesiden



  1. Auswirkungen von Pestiziden


  Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage


  Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Die Linke thematisiert in einer Kleinen Anfrage (18/7018) die Auswirkungen und Risiken von Schädlingsbekämpfungsmitteln auf die Umwelt und die Gesundheit. Die Bundesregierung soll unter anderem erläutern, welche Anforderungen sich aus der EU-Wasserrahmenrichtlinie hinsichtlich der Zulassung von Pestiziden ergeben und welche Maßnahmen zur Erfüllung der Anforderungen ergriffen werden. Außerdem soll über den Informationsstand zur Entwicklung der Höchstgehaltsüberschreitungen von Pestizidrückständen in Lebensmitteln in den vergangenen zehn Jahren Auskunft gegeben werden.


  *


  2. Mobilitätspartnerschaften der EU


  Auswärtiges/Kleine Anfrage


  Berlin: (hib/AHE) Nach Mobilitätspartnerschaften und dem Grenzmanagement der EU erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (18/6868). Mobilitätspartnerschaften sollen laut Fragestellern die gezielte Suche nach Arbeitskräften mit Übereinkünften darüber verbinden, "dass die 'Partnerländer' ihre Bürgerinnen und Bürger nach Ablauf von deren Arbeitsvisa 'zurücknehmen' und ansonsten in Kooperation mit der EU Maßnahmen zur Verhinderung unerwünschter Migration durch den Aufbau von Kapazitäten, gemeinsame operative Maßnahmen, die Verbesserung der Grenzüberwachung und des Grenzmanagements und eine grenzüberschreitende Zusammenarbeit durchführen". Die Abgeordneten fragen insbesondere nach einem 2014 vereinbarten Abkommen mit Tunesien sowie außerdem nach dem "Migrationsdialog" der Bundesregierung und Rücknahmevereinbarungen mit der Türkei.


  *


  3. Ergebnisse des Valletta-Gipfels


  Auswärtiges/Kleine Anfrage


  Berlin: (hib/AHE) Nach den Ergebnissen des EU-Afrika-Gipfels in Valletta im Dezember vergangenen Jahres erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (18/6871). Die Bundesregierung soll unter anderem angeben, inwieweit es auf dem Gipfel eine Einigung auf konkrete Initiativen und Maßnahmen zur Eröffnung legaler Migrationswege gab, wie sie ursprünglich im Entwurf des Aktionsplans skizziert worden seien und welche Maßnahmen zur "Verhinderung irregulärer Migration und Bekämpfung von Menschenschmuggel und -handel" beschlossen wurden.


  *


  4. Weltrechtsprinzip am Strafgerichtshof


  Auswärtiges/Kleine Anfrage


  Berlin: (hib/AHE) Die Unterstützung des Internationalen Strafgerichtshofs in Den Haag (IStGH) durch die Bundesregierung ist Thema einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (18/6941). Wie die Abgeordneten schreiben, seien viele Befürworter des Gerichtshofs inzwischen "reichlich ernüchtert, weil er letztlich auch insoweit ein politisches Gericht ist, als militärische Führer 'westlicher' Staaten bisher kaum befürchten müssen, es mit dem IStGH zu tun zu bekommen". Das Gericht stehe in den Augen vieler Beobachter für Doppelstandards und werde teilweise als einseitiges Instrument der "Siegerjustiz" und der Mächtigen wahrgenommen. Die Bundesregierung soll unter anderem angeben, mit welchen Argumenten sie ihre Ablehnung des Weltrechtsprinzips beziehungsweise im Zusammenhang mit der Überprüfungskonferenz in Kampala 2010 begründet hat. Außerdem fragen die Abgeordneten, seit wann der Bundesnachrichtendienst (BND) mit welcher Zielsetzung und welchen konkreten Zielen den IStGH ausgespäht und wer diese Ausspähung beauftragt habe.


  *


  5. Verbrechen des IS gegen Jesiden


  Auswärtiges/Kleine Anfrage


  Berlin: (hib/AHE) Die Strafverfolgung von Mitgliedern des "Islamischen Staates" (IS) wegen Verbrechen gegen die jesidische Bevölkerungsgruppe in der nordirakischen Sindschar-Region thematisiert die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (18/6934). Die Abgeordneten fragen unter anderem, inwieweit deutsche Gerichte Ermittlungen aufgenommen haben und welche rechtlichen, völkerrechtlichen und politischen Konsequenzen sich ergeben würden, wenn der UN-Sicherheitsrat oder die UN-Generalversammlung die IS-Verbrechen gegen die jesidische Bevölkerung als Genozid einstufen würden.


  *
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  HAMBURG/3447: "Rabe muss auf Volksinitiative zugehen, statt zu diffamieren" (Die Linke)


  

  Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

  Presseerklärung vom 5. Januar 2016


  "Rabe muss auf Volksinitiative zugehen, statt zu diffamieren"



  In der heutigen Sitzung des Schulausschusses erhält die Volksinitiative "Guter Ganztag für Hamburgs Kinder" die Gelegenheit, ihr Anliegen vorzutragen. "Leider fehlen Senator Rabe der notwendige Respekt und die Wertschätzung, die Präsentation im Ausschuss abzuwarten und dann seine Bewertung abzugeben", kritisiert Sabine Boeddinghaus, schulpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Stattdessen lädt er bereits vorher zur Verkündung seiner angeblich so großartigen Erfolge beim Ausbau der Ganztagsschulangebote ein, deren konkreten Nachweis er übrigens schuldig blieb. Das ist ein schlechter und höchst unprofessioneller Stil."


  DIE LINKE hat die Initiative von Anfang an u.a. durch Unterschriftensammlungen unterstützt. "Insbesondere von den Regierungsfraktionen erwarte ich, dass sie im Schulausschuss zu den vier Kernforderungen Farbe bekennen und sie einer ernsthaften fachlichen Prüfung unterziehen", so Boeddinghaus. "Der Schulsenator dagegen ist auf seiner heutigen Pressekonferenz leider keinen Schritt auf die Initiative zugegangen, im Gegenteil: Er versuchte, die berechtigten Forderungen mit falschen Behauptungen zu diskreditieren." So unterstellte Rabe etwa, die Initiative wolle die Schulräume nicht für die Nachmittagsangbote genutzt wissen, oder die durchschnittliche Gruppengröße am Nachmittag betrage 13 Kinder - wohl wissend, dass sich dieser Wert lediglich auf die Kursangebote bezieht und bei allgemeinen Gruppen weit größer ist. "Der Senat muss erstens seine diffamierenden Behauptungen zurücknehmen und zweitens mit der Initiative in ernsthafte und wertschätzende Verhandlungen eintreten", fordert die Schulpolitikerin.


  Um den Ganztag an allen Hamburger Schulen deutlich zu verbessern sieht die Volksinitiative in folgenden Punkten dringenden Handlungsbedarf: Mehr und geeignete Räume, mehr pädagogisches Personal, besseres Essen und bessere Bedingungen für eine Kooperation auf Augenhöhe zwischen Schule und Jugendhilfe-Trägern. Denn die begrüßenswerte Ausweitung des Rechtsanspruchs auf einen Platz im schulischen Ganztag für alle Kinder ist mit einer deutlichen Qualitätsverschlechterungen bei der Inklusion, der Essensversorgung und den Personalschlüsseln einhergegangen, um die quantitative Ausweitung zum Teil zu finanzieren. Hier sind in der Folge die von den Eltern und Beschäftigten beklagten Schieflagen entstanden. Dass der Senat trotzdem insgesamt viel mehr Mittel bereitstellen muss, liegt an der höher als geplanten Inanspruchnahme der Leistung. Unter dem CDU-Grünen-Senat war dieses Modell eklatant unterfinanziert, damals wurde mit 30 bis 40 Prozent geplant. Der folgende SPD-Senat und nun fortführend SPD und Grüne haben kleine, aber nicht ausreichende Verbesserungen vorgenommen. Aktuell liegt die Inanspruchnahme beim Ganztag erfreulicherweise bei 78 Prozent.


  *
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  MECKLENBURG-VORPOMMERN/2579: Start der SPD-Klausurtagung in Greifswald (SPD)


  

  Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom Mittwoch, 06. Januar 2016


  Start der SPD-Klausurtagung in Greifswald


  Dr. Norbert Nieszery: Hauptthemen sind Bürgerbeteiligungsgesetz bei Windkraft und Stärkung der direkten Demokratie



  Die SPD-Landtagsfraktion beginnt heute mit ihrer dreitägigen Klausurtagung in Greifswald. Dabei stehen zwei Gesetzesvorhaben im Mittelpunkt der Beratungen. So beschäftigen sich die Abgeordneten mit dem Beteiligungsgesetz, das bundesweit erstmalig betroffene Bürger und Kommunen finanzielle Teilhabe an den Gewinnen von Windparkanlagen gesetzlich garantieren soll. Zudem steht eine Änderung der Landesverfassung auf der Klausurtagesordnung. Hierzu erklärt der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion, Dr. Norbert Nieszery:


  "Wir sind der Motor der Energiewende in MV. Denn der weitere Ausbau der erneuerbaren Energien ist nicht nur für den Klimaschutz notwendig, sondern ist eine einmalige wirtschaftspolitische Chance für unser Land. Dadurch entstehen viele neue, überdurchschnittlich bezahlte Jobs und findet eine regionale Wertschöpfung statt. Vordringliche Aufgabe der Landespolitik in diesem Jahr ist es, ein Beteiligungsgesetz zu verabschieden, das Kommunen und Bürger an den Gewinnen der Windparkanlagen nach dem Motto 'wer betroffen ist, muss auch etwas davon haben' finanziell teilhaben lässt. Wir wollen spätestens im April das Gesetz im Landtag beschließen, um damit die notwendige Akzeptanz des Windkraftausbaus vor Ort zu steigern. Damit sind wir Vorreiter in Deutschland und schreiben Rechtsgeschichte."


  Ein zweites wichtiges landespolitisches Vorhaben der SPD-Fraktion ist die weitere Vereinfachung der politischen Beteiligungsmöglichkeiten für Bürgerinnen und Bürger in MV. "Deshalb wollen wir über eine Änderung der Landesverfassung die Quoren für Volksentscheide und Volksbegehren senken. Damit einhergehend soll - wie in allen anderen Bundesländern - eine zeitliche Befristung für die Dauer der Unterschriftensammlung für ein Volksbegehren eingeführt werden. Wir sind zuversichtlich, dass die demokratischen Landtagsfraktionen sich jetzt zügig auf gemeinsame Regelungen einigen", so Nieszery.


  Am heutigen Nachmittag beschäftigt sich die SPD-Landtagsfraktion mit dem Auftritt und der Entwicklung der AfD in MV. Darüber werden zwei Experten von der Universität Rostock bzw. der Helmut-Schmidt-Universität Hamburg berichten und mit den Abgeordneten diskutieren. Weitere Themen bis Freitag sind Maßnahmen für eine gute Integration der anerkannten Flüchtlinge, die Theaterreform, die Situation an den Berufsschulen in MV sowie der Breitbandausbau im ländlichen Raum.


  *


  Quelle:
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  NORDRHEIN-WESTFALEN/2212: NRW und das Klima (Li)


  

  Landtag intern 9/2015

  Informationen für die Bürgerinnen und Bürger


  NRW und das Klima

  Aktuelle Stunde nach internationalem Abkommen von Paris


  Von Sonja Wand, Michael Zabka



  17. Dezember 2015 - 195 Staaten haben sich beim internationalen Klimaabkommen von Paris erstmals darauf verständigt, die Erderwärmung auf unter 2 Grad Celsius zu begrenzen. In einer von SPD und GRÜNEN beantragten Aktuellen Stunde hat der Landtag die Ergebnisse der Klimakonferenz und ihre Konsequenzen für NRW beraten. In diesem Zusammenhang wurde auch der Klimaschutzplan der Landesregierung mit den Stimmen von SPD und GRÜNEN beschlossen. CDU und FDP stimmten dagegen, die PIRATEN sowie der fraktionslose Abgeordnete Daniel Schwerd enthielten sich.


  

  Grundlage der Debatte war außerdem ein Eilantrag der PIRATEN (Drs. 16/10470). Der Klimaschutzplan (Drs. 16/3020) enthält 52 Strategien und insgesamt 210 Maßnahmen, um Treibhausgase zu verringern und sich an den Klimawandel vorausschauend anzupassen. Ziel ist, die Emissionen bis zum Jahr 2020 um ein Viertel im Vergleich zu 1990 zu reduzieren. Alle fünf Jahre soll der Plan fortgeschrieben werden. Als klimapolitische Leitlinien gelten "ökologische Verantwortung, ökonomische Vernunft und soziale Verantwortung". Die Landesregierung strebt u. a. an, erneuerbare Energien "ambitioniert" auszubauen, Energie- und Ressourcen-Effizienz zu steigern, Energie einzusparen, die Kraft-Wärme-(Kälte-)Kopplung auszubauen, langfristig zu einem klimaneutralen Gebäudebestand zu kommen, und im Verkehr auf andere Transportmittel zu setzen. Von den Maßnahmen sind Industrie und Gewerbe ebenso betroffen wie Landwirtschaft und private Haushalte.


  Das Abkommen von Paris und die Klimaschutzpolitik Nordrhein-Westfalens - das passe zusammen, meinte Rainer Thiel (SPD). Was fehle, seien jedoch faire Wettbewerbsbedingungen bei der Umsetzung. Er verwies auf die besondere Situation Nordrhein-Westfalens und forderte einen "Klimaschutz ohne Strukturbruch". Aus den Pariser Beschlüssen erwachse keine Notwendigkeit, schneller als geplant aus der Kohleförderung auszusteigen. Man brauche nicht nur Versorgungssicherheit und bezahlbare Energie, auch der Region sei man einen geordneten Ausstieg schuldig. "Ökologisch, ökonomisch und sozial - das ist Klimaschutz made in NRW", schloss Thiel.


  "Historisch"


  Wibke Brems (GRÜNE) bezeichnete das Klimaabkommen als historisch. Nun müssten die Staaten, darunter Deutschland, ihre Anstrengungen erhöhen: "Wir müssen jetzt darüber reden, wann wir die Kohleverstromung in Deutschland beenden", forderte sie. Auch der in einem breiten Beteiligungsverfahren erarbeitete Klimaschutzplan könne als historisch gelten, wenngleich in kleinerem Rahmen, erklärte Brems. Er umfasse nicht nur sämtliche relevanten Bereiche, er gebe zudem ein Signal, wo Investitionen sinnvoll seien. Dieses Signal komme nun auch aus Paris. Sie appellierte an den Landtag, den Klimaschutz gemeinsam in Angriff zu nehmen.


  Jetzt komme es auf die Maßnahmen an, betonte Rainer Deppe (CDU). Wichtig seien Verbindlichkeit und möglichst wenige Sonderregelungen. Es bringe nichts, wenn NRW zusätzliche CO2-Minderungsziele festschreibe - dann werde die Luft andernorts umso mehr verschmutzt. Er warnte davor, Verschmutzung und Arbeitsplätze in andere Länder zu verlagern. Verbote, Vorschriften, Untergangsszenarien und den erhobenen Zeigefinger halte er für den falschen Weg, sagte er in Richtung Rot-Grün. "Wir müssen für Begeisterung für Innovation sorgen", erklärte er. Hier in NRW lägen die großen - auch wirtschaftlichen - Chancen des Klimaschutzes.


  Die "Koalition der Ehrgeizigen" müsse nun zu einer "Allianz der Verlässlichen" werden, sagte Henning Höne (FDP) mit Blick auf die Umsetzung des Klimavertrags. Die besondere Verantwortung der Industrieländer bedeute jedoch nicht, dass sich Schwellen- und Entwicklungsländer aus der Verantwortung ziehen dürften. Es dürfe kein Ungleichgewicht entstehen. Klimaschutz müsse "endlich die Phase der Moral verlassen und in die Phase der Sachlichkeit, Effektivität und Effizienz eintreten". Der Klimaschutzplan der Landesregierung sei keine "Roadmap", sondern eine "Loseblattsammlung von Selbstverständlichkeiten und Wünsch-dir-was".


  Hanns-Jörg Rohwedder (PIRATEN) sprach von einem Klimaschutzplan ohne Rechtsverbindlichkeit. Er sei überflüssig und biete nichts Neues, Konflikte würden ausgeblendet. Der Ausstieg aus der Braunkohle müsse schneller erfolgen als geplant - nach Ansicht Rohwedders spätestens bis 2030. Die Leitentscheidung der Landesregierung zum Braunkohleabbau sei "Makulatur" und müsse komplett überarbeitet werden. Für die Betreiber der Tagebaue dürfe keine Rechtssicherheit über 2023 hinaus geschaffen werden. Rohwedder forderte u.a. ein Kohleausstiegsgesetz und ein "rechtssicheres Frackingverbot".


  Von Paris aus sei ein Ruck durch die Welt gegangen, sagte Umweltminister Johannes Remmel (GRÜNE). Die Weltgemeinschaft habe sich zur Weltverantwortung bekannt: "Paris hat das Fenster weit aufgestoßen für neues, gutes Leben." Es sei eine neue Basis für Wirtschaft, Wohlstand und Beschäftigung geschaffen worden. Die Kritik der Opposition am Klimaschutzplan der Landesregierung wies er zurück. Es handele sich um einen "Plan für die Zukunft, eine neue industriepolitische Strategie für unser Land" und eine Chance für NRW als "Land der erneuerbaren Energien, als Effizienzland Nummer eins und Klimaschutzland mit nachhaltiger Industrie".


  *
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  RHEINLAND-PFALZ/3854: Übergriffe auf Frauen in der Silvesternacht (Bündnis 90/Die Grünen)


  

  Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz vom 05.01.2016


  Übergriffe auf Frauen in der Silvesternacht



  Der Vorsitzende der GRÜNEN Landtagsfraktion, Daniel Köbler, äußert sich zu den Übergriffen auf Frauen in Köln:


  "Das sind schlimme, frauenverachtende Taten. Ich hoffe sehr, dass die Polizei die Täter ermitteln kann und diese mit der ganzen Härte des Gesetzes bestraft werden. Es muss klar sein: Frauen müssen sich überall sicher fühlen können, egal wo und egal wann."


  Köbler weist darauf hin, dass die rot-grüne Landesregierung die Mittel für Gewaltprävention gegen Frauen im Haushalt 2016 deutlich aufgestockt hat: "Frauen, die Gewalt erfahren haben oder von sexualisierter Gewalt bedroht sind, müssen jederzeit Hilfe bekommen. Ganz egal welchen Hintergrund die Täter haben."


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung vom 5. Januar 2016

  Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

  Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz
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  INFOPOOL / PARLAMENT / SPD

  



  AUSSEN/1455: Polens Medienreform widerspricht demokratischen Prinzipien


  

  

  Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 5. Januar 2016


  Arbeitsgruppe: Kultur und Medien


  Polens Medienreform widerspricht demokratischen Prinzipien


  Martin Dörmann, Sprecher der Arbeitsgruppe Kultur und Medien:


  Polens Parlament hat auf Initiative der rechtskonservativen Regierungspartei Recht und Gerechtigkeit (PiS) zum Jahresbeginn ein Mediengesetz verabschiedet, das die Rechte des öffentlich-rechtlichen Rundfunks massiv einschränken und die Sender unter staatliche Aufsicht stellen soll. Die EU-Kommission will prüfen, ob diese staatliche Kontrolle der Medien mit rechtsstaatlichen Prinzipien der EU vereinbar ist. Auch die SPD-Bundestagsfraktion sieht eine Einschränkung der Medienfreiheit in Polen als Mitglied der EU **mit großer Sorge und begrüßt eine Prüfung.


  "Die Unabhängigkeit der Medien gehört zu den elementaren Grundwerten der EU und ist Voraussetzung für eine lebendige Demokratie. Wir dürfen nicht zulassen, dass in Mitgliedstaaten die Unabhängigkeit der Medien durch die Hintertür abgeschafft werden soll. Die nun von Polens national-konservativer Regierung durchgedrückte Kontrolle über die Besetzung von Schlüsselpositionen der öffentlich-rechtlichen Medien ist nicht zu akzeptieren. Wir suchen daher weiterhin das Gespräch mit den polnischen Kolleginnen und Kollegen im Parlament und setzen auf einen konstruktiven Dialog, den wir im Sommer 2015 mit einem Austausch von Mitgliedern der Ausschüsse für Kultur und Medien des Bundestages sowie des polnischen Sejms begonnen haben.


  Wir begrüßen und unterstützen das Engagement vieler polnischer Bürgerinnen und Bürger für Medienfreiheit und Unabhängigkeit. Nicht erst seitdem Ungarn 2011 in einer Nacht-und-Nebel-Aktion der konservativen Regierung Orban ein ähnliches Mediengesetz durchgepeitscht hat, wissen wir, dass die staatliche Kontrolle der Medien gravierende Auswirkungen hat und einen Angriff auf die Grundlagen einer funktionierenden parlamentarischen Demokratie darstellt.


  Ob Ungarn oder Polen: Die staatliche Steuerung der Medien widerspricht der Charta der Grundrechte der Union, widerspricht der Europäischen Menschenrechtskonvention und den Grundrechtstraditionen der europäischen Mitgliedsstaaten.


  Medienfreiheit ist keine 'Krankheit', wie es Minister Waszcykowski in einem Interview unterstellt, sondern Ausdruck eines gemeinsamen europäischen Wertekanons. Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt daher den Einsatz für Meinungs- und Medienfreiheit und unterstützt eine kritische Prüfung der Regelungen durch die EU-Kommission."


  Copyright 2015 SPD-Bundestagsfraktion
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  INNEN/2826: Benjamin Seifert neuer stellvertretender Sprecher des Parteivorstandes


  

  

  SPD-Pressemitteilung vom 6. Januar 2016


  Benjamin Seifert neuer stellvertretender Sprecher des SPD-Parteivorstandes


  Die Sprecherin des SPD-Parteivorstandes Anja Strieder teilt mit:


  Dr. Benjamin Seifert ist neuer stellvertretender Sprecher des SPD-Parteivorstandes. Er tritt damit die Nachfolge von Steffen Hebestreit an, der im Oktober 2015 als neuer Leiter in die Hamburger Landesvertretung in Berlin gewechselt ist.


  Dr. Benjamin Seifert (31) war zuletzt Chef-vom-Dienst in der Pressestelle der SPD-Bundestagsfraktion. Nach seinem Studium der Neueren Geschichte in Göttingen und Madrid promovierte Seifert in Politikwissenschaften. Ab 2009 hat er an verschiedenen Stationen im Deutschen Bundestag sowie als Chef-vom-Dienst in der Pressestelle des SPD-Parteivorstandes gearbeitet.


  *
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  INFOPOOL / PARLAMENT / SPD

  



  SOZIALES/2483: SPD-Frauen - Sexuelle Gewalt gegen Frauen ist kein Kavaliersdelikt


  

  SPD-Pressemitteilung vom 5. Januar 2016


  SPD-Frauen: Sexuelle Gewalt gegen Frauen ist kein Kavaliersdelikt



  Medienberichten zufolge sind in der Silvesternacht am Kölner Hauptbahnhof zahlreiche Frauen belästigt, sexuell bedrängt und beraubt worden. Ähnliche Vorfälle wurden aus Hamburg und Stuttgart berichtet. Hierzu erklärt die Bundesvorsitzende der Arbeitsgemeinschaft Sozialdemokratischer Frauen (ASF), Elke Ferner:


  Ich bin geschockt über die abscheulichen Taten in Köln und anderen deutschen Städten, die sich gezielt gegen Frauen gerichtet haben. Sexuelle Gewalt gegen Frauen ist kein Kavaliersdelikt. Die Täter müssen ermittelt und zur Rechenschaft gezogen werden - und zwar unabhängig von ihrer Herkunft und Religion.


  Anstatt alle Flüchtlinge oder Ausländer unter Generalverdacht zu stellen, brauchen wir eine Kultur des Respekts vor Frauen. Denn sexuelle Gewalt gegen Frauen findet täglich und überall statt: Ob zu Hause, am Arbeitsplatz, in der Öffentlichkeit und im Internet. Ob als anzügliche Witze, sexistische Sprüche, übergriffiges Auftreten, häusliche Gewalt oder Vergewaltigung.


  Wir brauchen ein entschiedenes Auftreten der gesamten Gesellschaft gegen Gewalt an Frauen. Dazu gehören die Sicherheitskräfte: Sie müssen dafür sensibilisiert werden, sexuelle Gewalt zu erkennen und konsequenter dagegen vorzugehen.


  Dazu gehört die Bildung: Bereits in Schule und Kindergarten müssen Mädchen darin gestärkt werden, ihre Ansichten zu vertreten und ihre Freiheiten einzufordern. Jungen müssen wir von klein auf beibringen, Frauen und Mädchen zu respektieren. Rollenstereotype müssen durch eine geschlechtersensible Erziehung und Bildung aufgebrochen werden.


  Dazu gehört auch eine umfassende Reform des Sexualstrafrechts, die den Willen der Opfer in den Mittelpunkt stellt. Damit ein Nein auch in Deutschland endlich Nein bedeutet! Dazu gehört auch eine bundeseinheitliche institutionelle Finanzierung der Frauenhäuser.


  Dazu gehören die Medien, die Frauen immer noch häufig auf ihr Äußeres und ihre Sexualität reduzieren. Dazu muss jede und jeder einzelne von uns beitragen. Wir brauchen eine Kultur des Respekts - zum Schutz von Frauen und Mädchen.


  *
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  UMWELT/1092: Gefährliche Pannenreaktoren abschalten


  

  

  Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 5. Januar 2016


  Arbeitsgruppe: Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit


  Gefährliche Pannenreaktoren abschalten


  Marco Bülow, zuständiger Berichterstatter:


  Am Wochenende ist es zum wiederholten Male zu einem Zwischenfall an einem

  der beiden belgischen AKW-Standorten Doel und Tihange gekommen. Beim bereits

  im Februar 2015 nach 40 Jahren abgeschalteten und dann im Dezember aufgrund

  einer Laufzeitverlängerung wiederangefahrenen Reaktor Doel 1 kam es nach nur

  drei Tagen zu einer sicherheitsbedingten Selbstabschaltung.


  "Die belgischen Pannenreaktoren in Doel und Tihange stellen eine ernstzunehmende Bedrohung für Deutschland und ganz Mitteleuropa dar. Sollte es dort zu einem Unfall mit massivem Austritt von Radioaktivität kommen, so sind von den Folgen viele Menschen in Belgien und den Nachbarländern, wie Deutschland, betroffen. Die EU-Kommission muss daher jetzt entschieden handeln. Die Sicherheit Europas ist keine nationale Angelegenheit. Die belgischen Uralt-AKW und die Reaktoren mit Rissen im Reaktordruckbehälter müssen endgültig abgeschaltet werden, um das Risiko eines GAUs mit Auswirkungen auf die dichtbesiedeltsten Regionen Europas zu minimieren.


  Auch die Bundesregierung sollte ihre Bemühungen verstärken und der belgischen Regierung Hilfe bei der Stromversorgung anbieten. Überschüssiger Erneuerbare-Energien-Strom aus Deutschland kann Belgien kurzfristig helfen, deutsches Know-how beim Aufbau einer Stromversorgung auf Basis von Erneuerbaren mittelfristig.


  In den letzten Wochen und Monaten waren an den beiden belgischen Standorten ständig Reaktoren aus Sicherheitsgründen abgeschaltet. Die Stromversorgung in Belgien ist trotzdem nicht zusammengebrochen. Dies zeigt, ähnlich wie in Deutschland 2011, als nach Fukushima mit einem Schlag acht Reaktoren aus Sicherheitsgründen die Betriebserlaubnis entzogen wurden, dass die Versorgungsabhängigkeit von diesen gefährlichen Atommeilern nur vorgeschoben ist."


  Copyright 2015 SPD-Bundestagsfraktion
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  AKTION/063: "Wir haben Agrarindustrie satt!"-Demonstration am 16. Januar 2016 (Kampagne "Meine Landwirtschaft")


  

  Kampagne "Meine Landwirtschaft" - Pressemitteilung vom 6. Januar 2016


  Keine Zukunft ohne Bäuerinnen und Bauern


  "Wir haben Agrarindustrie satt!"-Demonstration kritisiert Landwirtschaftspolitik der Bundesregierung und fordert Qualitäts- statt Exportoffensive



  Berlin, 06.01.2016 | Am 16. Januar 2016 werden zum sechsten Mal tausende Menschen in Berlin für eine bäuerliche und ökologischere Landwirtschaft demonstrieren. Die "Wir haben Agrarindustrie satt!"-Demonstration wirft der Bundesregierung vor, die Gewinne einer exportorientierten Agrar- und Ernährungsindustrie über die Interessen von Bäuerinnen und Bauern, dem Lebensmittelhandwerk, Umwelt- und Tierschutz sowie einer solidarischen Entwicklungspolitik zu stellen.


  "Die Landwirtschaft steht am Scheideweg: Wird unser Essen zukünftig noch von Bäuerinnen und Bauern für den Bedarf einer Region erzeugt oder von Konzernen, die für den Weltmarkt produzieren? Ist die Agrarindustrie mit ihren Dumping-Exporten weiter mitverantwortlich dafür, dass Millionen Menschen weltweit hungern oder gestalten wir die Ernährungswirtschaft endlich zukunftsfähig, so dass sie niemanden zur Flucht zwingt? Diese Fragen bewegen immer mehr Menschen", so Jochen Fritz, Sprecher der "Wir haben es satt"-Demonstration und Landwirt im Nebenerwerb. "Billig-Exporte zerstören bäuerliche Höfe weltweit. Seit 1975 sank die Zahl der Bauernhöfe allein in Deutschland von einer Million auf 285.000 Betriebe. Während der Agrarexport in den Jahren 2007 bis 2010 boomte, musste hierzulande jeder fünfte Bauernhof die Tore schließen - so viele wie fast in keinem anderen Land der EU. Der Grund: Weltmarktpreise decken die Kosten der Bauernhöfe nicht", erläutert Fritz.


  Die anhaltenden Tiefstpreise von unter 28 Cent pro Liter Milch und 1,25 Euro pro Kilogramm Schweinefleisch sicherten zwar Weltmarktanteile für Molkereien und Schlachtkonzerne, drängten aber tausende Höfe zum Aufgeben. Die geplanten Freihandelsabkommen TTIP und CETA würden den Druck auf die bäuerliche Landwirtschaft zusätzlich verschärfen. Um das Höfesterben zu stoppen, bedürfe es daher ein Umsteuern der Bundesregierung in der Agrarpolitik: mit einer Orientierung hin zu einer gesellschaftlich gewünschten Qualitätserzeugung statt ruinösen Billigexporten, mit effektivem Tierschutz, konsequenter Gentechnikfreiheit und wirksamen Umweltstandards.


  Fritz weiter: "Die Tierhaltung wandert hierzulande in die Hände von Agrarindustriellen, es entstehen Tierfabriken mit 60.000 Schweinen, 2.000 Kühen oder 1 Million Hühnern. Mit überaus laschen Umweltgesetzen sorgt die Bundesregierung außerdem dafür, dass Gülletransporte aus Nachbarländern ohne verbindliche Kontrollen in Deutschland landen. Es gibt keine gesellschaftliche Akzeptanz für die staatliche Förderung von immer weiteren Tierfabriken mit hohem Antibiotikaeinsatz. Wir protestieren gegen Millionen an direkten und versteckten Subventionen für Fleischkonzerne und deren Exportfixierung. Die Bundesregierung hat die Gesellschaft hinter sich, wenn sie Steuergelder konsequent für einen Umbau der Tierhaltung umschichten würde, so wie der Wissenschaftliche Beirat für Agrarpolitik, Ernährung und gesundheitlichen Verbraucherschutz der Bundesregierung kürzlich empfohlen hat. Auch der Einsatz heimischer Futtermittel und eine handwerkliche Verarbeitung werden zunehmend von der Gesellschaft gewünscht."


  Die "Wir haben Agrarindustrie satt!"-Demonstration wird von tausenden Bäuerinnen und Bauern getragen, viele von ihnen fahren mit ihren Traktoren zur Demonstration nach Berlin. Aufgerufen zur Demonstration hat ein Bündnis aus über 100 Organisationen, die sich für eine faire und verantwortliche Landwirtschaft- und Lebensmittelpolitik einsetzen.


  

  Die Demonstration startet am 16. Januar 2016 um 12 Uhr auf dem Potsdamer Platz in Berlin und wird von einem Treckerkorso begleitet.


  Weitere Informationen finden Sie unter:

  www.wir-haben-es-satt.de


  *


  Quelle:

  Kampagne Meine Landwirtschaft
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  ASYL/1021: Asylbewerberzahlen 2015 (Pro Asyl)


  

  Pro Asyl - Presseerklärung vom 6. Januar 2016


  Asylbewerberzahlen 2015


  Unklarheit über die Zahl der tatsächlich im Lande befindlichen Asylsuchenden besteht fort



  PRO ASYL: Wiedereinführung von Einzelfallprüfungen für bestimmte Herkunftsländer ist kontraproduktiv


  442.000 formelle Asylerstanträge wurden im Jahr 2015 beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge gestellt - ein Rekord, aber auch ein deutlicher Hinweis auf das Ausmaß der globalen Krisen, die Menschen zur Flucht treiben. Unklarheiten darüber, wie viele Asylsuchende sich tatsächlich in Deutschland aufhalten, bleiben. Die Unschärfe bewegt sich im sechsstelligen Bereich. Fast 1,1 Millionen sind im Jahr 2015 in Deutschland im sogenannten EASY-System neu registriert worden. Gerade im letzten Quartal 2015 dürften jedoch sehr viele die Weiterflucht in Richtung Skandinavien und einiger anderer Länder unternommen haben. Auf absehbare Zeit bleibt deshalb offen, wie groß die Zahl derer ist, die als im Laufe des Jahres 2015 Angekommene letztendlich in den Kommunen unterzubringen sind.


  Von den 1,1 Millionen in EASY registrierten Asylsuchenden kamen etwa zwei Drittel allein aus drei Staaten: Syrien, dem Irak und Afghanistan. Diese drei Staaten machen zusammen mit Eritrea auch 50 Prozent der registrierten Asylerstanträge 2015 aus. Es handelt sich hier um Herkunftsstaaten, bei denen die Schutzquote sehr hoch liegt. Die Balkanstaaten, die im Jahresdurchschnitt noch etwa 30 Prozent aller Asylsuchenden ausmachten, spielten gegen Ende des Jahres 2015 kaum noch eine Rolle.


  Dass es dem Bundesamt im Jahre 2015 gelungen ist, die Zahl der getroffenen Asylentscheidungen im Vergleich zum Vorjahr um knapp 120 Prozent zu übertreffen, erklärt sich vor allem an dem hohen Anteil der Schnellverfahren - im Regelfall mit dem Ergebnis einer Anerkennung für syrische Flüchtlinge und summarischen Ablehnungen für Asylsuchende aus den Balkanstaaten.


  Zwei Entwicklungen allerdings werden es für das Bundesamt schwierig machen, zu der angestrebten generellen Verkürzung der Verfahrensdauer zu kommen: Balkanstaaten spielen als Herkunftsstaaten von Flüchtlingen eine immer geringere Rolle. Für Asylsuchende aus Syrien, dem Irak und Eritrea werden wieder umfassende Einzelfallprüfungen durchgeführt, Ergebnis einer politischen Entscheidung der Bundesregierung. Auch dadurch, dass die sogenannten Dublin-Verfahren für syrische Staatsangehörige wieder aufgenommen werden - geprüft wird die eventuelle Zuständigkeit eines anderen EU-Mitgliedstaates - ist mit mehr Bürokratie und längeren Verfahrensdauern zu rechnen.


  Zudem müssen jetzt viele Asylverfahren zu Herkunftsländern, die oft lange liegen gelassen wurden, endlich durchgeführt werden. Dies werden keine Schnellverfahren sein können. Erheblicher Prüfungsaufwand im Einzelfall ist nötig. Dies wird einen erheblichen Teil der Arbeitskapazität der für 2016 bewilligten Personalstellen beim Bundesamt aufzehren. In diesem Zusammenhang warnt PRO ASYL vor einer Kultur der Standard-Husch-Husch-Verfahren. Es ist ein Unding, dass Asylentscheider inzwischen nach sechswöchiger Einarbeitungszeit Entscheidungen treffen dürfen zu Sachverhalten, bei denen es in vielen Fällen am Ende um Rechtsgüter wie Freiheit, Leib und Leben geht.


  *


  Quelle:

  Pro Asyl - Presseerklärung vom 6. Januar 2016

  Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

  Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

  E-Mail: proasyl@proasyl.de

  Internet: www.proasyl.de
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  AGRAR/1762: Liquiditätshilfeprogramm - 7.800 Anträge in Bearbeitung (BMEL)


  

  Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

  Pressemitteilung vom 06.01.16


  Liquiditätshilfeprogramm: 7.800 Anträge in Bearbeitung



  Im Dezember 2015 haben rund 7.800 landwirtschaftliche Betriebe bei der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) Anträge auf Beihilfe von insgesamt voraussichtlich rund 60 Millionen Euro gestellt. Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) hatte Milch- und Fleischerzeugern aufgrund der schwierigen wirtschaftlichen Lage die Möglichkeit auf eine Liquiditätsbeihilfe gegeben.


  Die Antragsteller beantragten durchschnittlich rund 7.600 Euro Beihilfe für Darlehen in Höhe von 3.000 bis 700.000 Euro. Das beantragte Gesamtvolumen beläuft sich nach ersten Schätzungen auf rund 60 Millionen Euro. Die Erfassung aller Anträge ist noch nicht abgeschlossen. Alleine in der letzten Antragswoche gingen bei der BLE über 5.900 Anträge ein. Sobald alle vorliegenden Anträge von der BLE bearbeitet worden sind und die Höhe der verbleibenden EU-Mittel feststeht, wird entschieden, ob die BLE ein zweites Antragsverfahren einleitet.


  Zur Inanspruchnahme des Programms erklärt Bundeslandwirtschaftsminister Christian Schmidt: "Die hohe Inanspruchnahme zeigt, dass unser Liquiditätshilfeprogramm eine angemessene Unterstützung für in Not geratene Landwirte ist. Ziel des Programms war es, den betroffenen Landwirten schnell und unkompliziert mit Liquidität in der größten Not zur Seite zu stehen. 7.800 Betrieben konnten wir auf diese Weise etwas Luft verschaffen. Das ist eine gute Nachricht. Mein Dank gilt den Mitarbeitern der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung sowie den Kollegen in meinem Haus, die mit Hochdruck an einer zügigen Umsetzung des Programms arbeiten."


  Zwei Drittel aller Antragsteller waren Milcherzeuger


  Den größten Anteil unter den Antragstellern nehmen mit rund zwei Dritteln die Milcherzeuger ein. Etwa sechs Prozent der gestellten Anträge müssen auf die Beihilfeobergrenze von 10.000 Euro gekürzt werden. "Die BLE arbeitet mit Hochdruck daran, die bewilligten Beihilfen zügig auszuzahlen. Viele Kolleginnen und Kollegen bewältigen den Kraftakt mit hohem Engagement, um in Not geratenen Betrieben schnellstmöglich zu helfen", so BLE-Präsident Dr. Hanns-Christoph Eiden. "Wichtig ist, dass die Voraussetzungen für die Bewilligung eines Antrags nachgewiesen werden: Diese sind ein abgeschlossenes Darlehen mit einer Laufzeit von 42 bis 72 Monaten sowie einem tilgungsfreien Jahr, der Preisrückgang um mindestens 19 Prozent sowie die aktive Tierhaltung oder Milcherzeugung."


  Landwirte aus Bayern und Niedersachsen stellen die meisten Anträge Die meisten Anträge kommen aus den tierhaltungsstärksten Bundesländern. Nach derzeitigem Stand stammen die meisten Anträge aus Bayern (2.476 Anträge), gefolgt von Niedersachsen (1.863 Anträge) und Nordrhein-Westfalen (1.181 Anträge).


  

  Hintergrund

  Aufgrund der schwierigen wirtschaftlichen Lage der Tiererzeuger gab das BMEL betroffenen Landwirten vom 21. November bis zum 18. Dezember 2015 die Möglichkeit, Anträge auf eine Liquiditätsbeihilfe zu stellen. Hierfür standen aus EU-Mitteln insgesamt 69.2 Millionen Euro zur Verfügung. Antragsberechtigt waren Milch- und Fleischerzeuger, die zur Sicherung Ihrer Liquidität ein Darlehen aufgenommen hatten und einen Preisrückgang für ihre Produktion von 19 Prozent nachweisen konnten.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung Nr. 1/16 vom 06.01.2016

  Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

  Dienstsitz Bonn:

  Besucheranschrift: Rochusstraße 1, 53123 Bonn

  Postanschrift: Postfach 14 02 70, 53107 Bonn

  Dienstsitz Berlin:

  Besucheranschrift: Wilhelmstraße 54, 10117 Berlin

  Postanschrift: 11055 Berlin

  Telefon: 030/18 529-3174, -3208, Fax: 030/18 529-3179

  E-Mail: pressestelle@bmel.bund.de

  Internet: www.bmel.de
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  ARBEIT/2511: Der Arbeitsmarkt im Jahr 2015 (BA)


  

  Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit vom 5. Januar 2016


  Der Arbeitsmarkt im Jahr 2015: Positive Arbeitsmarktentwicklung bei moderatem Wirtschaftswachstum



  "Der Arbeitsmarkt hat sich 2015 günstig entwickelt: Die Zahl der arbeitslosen Menschen ist weiter gesunken, Erwerbstätigkeit und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung sind dynamisch gewachsen, und die Einstellungsbereitschaft der Betriebe war das gesamte Jahr über sehr hoch.", sagte der Vorstandsvorsitzende der Bundesagentur für Arbeit (BA), Frank-J. Weise, heute in Nürnberg anlässlich der monatlichen Pressekonferenz.


  Arbeitslosenzahl im Jahr 2015: 2.795.000

  Arbeitslosenzahl im Vorjahresvergleich: -104.000

  Arbeitslosenquote gegenüber Vorjahr: -0,3 Prozentpunkte auf 6,4 Prozent


  Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung


  Im Jahresdurchschnitt 2015 waren in Deutschland 2.795.000 Menschen arbeitslos gemeldet. Im Vergleich zum Vorjahr waren das 104.000 Menschen weniger.


  Die Unterbeschäftigung, die auch Personen in Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik und in kurzfristiger Arbeitsunfähigkeit mitzählt, belief sich 2015 durchschnittlich auf 3.633.000 Personen. Das waren 169.000 weniger als vor einem Jahr. Dass die Unterbeschäftigung im Jahresdurchschnitt stärker abgenommen hat als die Arbeitslosigkeit, erklärt sich mit der rückläufigen Entlastung durch arbeitsmarktpolitische Instrumente. Abnahmen verzeichneten vor allem Beschäftigungsschaffende Maßnahmen (einschließlich Beschäftigungszuschuss) sowie die auslaufende Altersteilzeit und die Sonderregelungen für Ältere. Leichte Zuwächse gab es bei der Fremdförderung, den Aktivierungsmaßnahmen und der beruflichen Weiterbildung.


  Entwicklung in der Arbeitslosenversicherung


  Im Bereich der Arbeitslosenversicherung (SGB III) waren 2015 im Jahresmittel 859.000 Menschen arbeitslos gemeldet. Im Vergleich zum Vorjahr ist die Arbeitslosigkeit im SGB III um 75.000 gesunken. Insgesamt 833.000 Personen erhielten 2015 durchschnittlich Arbeitslosengeld, 55.000 weniger als vor einem Jahr.


  Entwicklung in der Grundsicherung für Arbeitsuchende


  Die Zahl der Bezieher von Arbeitslosengeld II in der Grundsicherung (SGB II) lag 2015 im Durchschnitt bei 4.366.000. Gegenüber 2014 war dies ein Rückgang von 21.000 Personen. Der Anteil der in Deutschland lebenden erwerbsfähigen Leistungsberechtigten an allen Personen im erwerbsfähigen Alter lag mit 8,1 Prozent leicht unter dem Vorjahresstand. 2015 waren im Jahresmittel 1.936.000 Menschen im Bereich der Grundsicherung für Arbeitsuchende arbeitslos gemeldet. Das waren 29.000 weniger als im Vorjahr. Dass ein Großteil der Arbeitslosengeld II-Bezieher nicht arbeitslos gemeldet ist, liegt daran, dass diese Personen erwerbstätig sind, kleine Kinder betreuen, Angehörige pflegen oder sich noch in der Ausbildung befinden.


  Erwerbstätigkeit und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung


  Erwerbstätigkeit und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung haben 2015 weiter zugenommen. Nach vorläufigen Angaben des Statistischen Bundesamtes ist die Erwerbstätigkeit im Jahresdurchschnitt um 329.000 auf 43,03 Millionen gestiegen. Damit erreicht die Erwerbstätigkeit ihren höchsten Stand seit der Wiedervereinigung.


  Wie schon in den Vorjahren hat die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 2015 stärker zugenommen als die Erwerbstätigkeit. Die übrigen Formen der Erwerbstätigkeit z.B. geringfügige Beschäftigung oder Selbstständigkeit waren rückläufig. Im Juni waren 30,77 Millionen Arbeitnehmer sozialversicherungspflichtig beschäftigt. Das waren 597.000 mehr als im Vorjahr. Arbeitslose profitieren von dem kräftigen Beschäftigungsaufbau nur in begrenztem Umfang. Das weist auf strukturelle Probleme auf dem Arbeitsmarkt hin: Oftmals passen die Profile der Arbeitslosen in berufsfachlicher, qualifikatorischer und regionaler Hinsicht nur unzureichend zur Arbeitskräftenachfrage. Der Zuwachs der Beschäftigung speist sich stattdessen vor allem aus einem Anstieg des Erwerbspersonenpotenzials aufgrund von Zuwanderung und höherer Erwerbsneigung.


  Belastende Auswirkungen der Einführung eines gesetzlichen Mindestlohnes auf die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung sind nicht zu erkennen. Die Zahl der geringfügig entlohnten Beschäftigten hat sich hingegen im Vergleich zum Vorjahr verringert.


  Arbeitskräftenachfrage


  Der Bestand gemeldeter Arbeitsstellen lag im Jahresdurchschnitt bei 569.000 und damit deutlich über dem Wert der Vorjahre. Besonders gesucht waren 2015 Fachleute in den Bereichen Verkehr und Logistik, Verkauf, Metall, Maschinen- und Fahrzeugbau, Mechatronik, Energie und Elektro sowie Gesundheit.


  Der BA-X zeichnete sich im vergangenen Jahr durch kontinuierliches und teilweise dynamisches Wachstum aus und lag zum Jahreswechsel bei 206 Punkten. Die Arbeitskräftenachfrage befindet sich auf Höchstniveau und ist weiterhin aufwärts gerichtet.


  Haushalt der Bundesagentur für Arbeit


  Die Bundesagentur für Arbeit schließt das Haushaltsjahr 2015 mit einem Überschuss in Höhe von 3,7 Milliarden Euro ab. Der Haushaltsplan für das Jahr 2015 unterstellte ein leichtes Plus in Höhe von 0,4 Milliarden Euro.


  Die positive konjunkturelle Entwicklung und die gute Lage auf dem Arbeitsmarkt führten zu deutlich geringeren Ausgaben im Jahresverlauf. Der Rückgang der Arbeitslosigkeit führte dazu, dass die Ausgaben für Arbeitslosengeld rund 1 Milliarde Euro geringer waren als geplant. Die gute Konjunktur spiegelt sich auch in den Ausgaben für Insolvenzgeld wider, welche 0,4 Milliarden Euro unter den Erwartungen liegen. Als Folge der guten Integrationschancen für arbeitslose Menschen mussten für die aktive Arbeitsförderung rund 1,7 Milliarden Euro weniger ausgegeben werden. Integrationen in den Arbeitsmarkt wurden vielfach ohne Förderung realisiert, so dass die geringeren Ausgaben nicht zulasten der individuellen Förderbedarfe der Kunden gingen. Zur Verbesserung der Chancen auf dem deutschen Ausbildungs- und Arbeitsmarkt hat die Bundesagentur für Arbeit befristet die Teilnahme von Flüchtlingen an Sprachkursen gefördert. Vorläufigen Ergebnissen zufolge haben rund 166.000 Menschen dieses Ang ebot in Anspruch genommen. Die diesbezüglichen Ausgaben werden im Haushaltsjahr 2016 fällig.


  Beschäftigung und Löhne entwickelten sich im Jahresverlauf positiver als angenommen. Es wurden 0,2 Milliarden Euro mehr eingenommen als im Haushaltsplan vorgesehen waren.


  Vom realisierten Ergebnis fließen rund 3 Milliarden Euro in die allgemeine Rücklage. Die restlichen Mittel werden den spezifischen Rücklagen für Insolvenzgeld und der Winterbeschäftigungsförderung zugeführt.


  

  Den ausführlichen Jahresrückblick 2015 finden Sie im Internet unter:

  http://statistik.arbeitsagentur.de


  Informationen zum Hörfunkservice der Bundesagentur für Arbeit finden Sie im Internet unter:

  www.ba-audio.de


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit Nr. 02 vom 05.01.2016

  Bundesagentur für Arbeit, Presseteam

  Regensburger Strasse 104, 90478 Nürnberg

  Telefon: 0911/179-2218, Fax: 0911/179-1487

  E-Mail: zentrale.presse@arbeitsagentur.de

  Internet: www.arbeitsagentur.de
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  ARBEIT/2510: Der Arbeitsmarkt im Dezember 2015 (BA)


  

  Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit vom 5. Januar 2016


  Der Arbeitsmarkt im Dezember 2015: Gute Entwicklung auch am Jahresende



  "Die günstige Entwicklung am Arbeitsmarkt hält auch zum Jahresende an: Die Arbeitslosigkeit ist im Dezember allein aus jahreszeitlichen Gründen gestiegen, Arbeitskräftenachfrage und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung entwickeln sich weiter positiv.", sagte der Vorstandsvorsitzende der Bundesagentur für Arbeit (BA), Frank-J. Weise, heute in Nürnberg anlässlich der monatlichen Pressekonferenz.


  Arbeitslosenzahl im Dezember: +48.000 auf 2.681.000

  Arbeitslosenzahl im Vorjahresvergleich: -82.000

  Arbeitslosenquote gegenüber Vormonat: +0,1 Prozentpunkte auf 6,1 Prozent


  Arbeitslosigkeit, Unterbeschäftigung und Erwerbslosigkeit


  Die Zahl der arbeitslosen Menschen ist von November auf Dezember allein aus jahreszeitlichen Gründen um 48.000 auf 2.681.000 gestiegen. Eine Zunahme der Arbeitslosigkeit ist im Dezember üblich. Diese fiel bisher durchschnittlich jedoch höher aus. Saisonbereinigt hat die Arbeitslosigkeit im Vergleich zum Vormonat um 14.000 abgenommen. Gegenüber dem Vorjahr waren 82.000 weniger Menschen arbeitslos gemeldet.


  Die Unterbeschäftigung, die auch Personen in entlastenden arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen und in kurzfristiger Arbeitsunfähigkeit mitzählt, hat sich saisonbereinigt um 4.000 verringert. Insgesamt belief sich die Unterbeschäftigung im Dezember 2015 auf 3.524.000 Personen. Das waren 147.000 weniger als vor einem Jahr.


  Die nach dem ILO-Erwerbskonzept vom Statistischen Bundesamt ermittelte Erwerbslosigkeit betrug im November 1,94 Millionen und die Erwerbslosenquote lag bei 4,6 Prozent.


  Entwicklung in der Arbeitslosenversicherung


  Im Bereich der Arbeitslosenversicherung (SGB III) waren im Dezember 798.000 Menschen arbeitslos gemeldet. Im Vergleich zum Dezember 2014 ergab sich ein Rückgang von 68.000. Insgesamt 782.000 Personen erhielten im Dezember 2015 Arbeitslosengeld, 65.000 weniger als vor einem Jahr.


  Entwicklung in der Grundsicherung für Arbeitsuchende


  Die Zahl der Bezieher von Arbeitslosengeld II in der Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II) lag im Dezember bei 4.300.000. Gegenüber Dezember 2014war dies ein Rückgang von 22.000 Personen. 8,0 Prozent der in Deutschland lebenden Personen im erwerbsfähigen Alter waren damit hilfebedürftig. In der Grundsicherung für Arbeitsuchende waren 1.883.000 Menschen arbeitslos gemeldet, 14.000 weniger als vor einem Jahr. Ein Großteil der Arbeitslosengeld II-Bezieher ist nicht arbeitslos. Das liegt daran, dass diese Personen mindestens 15 Wochenstunden erwerbstätig sind, kleine Kinder betreuen, Angehörige pflegen oder sich noch in der Ausbildung befinden.


  Erwerbstätigkeit und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung


  Erwerbstätigkeit und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung sind saisonbereinigt weiter gewachsen. Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes ist die Zahl der Erwerbstätigen (nach dem Inlandskonzept) im November saisonbereinigt gegenüber dem Vormonat um 42.000 gestiegen. Mit 43,49 Millionen Personen fiel sie im Vergleich zum Vorjahr um 423.000 höher aus. Die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung hat nach der Hochrechnung der Bundesagentur für Arbeit von September auf Oktober saisonbereinigt um 60.000 zugenommen. Mit 31,39 Millionen Personen lag die Beschäftigung gegenüber dem Vorjahr um 713.000 im Plus. Besonders in den Branchen Pflege und Soziales, Handel und sonstige wirtschaftliche Dienstleistungen gab es im Vorjahresvergleich Zuwächse.


  Arbeitskräftenachfrage


  Die Nachfrage nach neuen Mitarbeitern ist weiter aufwärtsgerichtet. Im Dezember waren 591.000 Arbeitsstellen bei der Bundesagentur für Arbeit gemeldet, 93.000 mehr als vor einem Jahr. Saisonbereinigt lag die Nachfrage gegenüber dem Vormonat mit 10.000 im Plus. Besonders gesucht waren auch aufgrund des Weihnachtsgeschäfts Arbeitskräfte in den Berufsfeldern Verkauf sowie in Verkehr und Logistik. Es folgten Berufe in der Mechatronik, Energie- und Elektrotechnik, Maschinen- und Fahrzeugtechnik, Metallerzeugung, -bearbeitung, Metallbau und medizinische Gesundheitsberufe. Der Stellenindex der Bundesagentur für Arbeit (BA-X) - ein Indikator für die Nachfrage nach Arbeitskräften in Deutschland - stieg im Dezember 2015 um einen auf 206 Punkte. Die Nachfrage nach Arbeitskräften hat damit noch einmal leicht zugelegt.


  Den ausführlichen Monatsbericht finden Sie im Internet unter:

  http://statistik.arbeitsagentur.de


  Informationen zum Hörfunkservice der Bundesagentur für Arbeit finden Sie im Internet unter:

  www.ba-audio.de


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit Nr. 01 vom 05.01.2016

  Bundesagentur für Arbeit, Presseteam

  Regensburger Strasse 104, 90478 Nürnberg

  Telefon: 0911/179-2218, Fax: 0911/179-1487

  E-Mail: zentrale.presse@arbeitsagentur.de

  Internet: www.arbeitsagentur.de



  veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Januar 2016


  

  Zurück zum Inhaltsverzeichnis

  

  



  [image: Schattenblick Logo]

  



  INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT

  



  AUSSENHANDEL/1595: Gabriel bringt deutsche Unternehmen nach Kuba (BMWi)


  

  Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 6. Januar 2016


  Gabriel bringt deutsche Unternehmen nach Kuba



  Der Bundesminister für Wirtschaft und Energie, Sigmar Gabriel, reist heute bis zum 8. Januar mit einer 60-köpfigen Wirtschaftsdelegation nach Kuba. Nach fast 15 Jahren reist damit erstmals wieder ein deutscher Wirtschaftsminister in das Land, um die wirtschaftliche Zusammenarbeit zu intensivieren und für eine Flexibilisierung des kubanischen Wirtschaftsmodells zu werben. Gabriel wird dazu Gespräche mit mehreren Regierungsvertretern führen, ein Unternehmerforum eröffnen und ein deutsch-kubanisches Joint-Venture besuchen.


  Bundesminister Gabriel: "Der Erneuerungs- und Investitionsbedarf in Kuba ist hoch und Produkte 'Made in Germany' genießen dort einen hervorragenden Ruf. Die Chancen, die sich damit für unsere beiden Länder bieten, sind groß. Mein Besuch soll den vorsichtigen Öffnungsprozess Kubas, auch als Handels- und Investitionsstandort, bestärken. Deutsche Unternehmen mit ihrem Know-how und ihren hocheffizienten Technologien können Kuba insbesondere in den Bereichen Energie, Gesundheit oder Maschinen- und Anlagenbau sehr gute Lösungen anbieten."


  Zu den kubanischen Gesprächspartnern des Ministers gehören u. a. Vize-Präsident Miguel Díaz-Canel, die Minister für Außenhandel (Rodrigo Malmierca), Wirtschaft (Marino Murillo), Energie und Bergbau (Alfredo López), Industrie (Salvador Pardo) sowie Außenminister Eduardo Rodríguez.


  Die bilateralen Wirtschaftsbeziehungen zu Kuba bewegen sich mit einem Gesamtvolumen von 224 Mio. Euro (2014) auf einem noch niedrigen Niveau (Exporte nach Kuba: 191 Mio. Euro, Importe aus Kuba: 33 Mio. Euro). Derzeit sind ca. 50 deutsche Unternehmen in Kuba tätig.


  Weitere Informationen unter:

  http://www.gtai.de/GTAI/Navigation/DE/Trade/Weltkarte/Amerika/kuba.html


  *


  Quelle:

  BMWi-Pressemitteilung vom 6. Januar 2016

  Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

  Telefon: 030-186150

  E-Mail: info@bmwi.bund.de

  Internet: http://www.bmwi.de



  veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Januar 2016


  

  Zurück zum Inhaltsverzeichnis

  

  



  [image: Schattenblick Logo]

  



  INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT

  



  AUSSENHANDEL/1594: 2016 wird ein TTIP-Jahr (Pressenza)


  

  Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin


  2016 wird ein TTIP-Jahr


  von Justus von Daniels für CORRECT!V [1], 27. Dezember 2015



  Berlin - 27.12.2015. Die USA und die EU wollten TTIP hinter verschlossenen Türen verhandeln. Daraus wurde nichts. Die Menschen mischten sich ein. Das Handelsabkommen mit den USA politisiert die Bevölkerung wie schon lange kein Thema. Was geschah in diesem Jahr bei TTIP? Wird es gelingen, den Vertrag wie geplant bis Ende 2016 auszuhandeln, dem Ende von Obamas Präsidentschaft?


  Im Oktober demonstrierten in Berlin rund eine Viertelmillion Menschen gegen TTIP. Zuletzt waren in Deutschland 2003 so viele Bürger auf die Straße gegangen, damals gegen den Irakkrieg. Und über 300 Städte und Gemeinden in ganz Deutschland haben sich im vergangenen Jahr zur "TTIP-freien Zone" erklärt.


  In Gesprächen mit Politikern in Berlin fällt immer wieder der Satz: "Ich bin erstaunt, wie voll meine Veranstaltungen sind, wenn es um das Handelsabkommen geht." Bürger wollen dann über Investitionsschutz, Regulierungskooperation oder den Schutz geografischer Herkunftsangaben diskutieren. Begriffe, die bis vor kurzem kaum jemand kannte. Und die nun in vieler Munde sind. TTIP hat die Menschen politisiert.


  

  Druck von unten


  Wichtige Entwicklungen bei TTIP - das hat das vergangene Jahr gezeigt - kamen auf Druck der Öffentlichkeit zustande. Beispiel: das Thema "private Schiedsgerichte", also die Frage, wie Konzerne ihre Ansprüche gegenüber Staaten und Kommunen durchsetzen können.


  Im Juni diskutierten sich die Abgeordneten im Europaparlament darüber die Köpfe heiß. Zuvor hatte es Proteste, Studien und eine Bürgerkonsultation der EU gegeben. Im September kündigte die EU-Handelskommissarin Cecilia Malmström schließlich an, dass sie statt privater Schiedsgerichte einen festen Handelsgerichtshof mit den USA aushandeln wolle. Eine Idee, die der amerikanischen Seite bisher allerdings nicht gefällt.


  

  TTIP wird transparenter


  Im Juli veröffentlichte CORRECT!V interne Berichte über die Verhandlungen. Seither weiß die Öffentlichkeit besser Bescheid über die Dynamik der Gespräche. Etwa: Dass umstrittene Punkte ins "Endgame" verschoben werden sollen, den Verhandlungspoker am Schluss. Man weiß nun, welche Seite bei welchen Themen blockt, und wie Lobbyverbände an dem Vertrag mitarbeiten.


  Seit dem Leak wurden Verhandlungsdokumente noch strenger als zuvor geheim gehalten. Zum Ärger auch von deutschen Politikern. Bundeswirtschaftsminister Sigmar Gabriel (SPD) und Bundestagspräsident Norbert Lammert (CDU) forderten mehrfach einen besseren Zugang zu den Vertragsentwürfen. Die EU-Kommission sagte zu, mehr Berichte über den Stand der Verhandlungen zu veröffentlichen.


  

  Im Schneckentempo


  Bis Oktober steckten die Verhandlungen fest. Konkrete Fortschritte? Fehlanzeige. In den Protokollen über die Verhandlungsrunden hieß es oft: "Es gebe konstruktive Gespräche".


  Zu Anfang der TTIP-Verhandlungen hatten beide Seiten betont, dass es ein Leichtes sein würde, ein Abkommen zu vereinbaren. Schließlich habe man auf beiden Seiten des Atlantiks ohnehin ähnliche Standards, ähnliche Lebensbedingungen.


  Aber je länger verhandelt wird, desto deutlicher werden die Unterschiede. Sicherheitsstandards bei Autos? Zu unterschiedlich, um Crashtests gegenseitig anzuerkennen. Gegenseitige Anerkennung von Kosmetikprodukten? Noch nicht einmal über Sonnencremes konnten sich die Verhandler bislang einigen. Hormonfleisch aus den USA? Die US-Fleischlobby drängt darauf, die EU-Märkte zu öffnen. Für die EU ist das wiederum nicht akzeptabel.


  

  Rote Linien


  Offiziell hat die EU-Kommission im Laufe des Jahres eine Menge roter Linien formuliert, oft aufgrund von Protesten: Kommunen dürfen in ihrer Handlungsfreiheit nicht eingeschränkt werden, hieß es im März. Der Bereich Kultur - von Buchpreisbindung bis zu Subventionen für Theater - werde nicht angetastet, über genmanipuliertes Essen nicht verhandelt.


  Sind das zu viele No-Gos? Schon warnen einige EU-Staaten, dass man noch genug Spielraum für Kompromisse brauche.


  Auch die USA zogen solche roten Linien. Sie mauern bei der Frage, ob öffentliche Aufträge an europäische Unternehmen vergeben werden dürfen - eine der Hauptforderungen der EU. Sie wollen ihre gerade erst festgezurrten Finanzmarktregeln nicht durch das Handelsabkommen aufs Spiel setzen. Und sie verstehen nicht, warum der Schutz regionaler Produkte wie Parmaschinken oder Aachener Printen den Europäern so wichtig ist. Die Liste der strittigen Themen ist lang.


  

  2016: Mehr Zeitdruck, mehr Öffentlichkeit


  Bei der jüngsten Verhandlungsrunde im Oktober in Miami bliesen die Verantwortlichen zum Aufbruch: bis Ende 2016, wenn die Amtszeit von US-Präsident Barack Obama endet, solle das Abkommen unter Dach und Fach sein.


  Im kommenden Jahr werden deutlich mehr Informationen über die Vertragsentwürfe an die Öffentlichkeit gelangen. Denn jeder und jede Abgeordnete wird nach Aussage der EU-Kommission von Januar an die geheimen Vertragsentwürfe lesen dürfen. Offiziell dürfen sie nicht darüber sprechen und sie werden beim Lesen von Sicherheitsbeamten bewacht. Aber natürlich wird es erneut Leaks geben. Möglich, dass dadurch die Verhandlungen verzögert werden. Aber es ist ein Sieg der Bürger über die Bürokratie. Ein Rückgewinn an politischer Öffentlichkeit und parlamentarischer Kontrolle.


  2016tritt TTIP in eine entscheidende Phase. Soll das Abkommen bis Ende des Jahres fertig sein, muss die Taktung der Verhandlungen zunehmen, muss der Streit offener geführt werden. Ist das realistisch? Die Stimmen der Skeptiker werden lauter. Selbst aus Kreisen der Verhandler. Ein "ambitioniertes Abkommen" wie TTIP, so sagen einige hinter vorgehaltener Hand, benötige ihrer Erfahrung nach deutlich länger.


  

  Anmerkung: [1]https://correctiv.org/ Der Originalartikel kann auf der Seite des Pressenza-Partners besucht werden unter:

  https://correctiv.org/recherchen/ttip/blog/2015/12/27/das-aufbegehren-der-buerger/


  *


  Quelle:

  Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

  Johanna Heuveling

  E-Mail: johanna.heuveling@pressenza.com

  Internet: www.pressenza.com/de
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  INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT

  



  ENERGIE/2140: Die Fördersätze für Photovoltaik-Anlagen werden erneut nicht abgesenkt (BNA)


  

  Bundesnetzagentur - Pressemitteilung vom 30. Dezember 2015


  Die Fördersätze für Photovoltaik-Anlagen werden erneut nicht abgesenkt



  Die Bundesnetzagentur hat heute bekannt gegeben, dass die Fördersätze für Photovoltaik-Anlagen im Zeitraum vom 1. Januar 2016 bis zum 1. März 2016 nicht gekürzt werden. Die Zubauzahlen der vergangenen zwölf Monate liegen mit etwa 1.419 Megawatt mehr als 900 Megawatt unterhalb des gesetzlich festgelegten Zubaukorridors von 2.400 bis 2.600 Megawatt.


  

  Die Fördersätze für Strom aus Photovoltaik-Anlagen müssen nach den Regeln des Erneuerbare-Energien-Gesetz monatlich angepasst werden. Entscheidend hierfür ist der Zubau der letzten zwölf Monate. Bewegt er sich innerhalb des gesetzlichen Korridors, ist eine Absenkung der Vergütungssätze um jeweils ein halbes Prozent pro Monat vorgesehen. Die Absenkung verstärkt sich, wenn der Zubau den Korridor überschreitet. Eine Unterschreitung des Zubaukorridors führt dagegen dazu, dass die Vergütung weniger stark sinkt, bei einer Unterschreitung um mehr als 900 Megawatt gleich bleibt oder bei einer Unterschreitung um mehr als 1.400 Megawatt sogar ansteigt.


  Im Rahmen der aktuellen Berechnung der Vergütungssätze sind die Zubauzahlen der Monate Dezember 2014 bis November 2015 berücksichtigt worden. In diesen Zahlen sind alle Meldungen in diesem Zeitraum, auch Nachmeldungen, enthalten. Die Ermittlung der neuen Fördersätze für Windenergie an Land und Biomasse, gültig ab dem 1. Juli 2016, steht diesen Monat nicht an.


  Weitere Informationen zu den Fördersätzen für Strom aus Photovoltaik-Anlagen sind auf der Internetseite der Bundesnetzagentur unter: www.bundesnetzagentur.de/eeg-v zu finden.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung vom 30.12.2015

  Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)

  Tulpenfeld 4, 53113 Bonn

  Telefon: 0228/14-99 21

  Telefax: 0228/14-89 75

  pressestelle@bnetza.de, www.bundesnetzagentur.de
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  INFOPOOL / RECHT / FAKTEN

  



  ARBEITSRECHT/220: Kündigung bei Weigerung Firmenfahrzeug zu nutzen (DAV)


  

  Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 6. Januar 2016


  Ressort: Ratgeber/Service/Recht


  Kündigung bei Weigerung Firmenfahrzeug zu nutzen



  Mönchengladbach/Berlin (DAV). Weigert sich ein Mitarbeiter, das Firmenfahrzeug zu nutzen, kann ihm auch nach fast 20 Jahren gekündigt werden. Dies ergibt sich aus einer Entscheidung des Arbeitsgerichts Mönchengladbach vom 14. Oktober 2015 (AZ: 2 Ca 1765/15), wie die Deutsche Anwaltauskunft mitteilt.


  Der Verkaufsreisende arbeitete seit fast 20 Jahren bei einer Firma, die Kaffee vertreibt. Er nutzte, wie die anderen Mitarbeiter auch, Firmenfahrzeuge. Der Betrieb gestaltete die Firmenfahrzeuge um. Sie sind nun so lackiert, dass bei geschlossener Tür der Eindruck entsteht, die Tür sei aufgeschoben. Es sind nackte, aus Kaffeebohnen herausragende Frauenbeine mit halb ausgezogenen roten Pumps zu sehen. Der Mann nutzte das umgestaltete Fahrzeug zunächst. Als zusätzlich am nächsten Tag die bislang grauen gegen neue rote Radkappen ausgetauscht wurden, weigert er sich, das Auto weiter zu benutzen. Bei einem Streit bezeichnete er es als "Puffauto". Ihm wurde gekündigt.


  Der Betrieb durfte dem Mitarbeiter kündigen, entschied das Gericht. Der Arbeitgeber habe im Rahmen seines Direktionsrechts die Möglichkeit, einem Arbeitnehmer ein nach seinen Vorstellungen gestaltetes Fahrzeug zuzuweisen. Die Kündigung war auch nicht auf ihre soziale Rechtfertigung hin zu überprüfen, da es sich bei dem Arbeitgeber um einen Kleinbetrieb gehandelt habe.


  www.anwaltauskunft.de


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung Nr. 02/16 vom 6. Januar 2016

  Deutscher Anwaltverein (DAV)

  Pressesprecher Swen Walentowski

  PR-Referat

  Littenstraße 11, 10179 Berlin

  Tel.: 0 30/72 61 52 - 129

  Sekretariat:

  Manja Jungnickel, Tel.: 0 30/72 61 52 - 139

  Katrin Schläfke, Tel.: 0 30/72 61 52 - 149

  Fax: 0 30/72 61 52 - 193

  E-mail: walentowski@anwaltverein.de

  Internet: www.anwaltverein.de
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  INFOPOOL / REPRESSION / FAKTEN

  



  MELDUNG/041: Silopi - Türkischer Staat richtet drei kurdische Aktivistinnen und einen Mann hin (Civaka Azad)


  

  Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.< /br> Pressemitteilung vom 6. Januar 2016


  Silopi: Türkischer Staat richtet drei kurdische Aktivistinnen und einen Mann hin



  Der türkische Staat hat in der Stadt Silopi drei kurdische Frauen und einen Mann kaltblütig ermordet. In der Nacht vom 04. auf den 05. Januar hatten die bewaffneten Kräfte des türkischen Staates den Stadtbezirk Karşıyaka aus gepanzerten Fahrzeugen heraus unter Dauerbeschoss genommen. Erst am folgenden Tag konnten drei der vier Opfer des Angriffs identifiziert werden. Bei den identifizierten Opfern handelt es sich um drei Frauen, die alle in der Stadt in kurdischen politischen Strukturen und/oder Frauenstrukturen aktiv waren.


  Eines der Opfer ist Sevê Demir, die Parteiratsmitglied der DBP (Demokratische Partei der Regionen) war. Demir war lange Jahre in der kurdischen Frauenbewegung aktiv, bis sie 2009 im Rahmen der KCK-Verfahren festgenommen und fünf Jahre in Haft saß. Nach ihrer Haftentlassung war sie in der Region Mardin und Şırnak für die DBP aktiv. Bei dem zweiten Opfer handelt es sich um Pakize Nayır, die Co-Vorsitzende des Volksrates von Silopi war. Das dritte Opfer des Mordanschlags ist Fatma Uya, die eine Aktivistin der Vereinigung der Freien Frau (KJA, Koma Jinên Azad) in Silopi war. Das vierte Todesopfer konnte bislang noch nicht identifiziert werden.


  Leyla Birlik, HDP Abgeordnete aus der Provinz Şırnak, zu der auch Silopi angebunden ist, besuchte am 05. Januar das Krankenhaus, in welches die Opfer gebracht wurden. Birlik berichtet, dass der ermordete Mann noch nicht identifiziert werden konnte, weil sein Gesicht durch die Schüsse bis zur Unkenntlichkeit entstellt worden ist.


  In Silopi greift der türkische Staat seit nun 24 Tage die Bevölkerung der Stadt an. Drei Stadtviertel befinden sich derzeit in Belagerungszustand. Allein am 04. und am 05. Januar wurden 57 Menschen aus Silopi festgenommen. Unter ihnen befindet sich auch der Journalist der Dicle Nachrichtenagentur (DIHA) Nedim Oruç.


  Am 04. Januar tauchte zudem ein staatliches Dokument in der Öffentlichkeit auf, dass den türkischen Soldaten explizit bei Straffreiheit das Recht zuspricht, auf Zivilisten zu schießen (Siehe hierzu: https://isku.blackblogs.org/?p=840).


  *


  Quelle:

  Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

  Bornheimer Landstraße 48, 60316 Frankfurt

  Telefon: 069/84772084

  E-Mail: info@civaka-azad.org

  Internet: www.civaka-azad.org
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  INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH

  



  SCHACH-SPHINX/05707: Englische Noblesse (SB)


  

  Die Hand, dazu geschaffen, ein Weltreich zu regieren, zumindest eines aus 64 Feldern, ergriff zuweilen statt der Figuren von Dame, König, Turm und Springer auch gerne einmal einen Tennisschläger. Und das mit nicht geringem Erfolg. Schachmeister als Tennismatadore. Zum Beispiel Paul Keres, ewig zweitrangig, wenn es um die Thronbesteigung ging, war leidenschaftlich auch am Tennis interessiert, spielte einmal sogar bei der UdSSR-Meisterschaft mit. Verwandtschaft zwischen Schach und Tennis ist nicht zu leugnen. Man dirigiert den anderen dorthin, wo der Ball gerade nicht hinfliegt, lockt ihn sozusagen ins Abseits. Die Bälle schwirren über das Netz wie Züge, hin und her und her und hin, bis sich ein Matt ergibt beziehunsgweise ein Punkt erzielt wird. Englische Noblesse legte dagegen Sir George Alan Thomas an den Tag. Das Empire wird nicht nur vom Brett aus regiert, so seine Devise, sondern auch vom Tennisplatz aus. Und er machte seine royalistische Sache gut. 15mal gewann er die Londoner und zweimal die Britische Meisterschaft im Schach. Auch beim Tennis häufte er Ehren auf sein Haupt, kam einmal ins Viertelfinale von Wimbledon und war von 1920 bis 1923 Badmintonmeister der britischen Krone. In Deutschland hielten es die Meister weniger mit dem arrivierten Vergnügen. Hier erwarb man sich Ruhm entweder auf dem Schlachtfeld oder mit den Waffen des Geistes auf dem Schachbrett. Fritz Sämisch brachte auf dem Brett Großartiges zustande, beispielsweise im Turnier zu Karlsbad 1929, wo er mit den weißen Steinen im heutigen Rätsel der Sphinx seinen Gegner Ernst Grünfeld grün und blau schlug. Kannst du die Hiebe nachzeichnen, Wanderer?

  



  [image: SCHACH-SPHINX/05707: Englische Noblesse (SB)]


  Sämisch - Grünfeld

  Karlsbad 1929


  Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

  Gramvoll erinnert sich Hübner daran zurück, daß er in Biel in beispielloser Blindheit die einfache Mattfolge 1.Db5-e8+ Kh8-g7 2.Te2- e7+ Kg7-h6 3.De8-f8+ Kh6-h5 4.Te7xh7# übersah.



  Erstveröffentlichung am 20. Januar 2003


  06.Januar 2016



  
    

    Copyright 2016 by MA-Verlag

    Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

    Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

    Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

    Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

    E-Mail: schattenblick@gmx.de

    Internet: www.schattenblick.de
    

  


  

  Zurück zum Inhaltsverzeichnis

  

  



  [image: Schattenblick Logo]

  



  INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN

  



  BREITENSPORT/1376: Bocholt - 17. Citylauf am 21.5., Anmeldungen ab 31.1.2016


  

  17. Bocholter Citylauf: Anmeldungen ab 31. Januar, 12 Uhr



  Bocholt (PID). Für den 17. Bocholter Citylauf am 21. Mai 2016 können sich Sportler ab Sonntag, 31. Januar, anmelden. Punkt 12 Uhr wird die Online-Anmeldung unter www.bocholter-citylauf.de freigeschaltet, wie Citylauf-Organisator Ullrich Kuhlmann mitteilt.


  Wer einen Platz sichern will, sollte am Anmeldestart schnell dabei sein. Der 10 Kilometer-Hauptlauf war im Vorjahr bereits nach 30 Minuten ausgebucht, der 5-Kilometer-Lauf nach zwei Tagen. Mehr Infos unter www.bocholter-citylauf.de und unter Tel. 02871/27 444 09.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung von Montag, 4. Januar 2016

  Stadt Bocholt

  PRESSE- und INFORMATIONSDIENST der Stadt Bocholt

  Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

  Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571

  Fax: (0 28 71) 953-189

  E-Mail: pid@mail.bocholt.de

  Internet: www.bocholt.de
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  INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN

  



  TANZSPORT/430: Bonn - Kurs "Tanzaktiv! - Bewegt älter werden" ab 13.1.2016


  

  Kurs "Tanzaktiv! - Bewegt älter werden"



  ib - Kursleiterin Gabriele Roth bietet ab Mittwoch, 13. Januar, in der Begegnungsstätte "St. Ägidius und St. Jakob" der Seniorenzentren der Bundesstadt Bonn, Breite Straße 107a, mittwochs von 10 bis 11 Uhr die Möglichkeit, auf beschwingte Art und Weise Ausdauer, Kraft und Koordination zu schulen.


  In dem neuen Kurs wird die Musik unterschiedlicher Kulturen genutzt, um die Eigenwahrnehmung der Teilnehmerinnen und Teilnehmer, ihre Bewegungsfähigkeit und vor allem ein positives Lebensgefühl zu fördern und zu steigern. Mal lebendig- spritzig, dann wieder meditativ-ruhig trägt die Vielfalt der Klänge ebenso zum körperlichen Ausgleich wie auch zu innerer Heiterkeit und Ausgeglichenheit bei.


  Die Kosten betragen 50 Euro für zehn Termine, eine Anerkennung und Förderung als Präventionskurs durch Ihre Krankenkasse ist möglich. Eine Anmeldung ist telefonisch möglich unter Ruf 0228 - 96 54 44 7.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung von Mittwoch, 6. Januar 2016

  Stadt Bonn

  Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

  Telefon: (02 28) 77-3000

  Telefax: (02 28)/77 2468

  E-Mail: presseamt@bonn.de

  Internet: www.bonn.de
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  INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN

  



  KLEINKUNST/550: Wiesbaden - »Kabarett der rote Stuhl« mit Thomas Kreimeyer am 9.1.2016


  

  Hessisches Staatstheater Wiesbaden


  Am 9. Januar wieder im Studio: »Kabarett der rote Stuhl«


  Steh-Greif-Kabarett mit Thomas Kreimeyer



  Thomas Kreimeyer ist ein sich unterhaltender Unterhalter. Er kommt mit den Zuschauern ins Gespräch und sie mit ihm.


  Das Theater ist stets am Nerv der Zeit. Sucht immer wieder nach modernen Formen. Kann aber gar nicht so spontan sein wie Thomas Kreimeyers Steh-Greif-Kabarett. Denn es ist lebendig und jeden Abend neu. Der eine sagt was. Der andere auch. Und schon ist es passiert. Was für ein Theater. Theater ist ein Ort des Dramas. Beim Steh-Greif-Kabarett fließen die Tränen auch noch aus ganz anderen Gründen.


  Das Thema des Theaters ist Kommunikation. Bei Thomas Kreimeyer findet sie tatsächlich statt. Der vielfach ausgezeichnete Steh-Greif-Kabarettist (u. a. mit dem Österreichischen Goldenen Kleinkunstnagel 2013, Hamburger Comedy Pokal 2012) wechselt von der Kleinkunstszene ans Hessische Staatstheater Wiesbaden und ist nun zum zweiten Mal auf der Studiobühne zu erleben.


  »Kabarett der rote Stuhl«

  Samstag, 9. Januar 2016

  20:00 Uhr Studio

  Eintritt 18 Euro


  Weiterer Termin:

  Samstag, 6. Februar 2016

  20:00 Uhr, Studio


  Karten sind erhältlich an der Theaterkasse,

  telefonisch unter 0611/132 325

  oder auf www.staatstheater-wiesbaden.de


  *


  Quelle:

  Hessisches Staatstheater Wiesbaden

  Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

  Karten-Telefon 0611/132-325, Fax 0611/132-337

  E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

  Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de
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  INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN

  



  KLEINKUNST/549: Hamburg - Lutz von Rosenberg Lipinsky "Angst.macht.spass", Goldbekhaus 9.1.2016


  

  NEUES JAHR - NEUE ANGST?


  LUTZ VON ROSENBERG LIPINSKY: ANGST.MACHT.SPASS

  Eine kabarettistische Offenbarung.


  Hamburg, Goldbekhaus, Samstag 9. Januar um 20 Uhr



  Angst macht Spaß - in jedem Falle dem, der über sie spricht und denen, die ihm dabei zuhören: Lutz von Rosenberg Lipinsky ist Deutschlands lustigster Seelsorger. Nachdem er sich in seinem Buch "Die 33 tollsten Ängste - und wie man sie bekommt" überwiegend unseren persönlichen Sorgen und Nöten zugewandt hatte, widmet er sich in seinem neuen Live- Programm nun unseren politischen Phobien.


  Denn Deutschland lebt schon seit Jahrzehnten in Panik: Pershing 2 und Gorleben, Irakkriege und Pisastudien, E 10 und G 8, Stuttgart 21 und Hartz 4 - bei uns herrscht dauerhaft Endzeitstimmung. Und jetzt geht die Welt schon wieder unter: Unser Finanzsystem bricht zusammen, der Terrorismus verschärft sich, das Weltklima verändert sich bedrohlich - es ereignet sich ein wahrhaft apokalyptisches Schauspiel vor unseren Augen.Doch wie reagieren wir? Demonstrieren wir - und zwar etwas Anderes als Ohnmacht? Oder fühlen wir uns von höheren Mächten beschützt? Immerhin stellen wir den Papst, haben eine Pastorentochter zur Kanzlerin und einen Pastor zum Präsidenten! Oder genießen wir vielleicht sogar die Bedrohung, die Spannung, das Adrenalin? Und klatschen erleichtert, wenn die Gefahr vorüber ist? Macht Angst uns etwa Spaß?In all dem Chaos unserer letzten Tage ist Lutz von Rosenberg Lipinsky der Mann am Krisenherd. Der studierte Theologe hält die Ursuppe unserer Ängste am Dampfen. Lustvoll und energisch, schlau und süffisant, provozierend und prägnant: Hier lernen Sie das Fürchten auf erschreckend humorvolle Weise.


  Panik et circenses: Das Ende ist nah. Immer. Und überall.


  Lutz von Rosenberg Lipinsky | www.von-rosenberg-lipinsky.de


  Bühne zum Hof | AK 16,50 / 14,- | VVK 14,- / 12,-


  

  Goldbekhaus e.V.

  Moorfuhrtweg 9 | 22301 Hamburg

  040-27 87 02-0 | info@goldbekhaus.de

  www.goldbekhaus.de


  *


  Quelle:

  steffel:marketing&pr

  Raamfeld 47, 22397 Hamburg

  Telefon: 040.41455746

  E-Mail: info@ulrikesteffel.de
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  INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN

  



  TREFF/346: Hessisches Staatstheater Wiesbaden - Großer Kostümverkauf am 9.1.2016


  

  Hessisches Staatstheater Wiesbaden


  Großer Kostümverkauf



  Der Neujahrsputz steht ins Haus, das Hessische Staatstheater Wiesbaden schafft Platz im Fundus. Daher findet am Samstag, 9. Januar 2016, von 11bis 16 Uhr der traditionelle große Kostümverkauf im Malsaal statt. Verkauft werden Kostüme, Rüstungsteile, Kopfbedeckungen, Schuhe, Wäsche, Theatertiere, Masken, Perücken und vieles mehr - aus allen Stilepochen. Über 4.000 Teile werden zum Verkauf angeboten. Bezahlt werden kann ausschließlich in bar.


  Samstag, 9. Januar 2016, 11:00 Uhr bis 16:00 Uhr Malsaal


  *


  Quelle:

  Hessisches Staatstheater Wiesbaden

  Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

  Karten-Telefon 0611/132-325, Fax 0611/132-337

  E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

  Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de



  veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Januar 2016


  

  Zurück zum Inhaltsverzeichnis

  

  



  [image: Schattenblick Logo]

  



  INFOPOOL / UMWELT / ABFALL

  



  MELDUNG/041: Bis Ende 2015 17 Tonnen Müll aus Nord- und Ostsee geborgen (NABU)


  

  Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 6. Januar 2015


  NABU-Zahl des Monats:


  17 Tonnen Müll aus Nord- und Ostsee geborgen

  Erfolgreiche Fishing for Litter-Bilanz



  Berlin - 17 Tonnen Müll haben deutsche Fischer bis Ende 2015 aus Nord- und Ostsee gezogen. Über 75 Prozent der gefischten Abfälle bestehen dabei aus Kunststoff. Folien, Verpackungen, Kanister, altes Tauwerk und Reste von Fischernetzen gehören zu den häufigsten Fundstücken.


  Im Jahr 2011 gab der NABU gemeinsam mit regionalen Partnern den Startschuss der in Deutschland einmaligen Initiative Fishing for Litter. Seitdem wächst die Zahl beteiligter Häfen und Fischer, die Müll aus dem Meer sammeln und entsorgen, stetig an. Heute unterstützen auch die Küstenländer Niedersachsen und Schleswig-Holstein den weiteren Ausbau.


  Die Fischer erhalten kostenlose Sammelsäcke und in den Häfen stehen große Container zur Müllentsorgung bereit. Die gefischten Abfälle werden aufwendig sortiert und auf ihre Zusammensetzung und Herkunft untersucht. Fishing for Litter ist eine zentrale Maßnahme gegen die Vermüllung der Meere und zeigt wie sich Fischerei und Naturschutz gemeinsam für eine saubere Meeresumwelt einsetzen können.


  Mehr Informationen unter:

  www.nabu.de/fishingforlitter


  *


  Quelle:

  NABU Pressedienst/Zahl des Monats, 06.01.2016

  Herausgeber:

  Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

  Pressestelle

  Charitéstraße 3, 10117 Berlin

  Tel.: 030/284 984-1510, -1520, Fax: 030/284 984-84

  E-Mail: presse@NABU.de

  Internet: www.NABU.de
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  INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ

  



  MELDUNG/328: Kälteeinbruch weckt Fledermäuse - Erstversorgung bei Fledermausfunden (NABU BB)


  

  NABU Landesverband Brandenburg - Pressedienst Naturschutz aktuell, 6.Januar 2016


  Kälteeinbruch weckt Fledermäuse


  NABU-Tipps für die fachgerechte Erstversorgung bei Fledermausfunden



  In den letzten beiden Tagen haben aufmerksame Brandenburger sieben aufgelesene Fledermäuse in der Landesgeschäftsstelle in Potsdam abgegeben. Die Fledermäuse sind aus ihrem bisherigen Winterschlaf erwacht und suchen nun geschütztere Quartiere. Der NABU Brandenburg hat die wichtigsten Infos zur Erstversorgung bei Fledermausfunden zusammengestellt.


  In Brandenburg kommen 18 verschiedene Fledermausarten vor, die sich alle ausschließlich von Insekten und Spinnentieren ernähren. Normalerweise halten die kleinen Säuger jetzt Winterschlaf in feuchten und kühlen Höhlen, Bunkern oder Kellern. "Es gibt aber auch Ausnahmen. Fledermausarten wie der Große Abendsegler, Zwerg- und Langohrfledermäuse überwintern auch in Baumhöhlen und in tieferen Spalten an Gebäuden" berichtet Christiane Schröder, Biologin des NABU Brandenburg. "Aufgrund des bisher milden Winterwetters haben sie teilweise Quartiere aufgesucht, die nicht ausreichend Schutz vor tieferen Temperaturen bieten. Wenn nun einzelne Tiere aus dem Winterschlaf erwachen und "umziehen" möchten, kommt es vor, dass andere noch schlafende Tiere mit aus den Quartieren gedrängt werden und zu Boden fallen".


  Alle bei uns vorkommenden Fledermausarten und ihre Quartiere stehen unter Naturschutz. Informieren Sie bei einem Fund auf jeden Fall Fledermausexperten - nach der Erstversorgung ist eine fachgerechte Behandlung wichtig. Wichtig ist es, sich und die Tiere zu schützen. So empfiehlt der NABU Brandenburg, dicke Leder- oder Gartenhandschuhe beim Umgang mit den Tieren zu tragen, um Bisse zu vermeiden. Die Fledermäuse sollen stets mit der ganzen Hand umfasst werden. Am besten setzt man sie in einen Schuhkarton mit eingeschnitzten Luftlöchern und stellt die Notfallkiste zunächst an einen dunklen, kühlen Raum bis weitere Hilfe organisiert ist. Innen wird die Kiste locker mit zerknülltem Küchenpapier oder einem geknüllten Stofftuch ausgefüllt. Verletzte Tiere sollten zu einem Tierarzt gebracht werden. Verabreichen Sie den Fledermäusen kein Essen und auch keine Haustiernahrung! Gesunde Alttiere können bei mildem, trockenem Wetter in der Abenddämmerung wieder nahe ihrem Fundort entlassen werden. Dazu sollten sie in ca. zwei Meter Höhe an einen Baumstamm gesetzt werden.


  Bereits beim Bau oder der Sanierung von Gebäuden sollte man an diese nützlichen Tiere denken und entsprechende Fledermausquartiere einbauen und sich von Fachleuten beraten lassen. Auch feuchte und kühle Kellerräume können als Winterquartier genutzt werden. Alle offenen Gefäße sollten dort unbedingt so aufgestellt oder gesichert werden, dass keine Fledermäuse hineinfallen können, da sie an den glatten Wänden nicht hinauskrabbeln können.


  

  Weitere Informationen finden Sie auf den Webseiten des NABU, unter

  https://brandenburg.nabu.de/tiere-und-pf lanzen/saeugetiere/fledermaeuse/10186.html.
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  INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN

  



  BODEN/172: Boden des Jahres 2015 - Pseudogley (DER RABE RALF)


  

  DER RABE RALF

  Nr. 189 - Dezember 2015/Januar 2016

  Die Berliner Umweltzeitung


  Rückblick ...

  Boden des Jahres 2015: Pseudogley (Stauwasserboden)


  von Jörg Parsiegla



  Mit der seit 2005 in den deutschsprachigen Ländern einschließlich der Schweiz stattfindenden Aktion Boden des Jahres soll die Bedeutung des Bodens für die Menschen und seine Schutzwürdigkeit vermittelt werden. Sie wurde ursprünglich von der Deutschen Bodenkundlichen Gesellschaft (DBG) und vom Bundesverband Boden (BVB) initiiert. Der Titel wird immer zum Internationalen Tag des Bodens am 5. Dezember für das Folgejahr vergeben.



  
    [image: Foto: By Vergelter at German Wikipedia [Public domain], via Wikimedia Commons]


    Pelosol-Pseudogley auf Löss, mit weit in die Stauschicht vordringender Tannenpfahlwurzel

    Foto: By Vergelter at German Wikipedia [Public domain], via Wikimedia Commons

  


  Der Pseudogley ist in der deutschen und mitteleuropäischen Bodensystematik der wichtigste Typ aus der Klasse der Stauwasserböden. In diesen wird das im Boden versickernde Niederschlagswasser durch einen dichten Bodenbereich gestaut. Im Winter und Frühjahr und ist der Boden die meiste Zeit vernässt. Im Sommer und Herbst dagegen kann der Boden austrocknen.



  
    [image: Foto: By U. Burkhardt (Own work) [CC BY-SA 3.0 (http://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0) or GFDL (http://www.gnu.org/copyleft/fdl.html)], via Wikimedia Commons]


    Pseudogley (Ah-Sw-Skw-Sd) auf Keuperlösslehm im Dinkelberggebiet, Südschwarzwald

    Foto: By U. Burkhardt (Own work) [CC BY-SA 3.0 (http://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0) or GFDL (http://www.gnu.org/copyleft/fdl.html)], via Wikimedia Commons

  


  Der Wasserstau entsteht dadurch, dass ein plötzlich weniger gut wasserdurchlässiger Horizont im Bodenprofil vorliegt. Dieser Fall kann zum einen durch den Sedimentationsprozess in Form eines Schichtwechsels auftreten, zum anderen kann eine sogenannte Einlagerungsverdichtung vorliegen, bei der Tonpartikel im Bodenprofil nach unten verlagert werden (Lessivierung). In beiden Fällen verdrängt das sich stauende Wasser die Bodenluft aus den Poren, sodass reduzierende Bedingungen entstehen. Bei gleichzeitiger Oxidation von organischer Substanz werden EisenIII und ManganIV,III in ihre zweiwertigen Varianten umgewandelt. In reduzierter Form als Fe2+ bzw. Mn2+ sind sie in der Bodenlösung mobil und gelangen durch Diffusion auch ins Innere der Bodenaggregate. Hier widerum ist in mit Stauwasser gesättigten Horizonten oft noch Bodenluft eingeschlossen, so dass Eisen und Mangan erneut oxidieren und es zur Bildung von gebleichten Aggregataußenbereichen einerseits und rostfarbenen bis schwarzen Eisen- und Mangan(hydr)oxid-Flecken beziehungsweise -Konkretionen (sphärische Materialanreicherungen) im Aggregatinnern andererseits kommt. So entsteht die typische Sprenkelung oder Marmorierung des Bodens.


  Pseudogleye sind in Mitteleuropa sowohl im Tiefland als auch in den Mittelgebirgen verbreitet. Sie sind typische Böden der Grundmoränen, in Deutschland findet man sie deshalb bevorzugt in den eher niederschlagsreichen und küstennahen Gebieten Niedersachsens und Mecklenburg-Vorpommerns. Ebenfalls häufig sind sie auf den Hochflächen der deutschen Mittelgebirge, wo Tone sowie Ton- und Schluffsteine anstehen, verbreitet.


  Pseudogleye sind wegen ihrer Staunässe eher problematische Standorte und werden vornehmlich als Wiesen genutzt oder mit Wald besetzt. Letzterer sind oft schlechtwüchsig, weil die Wurzeln der Bäume die jahreszeitlich sauerstoffarmen Horizonte meiden und entsprechend nur flach wurzeln. Trotzdem können an Stau- beziehungsweise Wechselfeuchte angepasste Wälder sowohl stabil und ertragreich als auch ökologisch wertvoll sein. Sind Pseudogleye durch Einlagerungsverdichtung aus Parabraunerden oder Fahlerden entstandenen, geben sie auch brauchbare Ackerstandorte ab.


  Stauwasserböden - obwohl witterungs-und klimasensibel - sind aufgrund ihrer extremen Standortbedingungen wertvoll als Lebensraum seltener Tierund Pflanzengemeinschaften. Als Puffer speichern sie Niederschlagswasser, das zeitverzögert verdunstet und in Trockenzeiten Flora und Fauna zugutekommt.


  

  Weitere Informationen:

  www.dbges.de/wb/media/BdJ/BdJ2015/Flyer_BdJ_2015final.pdf
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  INFOPOOL / UMWELT / INDUSTRIE

  



  EUROPA/540: Emissionshandel - Polen will gegen Markstabilitätsreserve vorgehen (DNR EU)


  

  Deutscher Naturschutzring (DNR)

  Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzverbände e.V.

  EU-Koordination


  EU-News - Mittwoch, 06. Januar 2016 / Klima & Energie


  Polen will gegen Markstabilitätsreserve vorgehen



  In der vergangenen Woche hat die polnische Regierung angekündigt, die geplante Reform des Europäischen Emissionshandelssystems vor dem Europäischen Gerichtshof anzufechten.


  Im Detail handelt es sich hierbei um die kürzlich beschlossene Markstabilitätsreserve (MSR), die 2019 in Kraft tritt und die Kapazität hat, Millionen von Emissionszertifikate vom Markt zu nehmen um dadurch den Preis der Zertifikate zu deutlich zu erhöhen - eine Notwendigkeit um den Zweck des europäischen Emissionshandels, COissionen zu reduzieren, zu erreichen. Die polnische Regierung argumentiert, dass eine Änderung während der aktuellen Emissionshandelsperiode (2013-2020) gegen den Grundsatz der Rechtssicherheit verstoße, so berichtet der Umweltnachrichtendienst ENDS.


  Schon während der Verhandlungen setzte sich Polen dafür ein, die Markstabilitätsreserve erst 2021 starten zu lassen. Laut ExpertInnen der Organisation Carbon Market Watch wird die Klage der polnischen Regierung die Preise der Emissionszertifikate voraussichtlich nicht beeinflussen. Schon die Ankündigung bewirkte keine Preisfluktuationen, obwohl der COeis sonst stark von der politischen Landschaft beeinflusst werde. [lr]


  Carbon-Pulse-Artikel [engl.]

  http://carbon-pulse.com/13814/


  Carbon-Market-Watch

  http://carbonmarketwatch.org/


  *
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  INFOPOOL / UMWELT / LANDWIRTSCHAFT

  



  GENTECHNIK/979: Giftige Mischung für Gensoja (DNR EU)


  

  Deutscher Naturschutzring (DNR)

  Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzverbände e.V.

  EU-Koordination


  EU-News - Mittwoch, 06. Januar 2016 / Landwirtschaft & Gentechnik


  Giftige Mischung für Gensoja



  Eine Kombination aus Glyphosat und zwei weiteren Herbiziden, die beim Anbau von gentechnisch veränderten Sojasorten gespritzt werden, können leichter das Erbgut verändern oder Lebererkrankungen sowie Tumore auslösen, als die einzelnen Wirkstoffe. Das geht aus einem Gutachten im Auftrag des Vereins Testbiotech hervor.


  Die von Bayer und Monsanto produzierten Sojabohnen stehen kurz vor der Zulassung für den Import in die Europäische Union. In der kommenden Woche stimmen die EU-Länder darüber ab. Im vergangenen November hatten die VertreterInnen der Mitgliedstaaten nicht die erforderliche qualifizierte Mehrheit für eine Genehmigung erzielt. Wenn auch im zweiten Durchgang keine Entscheidung gefällt wird, ist die EU-Kommission wieder am Zug und kann die Importgenehmigung der Gensoja beschließen.


  Laut Testbiotech will die Kommission den Import der Sojabohnen und ihre Verwendung in Lebens- und Futtermitteln erlauben, weil aus ihrer Sicht alle relevanten Risiken untersucht worden seien. Das aktuelle Gutachten zeige aber, dass die Kombinationswirkung der Herbizide nicht geprüft worden sei, widerspricht Testbiotech. Der Verein fordert, die Genehmigung für die giftbehaftete Soja nicht zu erteilen. [mbu]


  

  Gutachten im Auftrag von Testbiotech

  http://www.eu-koordination.de/Toxicology%20of%20glyphosate,%20isoxaflutole,%20dicamba%20and%20possible%20combination%20effects%20(2015):%20http:/www.testbiotech.org/sites/default/files/Tox_Evaluation_Glyphosate_Dicamba_Isoxaflutole.pdf


  Tagesordnung des Berufungsausschusses zu Gentechnik-Genehmigungen am 11.01.16

  http://ec.europa.eu/dgs/health_food-safety/dgs_consultations/docs/gmffer/gmffer_20160111_ag_en.pdf
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  INFOPOOL / UMWELT / LEBENSRÄUME

  



  EUROPA/096: Umweltausschuss will Naturschutzrichtlinien erhalten (DNR EU)


  

  Deutscher Naturschutzring (DNR)

  Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzverbände e.V.

  EU-Koordination


  EU-News - Montag, 04. Januar 2016 / Naturschutz & Biodiversität


  Umweltausschuss will Naturschutzrichtlinien erhalten



  Der Umweltausschuss des EU-Parlaments unterstützt die vollständige Umsetzung der EU-Naturschutzrichtlinien. Das geht aus seinem beim Treffen am 22. Dezember abgestimmten Bericht zur Halbzeitbewertung der EU-Biodiversitätsstrategie hervor.


  Mit 60 zu 3 Stimmen bei einer Enthaltung haben die ParlamentarierInnen den Bericht angenommen. Sie fordern eine Verbesserung der Umsetzung der EU-Vogelschutz- und Fauna-Flora-Habitatrichtlinie und sprechen sich explizit gegen eine Veränderung der Richtlinien aus.


  "Die Halbzeitbewertung von Europas Biodiversitätsstrategie bis 2020 zeigt glasklar, dass maßgebliche zusätzliche Anstrengungen erforderlich sind, um die Zielsetzungen bis 2020 zu erreichen", sagte Mark Demesmaeker von der Fraktion der Europäischen Konservativen und Reformer (EKR), der den Bericht eingebracht hatte.


  Zuvor hatten auch die zuständigen MinisterInnen im Umweltrat für die Erhaltung der Richtlinien plädiert (EU-Umweltnews am 16. Dezember [1]). Im Februar wird das Parlament im Plenum über den Bericht abstimmen. [ej]


  

  Videoaufzeichnung der Ausschusssitzung

  http://www.europarl.europa.eu/news/en/news-room/20151216IPR07961/Committee-on-the-Environment-Public-Health-and-Food-Safety-meeting-22122015


  Mitteilung der EKR (engl.)

  http://ecrgroup.eu/news/ecr-rapporteur-convinces-the-european-parliament-not-to-revise-the-nature-directives/


  [1]http://www.eu-koordination.de/umweltnews/news/naturschutz-biodiversitaet/3526-umweltministerinnen-unterstuetzen-eu-naturschutzgesetze-und-liste-invasiver-gebietsfremder-arten


  *


  Quelle:

  EU-News, 04.01.2016

  Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

  EU-Koordination

  Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

  E-Mail: eu-info@dnr.de

  Internet: www.eu-koordination.de



  veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Januar 2016


  

  Zurück zum Inhaltsverzeichnis

  

  



  [image: Schattenblick Logo]

  



  INFOPOOL / UMWELT / MEINUNGEN

  



  STANDPUNKT/756: 2016 muss die Wende in eine nachhaltige Menschenzeit markieren (DNR)


  

  Deutscher Naturschutzring (DNR)

  Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzverbände e.V.

  Berlin, 6. Januar 2016


  DNR fordert Politik zu konsequenten Schritten in der Umweltpolitik auf


  Niebert: "2016 muss die Wende in eine nachhaltige Menschenzeit markieren"



  Berlin, 06.01.2016. Zum Jahresbeginn hat der Deutsche Naturschutzring (DNR) die Politik in Berlin und Brüssel aufgefordert, das Jahr 2016 als Auftakt für eine Reihe von notwendigen umweltpolitischen Entscheidungen zu nutzen. "Das so genannte Anthropozän zu einem Zeitalter der Nachhaltigkeit werden zu lassen, wird unsere wichtigste Aufgabe in den nächsten Jahren werden", so DNR-Präsident Kai Niebert. "Global hat der Mensch bereits mehrere rote Linien überschritten: Der Klimawandel, der Verlust der Artenvielfalt, die Überdüngung mit Stickstoff und Phosphor wie auch der Landschaftsverbrauch machen uns auch in Deutschland zu schaffen. Hier müssen wir unverzüglich handeln - politisch und gesellschaftlich", so der Nachhaltigkeitsexperte weiter. Um das Anthropozän nicht zu einem Zeitalter von Krisen werden zu lassen, seien der Ausstieg aus der Nutzung fossilen Kohlenstoffs und der Erhalt der Artenvielfalt zentral. "Wir brauchen im Jahr 2016 einen Quantensprung in der Energie- und Klimapolitik sowie in der Verkehrs- und Agrarpolitik", sagte Niebert.


  Mit den Beschlüssen vom G7-Gipfel in Elmau und von der Pariser Klimakonferenz ist das Ende des fossilen Zeitalters beschlossene Sache. Die Bundesregierung müsse nun die versprochene Dekarbonisierung von Wirtschaft und Gesellschaft unverzüglich angehen und eine internationale Vorreiterrolle im Klimaschutz übernehmen - denn nichts anders bedeute es, die globale Erwärmung auf 1,5 Grad begrenzen zu wollen. Im Vordergrund stehe dabei ein konkreter Zeitplan zum endgültigen Ausstieg aus der Kohlenutzung sowie eine Reform der Verkehrspolitik. "Angesichts steigender CO2-Emissionen im Verkehrssektor und historisch niedriger Rohölpreise ist eine Verkehrswende mit einer Anhebung der Mineralölsteuer genauso überfällig wie eine deutliche Reduzierung des Energiebedarfs im Personen- und Güterverkehr", so Niebert weiter. Der jüngste Abgasskandal habe zudem am Rande noch einmal enthüllt, dass Autos im Schnitt 40 Prozent mehr Kraftstoff verbrauchen, als von den Herstellern angegeben. Daher sei eine Überarbeitung des Prüf- und Zulassungsverfahrens von Pkw sowie ein Ende der Kungelei zwischen Autoindustrie und Politik dringend erforderlich.


  Um einen Kurswechsel beim Verlust der biologischen Vielfalt zu erreichen, fordert der DNR auch ein stärkeres Engagement der Bundesregierung für eine naturverträgliche Landnutzungspolitik. Dies betreffe insbesondere eine Neuausrichtung der EU-Agrarpolitik nach dem Prinzip "Geld gegen Leistung" durch Umschichtung der Agrarsubventionen in zielgerichtete Agrarumweltmaßnahmen. Darüber hinaus appelliert der DNR an EU-Kommissionspräsident Juncker, sich von seiner umweltschädlichen Deregulierungsagenda zu verabschieden und ein Bekenntnis für den Erhalt der europäischen Umwelt- und Naturschutzgesetzgebung abzulegen. "Gerade im Vorfeld der Internationalen Grünen Woche wäre ein Signal für eine bessere Verknüpfung von Naturschutz und Landnutzung von besonderer Bedeutung. Wir erwarten daher, dass die Bundesregierung einer nachhaltigen und umweltverträglichen Nutzung der natürlichen Ressourcen im neuen Jahr durch die Vorlage eines gemeinsamen Aktionsplans einen größeren Stellenwert einräumt", sagte DNR-Generalsekretär Florian Schöne.


  Der Deutsche Naturschutzring (DNR) ist der Dachverband der deutschen Umwelt-, Tier- und Umweltschutzorganisationen und vertritt knapp 100 Verbände und Organisationen, die zusammen 5,2 Millionen Einzelmitglieder haben. Die unter dem Dach des DNR zusammengeschlossenen Organisationen eint die Ziele, biologische Vielfalt und natürliche Ressourcen zu schützen, den Klimawandel zu bekämpfen und für eine nachhaltige und umweltgerechte Wirtschaftsweise einzutreten.


  *
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  INFOPOOL / UMWELT / VERANSTALTUNGEN

  



  DEMO/218: "Wir haben es satt!" - Berlin, 16.01. (DER RABE RALF)


  

  DER RABE RALF

  Nr. 189 - Dezember 2015/Januar 2016

  Die Berliner Umweltzeitung


  "Wir haben es satt!"

  Demonstration für ökologisch produzierte und gesunde Lebensmittel


  von Konstantin Petrick



  Die Organisatoren fordern den "Stopp der industriellen Landwirtschaft und Lebensmittelproduktion und eine Förderung bäuerlicher Betriebe". Mit dieser Forderung geht ein breites Bündnis aus Umwelt- und Landwirtschaftsverbänden wie zum Beispiel NABU oder BUND, ABL und Bioland am 16. Januar 2016 um 12 Uhr auf die Straßen Berlins, um sich lautstark für diese einzusetzen und den großen Agrarbetrieben Grenzen ihres Handelns aufzuzeigen.


  Die Bauernhöfe in Deutschland kämpfen um ihr Überleben. Die Anzahl der deutschen Bauernhöfe sank seit 1975 auf ein neues Rekordtief - es gibt nur noch 285.000 Betriebe. Zum Vergleich: vor 40 Jahren gab es noch über eine Million landwirtschaftliche Betriebe in Deutschland.


  Das Pestizid, Glyphosat, welches von der Weltgesundheitsorganisation als "wahrscheinlich krebserregend" eingestuft wurde, ist jetzt eine große Gefahr für alle Lebewesen. Aber nicht nur die Pestizide sondern auch die Freihandelsabkommen TTIP und CETA machen den Bäuerinnen und Bauern zu schaffen - denn diese bedrohen ihre Lebensgrundlage.


  Die Bundesregierung ermöglichte erst vor kurzem die Massentierhaltungsfabriken mit 57.000 Schweinen, 2.000 Kühen und 450.000 Hühnern. Dort wird unter schrecklichen Lebensbedingungen für die Tiere das mit Antibiotika verseuchte Billigfleisch für unsere Discounter produziert. Die Demonstration "Wir haben es satt!" setzt sich für eine artgerechte und ökologische Haltung ein und fordert von der Bundesregierung und von EU-Agrarkommissar, Phil Hogan, ab 2016 eine Agrar- und Ernährungswende, die unter anderem das Ende der Subventionen für große Agrarkonzerne und eine "gesellschaftlich akzeptierte und ökologischere Land- und Lebensmittelwirtschaft" vorsieht.


  Nehmt den Demoaufruf wahr und erscheint zahlreich, um gegen die Großagrarindustrie zu demonstrieren!


  

  

  Demonstration - Treckerzug - Kundgebung

  "Wir haben die Agrarindustrie satt!" -

  Keine Zukunft ohne Bäuerinnen und Bauern

  Sa, 16. Januar 2016

  Start 12 Uhr am Potsdamer Platz

  Die GRÜNE LIGA Berlin ruft zur Teilnahme auf!


  Forderungen an die Bundesregierung


  
    	Fairer Handel statt Freihandelsabkommen


    	Faire Preise und Marktregeln für die Bauern


    	Gesundes und bezahlbares Essen für alle


    	Klimafreundliche, ökologische und regionale Landwirtschaft


    	Artgerechte Tierhaltung ohne Antibiotika


    	Freiheit für die Saatgutvielfalt


    	Sauberes Trinkwasser


    	Stoppt Massentierhaltung, Monokulturen und die steigenden Nitrat- und Pestizidwerte


    	Beendet das "Sterben" der Bauernhöfe


    	Verhindert das Export- und Preisdumping

  


  

  

  Weitere Informationen:

  www.wir-haben-es-satt.de


  *
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  Tel.: 030/44 33 91-47/-0, Fax: 030/44 33 91-33
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  INFOPOOL / UMWELT / VERANSTALTUNGEN

  



  TOUR/415: Raus in die Natur... Aachen und Umgebung, Januar bis März 2016


  

  2016 - frohes Neues - raus in die Natur...


  Wanderprogramm zu Jahresbeginn



  Guten Tag zusammen,


  ich wünsche Euch/Ihnen ein erfreuliches Jahr mit vielen spannenden Erlebnissen und Begegnungen. Vor allem ist es wichtig, die Zuversicht nicht zu verlieren, dabei hilft manchmal ein Spaziergang in die Natur. Auch 2016 wird es speziell dazu ein umfangreiches Angebot geben, Spaziergänge, Führungen und Wanderungen aller Art, zu vielen Themen und für alle Altersgruppen.


  Hier ein paar erste Termine:


  Sa, 16. Januar, Tierspuren im Öcher Bösch, wunderbare Tour für Groß und Klein, Treffpunkt 12.00 Uhr, Parkplatz Gut Entenpfuhl, ca. 2,5 Stunden, 8 Euro Erw./4 Euro Kinder ab sechs


  So, 17. und So, 24. Januar, Wald statt Kohle - Führung im Hambacher Forst - wegen der großen Nachfrage (im Dezember 165(!) TeilnehmerInnen) gleich zwei Termine im Januar. Übrigens: Morgen, 6. Januar, 17.15 Uhr, ARD alpha, "Die Energie der Zukunft", eine Stunde, u. a. mit Bildern von der Oktober-Führung...


  Sa, 13. Februar, Tierspuren im Öcher Bösch, wie am 16. Januar, Treffpunkt 12.00 Uhr, Parkplatz Gut Entenpfuhl, ca. 2,5 Stunden, 8 Euro Erw./4 Euro Kinder ab sechs


  So, 14. Februar, Wald statt Kohle - Führung im Hambacher Forst, s. o.


  Fr, 19. Februar, Dämmerungswanderung am KuKuK, für Kinder und Erwachsene, Treffpunkt 17.00 Uhr, KuKuK, Eupener Straße, ca. 2,5 Stunden, 8 Euro Erw./4 Euro Kinder ab sechs


  Sa, 20. Februar, Sonnenaufgangswanderung am KuKuK mit anschl. Frühstück, der erste Termin in 2016, Treffpunkt 6.30 Uhr, KuKuK, 12 Euro inkl. Frühstück, nur mit Anmeldung...


  Sa, 5. März, Von der Karlshöhe zum Drielandenpunt - Grenzwanderung, Geschichte und Geschichten entlang vielerlei Grenzen und Grenzsteinen, Treffpunkt 12.00 Uhr, Parkplatz an der Grillhütte am Karlshöher Hochweg, ca. 3 Stunden, 8 Euro Erw/4 Euro Kinder


  Fr, 11. März, Dämmerungswanderung am KuKuK, s. o., Treffpunkt 17.30 Uhr, KuKuK


  Sa, 12. März, Sonnenaufgangswanderung am KuKuK mit anschl. Frühstück, s. o., Treffpunkt 6.00 Uhr, KuKuK, 12 Euro inkl. Frühstück, nur mit Anmeldung...


  So, 13. März, Wald statt Kohle - Führung im Hambacher Forst, es geht monatlich weiter...


  Auch in diesem Jahr wieder, die beliebten Ferienwochen im Bösch beiderseits der Grenze, vier Tage, 11-15.00 Uhr, Anmeldungen ab sofort möglich...


  Mo, 21. März - Do, 24. März, 1. Osterferien-Waldwoche für Kinder


  Di, 29. März - Fr, 1. April, 2. Osterferien-Waldwoche für Kinder


  Anmeldungen und weitere Informationen zu allen

  Veranstaltungen unter 0171-8508321

  oder per Mail info@zobel-natur.de


  

  Ansonsten ist viel in der Planung, neue Routen, LandArt-Seminare, Fortbildungen... Alle Angebote können natürlich auch jederzeit privat gebucht werden, zum Geburtstag, als Betriebsausflug...


  Lehrer und Lehrerinnen, die vielleicht eine Waldexkursion, Klassenfahrt, einen Naturtag, den Kollegiumsausflug oder was auch immer planen, bitte bald melden. Noch sind bis zum Sommer viele Termine zu haben, das wird sich erfahrungsgemäß bald ändern.


  Und die Waldkäuze, die wöchentliche Waldgruppe für Kinder (mittwochs 16-18.00 Uhr), suchen neue waldbegeisterte Mitglieder.


  

  

  Das soll erst mal reichen,


  ich wünsche ein gutes Gelingen aller Vorhaben,


  bis bald im Wald oder wo auch immer,


  Michael Zobel


  *


  Quelle:

  Michael Zobel, 05.01.2016

  Telefon: 0171-8508321

  E-Mail: michael.zobel[at]belgacom.net
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  PRODUKTINFORMATION / RUND UMS AUTO

  

  



  UNTERNEHMEN/103: Strategische Electronic-Partnerschaft in USA soll zur Sicherung der Führungsposition von VW beitragen (Irene Feldbauer)


  

  Strategische Electronic-Partnerschaft in USA soll zur Sicherung der Führungsposition von VW beitragen


  von Irene Feldbauer, 6. Januar 2016



  Der VW-Konzern bildet eine strategische Partnerschaft mit Mobileye, einem Technologieführer im Bereich der automatisierten Bildverarbeitung in den USA. Wie eine Pressemitteilung vom Mittwoch aus Wolfsburg/Las Vegas informiert, wurde am selben Tag eine entsprechende Absichtserklärung im Rahmen der Consumer Electronic Show (CES) in Las Vegas unterzeichnet. Im Mittelpunkt der Kooperation stehe die kamerabasierte Echtzeit-Bildverarbeitungs-Technologie die, in Verbindung mit hochpräzise digitalisierten Karten, als Schlüssel für das automatisierte Fahren gilt.


  Ziel der für Europa exklusiven Zusammenarbeit sei, dem digitalen Wandel in der Automobilindustrie zu begegnen und intelligente Umfelderkennungstechnologien zu entwickeln. Die Erklärung wurde von Prof. Amnon Shashua, Technischer Direktor sowie Vorsitzender von Mobileye, und von Dr. Herbert Diess, Vorstandsvorsitzender der Marke Volkswagen, unterzeichnet.


  Das Technologieunternehmen Mobileye entwickelt optische Sensorensysteme die in Frontkameras bei Volkswagen künftig zum Einsatz kommen. Diese Systeme erkennen in Echtzeit Umgebungsdetails, die zur fortlaufenden Verbesserung der Umfeldkarten verwendet werden. Aufgrund der hohen Anzahl entsprechend ausgerüsteter Fahrzeuge werden hochpräzise und aktuelle Informationen geliefert. Diese Umfeldkarten bieten die Grundlage für das automatisierte Fahren, aber auch für die Weiterentwicklung diverser Fahrerassistenz- und Sicherheitssysteme.


  

  Rückstand auch bei Elektro-Autos aufholen


  Insider der Branche sehen in dieser Entwicklung der Schwarmdaten-Technologie einen wichtigen Schritt des VW-Konzerns zur Stärkung seiner Wettbewerbsposition im Bereich Fahrerassistenz und automatisiertes Fahren und damit zur Überwindung der angeschlagenen Führungsposition von VW insgesamt. Wie kürzlich aus der Zentrale in Wolfsburg verlautete, will VW auch energisch den Rückstand bei der Fertigung von Akkus, dem Schlüsselelement für den Durchbruch bei Elektro-Autos, aufholen. VW-Tochter Porsche will gar einen Sportwagen mit E-Antrieb ins Produktionsprogramm aufnehmen.


  

  VW vor GM und hinter Toyota auf Patz zwei


  Mit 9,9 Millionen weltweit verkaufter Fahrzeuge ist der Absatz von VW 2015gegenüber dem Vorjahr auch lediglich um 200.000 zurückgegangen. In Europa hat der Wolfsburger in den ersten elf Monaten mit 182.020 mehr verkauften Autos einen Zuwachs von 6,2 Prozent erzielt. Damit bleibt VW im Wettbewerb der drei Auto-Giganten 2015 noch vor GM hinter Toyota auf Platz zwei. Ob das so bleibt, ist abzuwarten. Denn wie am Dienstag (5. Januar) bekannt wurde, hat die US-Regierung am Vortage Klage gegen VW wegen des Einsatzes von Betrugssoftware und Verstößen gegen den "Clean Air Act" (Luftreinhaltungsgesetz) eingereicht. Auf VW würden Strafzahlungen in Milliardenhöhe zukommen.


  

  14 Millionen der schädlichen Diesel-Pkw auf deutschen Strassen


  In Deutschland bahnen sich wegen der gefälschten Abgaswerte nicht nur Zivilklagen betroffener Auto-Besitzer an, sondern auch von VW-Aktionären wegen sinkender Dividenden. Dennoch scheint VW mit keinem einschneidenden Rückgang auf dem deutschen Dieselmarkt zu rechnen. Im Januar 2016 sollen erstmals mehr als 14 Millionen Dieselfahrzeuge auf Deutschlands Strassen unterwegs sein. Anfang 2017sollen es sogar 15 Millionen werden. Und das obwohl, wie der Automobilexperte und Professor an der Duisburger Universität Ferdinand Dudenhöfer betonte, die Diesel-Pkw deutlich mehr schädliche Stickoxide ausstoßen, als von den Herstellern angegeben werden. Wenn die Bundesregierung nicht einschreite, werde die vielerorts bereits hohe Schadstoffbelastung weiter zunehmen, so Dudenhöfer.


  *


  Quelle:

  © 2016 by Irene Feldbauer

  Mit freundlicher Genehmigung der Autorin
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